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Liebe LeserInnen,

Vorweg möchten wir uns bei Philippe Keller�
mann in aller Form entschuldigen. Sein Artikel
Marxistische Annäherung an den Anarchismus?, er�
schienen in der # 33, wurde ohne seine Zustim�
mung beim Korrekturlesen verändert. Auf
unserer Webseite ist die richtige Version zu fin�
den. 

Eigentlich wäre ja für die Nummer 35 kein The�
menheft geplant gewesen, dennoch ist es eines
geworden! Aus diesem Überschwang heraus
haben wir auch gleich beschlossen, ab sofort jede
Ausgabe mit einem Schwerpunkt zu versehen.
Dazu findet ihr am Ende des Editorials einen
„Call for papers“!

Der Schwerpunkt dieser Nummer lautet das com�
mune als alternative? debatten und kritiken des ge�
meinsamen. Damit wollen auch wir den in letzter
Zeit verstärkten Diskussionen über gesellschaftli�
che Alternativen Rechnung tragen. Neben den
Debatten über „Solidarische Ökonomie“ und
Commons als nicht�kapitalistische Gemeingüter
(mehr darüber in der Buchbesprechung von An�
dreas Exner) wird vor allem in postoperaistischen
Zusammenhängen seit geraumer Zeit die Ausein�
andersetzung über „das Commune“ geführt. Was
aber macht das Gemeinsame der Multitude aus
und legt somit die Basis für ein Common Wealth
– so lautet ja der Titel des neuesten Buches von
Michael Hardt und Toni Negri? Juliane Spitta
zeigt in ihrem Beitrag die Fallstricke der histori�
schen Diskussion über Gemeinschaft auf und er�
öffnet eine dezidiert nicht�autoritäre Perspektive
des Diskurses zum „Communen“. Isabell Lorey
wiederum nähert sich dem Gemeinsam Werden
über die Organisierung der Prekären – nicht zu�
letzt in der EuroMayday�Bewegung, Gerald Rau�
nig hingegen stellt in seinem Text Etwas Mehr als
das Commune die Brauchbarkeit des Diskurses
zum Communen für eine Perspektive der Befrei�
ung selbst in Frage, bietet jedoch  eine überra�
schende Alternative an. Der Text von Karl Reitter
setzt sich – wenngleich unter einem doch sehr
anderen Gesichtspunkt – ebenfalls kritisch mit
den Debatten zum Communen auseinander; und
zwar mit dem oben bereits erwähnten Buch
Common Wealth von Hardt und Negri. Unseren
Schwerpunkt beschließt ein Text von Carlo Ver�
cellone, der die Transformation des Profits in

Rente im Rahmen der postfordistischen Transfor�
mation des Kapitalismus in den Blick nimmt.
Aus einer darauf aufbauenden Analyse der gegen�
wärtigen Krise des Kapitalismus verweist er auf
die kollektive Aneignung des Communen als po�
litische Perspektive. Letztgenannter Text ist ein
Vorabdruck aus den in Kürze im Unrast�Verlag
erscheinenden Buch Die Krise denken. Finanz�
märkte, soziale Kämpfe und neue politische Szena�
rien. Dieser von Andrea Fumagalli und Sandro
Mezzadra herausgegebene Sammelband entstand
im Rahmen eines Seminars des italienischen
Netzwerks UniNomade. Der Entschluss zur
Übersetzung des Bandes wurde im Rahmen von
Diskussionen innerhalb der grundrisse�Redaktion
gefasst und gemeinsam mit Thomas Atzert und
Sandro Mezzadra verwirklicht. Darauf sind wir
schon ein wenig stolz und freuen uns schon auf
die Präsentationsveranstaltungen im Herbst. Dar�
über werden wir gesondert informieren – nicht
zuletzt in unserem Newsletter, zu dem mensch
sich unter www.grundrisse.net anmelden kann. 

Außerhalb des Schwerpunkts liegt die Arbeit
Nach dem Operaismus? von Max Henninger.
Darin wird die Geschichte des Operaismus bilan�
ziert und kritisch nach dessen Zukunft gefragt.
Jens Kastner reflektiert in Delegation und politi�
sche Dilemmata über Probleme und offene Fragen
des zapatistischen Organisationsverständnisses.
Buchbesprechungen und Rezensionsessays zu un�
terschiedliche Themen beschließen diese Aus�
gabe. 

Abschließend wollen wir euch noch auf die On�
line Zeitschrift Sozial.Geschichte hinweisen, die
kostenlos unter http://duepublico.uni�duisburg�
essen.de/servlets/DocumentServlet?id=22626 abge�
rufen werden kann.

Weiterhin prekär ist die finanzielle Situation des
Kulturzentrums Amerlinghaus am Spittelberg, in
dem nicht nur die Redaktionssitzungen der
grundrisse stattfinden, sondern sich auch viele
andere politische, kulturelle und soziale Initiati�
ven und Gruppen treffen. Die Verhandlungen
mit der Gemeinde Wien um die Inflationsanpas�
sung der Subvention scheinen gescheitert zu sein.
Wer seine Solidarität mit diesem für die selbstor�
ganisierte, nicht konsumorientierte Wiener Kul�
tur� und Politszene  wichtigen Ort ausdrücken
will, findet  auf der Website des Amerlinghauses
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nicht nur nähere Informationen zum aktuellen
Stand der Dinge, sondern auch eine Online�Peti�
tion, einen Vorschlag für ein Mail an Herrn Bür�
germeister Michael Häupl sowie die Bitte um
und Erläuterungen zur Beteiligung an einer Ak�
tion zur Überbrückung des Finanzloches bis zum
Ende dieses Jahres – vor allem um die Gehälter
der vier Angestellten finanzieren zu können!
Amerlinghaus bleibt! http://www.amerlinghaus.at

Call for Papers:

Nicht zuletzt die aktuelle Krise des kapitalisti�
schen Systems in ihrem Zusammenfallen mit
dem Abschwung der globalen Protest� sowie der
Sozialforenbewegung hat die Frage nach politi�
scher Kollektivität und Organisierung erneut auf
die Tagesordnung gesetzt. Wie kann den Auf�
und Abwärtsbewegungen sozialer kämpfe antizy�
klisch Dauer verliehen werden? Wie können Wi�
derstands� und Emanzipationserfahrungen
kommuniziert und unterschiedliche Bewegungen

miteinander verbunden und somit effektiver wer�
den? Was können, was müssen wir aus dem
Scheitern der parteimäßig verfassten Organisatio�
nen lernen? Schließen sich Repräsentationskritik
und politische Organisierung gegenseitig aus?
Warum sprechen wir von Organisierung und
nicht von Organisation? Wie kann politische
Kollektivität nach dem Ende des demokratischen
Zentralismus aussehen? Und last but not least:
was ist der POLITISCHE Einsatz von Organisie�
rung angesichts der Krise der Politik? Fragen über
Fragen, die wir uns und hiermit auch euch stel�
len. Sachdienliche Hinweise, argumentative Pro�
vokationen und weitere Fragestellungen sind
erwünscht, solange sie 50.000 Zeichen (inkl.
Leerzeichen und Fußnoten) nicht überschreiten
und bis 30. Oktober 2010 bei uns eintreffen.
Diskussions� und Überarbeitungsmodus finden
sich hier: http://www.grundrisse.net/wir_ueber_uns.htm

Eure grundrisse � Redaktion
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In der letzten Zeit gehen die staatlichen Repres�
sionsorgane verstärkt gegen soziale Bewegungen
vor. Der Prozess gegen die Tierrechtler_innen
(die 2008 monatelang in U�Haft genommen
wurden) läuft bis jetzt mit ungewissem Aus�
gang, aber mit einer offensichtlich „dünnen
Suppe“, was die Beweislage betrifft. Am 29. Jän�
ner wurde eine Demonstration gegen den
rechtsextremen Ball des Wiener Korporations�
rings untersagt, eingekesselt und von hunderten
Personen die Personalien aufgenommen. Viele
davon haben schon Anzeigen wegen der Beteili�
gung an einer untersagten Veranstaltung be�
kommen. Bei einer Demonstration gegen
antifeministische Väterrechtler_innen am 12.
Juni wurde eine Person festgenommen und zwei
Wochen in U�Haft gehalten. Und auch gegen
antirassistische Demonstrant_innen, die am 29.
April durch einen Sitzstreik den Abtransport
eines Fußballers des migrantischen Sportklubs
FC Sans Papiers verhindern wollten, haben be�
reits Verfahren stattgefunden. Am 6. Juli fanden
in Wien Hausdurchsuchungen in mehreren
Wohnungen und einem selbst verwalteten
Raum statt, drei Personen wurden festgenom�
men, am 20. Juli eine vierte Person. Den Ver�

hafteten wird vorgeworfen, Mistkübel vor dem
AMS Redergasse angezündet und eine „antika�
pitalistische Erklärung“ dazu auf indymedia ge�
stellt zu haben. Diese vier Personen blieben bis
23. August in Untersuchungshaft, obwohl die
Beweislage sehr dürftig war und ist. Auffällig ist,
dass es sich dabei um Personen handelt, die alle
in der letzten Zeit sehr aktiv waren, z.B. in der
Bewegung der Studierenden im Herbst 2009
oder als Antirassist_innen. Angeblich soll gegen
sie wie gegen die Tierrechtler_innen einer der
„Mafiaparagraphen“ 278ff angewendet werden,
der sich immer mehr als Werkzeug zur Verfolgung
sozialer (emanzipatorischer) Bewegungen heraus�
stellt.

Die Betroffenen benötigen eure finanzielle Un�
terstützung, auch wenn sie jetzt wieder in Frei�
heit sind (etwa um Anwält_innen zu bezahlen)! 

Kontonummer: 28257989807
Bankleitzahl: 20111 (Erste Bank)
Name: Grünalternative Jugend Wien
Verwendungszweck: Antirep2010
IBAN: AT872011128257989807
BIC: GIBAATWWXXX

Solidarität mit allen von der Repression betroffenen 
AktivistInnen! 



Das sechste Europäische Sozialforum in
Istanbul

Im Mittelpunkt des sechsten Europäischen Sozi�
alforums in den ersten Julitagen in Istanbul �
nach Florenz 2002, Paris, London, Athen und
Malmoe 2008 – stand natürlich die aktuelle
Krise. Schwerpunkte waren die Wirtschafts� und
Finanzkrise, dieses Mal besonders prominent die
Klimakrise und, bedingt durch den Austragungs�
ort, Energie� und Wasserkonflikte. Etwa 3000
Menschen aus unterschiedlichsten politischen
Spektren und Unorganisierte nahmen teil. Im
Vorfeld fand eine feministische Balkankarawane
statt, die in eine bunte Auftaktdemonstration für
Frauenrechte mündete, am Ende eine Abschluss�
demo und die politisch wichtige Versammlung
sozialer Bewegungen.

Wie immer wurden inhaltlich eine breite Palette
von Themen diskutiert und Strategien entwik�
kelt: Neben den oben erwähnten Themen ging es
um die Konflikte um eine emanzipatorische Mi�
grations� und Bildungspolitik, Arbeits� und Ge�
werkschaftsrechte, antirassistische Kämpfe und
die Offensive der Rechten, um regionale Erfah�
rungen von neoliberalen und Krisenpolitiken
und mögliche Alternativen. Und wie immer
waren die Themen unterschiedlich stark besetzt. 

Und wie auf früheren Sozialforen prägt der lokale
Austragungsort zum Teil die Themen: Dieses Mal
waren das die Repression in der Türkei und ins�
besondere in Kurdistan sowie die wenig zukunfts�
gerichtete Energiepolitik in der Türkei: geplante
Atomkraftwerke und hydroelektrische Energieer�
zeugung mittels der Privatisierung von Flüssen
und Großprojekten.

Der Vorsitzende des Verbandes der türkischen
KleinbäuerInnen beschrieb in einem Workshop,
wie sich die EU im türkischen Beitrittsprozess die
dortige Umstrukturierung der Landwirtschaft
vorstellt, nämlich über eine Reduktion der Be�
schäftigung im Landwirtschaftssektor von derzeit
20 Prozent der Erwerbsbevölkerung auf 5 Pro�
zent. Das geschieht über Gesetze, die bewusst die
KleinbäuerInnen in den Ruin treiben: Staatliche

Agrarhilfen werden nur an mittelgroße und große
Betriebe gezahlt, staatliche Abnahme� und Preis�
garantien wurden abgeschafft und Konzentrati�
onsprozesse forciert.

Auf dem WSF waren Umweltthemen und insbe�
sondere lokale Umweltkonflikte, aber auch die
transnationale Dimension – wie beispielsweise
bei der Wasserprivatisierung – stets präsent. Neu
waren auf dem ESF die Diskussionen und Aktio�
nen der Bewegung für Klimagerechtigkeit, die in
Kopenhagen erstmals und kräftig agierte. Dabei
wurden wichtige Fragen präzisiert: Sei die Bewe�
gung noch zu unentschieden hinsichtlich ihrer
Strategien (etwa in der Ablehnung oder Anerken�
nung der UNO�Klimarahmenkonvention) oder
ist auch hier Diversität eine strategische Stärke?
Soll die Linke, so ein zweiter Punkt, den mit
Peak Oil, klimatischen Kipppunkten und „5 vor
12“�Aufrufen verbundenen zeitlich knappen Kor�
ridoren folgen oder wird damit ein herrschaftli�
cher Katastrophismus reproduziert, den wir seit
20 Jahren kennen und der dazu führt, dass sich
politisch kaum etwas bewegt, vielleicht aber auto�
ritären und expertokratischen Umweltpolitiken
Vorschub leistet? Überaus kontrovers wurden
schließlich die Strategien eines „Grünen New
Deal“ eingeschätzt. Besser als nichts? Analysiert
und kritisiert die Linke mal wieder nur, während
anderswo Alternativen entwickelt werden, oder
handelt es sich um ein Managementmodell, das
so tut als ob es alternativlos sei und die vielen exi�
stierenden Ansätze und zahllosen radikaleren
Vorschläge abschattet?

Deutlich wurde aus sozial�ökologischer Perspek�
tive, dass Fragen sozialer Gerechtigkeit, radikal
anderer Formen von Produktion und Lebens�
weise verbunden werden müssen mit jenen der
Kontrolle über Produktionsmittel, Forschung
und Entwicklung, und, allgemeiner gesprochen,
den Formen gesellschaftlicher Wissensproduk�
tion. Ein Teil der europäischen Linken scheint
das weiterhin zu ignorieren oder oberflächlich zu
postulieren. Die vielschichtige Debatte in Istan�
bul zeigt aber, dass Bewegung ins linke Spektrum
gekommen ist. Gleichzeitig laufen die Klimaakti�
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vistInnen Gefahr, sozial�ökologische Fragen auf
jene des Klimawandels und der Klimagerechtig�
keit zu reduzieren. Damit schatten sie jedoch an�
dere sozial�ökologische Konflikte ab oder
hierarchisieren sie auf der politischen Agenda
nach unten. Die Stärke des ESF liegt aber darin,
dass solche Widersprüche produktiv ausgetragen
werden können.

Das ESF war keine Zusammenkunft breiter euro�
päischer sozialer Bewegungen und es versprühte,
was angesichts der Weltlage nicht verwundert,
keine Aufbruchstimmung. Das hatte aber auch
„ESF�interne“ Gründe:

Die organisatorischen Probleme in Istanbul
waren offensichtlich und drückten aus, dass es im
türkischen Vorbereitungsprozess einige Unstim�
migkeiten gab. Das war selbst zwischen den pro�
tagonistischen trotzkistischen Gruppen, die das
ESF nach Istanbul holten und die über beste
Kontakte nach Europa verfügen, der Fall. Die zu�
gesagte organisatorische und politische Unter�
stützung linker türkischer Gewerkschaften blieb
eher schmal. Eine Umweltaktivistin aus der Tür�
kei meinte, dass sie vom ESF von einer Freundin
aus der Ukraine mitbekam. Die eher geringe Mo�
bilisierung in der Türkei mag auch damit zusam�
menhängen, dass linke Politik sich dort weniger
in sozialen Bewegungen, sondern gewerkschaft�
lich und parteipolitisch ausprägt, es dort aber of�
fenbar erhebliche Konkurrenzen gibt. Der
ESF�Prozess hätte hier katalytisch wirken kön�
nen, indem nämlich die schwachen Ansätze
nicht�parteiförmiger und nicht�gewerkschaftli�
cher linker Politik gestärkt worden wären. Das
war jedoch nicht der Fall. 

Aber auch der europäische Vorbereitungsprozess
war nicht in der Lage, dem Forum einen breiten
und an der Entwicklung breiter Mobilisierung
und radikaler Strategien orientierten Charakter
zu geben: es wirkte bei den SprecherInnen einiger
Workshops und Vernetzungstreffen teilweise wie
ein Funktionärstreffen. Gleichzeitig nahmen aber
viele junge Menschen am ESF teil, die an Aus�
tausch und Kooperation interessierten Teilneh�
merInnen kamen oft außerhalb der vorgesehenen
Orte zusammen.  

Methodologisch waren viele Workshops eher Old
School angelegt, nämlich in Form von langen
Statements, meist von Männern vorgetragen und
Wahrheiten verkündend. Das spiegelte sich auch
darin wider, dass die offenbar gut eingespielte
Gruppe der ESF�Köpfe sich tendenziell eher

selbst auf den Podien zu den „großen Themen“
äußerte und es keinen Mut oder keine Bereit�
schaft gab, bekannte linke europäische Intellektu�
elle einzuladen. Daher entstand mitunter der
Eindruck, dass bestimmte Strömungen wenig In�
teresse hatten an offenen, Widersprüche berück�
sichtigenden und emanzipatorisch bearbeitenden
Perspektiven. 

Dem ESF fehlte – ganz im Gegensatz zum we�
nige Tage vorher in Detroit stattgefundenen
Nordamerikanischen Sozialforum – zudem eine
partizipatorische und offene politische Methodo�
logie. Es war, wie eine bewegungserfahrene Teil�
nehmerin meinte, zudem ein starkes
Übergewicht der Organisierten, was dem Treffen
ein Stück weit seinen offenen und lebendigen
Charakter nahm. 

Es kam zwar zu vielen spannenden themenspezi�
fischen Diskussionen, aber zu keiner wirklich
wegweisenden, möglicherweise kontroversen De�
batte über Krisenstrategien. Die Analysen der kri�
seninduzierten Transformation des Kapitalismus
blieben weitgehend oberflächlich. Die Funktion
eines ESF sollte es aber bleiben, sich thematisch
spezifisch und übergreifend zu orientieren und zu
organisieren. Aber vielleicht ist das weniger dem
ESF anzulasten als den gegenwärtigen Diskussi�
onsständen in der Linken.

Auch eine andere Schwäche des ESF spiegelt
möglicherweise die relative Orientierungslosig�
keit europäischer Bewegungen: Viele Menschen
und Spektren fühlten sich offenbar im Vorfeld
des ESF nicht für eine Teilnahme angesprochen,
sie begriffen das Sozialforum nicht als „ihr“ Sozi�
alforum, wo es sich zu treffen, Einschätzungen
auszutauschen und Strategien zu entwickeln
lohnt. Das kann damit zusammenhängen, dass es
dafür andere Orte gibt. Für einige Spektren mag
das stimmen (etwa die Bewegung für Schulden�
streichung, städtische Kämpfe oder eben Migrati�
onsnetzwerke), für andere aber nicht.

Es gab viele Verabredungen und Aktionsvor�
schläge in den bestehenden oder sich konstituie�
renden thematischen Netzwerken. Der
abwertende Ton einiger Gruppen, dass das ESF
ein talking club ohne Aktionsorientierung sei, ist
politisch billig und zeugt von fehlender Lernbe�
reitschaft. Die vielen konkreten Anregungen für
Aktionen in den unterschiedlichsten Konfliktfel�
dern waren und sind nach wie vor die Stärke der
Sozialforen. Faszinierend ist auch das enorme in�
haltliche und konkret�strategische Wissen in den
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spezifischen Konflikten um emanzipatorische
Veränderungen.

Die strategische Schwäche des ESF als ESF
drückte sich dennoch in der sehr verhaltenen
zentralen Abschlusserklärung aus: nämlich am
29. September die europaweiten Mobilisierungen
der Gewerkschaften zu unterstützen. Es ist er�
staunlich, dass es keine eigenen Initiativen des
ESF als Ganzem gibt, wie etwa Forderungen
nach der Vergesellschaftung von Banken. 

Zudem drückt sich in der Unterstützung des 29.
September ein Dilemma aktueller Kämpfe aus:
Das Mobilisierungslabel der Gewerkschaften
„Gegen Kürzungen, für mehr Wachstum“ ist für
nicht wenige problematisch; Einwände wurden
bei der Schlussversammlung zurückgewiesen und
es gibt längst keinen Konsens über den engen
Zusammenhang zwischen sozialen und sozial�
ökologischen Fragen. Das ESF ist natürlich auch
ein Ort der Gewerkschaften. Daher, so der Ein�
druck, bleibt es zurückhaltend gegenüber deren
produktivistischen und Lohnarbeits�Orientierun�
gen, die die Interessen der informalisierten Lohn�
abhängigen oder sozial�ökologische Fragen nur
sehr am Rande berücksichtigen. 

Die politische Reife des ESF, so eine Teilnehme�
rin, würde sich darin ausdrücken, dass die unter�
schiedlichen Spektren in ihren Differenzen sich
anerkennen und Gemeinsamkeiten suchen.
Wenn dies nicht der Fall ist, weil Gruppen bzw.
Spektren auf ihren Positionen bestehen und diese

inkompatibel sind mit anderen, dann sollte das
anerkannt und nicht die eigene Position um
jeden Preis „durchgedrückt“ werden. 

Die aktuelle Relevanzschwäche des ESF sollte
nicht dazu führen, diesen Prozess einzustellen. Je�
doch sollte es auch viele andere Orte geben von
Austausch und Strategieentwicklung geben – und
diese gibt es auch längst. Das Spezifikum des ESF
ist, dass es ein Ort ist, an dem sehr unterschiedli�
che politische Spektren und in vielen Konfliktfel�
dern aktive Gruppen und Organisationen
zusammenkommen. Es bleibt ein Ort politischer
Sozialisation und gegenseitiger Kenntnisnahme.
Es ist aber – im Gegensatz zum Weltsozialforum
– kein symbolischer Ort, an dem die Anliegen
sozialer Bewegungen in eine europäische Öffent�
lichkeit getragen werden.

In Istanbul wurden viele Probleme deutlich, die
es in einem breiten Prozess zu bearbeiten gilt.
Das Grundproblem jenseits des ESF bleibt für
die europäischen sozialen Bewegungen jedoch be�
stehen: Neben den vielen Protesten gegen Sozial�
abbau gelingt es bislang nicht, die politischen
und gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in
Europa nach links zu verschieben. Die unge�
wollte Stärke des ESF lag darin, dass es nicht so
tat, solch eine Verschiebung während einiger Tage
in Istanbul zu simulieren. 

Der Autor dankt der Rosa�Luxemburg�Stiftung, die
seine Teilnahme am 6. ESF ermöglichte.
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In den letzten Jahre ist es deutlich geworden: Ge�
meinschaft, ein Begriff, der besonders in Deutsch�
land einige Jahrzehnte diskreditiert war, ist
wieder im Kommen. Das Problem der Gemein�
schaft stellt sich heute auf vielfache Weise und es
beansprucht auch im politischen Vorstel�
lungsraum der Linken wieder Relevanz. Diese
neue Relevanz ist den Debatten im Anschluss an
Negri und Hardts Begriff der Multitude, dem Er�
folg der Commons�Theorien und nicht zuletzt
den im Zuge der Finanz� und Wirtschaftskrise
(wieder�)erstarkten Debatten um Gemein�Eigen�
tum und solidarische Ökonomie geschuldet, in
denen der neoliberalen Privatisierungslogik For�
derungen nach Vergesellschaftung, nach kommu�
nalem, gemeinsam besessenen Eigentum und
nach demokratischer Teilhabe gegenübergestellt
werden. In diesem Kontext verspricht der Begriff
der Gemeinschaft neue Perspektiven für politi�
sches Denken und für eine Praxis fernab von in�
dividualistischer Profitlogik.1

Gemeinschaft ist ein ambivalenter Begriff, der die
Variabilität und die Bindekraft seines Vorstel�
lungshorizonts historisch vielfach unter Beweis
gestellt hat. Er bleibt auch 65 Jahre nach dem
Nationalsozialismus und nach einer scheinbar er�
folgreichen Emanzipation des Begriffs von seiner
eigenen Geschichte problematisch, da er mit den
Traditionslinien der Nationalbewegung, mit Na�
turromantik und völkischem Denken verbunden
und sein politisches Sinnfeld bis heute maßgeb�
lich auf kollektive Identität ausgerichtet ist. Zwar
wird Gemeinschaft auch im Deutschsprachigen
nicht mehr unmittelbar mit Volksgemeinschaft
und einem Nationalbewusstsein im Bann ver�
meintlicher Ursprünge assoziiert, doch der hege�
moniale Konzeptions� und Vorstellungsrahmen
der Gemeinschaft bleibt der eines nationalen
Identifikationsbegriffs. Verknüpft mit dem ent�
stehenden Nationalismus wurde seit dem frühen
19. Jahrhundert in unzähligen Debatten um na�
tionale Identität und Einheit gerungen, zugleich
begann die Gemeinschaft sich als politischer
Kampfbegriff herauszubilden. Im Namen der Ge�

meinschaft wurden seither Massen gegen ver�
meintliche Entfremdungen der modernen Gesell�
schaft, für nationale Unabhängigkeit, völkische
Einheit und kollektive Identität mobilisiert, aber
auch gegen die herrschende Ordnung, für
Gleichheit, Partizipation und Emanzipation ge�
kämpft. Das Zusammenspiel einer neuen und ab�
strakten Form kapitalistischer Unterwerfung mit
romantischem Gemeinschaftsenthusiasmus, de�
mokratischen Gleichheitspostulaten und einem
spezifisch�deutschen Volksbegriff drückte den
identitätspolitischen Debatten fortan ihren Stem�
pel auf. 

Im Hinblick auf das aktuelle Ringen um einen
neuen Begriff des Gemeinsamen (Kommunen),
stellt sich die Frage, ob und unter welchen Bedin�
gungen es Sinn macht zu versuchen, die Gemein�
schaft von ihrer (deutschen) Tradition als
nationaler Identitätsbegriff zu lösen und Gemein�
Begriffe (wieder) als kritische Handlungsbegriffe
im Politischen in Stellung zu bringen. Das Pro�
blem wird verständlicher, wenn die Schwierigkei�
ten erwähnt werden, mit denen diejenigen
ringen, die im Namen einer entwerkten, grundlo�
sen, kommenden, bezuglosen oder uneingestehbaren
Gemeinschaft versuchten, den Begriff neu zu be�
setzen. Ihnen hält bspw. Derrida – ein expliziter
Gegner neuer Gemeinschaftsenthusiasmen – vor,
dass auch sie sich letztlich als unfähig erwiesen
hätten, einen Gemein�Begriff jenseits vom Den�
ken des individuellen oder kollektiven Subjekts,
fernab von Einheit und Identität sowie abseits
von Brüderlichkeit und Abstammung zu denken.
„Bejaht, verneint oder neutralisiert, stets gingen
diese gemeinschaftlichen, „kommunitaristischen“
oder „kommunalen“ Werte mit dem Risiko einher,
den Bruder wiederkehren zu lassen.“2 Dennoch
versuchen in jüngster Zeit mehr und mehr post�
strukturalistische, (post�)marxistische, kommuni�
taristische und demokratietheoretische
AutorInnen den Begriff jenseits seiner national�
bewegten Traditionslinien zu verwenden und das
Sinnfeld des Gemeinen für eine emanzipatorische
politische Praxis fruchtbar zu machen. Zur De�
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batte steht, welche Traditionslinien eines überge�
ordneten Gemein�Diskurses3 einer solchen Be�
griffspolitik entgegenstehen, bzw. wie die
vermeintliche Originalität der Gemeinschaft im
Rahmen einer bestimmten politischen Rationalität
(Foucault) überhaupt erst er� und nicht ge�fun�
den wurde. Derartige Fragen müssen gestellt wer�
den, um die Möglichkeiten eines neuen Denkens
des Gemeinsamen auszuloten.

Geschichte und Traditionslinien des Ge-
mein-Diskurses 

Wagen wir einen Blick zurück: Unterschiede zwi�
schen der tiefenhermeneutischen, romantisch�er�
baulichen Sehnsucht nach einer naturwüchsigen
Volksgemeinschaft im 19. und den biologisti�
schen und antisemitischen Selbst�Verwirkli�
chungsphantasien der Nationalsozialisten im 20.
Jahrhundert, zwischen der Anrufung eines
scheinbar vorpolitischen und überstaatlichen
Kollektivsubjekts „Deutsches Volk“ nach 1945,
zwischen der aggressiven Betonung einer neu�
alten, „wiedervereinigten“ Normalität in den
1990er Jahren und der derzeitigen Beliebigkeit
des Massennationalismus in der neoliberalen Ge�
sellschaft des Spektakels sind unübersehbar. Ebenso
ist es offensichtlich, dass die gegenwärtig auf�
und abflauenden nationalistischen Begeisterungs�
schübe, bei denen wenig Unterschied dazwischen
besteht, ob „man“ gerade Papst, schwarz�rot�geil,
Lena oder einfach nur deutsch ist, obgleich auch
massenwirksam und Exklusionsmechanismen
vorantreibend,4 weniger Gemeinsamkeiten mit
romantisch�essentialistischer Ernsthaftigkeit
haben als mit der kollektiv spektakularisierten
Angst vor der Schweinegrippe.

Anfang des 19. Jahrhunderts waren es Romanti�
ker und Nationalisten, die sich mit Bezug auf
Rousseaus Naturverherrlichung bemühten, Ge�
mein�Begriffe auszudifferenzieren. In dieser Zeit
avancierte Thomas Hobbes zum Hauptfeind
einer gemeinschaftsenthusiastischen Bewegung,
da sein kontraktualistischer Konstruktivismus
mit dem Gedanken einer natürlichen Gemein�
schaftsdisposition des Menschen gebrochen hatte.
Im Rahmen einer souveränitätszentrierten Lehre
hatte Hobbes postuliert, dass Menschen als Sub�
jekt und Objekt ihrer politischen Wirklichkeit
den Staat und das Gemeinwohl hervorzubringen
hätten. Diesem Rechtspositivismus stellten Ro�
mantiker und Nationalisten im deutschsprachi�
gen Raum einen politischen Essentialismus

entgegen, der mit einem überdeterminierten Ver�
ständnis der Natur einherging und fortan einen
scheinbar natürlichen Gemeinschaftsbegriff mit
einer ursprungsmetaphysischen Idee des Volkes
identifizierte. In einer Zeit, in der die Nation im
Zuge von Kämpfen gegen die absolutistische
Ordnung zu einem Leitbegriff der politischen
Deutungskultur avanciert war, wurden Volk und
Volks�Gemeinschaft die zentralen Kategorien im
Kampf um einen deutschen Staat. Sie wurden –
wie der Begriff der „Nation“ in Frankreich – mit
politischen Forderungen verknüpft, in Deutsch�
land aber zugleich mit einer vorpolitisch�natürli�
chen Ordnung assoziiert und in Opposition zu
gegenwärtigen politischen Realitäten gebracht.
Noch jenseits rassistisch�biologistischer Deu�
tungsmuster begann sich hier („avant la lettre“)
ein entfremdungstheoretisch aufgeladener
Gegensatz zwischen einer primären, gemein�
schaftlichen Seinsweise und einer sekundären,
künstlich�scheinhaften Gesellschaftsform auszu�
bilden. 

Bereits jetzt werden erste Problemfelder offenbar:
1. Der Gemeinschaftsbegriff besetzt im politi�
schen Denken der Moderne einen paradoxen
Platz: Die Sehnsucht nach gemeinschaftlicher Ei�
gentlichkeit hat sich zusammen mit natur� und
ursprungsmetaphysischen Phantasmen und mit
identitätsstiftenden Narrationen auf dem Rücken
eines aufgeklärten, politischen Diskurses fortge�
schrieben, obgleich die erbaulichen Bebilderun�
gen immer eine unübersehbare Diskrepanz zur
Gegenwart aufgewiesen haben. Das setzt eine
Verschiebungsleistung voraus: eine Art eigentli�
cher Realität der Gemeinschaft (eine wahrhaft�
natürliche, nicht�entfremdete gemeinschaftliche
Seinsweise) wird postuliert und zugleich als ab�
wesend und verlustig markiert, so dass der Dis�
kurs auf das Spannungsfeld eines doppelten Einst
zwischen Verlust und Versprechen fixiert wird.
Die Disparität von Gemeinschaftsromantik und
einer krisenhaften Gegenwart politischer Kon�
struktionen setzt die Verortung des Gemein�
schaftsbegriffs auf einer vorpolitischen, dem
politischen Diskurs scheinbar vorgängigen, quasi�
natürlichen Ebene voraus. Das, was seit dem 19.
Jahrhundert als Gemeinschaft das politische
Denken beflügelt, stützt sich auf Fetischisierung
und Überdeterminierung und kann ob einer
phantasmatischen Vorstellung von Geschichtlich�
keit als Garant für Natürlichkeit erscheinen. Der�
artige Gemeinschaftsvorstellungen sind an die
Abwesenheit ihres Sehnsuchtsobjekts gebunden
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und auf das unmögliche Streben nach einer nie
gewesenen, gleichwohl verloren geglaubten Ur�
sprünglichkeit fixiert. 

2. Der Gegensatz zwischen Gemeinschaft und
Gesellschaft, der sich Ende des 19. Jahrhunderts
ausdifferenzierte,5 ist ein deutschsprachiges Phä�
nomen. Er ist untrennbar mit den damaligen
Wirrungen der politischen Realität, mit natur�
und volksromantischem Denken und mit der
sprichwörtlich gewordenen Identitätskrise der
Deutschen verbunden. Die Aufspaltung der Rea�
lität in eine vorpolitische, organisch�gemein�
schaftliche und eine politische,
mechanisch�gesellschaftliche Dimension ist in
andere Sprachen nicht übersetzbar.6 Sie ist erst
vor dem Hintergrund der Abwesenheit eines
deutschen Nationalstaates und der gleichzeitigen
Naturalisierung eines scheinbar vorpolitischen
Kollektivsubjekts „Deutsches Volk“ jenseits der
politischen Realitäten zu verstehen. Die Unüber�
setzbarkeit betrifft sowohl die identitätspolitische
Tiefendimension, die das deutsche Wort „Ge�
meinschaft“ seit Herder impliziert, als auch die
Verbindung von Gemeinschaft und Volk. Eine tra�
gende Säule alternativer Ansätze muss es sein,
den Gegensatz mit seinen dichotomen Assoziati�
onsketten und einschließlich der Assoziation der
Gemeinschaft mit Ursprünglichkeit und Organi�
zität zu überschreiten. Die vermeintliche Not�
wendigkeit einer Entscheidung zwischen
Gemeinschaft und Gesellschaft7 ist ebenso zu�
rückzuweisen wie das Konzept des Vorpoliti�
schen, sprich die Vorstellung einer
vordiskursiven, vorrechtlichen Seinsweise, einer
nicht von Macht� und Herrschaftsbeziehungen
geprägten Sphäre natürlicher Gemeinschaftlich�
keit. Dem entgegen plädiere ich in Anlehnung an
Laclau/Mouffe bzw. Lefort für einen umfassen�
den Begriff des Politischen. Im Unterschied zur
Politik, die konkrete Diskurse und alles das be�
zeichnet, was zur faktischen Praxis der Regie�
rungskunst gehört, wird mit dem Begriff des
Politischen das allgemeine und durch fundamen�
tale Immanenz gekennzeichnete Feld der Kräfte�
verhältnisse benannt, das es einem spezifischen
Gemeinwesen erst ermöglicht, sich zu inaugurie�
ren. Diesem Verständnis zufolge gibt es keinen
neutralen Bereich außerhalb des Politischen, da
die Konstruktion von Staat und Gesellschaft, von
Subjekten und Objekten, Sinn, Bedeutung und
Praktiken immer eine politische Dimension im�
pliziert. Ohne ein derartiges Verständnis des Poli�
tischen besteht die Gefahr, sich positivistischen

oder naturalistischen Illusionen zu überlassen
und die Gesellschaft gewissermaßen vor sich
selbst zu stellen.8

Der Gemein�Diskurs veränderte sich Ende des
19. Jahrhunderts durch die Verbreitung von bio�
logistischen Deutungsparadigmen: Die roman�
tisch�erbauliche Naturmetaphysik wurde von
einem Ideal der Wissenschaftlichkeit verdrängt,
das Ursprung, Finalität und Zugehörigkeitskrite�
rien anhand eindeutiger und objektiver Gesetze
zu verifizieren versuchte. Eugenik, Rassenhygiene
und Sozialdarwinismus wandten biologistische
Deutungsparadigmen auf das Politische an und
bildeten eine umfassende Weltanschauung her�
aus, die über romantisch�pangermanische Auser�
wähltheitsphantasien (Fichte) hinausreichte und
an das eigene Theoriegebäude den Anspruch auf
überhistorische, wissenschaftliche Gültigkeit for�
mulierte.  Die Verbreitung biopolitischer Theo�
rien im Gemeinschaftsdiskurs war enorm. Sie
ging einher mit einer neuartigen Verbindung von
Voluntarismus und Essentialismus. Der scheinbar
unausweichliche Determinismus der Rasse ist ein
politischer Essentialismus in Extremform; zu�
gleich trieben Rassenhygiene und Sozialdarwinis�
mus jedoch eine konstruktivistisch und
voluntaristisch fundierte Form biopolitischen
Denkens voran: Sie propagierten sozialhygieni�
sche Maßnahmen, biologistische Menschen�
Zuchtgedanken und die Notwendigkeit zur
aktiven Gestaltung der eigenen Rasse. 
Der Nationalsozialismus trieb diese neuartige
Verbindung von Essentialismus und Voluntaris�
mus mit seinen Konstruktionsphantasien auf die
Spitze. Das Streben nach Einheit und Identität
wurde mit handlungsaktiven Selbst�Verwirkli�
chungsgedanken verbunden. Die Nazis vertrau�
ten nicht mehr auf Gott oder den
natürlich�biologischen Lauf der Natur, sondern
entwickelten eine Philosophie, die das fehlende
Ereignis fabrizieren und Natur schaffen wollte.
Statt auf die Wiederkehr eines verlorenen Ur�
sprungs zu warten, intendierten sie, Identität ge�
waltsam zu produzieren. Die
nationalsozialistische Bewegung verband philoso�
phisches Sendungsbewusstsein, biologischen De�
terminismus und erlösungstheoretische
Phantasien mit einer aus vereinfachtem Nietz�
scheanismus abgeleiteten Metaphysik des Willens.
Der Leitbegriff dieser Art von Essentialismus, der
mit Voluntarismus und selbstbewusstem Kon�
struktivismus zusammenging, war die „Selbstver�
wirklichung“. Das Konzept der
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gemeinschaftlichen und zugleich individuellen
Selbstverwirklichung muss dabei im doppelten
Sinn des Wortes � sich selbst verwirklichen und
die Verwirklichung, die Neuordnung der Wirk�
lichkeit selber in die Hand nehmen – begriffen
werden.9

An derartige Bestrebungen wurde nach 1945
nicht angeknüpft, obwohl übergeordnete Struk�
turen des Gemeinschaftsdenkens in der BRD, der
DDR und auch in Österreich nicht aufgearbeitet
wurden. Gerade in den beiden deutschen Staaten
blieb die Verbindung von gemeinschaftspoliti�
schem Essentialismus mit Voluntarismus wir�
kungsmächtig: Jenseits rassistischer
Selbstverwirklichungsphantasien war die politi�
sche Rationalität beider Länder auf die vorpoliti�
sche Evidenz eines „Deutschen Volkes“ fixiert
und die politische Wegstrecke auf die „Wieder�
Kehr“ zur Einheit ausgerichtet. Daran änderte
auch die begriffliche Wende vom „Volk zur Na�
tion“ nichts, die von der sozialliberalen Regie�
rung in den 1970ern eingeleitet wurde und die
sich realpolitisch mit einer neuen Akzeptanz der
Zweistaatlichkeit verband. Die Trennung einer
vorpolitisch�gemeinschaftlichen Dimension der
Einheit von einer gesellschaftlich�staatlichen
Ebene der Getrenntheit wurde mithilfe der Un�
terscheidung zwischen Kultur� und Staatsnation
begründet.10 Die Ereignisse 1989/1990 verkehr�
ten die Paradigmen des Diskurses, ließen seine
Strukturen aber unangetastet: Zuvor war staatli�
che Einheit gefordert worden, während eine ge�
meinschaftlich�innere Zusammengehörigkeit
trotz Trennung als immer anwesend erschienen
war. Nach dem Zusammenschluss galt nun die
innere Einheit, das zuvor Vorausgesetzte, das
Grundlage der identitätspolitischen Forderungen
gewesen war, als verlustig und abwesend.

In den letzten Jahren hat sich der identitätspoliti�
sche Diskurs im internationalen Vergleich „nor�
malisiert“. Er ist dabei in die eingangs
beschriebene Spektakularisierung gemündet.
Nichtsdestotrotz teilten gegenwärtige Gemein�
Diskurse ihre Ausrichtung auf das Vorpolitische,
auf Identität, Einheit und gemeinschaftliche
Identifizierung mit vergangenen Debatten. Be�
sonders in Deutschland und Österreich ist die Fi�
xierung auf eine an� oder abwesende Form
gemeinsamer Identität, die Orientierung am in�
dividuellen Subjekt als Modell der Identifikati�
onspraxis und die Vision einer vom Politischen
unabhängigen Existenzweise der Gemeinschaft

ein wirkungsmächtiges Unterpfand des Gemei�
nen. Diese Signifikations� und Traditionslinien
sind ein Hindernis für den Versuch, den Gemein�
schaftsbegriff in eine emanzipatorische politische
Praxis einzubinden. 

Das Politische Imaginäre 

Wir stehen also vor der Aufgabe, den Gemein�
Diskurs um Perspektiven zu erweitern, die Preka�
rität, Heterogenität, Differentialität und Krise als
produktive Parameter des Politischen anerkennen
und eine Politik der Gemeinschaft abseits der
Orientierung am Modell der individuellen und
kollektiven Subjektivität in der Gegenwart erpro�
ben. Es gilt, die erfolglose Suche nach positiv�
vollendeter, kollektiver Identität zu beenden und
Alternativen in die Praxis zu überführen, die kei�
nen Bezug zu einer subpolitischen Ebene „wahr�
hafter“ Gemeinschaftlichkeit mehr haben. Die
Postulate der Anwesenheit, der Präsenz und der
Vollendung müssen zur Disposition gestellt wer�
den, um das Gemeinschaftsdenken aus seiner Ve�
rankerung im romantischen Begehren zwischen
Verlust und Versprechen zu lösen. Ebenso wie das
Verlangen nach Ankunft in einer erfüllten Ge�
mein�Identität, also das Streben nach einem uto�
pischen Endpunkt, muss auch das Konzept des
Ursprungs zur Debatte stehen. Es geht um die
Verwirklichung einer Vorstellung gemeinsamen
Werdens, die um die eigene Fundamentlosigkeit
weiß, also weiß, dass das Vertretene nicht vor sei�
ner Vertretung existierte, dass Einheit und Identi�
tät weder gegenwärtig noch vertagt sind, dass sie
stattdessen konstitutiv abwesend, aufgeschoben
und beständig im Kommen bleiben werden. 

Um die Verbindung von Gemein�Diskurs und
Nationalismus zu unterbrechen ist es im Rahmen
einer antiessentialistischen Theorie notwendig,
darauf zu insistieren, dass Gemein�Begriffe ihren
Konstruktionsprozessen nicht vorausgehen. Doch
das Problem der Gemeinschaft ist nicht nur
durch die Rede von der „Erfindung der Nation“
zu lösen. Die historischen Dimensionen des Ge�
mein�Diskurses zeigten, dass der Wille ein politi�
sches Ordnungsmodell zu errichten, wiederholt
mit politischem Determinismus einherging. Kon�
struktivismus allein bietet keine Handhabe gegen
Nationalismus, Essentialismus und identitätspoli�
tischen Gemeinschaftsenthusiasmus. Wenn das
Wissen um die Möglichkeit das Politische ge�
meinsam zu gestalten, jedoch mit konkreter Pra�
xis und einer Politik fernab der Spaltung in

11

Juliane Spitta | Gemeinschaft



vorpolitische und politische Dimensionen einher�
geht, kann er ein Ansatzpunkt für kritisches Den�
ken sein. 

Die anstehende Diskussion impliziert zwei Ebe�
nen: Die erste geht mit der Einschreibung des
Gemein�Diskurses in eine Theorie des Politischen
Imaginären (Castoriadis)11 einher und insistiert
darauf, Gemein�Konstruktionen im Modus der
konstitutiven Verkennung12 anzuvisieren. Darauf
basierend kann in einem zweiten Schritt eine re�
volutionäre Realpolitik (Luxemburg)13 vorange�
trieben werden, die das Gemeinsame mit
Negri/Hardt und Arendt nicht mehr am Modell
der Identität, sondern am Konzept des Gemein�
Eigentums, des gemeinsamen Handelns und an
der Möglichkeit zu radikaler, im Sinne von um�
fassender und demokratischer Teilhabe orientiert.

Als Politisches Imaginäres wird der Raum be�
zeichnet, in dem Gemein�Begriffe sich konstitu�
ieren, zur Wirkung gelangen, ihre Narrationen,
ihre Selbst� und Fremdbilder und ihre Ein� und
Ausschlussmechanismen justieren. Das Politische
Imaginäre ist keine natürliche oder anthropologi�
sche Disposition des Menschen, es entspricht
einer historisch�politischen, einer gewordenen
Struktur von Identifizierung und Subjektivie�
rung. Politisch�imaginäre Modi der Wahrneh�
mung strukturieren die Beschaffenheit der
Gegenwart, da keine tiefere, ursprünglichere
Ebene der Erkenntnis existiert. Die Krisenhaftig�
keit, die den Identitätsdiskurs bestimmt und be�
dingt, dass Einheit, Selbsttransparenz und
Geschlossenheit des Kollektivsubjekts beständig
aufgeschoben bleiben, wird demzufolge als kon�
stitutiv aufgefasst. Einheit und volle Identität,
das, was scheinbar abhanden gekommen ist,
wurde nie besessen, gleichwohl strukturiert der
imaginäre Verlust die Ausgestaltung des Politi�
schen in der Gegenwart. Das Politische Imagi�
näre ist also keine Einbildung oder falsches
Bewusstsein, denn Gemein�Konstrukte haben
durchaus reale und materielle Wirkungsmacht.
Das begründet die These der konstitutiven Verken�
nung: Wie bei klassischen Verkennungstheorien
wird zunächst ein verzerrtes, von Fetischisierung,
Überdeterminierung und Naturalisierung gepräg�
tes Bewusstsein diagnostiziert. Im Unterschied
zur herkömmlichen Theorie der Verkennung, die
durch (individuelle oder kollektive) rationale Er�
kenntnis in die Falschheit der Wahrnehmung be�
endet werden kann, ist das Problem im Fall der
konstitutiven Verkennung komplexer. Verkannt

wird keine richtige, (natürliche, nicht�entfrem�
dete, rationale oder wahre) Realität, die Verken�
nung par excellence besteht nun in der
folgenreichen Illusion, etwas Wahres und Unver�
kanntes, etwas ursprüngliches jenseits der Ebene
politisch�imaginärer Konstruktionen überhaupt
für möglich zu halten. Gemein�Begriffe sind also
politisch�imaginär, das „falsche Bewusstsein“ be�
steht aber nicht darin, die falsche Form der Ge�
meinschaft als richtig zu begreifen, sondern
darin, eine richtige, unverkannte, natürliche oder
vorpolitische Form des Gemeinen überhaupt für
möglich und der politischen Gegenwart entge�
gengesetzt anzusehen. So wenig wie das ver�
meintliche Naturverhältnis der Warenform einer
menschlich�weltlichen Eigentlichkeit entspricht,
tun es die romantischen Vorstellungen der Natur.
Damit wendet sich die Theorie des Politischen
Imaginären von der ideologiekritischen Tradition
ab, die versuchte, den Fetisch, die Verkennung
und die Überdetermination der Realität durch
eine objektivere Dimension der Erkenntnis zu er�
setzen. Doch die Theorie des Politischen Imagi�
nären mündet nicht in einen unkritischen
Euphemismus. Dass es keinen Ursprung jenseits
des Politischen Imaginären gibt, impliziert nicht,
dass die Art und Weise der gemeinsamen Gestal�
tung der Realität beliebig wäre. Obwohl das
Neue ebenso konstruiert ist wie das Alte, kann
für eine gerechte Assoziation freier und gleicher
Menschen, gegen Ausbeutung, Unterdrückung
und für eine Überwindung kapitalistischer Ent�
fremdung gekämpft werden – doch nicht im
Namen einer essentialistischen Finalität, in der
Freiheit und eine Rousseauistische, nicht�ent�
fremdete, natürlich�gemeinschaftliche Seinsweise
verwirklicht wären. 

Eine solche Theorie drängt statt auf eine aufklä�
rerische Kritik des falschen Bewusstseins darauf,
Marx’ Begriff des Materialismus ernst zu neh�
men: Menschen handeln und gestalten gemein�
sam diese Welt. „Menschen machen ihre eigene
Geschichte, aber sie machen sie nicht aus freien
Stücken, nicht unter selbstgewählten, sondern unter
unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und überlie�
ferten Umständen.“14 Weder ist es das individu�
elle, autonome Subjekt, das handelt, noch
handeln Menschen unabhängig von ihrer Ge�
schichte, von den machtgestützten und fetischi�
sierenden Strukturen, die ihre
Lebensbedingungen, ihre Subjektivierungsprakti�
ken und die Wahrnehmung der Welt, in der sie
leben, strukturieren. Aber sie haben Wirkungs�
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macht und können ihre Realität verändern. Mit
dem Begriff des Politischen Imaginären wird vom
Konzept einer übergeordneten Ebene der An�
schauung abgerückt, ohne zu bestreiten, dass
Ideologien, Überdeterminationen, Waren� oder
Gemeinschaftsfetisch das Politische fundieren.
Gemein�Begriffe sind materiell und politisch re�
levant, sie spiegeln Ideologien und Machtverhält�
nisse, sind daran beteiligt, sie hervorzubringen
und zu garantieren und sie sind in konstitutiver
Weise politisch�imaginär. Die Verknüpfung der
Theorie des Politischen Imaginären mit Marx’
Materialismus unterstreicht die materielle Wir�
kungsmacht des Politischen Imaginären, verhin�
dert eine subjektivistische Lesart und verbietet es
die Frage des Imaginären auf ein idealistisches
Problem zu reduzieren. 

Aus dieser Feststellung kann paradoxerweise eine
hoffnungsvolle Konsequenz gezogenen werden:
Eine andere Welt ist möglich! Der Gemein�Dis�
kurs ist unabgeschlossen und wir haben bereits
an dem kurzen historischen Einblick sehen kön�
nen, dass seine Paradigmen und Imaginationen
wandelbar sind. Das neoliberal�thatcheristische
Diktum „There is no alternative“ wird an der
Wirklichkeit blamiert. Wenn Menschen Neues in
die Welt bringen und handeln können, gibt es
eine Welt zu gewinnen und Gemeinsames jenseits
von Nationalismus, Einheits� und Identitätsfe�
tisch wird erreichbar. Dieses positive Diktum ist
der Ausgangspunkt von Hannah Arendt. Ihre po�
litische Handlungstheorie möchte ich als Modell
für ein alternatives Denken des Gemeinsamen in
die Pflicht nehmen und sie mit Aspekten des
Konzepts der Multitude von Antonio Negri und
Michael Hardt erweitern. Folgen soll der Aus�
blick auf eine Theorie des Gemeinsamen, die im
Sinne einer revolutionären Realpolitik den über�
kommenen Dualismus von Reform und Revolu�
tion überwindet sowie Artikulationen und
Praktiken gemeinsamen politischen Handelns er�
möglicht, die inmitten gegenwärtiger Problemfel�
der situiert sind und im Gegensatz zu einer
vorpolitisch�essentialistischen Fundierung der
Gemeinschaft stehen

Gemein-Eigentum, Multitude und „Acting in
Concert“

Im Anschluss an Foucault sind Negri und Hardt
bestrebt, mit ihrem Projekt der Multitude aktiv in
Subjektivierungsprozesse einzugreifen. Sie wollen
das Gemeinsame, das die global Unterdrückten

vereint, produzieren und eine widerständige und
zugleich wandlungsfähige Subjektivität der Menge
hervorbringen. Die politische Analyse, die dem
vorangeht, ist  bekannt: Ausgangspunkt ist die
These einer neuartigen globalen Form von Sou�
veränität, dem Empire.15 Dieses ist ausgezeichnet
durch das Fehlen unmittelbarer Grenzziehungen.
Es ist kein einzelner Staat, sondern eine umfas�
sende Form globalisierter, kapitalistischer Herr�
schaft. Bei Negri und Hardt wird das Empire zu
einem weltumspannenden, dynamischen und
netzwerkartigen System, das konkrete Macht�
strukturen und seine Herkunft verschleiert, sich
als alternativlos darstellt und nicht auf Integra�
tion, sondern auf biopolitische Kontrolle sowie
auf eine Fraktierung der Gesellschaft abzielt.16

Ausgehend von der postoperaistischen These,
dass die Kämpfe der Unterdrückten der Motor
historischer Entwicklung sind,17 sehen Negri und
Hardt in der Multitude, der dem Empire entge�
genstehenden Menge der Ausgebeuteten und De�
plazierten, einen widerständigen Bereich
innerhalb der neuen Souveränitätsform. Sie set�
zen auf die (biopolitisch) produktive Kraft des
Gemeinsamen,18 zielen aber nicht darauf, eine
neue Identität zu erlangen: „Da die Menge sich
weder durch Identität (wie das Volk) noch durch
Uniformität (Masse) auszeichnet, muss die Multi�
tude, angetrieben durch die Differenz, das Gemein�
same entdecken, das es erlaubt, miteinander in
Beziehung zu treten und gemeinsam zu handeln.
Das Gemeinsame, das Kommune, wird dabei
allerdings weniger entdeckt, als vielmehr pro�
duziert.“19

Negri und Hardt verweisen auf die gemeinsame
Grundlage  des alltäglichen, politischen und so�
zialen Lebens. Wir produzieren und kommu�
nizieren, handeln, lieben, leben, denken und
sprechen auf Grundlage von geteilten Sprachen,
Codes, Gewohnheiten, Strukturen, Symbolen
und Ideen. Ohne das unendliche Set an geteiltem
Wissen, ohne die Berge von gemeinsamen Infor�
mationen und Praktiken, auf die wir tagtäglich
zurückgreifen, käme unsere Welt zum Erliegen.
Für Negri/Hardt stehen die Produktion von Sub�
jektivität und die Produktion des Gemeinsamen
in einer spiralförmigen Wechselbeziehung.20 Sie
heben die wirklichkeitsschaffende Macht der
Multitude hervor und bezeichnen sie als „demo�
kratische Potenz des Gemeinsamen“.21 Die Vor�
stellung dieser gründenden Kraft und die
Annahme, es sei Bedingung und Aufgabe demo�
kratischer Politik, diese Potenz offen zu halten,

13

Juliane Spitta | Gemeinschaft



verbindet sie mit Hannah Arendt. Auch für
Arendt steht die Fähigkeit des Menschen zu han�
deln, konstruktiv und konstitutiv tätig zu sein,
im Mittelpunkt. Der Tenor ihres Werkes lautet:
Wir sind nicht verurteilt, zu akzeptieren, da wir
handeln und neu beginnen können.

Handeln gilt Arendt als speziell menschliche Tä�
tigkeit, die auf das Gemeinsame hinweist.22 Ge�
meinsam handelnd (acting in concert) gründen
und erhalten Menschen Gemeinwesen, schaffen
Kontinuität und Geschichte. Handeln sei eine
originär politische Tätigkeit, die zwischen Men�
schen stattfindet und auf den Bereich des Öffent�
lichen verweist. Mit Aristoteles geht Arendt
davon aus, dass Menschen nicht alleine, nur ge�
meinsam existieren (men not man). Doch sie zieht
aus dieser Sozialität keine essentialistischen, me�
taphysischen oder naturalistischen Schlüsse, denn
ihr Ausgangspunkt ist nicht die natürliche, son�
dern die künstlich�politische Gemeinschaft.
Menschen müssen gemeinsam handeln und die
Welt, in der sie leben, gestalten, weil es keinen
vorgängigen oder präpolitischen Bereich der Ge�
meinschaft gibt. Da Arendt annimmt, Handeln
gehe mit der Potenz einen Anfang zu machen
einher und zugleich davon überzeugt ist, ein Ein�
zelner könne keinen Neuanfang bewirken, wird
die Pluralität zum Dreh� und Angelpunkt ihrer
Handlungstheorie.23

Arendt argumentiert nicht ausgehend vom Be�
schluss eines Subjekts, ein Ereignis zu produzie�
ren. Sie kritisiert den Subjektzentrismus, den sie
mit Descartes beginnen sieht und zu dem sie
auch den Rousseauistischen Privatismus, die Ro�
mantik der Innerlichkeit und die damit einherge�
hende gemeinschaftsenthusiastische Kritik der
modernen Gesellschaft zählt. Sie hätten dazu ge�
führt, dass Menschen sich von der Welt abgewen�
det und in einen Bereich des vermeintlichen
Inneren zurückgezogen hätten. Diesen Rückzug
in die Innerlichkeit des Bewusstseins im Gefolge
des Konzepts des modernen Individuums macht
sie verantwortlich für eine umfassende Deforma�
tion des Politischen. Konformismus und Homo�
genisierung, nicht die Zunahme von
(individueller) Freiheit und Selbstverwirklichung
seien die Folge gewesen.24 Die Moderne ist für
Arendt geprägt von einer Abwertung des Poli�
tisch�Öffentlichen zugunsten des Ökonomisch�
Privaten. Dem entgegen betont sie die
Bedeutung des Öffentlichen für die Möglichkeit
von Gestaltung, hebt die Künstlichkeit und den

Konstruktionscharakter des Politischen hervor
und stellt sie als Errungenschaften heraus. Bei
Arendt kann sich das Politische auf keine vorher�
gehende Bedeutung oder eine natürliche Disposi�
tion zurückziehen. Diese Annahmen haben
unmittelbare Konsequenzen für ihr Verständnis
des Gemeinsamen: „A further consequence of
Arendt’s stress on the artificiality of political life
is evident in her rejection of all neo�romantic ap�
peals to the “volk” and to ethnic identity as the
basis for political community.“25 Statt das Ge�
meinsame im Namen von Innerlichkeit, Wärme,
Identität, Authentizität und im Rekurs auf einen
(kollektiven oder individuellen) Subjektbegriff
anzurufen, adressiert Arendt es in Begriffen von
Freiheit, Neuanfang und Handeln.26 Die Affir�
mation der Künstlichkeit des Politischen und die
Betonung der konstitutiven Macht, die Men�
schen nicht dazu verurteilt, in einer vorgefertig�
ten Welt zu leben, vereinen Arendt, Negri und
Hardt und sie sind Dreh� und Angelpunkt eines
neuen Begriffs des Gemeinsamen.

Dennoch ist Arendt nur bedingt anschlussfähig:
Problematisch ist ihr Versuch das Politische vom
Ökonomischen, Privaten oder Sozialen zu schei�
den und letztgenannten politische Produktivität
abzusprechen. Ich schließe mich der Feststellung
an,27 dass eine solche Trennung nicht tragbar ist.
Arendts Dichotomisierung begreift weder die
Wechselwirkungen zwischen Staat, Ökonomie
und Gesellschaft mit dem, was sie Soziales, bzw.
Privates nennt, noch kann sie Probleme, die auf
dieser Ebene verortet sind, erkennen. Sie lässt
jede Sensibilität für soziale Gerechtigkeit vermis�
sen und erkennt nicht, dass Politik und Ökono�
mie, Soziales, Öffentliches und Privates mit
Macht und Herrschaft zusammenhängen. Ausge�
blendet wird dadurch die produktive Kraft des
Kapitalismus und die Erkenntnis, dass dessen
Wirkungsweisen nicht vom Aufkommen der mo�
dernen Gesellschaft und dem bürgerlichen Sub�
jektbegriff zu trennen sind. Schlussendlich ist
Arendt blind für die politische Relevanz von Ei�
gentums� und Produktionsverhältnissen.

Negri und Hardt stellen sich der einfachen Op�
position von Ökonomie/Privatheit Politik/Öf�
fentlichkeit entgegen: „Heute geht es darum, eine
Vorstellung von Produktion und Produktivität
des Gemeinsamen zu entwickeln, die sich glei�
chermaßen vom Politischen auf das Ökonomi�
sche und auf alle Bereiche der Produktion
ausdehnen lässt.“28 Dieses Diktum muss als Aus�
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gangspunkt für alternatives Denken sein, wenn
Arendts Theorie des acting in concert adaptiert
werden soll. Interessant an Arendt bleibt, dass sie
für eine Politiktradition steht, in der die Öffent�
lichkeit der Ort von Politik ist. In der neolibera�
len, postfordistischen Gesellschaft, in der jenes
Öffentliche zunehmend verdrängt wird, macht es
Sinn mit Arendt über Arendt hinaus zu denken.  

Der Rückzug des Politischen im neolibera-
len Kapitalismus

Der gegenwärtige Rückzug des Öffentlichen ver�
weist auf einen tiefgreifenden gouvernementali�
tätsrelevanten Strukturwandel, dessen
Grundtendenz Arendt mit ihrer These von der
Verdrängung des Öffentlich�Politischen vorweg�
nahm: Ein Resultat des neoliberal�kapitalisti�
schen Diktums des Marktes ist die Tendenz zur
Privatisierung und Teilprivatisierung immer wei�
terer Sphären des Lebens und der öffentlichen In�
frastruktur. Staatliches, bzw. kommunales
Eigentum wird verkauft und zunehmend Einfluss
und Kontrolle an private Unternehmen und In�
vestoren abgegeben. Dass die öffentliche Infra�
struktur an Kriterien des Marktes ausgerichtet
wird, betrifft vorrangig die Güter der Daseinsvor�
sorge (Wohnen, Nahverkehr, Kultur, Gesundheit,
Bildung), also Bereiche, die zuvor als Teil des Ge�
meinwohls rezipiert wurden. Zu beobachten ist
ein Rückzug des Staates von bestimmten öffentli�
chen Aufgabenbereichen. Indem das vormals Öf�
fentliche am „freien Markt“ ausgerichtet wird,
werden Möglichkeiten demokratischer Kontrolle
und staatlich�demokratisch�legitimierter Einfluss�
nahme an private Investoren und Unternehmen
abgegeben, so dass die Privatisierung der öffentli�
chen Infrastruktur nicht nur mit einer Ökonomi�
sierung und Privatisierung des Politischen
einhergeht, sondern auch mit einer Ent�Demo�
kratisierung der Gesellschaft. Es ist ein Perspek�
tivwechsel, der sich vollzieht, wenn Städte ihren
kommunalen Wohnungsbaubestand, Kultur� und
Freizeiteinrichtungen, öffentlichen (Naherho�
lungs�)Raum, die Energieversorgung und den
Nahverkehr an private Unternehmen verkaufen
oder die Gesundheitsversorgung, Bildung, (Ei�
senbahn�)Verkehr oder die Altersvorsorge privati�
siert wird. Denn es ist ein Unterschied, ob
Wohnungsbauunternehmen, Krankenhäuser, Ge�
fängnisse oder Universitäten mit öffentlichen
Geldern haushalten, oder ob sie warenförmig
und als Unternehmen organisiert werden, die
Profit erwirtschaften sollen.

Dieses roll out des Staates ist mit einer Neuaus�
richtung staatlicher Politik verbunden. Der Staat
zieht sich nicht einfach zurück, staatlich�politis�
ches Agieren selber wird an den Gesetzen des
Marktes ausgerichtet. Eine Folge ist, dass Städte
als Unternehmen betrachtet und der Logik eines
Geschäftsbetriebes folgend regiert und organisiert
werden. Das bringt eine Vernachlässigung unren�
tabler Teile und Klientel in der Stadt und einen
Rückzug aus Bereichen, die vormalig als städti�
sche Aufgaben im Sinne des Gemeinwohls gal�
ten, mit sich. Letztlich verstärkt diese Politik die
Spaltung der Gesellschaft entlang von Herkunfts�
, Klassen� und Einkommenslinien. Diese Spal�
tung überträgt sich wiederum auf die Teilhabe an
dem, was als öffentliches und politisches Leben
rezipiert wird.29 Eine zweite Facette, durch die
das neoliberale roll out des Staates scheinbar kon�
terkariert wird, kann als roll back beschrieben
werden. Der Staat zieht sich nicht einfach zu�
rück, er agiert auf anderen Ebenen – ein Konzen�
trationspunkt ist der Bereich der Sicherheit.30

Der politische Diskurs über globale und natio�
nale Bedrohungen, über kriminelle, dekadente
und arbeitsunwillige Arme bzw. MigrantInnen
rückt ins Zentrum des politischen Interesses. Jen�
seits von realen Bedrohungsszenarien und sinken�
den Verbrechensstatistiken steigt das subjektive
Unsicherheitsempfinden, so dass die aktuellen
Formen neoliberaler Gouvernementalität auch
im Rahmen einer Regierungsrationalität durchge�
setzt werden, die im Namen der Abwehr von Be�
drohung argumentiert. Negri und Hardt bringen
diese nur scheinbar paradoxe Spannung zwischen
roll out und roll back auf den Punkt: „Im Bereich
des Sozialen geht die Tendenz dahin, alles öffentlich
zu machen und damit für die Überwachung und
Kontrolle von Seiten der Regierung zu öffnen; im
ökonomischen Bereich hingegen soll alles privat und
dem Eigentumsrecht unterworfen werden.“31 Sie
fordern die scheinbare Opposition zwischen öf�
fentlich und privat hinter sich zu lassen und
drängen auf eine Politik des Gemeinsamen, die
mit einer Vorstellung von Privatheit einhergeht,
die die Singularität sozialer Subjektivitäten (nicht
das Privateigentum) zum Ausdruck bringt, sowie
eine Vorstellung vom Öffentlichem, die auf ge�
meinsamer Teilhabe, nicht auf staatlicher Kon�
trolle beruht. 

Im Hinblick auf das übergeordnete Thema dieses
Beitrags bedeutet das, nicht nach der Identität
des Gemeinsamen zu fragen, sondern explizit da�
nach, wie sich das „Gemeinsame“ in unserer heu�
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tigen Welt politisch gestalten lässt. Dazu ist eine
Kritik der fortschreitenden Kommodifizierung
und der neoliberalen Logik der Privatisierung
nötig, zugleich muss ein politisch relevantes Kon�
zept des Gemeinsamen mit einem radikalen Be�
griff des Öffentlichen einhergehen. Nur so
können wir dagegen arbeiten, dass das Immanen�
zverhältnis zwischen Öffentlichem und Gemein�
schaftlichem durch die transzendentale Macht
des Privateigentums ersetzt wird. Die Konse�
quenzen einer solchen Analyse wären gravierend:
Es hieße, den Rückzug des Staates vom „Gemein�
wohl“ bzw. den Einfluss privater InvestorInnen
auf vormals (zumindest indirekt) demokratisch
kontrollierte und gemeinsam besessene Bereiche
als fundamentale Enteignung zu begreifen. Es
würde bedeuten, auch die Wirtschaft als Bereich
aufzufassen, dessen Gesetze gemeinsam und de�
mokratisch gestaltet werden müssen32 und die
Welt in der wir leben, buchstäblich als Gemein�
same aufzufassen und daraus politische Forderun�
gen abzuleiten. 

Das impliziert die Forderung nach gemeinschaft�
lich�demokratisch�öffentlicher Kontrolle, nicht
aber den Wunsch nach einer Rückkehr des Staa�
tes. Vorstellungen des Gemeinsamen, die an Teil�
habe und gemeinsamem Eigentum ausgerichtet
sind, zielen weniger auf Verstaatlichung, als auf
Formen von Vergesellschaftung. Ziel eines solchen
Handelns wäre es, dem Öffentlichen einen Rah�
men zu geben, der eine kollektive Verwaltung der
gemeinsam bewohnten Sphären, der Güter und
Dienstleistungen überhaupt erst ermöglicht.
Daher ist der Begriff des Gemeinsamen untrenn�
bar mit der Forderung nach einer Politisierung
der Gesellschaft verbunden, die sich konkret als
Forderung nach Demokratisierung in den öffent�
lichen Diskurs einschreibt. Vor diesem Hinter�
grund drängt der Begriff des Demokratischen auf
Strukturveränderungen. Demokratisierung
schließt dann umfassende Konzepte von Gestal�
tungsmacht und Teilhabe ein, die formüberwin�
dende Konsequenzen implizieren. Hinsichtlich
der Frage des Gemeinsamen geht es um mehr als
um die Wahl zwischen feststehenden Alternati�
ven. Im Kontext der Theorie des Politischen Ima�
ginären hieße das, in einer Weise zu handeln und
konstruktiv tätig zu werden, in der die Frage
nach dem Gemeinsamen von ihrer Orientierung
auf Identität, Einheit, Natürlichkeit, Brüderlich�
keit oder Abstammung gelöst wird und stattdes�
sen mit dem Begriff des gemeinsamen Eigentums
kurzgeschlossen wird.33 Dieser kann – ohne auf

neue politische Eigentlichkeiten zu verweisen �
im Zusammenhang mit einer revolutionären Re�
alpolitik transformatorische Perspektiven impli�
zieren, die auf eine Überwindung von
kapitalistischen Eigentums� und Produktionsver�
hältnissen und auch auf eine Dekonstruktion des
Warenfetischs hindeuten. 

Der Gemein�Diskurs wird aus seiner vorpoliti�
schen Fundierung gelöst und der Begriff des Ge�
meinsamen mit der Orientierung am
Gemein�Eigentum an demokratietheoretische
und realpolitische Fragen gekoppelt. Anders als
herkömmliche Diskurse um den Begriff der Ge�
meinschaft zielt das Gemeinsame weder auf einen
nationalstaatlichen Rahmen, auf kulturelle,
sprachliche oder ethnische Gemeinsamkeiten, auf
Erbauung, Erhebung oder Sublimierung, son�
dern auf die gemeinsame Gestaltung und Verbes�
serung der Lebensbedingungen. Rosa
Luxemburgs Begriff der revolutionären Realpolitik
rückt ins Zentrum der strategischen Ausrichtung
einer Politik des Gemeinsamen. Er beschreibt das
Verhältnis von Gemeinsamem und Politischem:
Eine Theorie des Gemeinsamen, die an der wirk�
lichkeitsschaffenden Kraft gemeinsamen Han�
delns orientiert ist und mit der Forderung nach
einem radikalen Denken des Öffentlichen, nach
Politisierung und Demokratisierung
kurzgeschlossen wird, muss nicht nur theoretisch,
sondern auch praktisch die Ebene des Vorpolitis�
chen überschreiten. Politisches Handeln im
Namen des Gemeinsamen kann kleinteilige, um�
setzbare und „realpolitische“ Forderungen mit
der Perspektive auf weitergehende Veränderungen
verbinden.

Eine solche Politikform verabschiedet sich von
der Vorstellung eines einfachen revolutionären
Umschlagpunktes, nicht aber von der Idee eines
grundlegenden Strukturwandels der Gesellschaft.
„Emanzipation“ wird zu einem unabschließbaren
Prozess, der sich in konkreten politischen Artiku�
lationen manifestiert. Kämpfe wie die um Re�
Kommunalisierung sind ein Beispiel dafür, wie
zwischen Reform und Revolution, zwischen Pro�
test und Gestaltung vermittelt werden kann. Sie
induzieren nachhaltige Verschiebungen von
Machtverhältnissen und ermöglichen
Neugewichtungen. Ihre Kraft liegt darin, mit
Teilbestrebungen und Einstiegsprojekten über
den Rahmen der bestehenden Ordnung hinaus�
zuweisen. Im Rahmen einer solchen Strategie
ginge es um eine Demokratisierung, die darauf
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ausgerichtet wäre, alle relevanten Bereiche der
Gesellschaft, also alle politischen Institutionen
und auch alle Bereich der politischen Ökonomie
zur Abstimmung zu stellen.

Im Angesicht der Geschichte des Gemein�Dis�
kurses sowie im Kontext der voranschreitenden
Ökonomisierung des Politischen und der Offen�
sichtlichkeit der Ungleichheiten in dieser Welt ist
eine im originären Sinne des Wortes emanzipato�
rische Politik des Gemeinsamen dazu verpflichtet,
statt von Einheit und kollektiver Identität von
globaler Gerechtigkeit zu sprechen. Ein politi�
scher Begriff des Gemeinsamen muss auf den Zu�
gewinn von Freiheit und Handlungsfähigkeit
derjenigen zielen, die keinen Anteil am Gemein�
samen haben.34 Mit Derrida bleibt kurz vor
Schluss zu sagen: Man muss „es herausschreien:
Noch nie in der Geschichte der Erde und der
Menschheit haben Gewalt, Ungleichheit, Aus�
schluss, Hunger und damit wirtschaftliche Unter�
drückung so viele menschliche Wesen betroffen.

Anstatt in der Euphorie das Endes der Ge�
schichte die Ankunft des Ideals der liberalen De�
mokratie und des kapitalistischen Marktes zu
besingen, anstatt das „Ende der Ideologien“ und
des Ende der großen emanzipatorischen Diskurse
zu feiern, sollten wir niemals diese makroskopi�
sche Evidenz vernachlässigen [...]: Kein Fort�
schritt der Welt erlaubt es, zu ignorieren, dass in
absoluten Zahlen noch nie, niemals zuvor auf der
Erde so viele Männer, Frauen und Kinder unter�
jocht, ausgehungert oder ausgelöscht wurden.“ 35

Diese Feststellung ist und bleibt Motivation für
politisches Handeln und für eine Praxis des Ge�
meinsamen. Über eine ethisch�moralische Em�
pörung hinaus konfrontiert sie den politischen
Diskurs in der Linken wieder und wieder mit der
Notwendigkeit und der Aktualität einer um�
fassenden und denaturalisierenden Kapitalis�
muskritik. 

E�mail: j.spitta@fu�berlin.de
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Anmerkungen:

1 Vgl. u.a. Negri/Hardt 2002, 2004, 2009. Ostrom 1990,
2003. Helfich 2009. Voß 2010.

2 Derrida 2002:399. 
3 Im Kontext eines übergeordneten Gemein-Diskurses ist

die Gemeinschaft nur eine begriffliche Variable, anhand
derer an die Zusammengehörigkeit eines sozialen Gefü-
ges appelliert werden kann. Gemeinschaft ist wie Gesell-
schaft, Volk, Nation, (National-)Staat, Rasse und auch
Klasse eine Möglichkeit, Verbindlichkeit im Themenfeld
politischer Kollektivität zu benennen. 

4 Vgl. u.a. die Kampagne „Boateng umhauen! 82 Millionen
gegen Kevin“ nach dem Foul am Fußballspieler Michael
Ballack oder die kollektiv-nationalistischen Stigma-
tisierungen der GriechInnen im Zuge der Euro-Krise.

5 Begrifflich ist diese Entgegensetzung ein Produkt des So-
ziologen Ferdinand Tönnies. Theoretisch wurde sie so-
wohl von den Neuen Romantikern, der Jugendbewegung
als auch von den Rassentheorien und den Nationalsoziali-
sten verwendet. Der sozialdemokratische, marxistisch ge-
schulte Tönnies begünstigte eine derartige
Rezeptionsgeschichte durch undifferenzierte Naturalisie-
rungen, begriff sie jedoch als Enteignung und verwehrte
sich gegen die Einbindung seiner Schriften in einen
rechtsnationalen und nazistischen Kontext. 

6 So ergibt es keinen Sinn, die community der society oder
die commauté der société entgegenzustellen. Dasselbe
gilt für andere europäische Sprachen. 

7 Versuche den Fallstricken des Gemein-Diskurses durch
ein Ethos der Gesellschaft (Plessner, Habermas) zu ent-
kommen scheiterten, da sie in hierarchisch-dichotomen
Argumentationsmustern verblieben und lediglich Primär-
und Sekundärbegriff gegeneinander ausspielten. 

8 Vgl. Lefort 1999. 
9 Vgl. u.a. Lacoue-Labarthe/Nancy 1997.
10 Die Unterscheidung stammt von Meinecke 1915. Jürgen

Habermas lieferte mit dem Verfassungspatriotismus den
einzigen populären Gegenentwurf. Sein Konzept ist ob
seines Ethos der Gesellschaft, durch seine Nähe zu Regie-
rungsrationalitäten, Staatspositivismus und nicht zuletzt
durch seinen unkritischen Bezug auf die Möglichkeit, sich
als Kollektiv positiv identifizieren zu können, dennoch
kein Alternativmodell. 

11 Vgl.  Castoriadis 1990.
12 Vgl. Lacan 1991, Laclau 2002.
13 Vgl. Luxemburg 1996:114. 
14 Marx 1988:115. 
15 In Empire setzen Negri und Hardt diese neue Souveränität

der nationalstaatlichen Ordnung entgegen und erklären,
das Empire hätte die Nationalstaaten abgelöst.
(Hardt/Negri 2002:10) Im letzten Buch der Reihe, Com-
monwealth, weichen sie diese These auf und sprechen
davon, dass kein Widerspruch zwischen der Herrschaft
des Empire und dem Fortbestand der nationalstaatlichen
Logik bestünde. Sie erkennen, dass De- und Re-Nationali-
sierung sich nicht ausschließen und der Nationalstaat sich 

durch die Prozesse der Globalisierung verändert, nicht
aber auflöst oder seine Bedeutung einbüßt. (Hardt/Negri
2009:184)  

16 Vgl. Hardt/Negri 2002:349f. 
17 Durch die Ausdifferenzierung des Begriffs der immateriel-

len Arbeit und der Theorie des kognitiven Kapitalismus
wurde die postoperaistische Sichtweise erweitert. Es sind
nicht mehr nur die Kämpfe, sondern auch der objektive
Charakter der immateriellen Arbeit, der das Kapital in die
Defensive drängt. Für diesen Hinweis danke ich Karl Reit-
ter. 

18 Die Dimension der biopolitischen Produktivität ist bei
Negri/Hardt zentral. Sie kann hier jedoch aus Gründen
des Umfangs nicht weiter ausgeführt werden. 

19 Hardt/Negri 2004:11. 
20 Hardt/Negri 2004:223. 
21 Negri 2004:19f. 
22 Arendt 1959:23.
23 Vgl. Arendt 2008.
24 Vgl. Arendt 2008:364, 373,  Arendt kritisiert „Sie [die ge-

bildeten Bürger] flüchteten in die neue Innerlichkeit des
Bewusstseins als der einzig angemessenen Domäne
menschlicher Freiheit. Vor dem Druck der Gesellschaft,
die ihrem Wesen nach konformistisch ist, wichen sie in
ein Innenleben aus, das sie um so reicher und individuali-
stischer gestalten konnten, als es überhaupt keine Folgen
hatte oder haben wollte.“ Vgl. Arendt 1965:202. Her-
vorhebungen im Original. 

25 D`Entrèves 1994:145. 
26 Vgl. Arendt 1968:13f:
27 Zur Kritik vgl. u.a. Benhabib 1998. D�Entrèves 1994.

Dietz 1994. Hardt/Negri 2004. Marchart 2005. 
28 Hardt/ Negri 2004:224.
29 Zu Auswirkungen der neoliberalen Politik auf die Städte,

vgl. Häusermann, Läpple 2008:279.
30 Obgleich auch im Bereich der Sicherheit die Logik der

Privatisierung eine wichtige Rolle spielt. Vgl. die zuneh-
mende Bedeutung von privaten Sicherheitsdiensten in
Kriegsgebieten, aber auch die mit der Privatisierung des
öffentlichen Raums einhergehenden Ausschlüsse von
nicht-kaufkräftigen Teilen der Bevölkerung aus innerstädti-
schen Erlebniswelten. 

31 Hardt/ Negri 2004:229.  
32 Vgl. Demirovic 2007
33 „By the common we mean first of all, the common wealth

of the material world.” Hardt/Negri 2009:X. 
34 Das ist ein Grund für die Orientierung an den Kämpfen

um Commons, Almende und Gemein-Eigentum. Diese
werden heute vielfach in den Ländern des globalen Sü-
dens geführt und haben dort konkrete politische Rele-
vanz. 

35 Derrida 2004:121. 
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Politisch-kulturelle Durchqueerungen

Im Laufe der 2000er Jahre hat sich ein in erster
Linie in Europa geführter Diskurs zu Prekarisie�
rung herausgebildet, in dem ein außerordentlich
komplexes Verständnis von sozialer Unsicherheit
und deren Produktivität entstanden ist. Diese
Diskurse wurden immer wieder durch politischen
Aktivismus und theoretische Reflexionen im
Kontext der Bewegung der europäischen Prekä�
ren, wie der EuroMayDay�Bewegung1 zusam�
mengeführt und auch neu angestoßen. Diese
transnationale Bewegung, die seit dem Beginn
der 2000er Jahre existiert, thematisiert prekäre
Arbeits� und Lebensverhältnisse als Ausgang�
punkt für politische Kämpfe und sucht nach po�
litischen Handlungsmöglichkeiten in
neoliberalen Verhältnissen. Das Außergewöhnli�
che an dieser sozialen Bewegung ist nicht nur, auf
welche Weisen darin neue Formen politischer
Kämpfe erprobt und neue Perspektiven auf Pre�
karisierung vorangetrieben worden sind. Viel�
mehr – und das ist auffallend im Verhältnis zu
anderen sozialen Bewegungen – hat sie immer
wieder die scheinbar getrennten Felder des Kultu�
rellen und des Politischen durchqueert und ge�
queert. Im vergangenen Jahrzehnt fand der
Austausch über das zum Teil subversive Wissen
der Prekären, die kommunikative Suche nach
dem Gemeinsamen, um eine politische Konstitu�
ierung zu ermöglichen, weniger in sozialen, poli�
tischen oder auch universitären Kontexten,
sondern auffallend häufig in Kunstinstitutionen
statt. 

2004 beispielsweise brachte das Forschungs�,
Ausstellungs� und Veranstaltungsprojekt Atelier
Europa im Kunstverein München2 AktivistInnen,
TheoretikerInnen und KünstlerInnen zusammen,
um einen Austausch über prekäre Lebens� und
Arbeitsverhältnisse und damit einhergehende Wi�
derspenstigkeiten zu ermöglichen. Im Fokus stan�
den nicht nur zunehmende und veränderte
Formen von Prekarisierung in der Kulturproduk�
tion3, sondern auch in anderen sozialen Berei�

chen, vor allem im anhaltend Frauen zugeordne�
ten Bereich der Pflege�, Care� und allgemein der
Reproduktionsarbeit. Die Madrider feministische
Aktivistinnengruppe ‚Precarias a la deriva’ lieferte
in dieser Hinsicht sehr wichtige Impulse.4

Ein weiteres Beispiel aus dem Jahr 2004: Am
Vortag des 1. Mai trafen sich auf Einladung des
Museums für zeitgenössische Kunst MACBA in
Barcelona AktivistInnen von Indymedia�Grup�
pen aus ganz Spanien, um eine intensive Debatte
über ihre medienaktivistischen Praxen zu betrei�
ben. Am 1. Mai beteiligten sie sich nicht nur an
der EuroMayDay�Paraden, sondern trugen die
Problematisierung von prekären Arbeitsverhält�
nissen kritisch an den Ort des MACBA zurück.
Die Kritik an der ambivalenten Rolle von Kunst�
institutionen wurde artikulierbar: Institutionen
im Kunstfeld waren einerseits Orte der kritischen
Auseinandersetzungen über neoliberale Transfor�
mationsprozesse und zugleich wichtige Players im
Spiel des kognitiven Kapitalismus und zuneh�
mender Prekarisierungstendenzen.5

Im Januar 2005 – ein letztes Beispiel – fand in
Berlin die internationale Konferenz Klartext! im
Künstlerhaus Bethanien und der Volksbühne in
Berlin zum „Status des Politischen in aktueller
Kunst und Kultur“ statt.6 Viele der Eingeladenen
waren gleichzeitig AktivistInnen im transnationa�
len EuroMayDay�Netzwerk, das sich am Vortag
der Konferenz in Berlin traf. Sie brachten die ak�
tuellen Problematisierungen von Prekarisierung
in die Konferenz ein und konnten darüber zu�
gleich ihre Reisekosten abrechnen. Darüber hin�
aus wurden theoretische Analysen zu
Prekarisierung, die sich mit aktivistischen Praxen
beispielsweise im Kontext des EuroMayDay�
Netzwerks verschränkten, verstärkt in Online�
Zeitschriften geführt, die Kunst, politische
Theorie und Aktivismus verbinden, wie beispiels�
weise mute magazine oder transversal7 – lange
Jahre bevor Prekarität zum Topthema der institu�
tionalisierten sozialwissenschaftlichen Forschung
avancierte. 
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Diese Einordnung der linken aktivistisch�theore�
tischen Diskurse und Praktiken erscheint mir
wichtig, um auf die Durchqueerungen verschie�
dener gesellschaftlicher Felder zu verweisen, die
meist als separiert wahrgenommen werden. Diese
Durchqueerungen, permanenten Überschreitun�
gen und nicht gewohnten Zusammensetzungen
von Personen und Feldern sind eine grundle�
gende Erfahrung und Perspektive auf die Proble�
matisierung von Prekarisierung als einem
transnationalen wie gesamtgesellschaftlichen Phä�
nomen. 

Normalisierung und Steuerung von 
Differenzen

Prekarisierung ist keineswegs ein Phänomen, das
nur an den Rand imaginierte gesellschaftliche
Gruppen betrifft und von diesen Rändern her ins
Zentrum überzugreifen droht – auf die so ge�
nannte Mittelschicht, diejenigen also, die bisher
gut abgesichert in das kapitalistische Produkti�
onsregime integriert waren und darüber ihre ge�
sellschaftliche Stellung untermauern und
verbessern konnten. Ein solches Modell zwischen
prekärem Rand und bedrohtem Zentrum wird
dem Um� und Abbau sozialer Sicherungssysteme
in Europa nicht gerecht. Es handelt sich um eine
Entwicklung, die das so genannte Zentrum
längst erfasst hat: der massive Rückgang unbefri�
steter Arbeitsverträge und die Zunahme befriste�
ter, zum Teil eine hohe Mobilität erfordernder
Jobs, ohne oder mit nur minimalen sozialen Ab�
sicherungen wie Kranken� und Urlaubsgeld oder
Altersvorsorge.

Vor diesem Hintergrund ist Prekarisierung ein
neoliberales Regierungsinstrument. Neoliberale
Gesellschaften werden gegenwärtig innenpoli�
tisch durch soziale Unsicherheit, das heißt durch
das Austarieren eines Minimums an sozialer Si�
cherheit regiert. Soziale Unsicherheit ist kein
Phänomen, das nur bestimmte gesellschaftliche
Gruppen betrifft. Prekarisierung befindet sich ge�
genwärtig vielmehr in einem Prozess der Norma�
lisierung und schließt damit an soziale
Unsicherheiten an, die bereits vor dem Fordismus
beklagt wurden, ohne damit identisch zu sein.
Der fordistische Sozialstaat offenbart sich als hi�
storische Ausnahme und keineswegs als Norm,
von der aus prekäre Arbeitsverhältnisse als Abwei�
chung und Anomalie verstanden werden
können.8

Die Kunst des Regierens besteht gegenwärtig
darin, ein wahrscheinlich nicht exakt zu kalkulie�
rendes Maximum an Prekarisierung, das mit
einem Minimum an Absicherung korreliert, ein�
zuführen und an diesem Grat dafür zu sorgen,
dass das Minimum gesichert wird. Normalisierte
maximale Prekarisierung bedeutet keineswegs
Gleichheit in der Unsicherheit, Ungleichheiten
werden nicht abgeschafft. Die neoliberale Logik
will aus gutem Grund keine Reduktion, kein
Ende der Ungleichheit, weil sie mit diesen hierar�
chisierten Differenzen spielt und auf deren
Grundlage regiert. Der Fokus dieser Regierungs�
logik liegt nicht mehr auf der Regulierung festge�
setzter identitärer Differenzen. Sie reguliert nur
noch die ‚absolute Armut’, die die Einzelnen ten�
denziell daran hindern könnte, das Spiel der
Konkurrenz zu spielen.9

Versteht man Prekarisierung in diesem Sinne
auch als Normalisierung und Steuerung von Dif�
ferenzen in der Unsicherheit, dann ist es nicht
hilfreich, in kritisch emanzipatorischer Absicht
gruppenbezogene Unterscheidungen von Prekari�
tät zu konstruieren. Mit feuilletonistischen Kate�
gorisierungen in Luxus� und Armutsprekäre wird
letztlich eine neoliberale Konkurrenzdynamik
zwischen unterschiedlichen Graden von Prekari�
sierung reproduziert. 

Wenn Prekarisierung zu einem Regierungsinstru�
ment der Normalisierung geworden ist und
damit als Gruppen und Schichten übergreifendes
Phänomen verstanden werden muss, dann sollten
sich soziale und politische Kämpfe nicht an sepa�
rierenden und hierarchisierenden Differenzierun�
gen beteiligen. Ohne die unterschiedlichen
Ausmaße von Prekarisierung zu negieren, sollten
sie gerade nach Gemeinsamkeiten in der Norma�
lisierung suchen: um die Produktivität prekärer
Lebens� und Arbeitsverhältnisse zur Veränderung
dieser Regierungsweisen zu nutzen, um sie ge�
meinsam zu verweigern und ihnen zu entgehen. 

Auseinandersetzungen um neue politische
Praxen

Um die vielfältigen Prekären nicht erneut zu in�
dividualisieren und zu separieren, haben sich die
kritischen Diskurse und widerständigen Praxen
im Kontext von Prekarisierung im vergangenen
Jahrzehnt immer wieder auf das konzentriert, was
den Prekären in aller Differenz gemeinsam ist.
Eine solche Suche nach Gemeinsamkeiten geht
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von Differenzen aus und endet nicht in Gleich�
heit, sondern ist begleitet von permanenten Aus�
einandersetzungen darüber, was als Gemeinsames
gilt.

Die theoretischen Reflexionen wie auch die sozia�
len Bewegungen zu Prekarisierung bedienen sich
weitgehend dem Denken und Begriffsgefüge des
Poststrukturalismus und Post�Operaismus und
suchen damit zugleich nach Praxen jenseits tradi�
tioneller Repräsentationspolitik. Diese Politik, in
der Repräsentation in erster Linie als Stellvertre�
tung verstanden wird, zeigt sich nicht nur in par�
lamentarischen Demokratien, sondern auch in
linken Politikverständnissen, die ein identitäres
kollektives Subjekt, das mit einer Stimme (stell�
vertretend) Forderungen artikulieren können soll,
für politische Praxen als notwendig erachten.
Wenn es aber um die Suche nach Gemeinsamkei�
ten in den unterschiedlichen Formen von Preka�
risierung geht, um die Möglichkeiten, sich in der
Differenz zu Bündnissen zusammenzuschließen,
dann ist eine identitäre, subjektorientierte Politik
offensichtlich nicht geeignet, denn sie verhindert
die Suche nach dem Gemeinsamen in der Diffe�
renz.10

Gerade in der Linken muss zudem immer wieder
auch darum gestritten werden, dass Solidarisie�
rungen mit den meist migrantischen ‚Anderen’
nicht nur oft die ‚eigene’ Position unreflektiert
lassen, sondern ‚die armen Anderen’ viktimisieren
und ihnen eine eigene politische Handlungsfä�
higkeit absprechen. Im Gegensatz zu festschrei�
benden Identitätskategorien, die in prekäre
Kreative auf der einen und ausgeschlossene Pre�
käre auf der anderen Seite unterscheiden, um
letztere mit weißer ‚Unterschicht’, MigrantInnen
oder illegalisierten Personen zu identifizieren,
wurden im Rahmen des EuroMayDay Schicht
und Status übergreifende unterschiedliche Bünd�
nisse konstituiert: zwischen prekären Kulturpro�
duzentInnen, WissenarbeiterInnen,
MigrantInnenorganisationen, Arbeitsloseninitia�
tiven, Organisierungen von illegalisierten Perso�
nen oder auch Gewerkschaften.

Die Auseinandersetzungen wurden also immer
wieder auch darum geführt, auf welche Weisen
die Refigurierung des Subjekts und damit identi�
täre Logiken dekonstruiert werden können, um
eine neue Sprache der Politik zu finden, die das
Feld politischer Möglichkeiten öffnen kann. 

Nicht vollständig ökonomisierbare Produkti-
vität

Es existiert eine wichtige Vorannahme für eine
politische wie theoretische Perspektive auf das
Gemeinsame: Die neue Figur der auf Kommuni�
kation, Wissen, Kreativität und Affekt basieren�
den Arbeitskraft11 ist keineswegs ausschließlich
für eine neue Phase kapitalistischer Akkumula�
tion produktiv. Die Ökonomisierung des Sozia�
len, das Ineinsfallen von Arbeit und Leben, die
Anforderungen, bei immaterieller und affektiver
Arbeit die gesamte Person einzubringen, also die
Kapitalisierung von Subjektivierungsweisen – all
diese Prozesse sind keineswegs total, umfassend
oder vollkommen determiniert. Immer entstehen
Überschüsse, Möglichkeiten der Artikulation
und Potenzialitäten von Widerständigkeit. Sub�
jektivierungsweisen gehen nicht in den normati�
ven staatlichen und ökonomischen Anrufungen
nach Flexibilität, Mobilität und affektiver wie
kreativer Arbeit auf. In unsicheren, flexibilisierten
und diskontinuierlichen Arbeits� und Lebensver�
hältnissen entstehen Subjektivierungen, die nicht
zur Gänze einer neoliberalen Verwertungslogik
entsprechen, die sich auch widersetzen und ver�
weigern. „Prekarisierung steht also für ein um�
kämpftes Terrain: ein Terrain, auf dem die
Ansätze, einen neuen Ausbeutungszyklus in Gang
zu setzen, auf die Wünsche und subjektiven Ver�
haltensweisen treffen, in denen das Aufbegehren
gegen das ‚alte’, fordistisch genannte Arbeitsre�
gime und die Suche nach einem anderen, freien,
ja auch ‚flexiblen’ Leben sich äußert.“12 Die Pro�
zesse der Prekarisierung sind ein umkämpftes so�
ziales Terrain, in dem sich die Kämpfe der
Arbeitenden und die Wünsche nach anderen For�
men des Lebens und Arbeitens artikulieren. Die
Prozesse der Prekarisierung sind nicht nur im
ökonomisch verwertbaren Sinne produktiv. In
postfordistischen prekären Produktionsverhältnis�
sen werden immer wieder neue Lebensformen,
neue soziale Beziehungen entwickelt und erfun�
den.13 Auch in diesem Sinne sind die Prozesse der
Prekarisierung produktiv.

Jene Arbeitsformen, die in erster Linie auf Kom�
munikation und Affekten, auf Austausch mit an�
deren basieren, sind nicht zur Gänze
berechenbar. Der messbare Charakter der Pro�
duktion wird überschritten, Produktion wird so
im Vergleich zur fordistischen Industriearbeit
tendenziell unkalkulierbar.14 In den Prozessen der
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Prekarisierung entsteht in vielen Momenten Un�
vorhergesehenes, Kontingentes und auch in die�
sem Sinne Prekäres. Dieser Aspekt von
Prekarisierung birgt die Potenzialität von Verwei�
gerung und produziert zugleich eine Neuzusam�
mensetzung von Arbeit und Leben, von
Sozialität, die nicht so, nicht sofort, nicht so
schnell und vielleicht gar nicht ökonomisierbar
ist. In solchen Neu�Zusammensetzungen gesche�
hen Unterbrechungen im Prozess der Normalisie�
rung, das heißt der Kontinuität von
Verwertbarkeit. In diesem Sinne ist das Bedeu�
tungsgefüge von Prekarisierung in den Diskursen
um die EuroMayDay�Bewegung nicht aus�
schließlich negativ konnotiert, sondern beinhaltet
immer auch die Potenzialität gemeinsamer Ver�
weigerungen, die Potenzialität des Exodus und
der Konstituierung.15

Das Wissen der Prekären und die Praxis des
Durchqueerens

Produktive Unterbrechungen, das heißt die Fal�
tungen des Prekären in die Potenzialität von ge�
meinsamer Konstituierung, können freilich nicht
einfach theoretisch konstatiert, sondern müssen
in den sozialen und politischen Auseinanderset�
zungen gefunden und erfunden werden. Dazu
brauchte es am Beginn der 2000er Jahre (und bis
heute noch) ein Wissen über unterschiedliche
Formen von Prekarisierung und die darin neu
entstehenden Praktiken der Verweigerung und
der Subversion. Um dieses unterschiedliche Wis�
sen der Prekären zusammenzutragen, wurden
viele militante Untersuchungen – etwa in kultu�
rellen und künstlerischen (wie von kpD16) oder in
unterschiedlichen sozialen Kontexten (wie von
Precarias a la deriva) – durchgeführt. Die Praxis
der militanten Untersuchung oder auch Mitun�
tersuchung schließt an die
ArbeiterInnen(selbst)befragungen an, wie sie vor
allem in den 1970er Jahren im Rahmen des ita�
lienischen Operaismus durchgeführt wurden.
Herrschafts� und Ausbeutungsverhältnisse sollen
durch die davon Betroffenen, also die ExpertIn�
nen selbst untersucht und deren spezifisches Er�
fahrungs�Wissen inklusive subversiver Praktiken
und Widerspenstigkeiten artikulierbar gemacht
werden. Solche gegenseitigen Befragungen der
ArbeiterInnen gelten „als Voraussetzung für eine
politische Intervention“17, so Marta Malo von
Precarias a la deriva. Die Praxis der militanten
Untersuchung hat das Interesse, Emanzipation,
Auseinandersetzungen, soziale Kämpfe zu initiie�

ren und Suchbewegungen nach besseren Weisen
des Lebens und Arbeitens zu potenzieren. Es geht
darum, „den unterirdischen und häufig unsicht�
baren Faden des Unbehagens und der täglichen
Aufstände zu erforschen“18, damit sich das Ver�
mögen, die potentia der Prekären zu einer konsti�
tuierenden Macht zusammensetzen kann.19

Prekäre haben keine gemeinsame Identität, aber
gemeinsame Erfahrungen. Prekarisierung, so
kpD, lässt sich über die ökonomische Dimension
hinausgehend als vielfältige Erfahrung verstehen,
die mit „einer nicht funktionierenden identitären
Zuschreibung oder Anrufung und den damit ver�
bundenen Vereindeutigungen zu tun hat, die sich
dennoch auf bestimmte Weisen in Subjetivie�
rungsverhältnissen materialisieren. […] Häufig
müssen verschiedene berufliche, statusbezogene,
geschlechtliche, sexuelle und ethnisierende Posi�
tionen, die sozial sehr widersprüchlich sind,
gleichzeitig oder nacheinander eingenommen
werden.“20 Prekarisierung bezieht sich auf die
sehr anstrengende Praxis, mehrere Positionierun�
gen und Anrufungen gleichzeitig und nacheinan�
der zu durchqueeren.21

In diesem Verständnis verweist Prekarisierung
also auch auf die Unmöglichkeit der Vereindeuti�
gung, die Unmöglichkeit eines identitären Still�
stands. Prekarisierung meint hier auch die
Erfahrung, mit der simultanen Vielfältigkeit, mit
der Heterogenität von Zuschreibungen und An�
rufungen umzugehen. Differente Singularitäten
sind nicht durch Individualität, also Unteilbar�
keit konstituiert, sondern viel eher durch das, was
sie mit anderen teilen, woran sie Teil haben, zu
welchem Teil und wie sie mit anderen gemeinsam
werden, zu einer konstituierenden Macht. 

Prozess der Konstituierung statt ontologische
Konstitution des Gemeinsamen

Um dieses Gemeinsam�Werden als politische
Handlungsfähigkeit denken zu können, möchte
ich anstelle des Begriffs des Gemeinsamen als so�
zialer ontologischer Konstitution (wie es Michael
Hardt und Antonio Negri noch einmal jüngst in
Common Wealth angeboten haben22) einen ande�
ren, mittlerweile etwas aus dem Blickfeld ver�
schwundenen Begriff von Negri, nämlich den der
konstituierenden Macht23, in den Vordergrund
rücken. Für Forderungen nach politischen und
sozialen Rechten kann es durchaus notwendig
sein, sich (strategisch) auf ein ontologisch be�
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gründetes Gemeinsames zu beziehen, eines, das
die Gleichheit im Sinne von Gleichstellung in
der Differenz anstrebt. Um aber überhaupt mit
anderen zusammen agieren zu können, muss die�
ses Gemeinsame etwas anderes bedeuten, als eine
grundlegende ontologische Kategorie. Denn die�
ses „common“ ist etwas, das erst entstehen muss,
das sich zu allererst zu etwas zusammen�setzt, was
es noch nicht gibt. Keine Gemeinschaft entsteht
hier, keine Vereinigung oder Vereindeutigung,
sondern eine Gemeinschaftsvorstellungen flie�
hende Zusammensetzung. 

Eine solche Neu�Zusammensetzung, eine solche
Konstituierung24 ist wie ein Mosaik zu verstehen,
das sich aus vielen einzelnen, bereits bestehenden
Teilchen, aus Singularitäten zusammenfügt und
in der Weise des Arrangements Neues entstehen
lässt. Nicht das Arrangement selbst ist innovativ,
sondern die Auseinandersetzungen, die in den
unterschiedlichen Zusammensetzungen entste�
hen. Konstituierung, die Entfaltung einer konsti�
tuierenden Macht ist nicht ohne Konflikte,
deshalb ist sie politisch im Grund legenden
Sinne. Der Grund ist nicht das Gemeinsame,
und damit nicht der Konsens, sondern der Kon�
flikt. Konflikte und Auseinandersetzungen sind
aber nicht allein die Grundlage dessen, was sich
zusammen�setzt. Auseinander�Setzungen sind
auch Ausdruck von Verweigerungen und Wider�
ständigkeiten, auf Grund derer sich eine konsti�
tuierende Macht überhaupt entfalten kann.
Ohne Konflikte, ohne soziale Kämpfe bleibt die
konstituierende Macht, die es braucht um einen
Prozess der Konstituierung in Gang zu setzen, le�
diglich vereinzeltes Vermögen in der Latenz.

Precariousness und Precarity

Kommen wir vor diesem Hintergrund zurück
zum Thema Prekarisierung und verbinden wir
das bisher Gesagte mit den diesbezüglichen
Überlegungen von Judith Butler. Sie hat nämlich
einen ontologischen Begriff von precariousness an�
geboten, von existienzieller Gefährdetheit25, der
mit dem ontologischen Begriff des Gemeinsamen
von Negri und Hardt produktiv zusammenge�
dacht werden kann. Im Anschluss daran wird
deutlich, dass das ontologisch Gemeinsame von
Gefährdetheit  nicht ausreicht, um ein politisches
Verständnis von precarity zu entwickeln.26

Butler konzipiert die allgemeine Gefährdetheit
des Lebens, die Verletzlichkeit des Körpers nicht

einfach als Bedrohung oder als Gefahr, vor der
unbedingt geschützt werden muss. Precariousness
bezeichnet das, was Leben im Allgemeinen –
menschliches wie nicht�menschliches – aus�
macht. Butler formuliert eine Ontologie, die
nicht losgelöst von sozialen und politischen Ver�
hältnissen verstanden werden kann. Verletzbar�
keit wird mit der Geburt extensiv, denn das erste
Überleben hängt bereits von sozialen Netzwerken
ab, von Sozialität und Arbeit.27

Zu sagen, dass das Leben prekär ist, bedeutet
also, darauf zu verweisen, dass es nicht unabhän�
gig und autonom besteht und mit keinen daraus
abgeleiteten Identitäten begriffen werden kann.
Vielmehr erfordert das Leben soziale Unterstüt�
zung und politische und ökonomische Bedingun�
gen, die seine Fortdauer ermöglichen, um ein
lebbares Leben zu sein. Eine „ontology of indivi�
dualism“28 sei nicht in der Lage, die precariousness
des Lebens zu erkennen. Butler zufolge stellt eine
soziale Ontologie der Gefährdetheit genau diesen
Individualismus in Frage. „[W]e are […] social
beings from the start, dependent on what is out�
side ourselves, on others, on institutions, and on
sustained und sustainable environments, and so
are, in this sense, precarious“.29 Die Bedingun�
gen, die das Leben ermöglichen, sind zugleich
genau jene, die es als prekäres bewahren. Deshalb
gilt es, so Butler, die politischen Entscheidungen
und sozialen Praxen zu fokussieren, unter denen
manche Leben geschützt werden und andere
nicht. Die sozialen und materiellen Unsicherhei�
ten, die aus solchen Entscheidungen und Praxen
entstehen, nennt Butler precarity. 

Diese precarity lässt sich als ein funktionaler Ef�
fekt aus jenen politischen und rechtlichen Regu�
lierungen verstehen, welche gerade vor der
allgemeinen precariousness schützen sollten. Preca�
rity entsteht durch bestimmte Herrschaftsverhält�
nisse, die sich seit Thomas Hobbes im
hegemonialen okzidentalen politischen Denken
über den Schutz vor precariousness legitimieren
und zugleich auf der precarity all jener, die als an�
ders und fremd konstruiert werden, basieren. Pre�
carity als funktionaler Effekt spezifischer
Sicherungssysteme ist nicht beschränkt auf ein
nationales politisches Phänomen, sondern stellt
eines von globalem Ausmaß dar. Precarity – so
Butler mit Verweis auf Achille Mbembe – „is at
once a material and a perceptual issue, since
those whose lives are not ‚regarded’ as potentially
grievable, and hence valuable, are made to bear
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the burden of starvation, underemployment, legal
disenfranchisement, and differential exposure to
violence and death”30.

Precarity – oder in meiner Begrifflichkeit: Preka�
risierung – als Effekt spezifischer Herrschaftsver�
hältnisse heißt zum einen – das macht Butler
deutlich –, dass es sich hier nicht um den ontolo�
gischen Begriff der precariousness, sondern um
einen politischen Begriff handelt. Precarity ist
damit allerdings nicht als determinierend zu ver�
stehen, sondern im Gegenteil – das wird bei But�
ler nicht deutlich genug – als ausgesprochen
produktiv: in seiner Produktivität als Regierungs�
instrument und ökonomisches Ausbeutungsver�
hältnis auf der einen wie auch als produktive,
immer auch unkalkulierbare und potenziell er�
mächtigende Subjektivierung auf der anderen
Seite.31

Auch wenn sie im Kontext von precarity keine
politische Handlungsfähigkeit von Singularitäten
denkt, liefert Butler ein ausgesprochen wichtiges
Argument, wie precariousness und precarity verwo�
ben sind: Die Tatsache, dass sich precarity auswei�
tet statt minimiert, heißt – das ist Butlers
politischer Fokus –, dass die allgemein geteilte
Verletzbarkeit des Lebens, dass precariousness
nicht anerkannt wird und damit keinen affirma�
tiven Ausgangspunkt von Politik darstellt. 

Butler ruft deshalb vor allem linke Politik dazu
auf, die (gemeinsam) geteilte precariousness anzu�

erkennen und daran normative Verbindlichkeiten
von Gleichheit und universellen Rechten auszu�
richten.32 Anders als precariousness auf einer onto�
logischen Ebene, kreuzt auf einer politischen
Ebene auch der Begriff der precarity alle Identi�
tätskategorien und lässt sich nicht mit solchen
bändigen und ordnen.

Die europäischen Bewegungen der Prekären
sowie die damit verwobenen theoretischen Dis�
kurse haben Gemeinsamkeiten durch Prekarisie�
rung – die Zumutungen wie die Chancen –
herausstellen können und Identitätspolitiken hin�
ter sich gelassen. Auch wenn es gegenwärtig so
aussieht, als habe zumindest die EuroMayDay�
Bewegung ihren Zenit mittlerweile überschritten,
ist es wichtig daran zu erinnern, dass in diesem
Kontext nicht nur neue Formen des Politischen
entstanden, sondern wichtige Mosaiksteinchen
zusammengesetzt worden sind, die einen Prozess
gemeinsamer politischer Ermächtigung in Gang
gesetzt haben. Auch wenn diese Zusammenset�
zungen sich wieder auflösen, bleiben die Erfah�
rungen und das Wissen. Auch wenn heute wieder
eine Bewegung ihre Kraft zu verlieren scheint,
dann gilt es das nicht zu betrauern. Viel interes�
santer erscheint es mir, den Prozess der Konstitu�
ierung zu verstehen, der sich woanders fortsetzen
und weitere Unterbrechungen sowie unvorher�
sehbare Brüche hervorbringen wird. 

E�Mail: lorey@niatu.net
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Anmerkungen: 

1 Seit Beginn der 2000er Jahre finden in über 20 europäischen Städten am 1. Mai EuroMayDay-Paraden mit bis zu 150.000
TeilnehmerInnen statt, um am traditionellen Tag der Arbeit die Prekarisierung von Lebens- und Arbeitsverhältnissen zu pro-
blematisieren. Die AktivistInnen setzen sich aus den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Positionierungen zusammen.
Die Paraden des transnationalen Netzwerks EuroMayDay sind allerdings nur ein Ereignis neben ganzjährlichen Veranstal-
tungen, Befragungen und Publikationen. Es geht bei EuroMayDay sowohl um neue Formen der Organisierung als auch um
die Selbstverständigung über unterschiedliche Prekarisierungsweisen und kollektive Wissensproduktionen (siehe u.a.
http://www.euromayday.org; sowie die Online-Zeitschriften: transversal: „Precariat“ (2004), http://eipcp.net/transver-
sal/0704 (31.08.2010); transversal: „Militante Untersuchung“ (2006), http://eipcp.net/transversal/0406 (31.08.2010); mute
magazine – culture and politics after the net (2005), http://metamute.org/en/Precarious-Reader (31.08.2010); Gerald Rau-
nig: Tausend Maschinen. Eine kleine Philosophie der Maschine als sozialer Bewegung, Wien 2008. 

2 Vom 13. März bis 13. Juni 2004, siehe http://www.ateliereuropa.com (31.08.2010).
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Rechte und Aneignung öffentlicher Räume: die Kämpfe der französischen Intermittents“, übers. v. Michael Sander, in: trans-
versal: „Precariat“ (2004), http://eipcp.net/transversal/0704/intermittents/de; Antonella Corsani, Maurizio Lazzarato: Inter-
mittents et Précaires, Paris 2008.

4 Vgl. Precarias a la deriva: „Streifzüge durch die Kreisläufe feministischer prekärer Arbeit”, übers. v. Therese Kaufmann, in:
transversal: „Precariat“ (2004), http://eipcp.net/transversal/0704/precarias1/de (31.08.2010).

5 Vgl. Raunig: Tausend Maschinen, a.a.O.
6 Organisiert von Marina Sorbello und Antje Weitzel, siehe http://klartext.uqbar-ev.de. Vgl. auch „Another Relationality (se-

cond part): On Poetry in Incurable Times”, organisiert von Marcelo Expósito und Jorge Ribalta in Kooperation mit dem
eipcp im MACBA in Barcelona (17./18. März 2006), http://marceloexposito.net/pdf/exposito_otrarelacionalidad_en.pdf;



„WORK TO DO! Self-organisation in Precarious Working Conditions: An Exhibition Project in 3 Chapters”, organisiert von
Sønke Gau und Katharina Schlieben, Shedhalle Zürich (2007/2008). Im Kontext von Bildung siehe zum Beispiel Universi-
dad Nómada in Spanien, http://www.universidadnomada.net/; „Radical Education Collective” in Ljubljana,
http://radical.temp.si/; Chto Delat, http://www.chtodelat.org; Street University in Saint Petersburg,
http://www.streetuniver.narod.ru/index_e.htm; Free/Slow University of Warsaw,
http://www.wuw2009.pl/wuw.php?lang=eng; Edu-Factory, http://www.edu-factory.org/edu15/.

7 Sieh Fußnote 1.
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10 Vgl. auch Antonio Negri: „Logik und Theorie der Befragung. Die militante Praxis als Subjekt und als Episteme” [2003],

übers. v. Klaus Neundlinger, in: transversal: „Militante Untersuchung” (2006), http://eipcp.net/transversal/0406/negri/de
(31.08.2010)

11 Vgl. Maurizio Lazzarato: „Immaterielle Arbeit. Gesellschaftliche Tätigkeiten unter den Bedingungen des Postfordismus“, in:
Toni Negri, Maurizio Lazzarato, Paolo Virno: Umherschweifende Produzenten. Immaterielle Arbeit und Subversion, hrsg.
v. Thomas Atzert, Berlin 1998, S. 39-52; Michael Hardt, Antonio Negri: Empire. Die neue Weltordnung, übers. v. Thomas
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17 Marta Malo de Molina: „Gemeinbegriffe, Teil 1: ArbeiterInnenbefragung und ArbeiterInnen-Mituntersuchung, Selbsterfah-
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18 Ebd. 
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State, übers. v. Maurizia Boscagli, Minneapolis, London 1999.

20 kpD: „Prekarisierung von KulturproduzentInnen und das ausbleibende ‘gute Leben�“ [2005], in: transversal: „Militante
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21 Siehe auch Renate Lorenz und Brigitta Kuster: Sexuell arbeiten. Eine queere Perspektive auf Arbeit und prekäres Leben,
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22 Vgl. Hardt/Negri: Common Wealth, a.a.O.; Negri: „Logik und Theorie der Befragung“, in: transversal, a.a.O.
23 Siehe Anm. 18.
24 Von dem lateinischen Wort constituo für zusammensetzen.
25 Judith Butler: Gefährdetes Leben. Politische Essays, übers. v. Karin Wördemann, Frankfurt/M. 2005;  siehe auch Isabell

Lorey: „Prekarisierung als Verunsicherung und Entsetzen. Immunisierung, Normalisierung und neue Furcht erregende Sub-
jektivierungsweisen“, in: Alexandra Manske, Katharina Pühl (Hg.): Prekarisierung zwischen Anomie und Normalisierung?
Geschlechtertheoretische Bestimmungsversuche, Münster 2010, S. 48-81.

26 Ich behalte hier die englischen Begrifflichkeiten aus zwei Gründen bei: Zum einen geht in der deutschen Übersetzung der
Bezug zur Prekarisierungsdiskussion verloren, zum anderen gibt es für Butlers Begriff der precariousness in der deutsch-
sprachigen Debatte noch keinen Begriff, der auf �prekär� verweist. Butlers Verwendung des englischen Neologismus pre-
carity, der seit einigen Jahren vor allem in den politisch-theoretischen und aktivistischen Diskursen zu Prekarisierung
benutzt wird, entspricht auch meiner Verwendung von �Prekarisierung� (siehe ausführlich Lorey: „Prekarisierung als Ver-
unsicherung und Entsetzen“, in: Prekarisierung zwischen Anomie und Normalisierung?, a.a.O.). 

27 Judith Butler: Frames of War. When is Life Grievable?, London, New York 2009, S. 1-32. Diese Überlegungen Butlers ver-
weisen nicht nur auf die existentielle Bedeutung von reproduktiver Arbeit, precariousness unterstreicht auch die radikale
Ersetzbarkeit jeden Lebens. 

28 Ebd., S. 19.
29 Ebd., S. 23.
30 Ebd., S. 25.
31 Diese vielfältige Produktivität habe ich an anderer Stelle als „gouvernementale Prekarisierung“ bezeichnet (Lorey: „Prekari-

sierung als Verunsicherung und Entsetzen“, in: Prekarisierung zwischen Anomie und Normalisierung?, a.a.O.).
32 Vgl. Butler: Frames of War, a.a.O., S. 28f.
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Welches Mit für die Vielen? Welche Form, wel�
che „Mit�Förmigkeit“ kann die Verkettung von
Singularitäten annehmen? Wie kann eine solche
Mit�Förmigkeit gedacht werden, ohne sie aus
dem Einen herzuleiten oder zum Einen zu ver�
schmelzen? Welche Begrifflichkeit ist adäquat für
eine spezifische Form der Assoziierung, die auf
das Teilen und die Teilung insistiert? Wie kann
diese Verkettung sich den traurigen Figuren des
Opfers, der Schuld und der Pflicht entziehen?
Wie verketten sich schließlich die sozialen und
die begrifflichen Singularitäten, ohne zum blo�
ßen glättenden Gleitmittel für die Transformatio�
nen kapitalistischer Produktionsweisen zu
verkommen?

Es gibt für diese Fragen, die in aktuellen post�
operaistischen, post�marxistischen und post�struk�
turalistischen Forschungen eine zentrale Rolle
spielen, sicherlich keine perfekte und metahistori�
sche Lösung. Dennoch scheinen dies Begriffe wie
jene im Umkreis der Begriffsfamilie des lateini�
schen communis oder des deutschen Gemeinschaft
zu versprechen – und selbst in der Form einer
„herausgeforderten“, „uneingestehbaren“, „ent�
werkten“ oder „kommenden Gemeinschaft“. Die
Probleme der Begriffe um communitas/Gemein�
schaft bestehen noch vor und jenseits ihres An�
klangs an totalitäre Ur� und Volksgemeinschaften,
und ebenso vor und jenseits der problematischen
Dichotomie von Individuum und Gemeinschaft:
Auf der einen Seite hängen sie unkritischen, iden�
titären Formen der Zusammensetzung an, auf der
anderen Seite bleiben sie dem Modus der Reduk�
tion, der Subtraktion, der Minuierung verpflichtet.
Und sogar dort, wo beide Aspekte dialektisch mit�
einander verbunden werden – wie etwa in den Ar�
beiten des italienischen Philosophen Roberto
Esposito1 – verharren sie diesseits der Kommu�
nion. Die gesamte begriffliche Linie des Commu�
nen, die Gemeinschaft, das Gemeinsame, ja selbst
der Kommunismus, insofern in seinem Namen
Dogmatismen und Geständniszwang praktiziert
wurden und werden, geraten dadurch in das Zwie�
licht einer doppelten Genealogie des Identitaris�

mus und der Reduktion.
Wie können dagegen transversale Formen der
Verkettung von Singularitäten gedacht und auf
den Begriff gebracht werden, ohne die Singulari�
täten individuell zu stratifizieren und/oder zu to�
talisieren? Mein Vorschlag geht in die Richtung,
nach Begrifflichkeiten zu suchen, die beide Kom�
ponenten als explizite Begriffskomponenten be�
rücksichtigen: die Komponente des Singulären,
der affirmativen Weise der Trennung und Teilung
und die Komponente der Zusammensetzung, des
Teilens, der Verkettung, des Mit.

Dilemmata der Gemeinschaft

In den letzten dreißig Jahren hat sich neben der
umfangreichen Literatur zu Fragen der Gemein�
schaft im Bereich der Kommunitarismus�Theo�
rien auch eine Anzahl von AutorInnen aus dem
linken Spektrum der politischen Philosophie für
den Gemeinschaftsbegriff zu interessieren begon�
nen. In etwas verspäteter Rezeption wurden
schließlich auch im deutschsprachigen Raum Bü�
cher zunehmend wahrgenommen, deren Titel die
Begriffe communauté, communità, communitas
enthalten und diese Begrifflichkeit gern mit ver�
schiedenen Adjektiven ausdifferenzieren. Jean�
Luc Nancys (1983, 2001), Maurice Blanchots
(1983) oder Giorgio Agambens (1990) Arbeiten
über die entwerkte, die herausgeforderte, die un�
eingestehbare oder die kommende Gemeinschaft
sind wahrscheinlich die bekanntesten Beispiele
für diese Tendenz.

Hier gibt es ein ganzes Bündel von Dilemmata,
das ich fürs erste mit den Worten von Jean�Luc
Nancy umschreiben möchte, jenem französischen
Philosophen, der mit der „entwerkten“ und der
„herausgeforderten Gemeinschaft“ zwei kleine,
aber prägende Texte für diesen Diskurs verfasst
hat. Im zweiten, 2001 erschienenen Text schrieb
Nancy, in kritischer Absetzung von seinem ersten
Text von 1983 – und überhaupt in kritischer Ab�
setzung von der Verwendung des Begriffs commu�
nauté, Gemeinschaft – einige Sätze, die
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deutlicher kaum sein konnten: „Tatsächlich zog
ich es allmählich vor, es [das Wort ‚Gemein�
schaft‘] durch die unschönen Ausdrücke des ‚Zu�
sammen�Seins‘, des ‚Gemeinsam�Seins‘ und
schließlich des ‚Mit�Seins‘ zu ersetzen. […] Von
mehreren Seiten her sah ich von dem Gebrauch
des Wortes ‚Gemeinschaft‘ Gefahren ausgehen:
Unweigerlich klingt es von Substanz und Inner�
lichkeit erfüllt, ja aufgebläht; recht unvermeidlich
hat es eine christliche Referenz (geistige oder brü�
derliche, kommunielle Gemeinschaft) oder eine
im weiteren Sinne religiöse (jüdische Gemein�
schaft, Gemeinschaft des Gebets, Gemeinschaft
der Gläubigen – ‘umma); es wird zur Bekräfti�
gung vorgeblicher ‚Ethnizitäten‘ verwendet – all
dies konnte nur Warnung sein. Es war klar, dass
die Akzentuierung eines notwendigen, doch stets
ungenügend geklärten Konzeptes zu jener Zeit
zumindest einherging mit einem Wiederaufleben
kommunitaristischer und zuweilen faschistoider
Triebkräfte.“2 Soweit die klaren Worte der Ab�
grenzung eines derjenigen Autoren, die noch
immer als Proponenten der Gemeinschaftsphilo�
sophie missverstanden werden.

Sowohl in der antiken römischen Tradition und
der Etymologie der communitas als auch in der
christlichen Gemeinschaftstradition zwischen
Kommunion und (Ur�)Gemeinde kehren zwei
problematische Aspekte immer wieder. Der eine
ist wohl bekannt und oft diskutiert worden, im
Wesentlichen auch wiedergegeben in der zitierten
Kritik Nancys: die Gemeinschaft als Begriff für
einen identitären Modus der Schließung, des
Schutzes und gleichzeitigen Ausschlusses, Grund�
lage und Boden auch für die heterosexuelle, pa�
triarchale Geschlechterordnung.

Die andere, weniger beleuchtete Seite der com�
munitas betrifft die Frage des verpflichtenden
Bandes, das die Singularitäten an die Gemein�
schaft bindet. Der lateinische Begriff communitas
lässt sich aus dem Präfix con� für „mit“, „zusam�
men“, und dem Substantiv munus herleiten.
munus bedeutet im Allgemeinen eine Gabe, ein
Geschenk. Jedoch im römischen Gebrauch fin�
den sich weniger Hinweise auf Gaben im Sinne
eines auf Freiwilligkeit basierenden Austausches,
sondern vielmehr auf die Verpflichtung zur Lei�
stung von Abgaben. Diese „Steuerpflicht“ konsti�
tuiert die Gemeinschaft, ebenso wie sie die
Aufnahme der Einzelnen in die Gemeinschaft be�
gründet. Isabell Lorey spricht daher in ihrer hi�
storischen, etymologischen und

politisch�theoretischen Analyse von munus und
communitas von einer „Logik der Ab�gabe“, die
im Übrigen auch im römischen Recht keineswegs
auf Gleichheit beruhte.3

Schon aus historischer und etymologischer Per�
spektive lässt sich also sagen, dass der Minuie�
rungsaspekt des Gemeinschaftsbegriffs eine
essenzielle Komponente seiner Verwendung ist.
Die Gemeinschaft kann in dieser Hinsicht nie als
Surplus verstanden werden, als ein vermehrendes
Teilen, als Zusammenschluss und zugleich Zuge�
winn. Es dreht sich vielmehr alles um eine Logik
der Schuld und der Verpflichtung, des Ab�,
manchmal auch des Sich�Aufgebens. Das munus
ist ein Minus. Die Gemeinschaft impliziert ein
Weniger�Werden, um Mehrere zu werden.4

Vor diesem Hintergrund zweier Problemlinien,
die die gesamte Begriffsfamilie des Gemeinsamen
durchziehen, möchte ich kurz die Dilemmata ak�
tueller (linker) Gemeinschaftsdiskurse beleuch�
ten.

1. Dilemma: Vagheit. Agambens Communità che
viene (1990)5, „die kommende Gemeinschaft“
also, ist ein kleines Büchlein, das einigermaßen
eklektisch Fragmente aus der Philosophiege�
schichte heraus bricht und sich dabei äußerst
wenig um die Gemeinschaft schert. Viel eher
steht das Kommende im Zentrum, das, was im
Begriff steht zu kommen, das was kommen soll.
Das kommende Sein (9), die kommende Politik
(79), eine kommende Welt (51). Gerade in
Bezug auf letztere bezieht sich Agamben auf den
Messianismus Walter Benjamins: „In der kom�
menden Welt“, zitiert Agamben (51) Benjamin,
wird „alles eingerichtet sein wie bei uns. Wie
unsre Stube jetzt ist, so wird sie auch in der kom�
menden Welt sein; wo unser Kind jetzt schläft,
da wird es auch in der kommenden Welt schla�
fen. Was wir in dieser Welt am Leibe tragen, das
werden wir auch in der kommenden Welt anha�
ben. Alles wird sein wie hier – nur ein klein
wenig anders.“ Das ist der Einsatz auch Agam�
bens, wenn er vom Kommenden spricht, die
kleine Differenz, das „Beliebige“. Etwas unerwar�
tet und aus dem philosophischen Duktus des
Büchleins ausbrechend, beschreibt Agamben die
kommende Politik auch als einen Kampf zwi�
schen dem Staat und dem Nicht�Staat, genauer:
als die „unüberwindbare Teilung in beliebige Sin�
gularitäten und staatliche Organisation“ (79).
Doch neben diesem Anspruch des messianisch�
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Kommenden als Überwindung des Staatsapparats
von schützender Identität und verpflichtendem
sozialen Band bleibt der Begriff der kommenden
Gemeinschaft seltsam undeutlich und unbelegt.
Das macht ihn auch offen für alle möglichen ro�
mantisch�affirmativen Interpretationen und ver�
stärkt die Ausformung einer viel zu vagen
Anrufung dessen, was kommt oder was kommen
soll, ohne diesem Kommenden eine begrifflich
klarere Ausprägung zu geben – übrigens ganz im
Gegensatz zu den durchaus deutlichen rechten
Versuchen, den Gemeinschaftsbegriff zu besetzen
(ich komme darauf zurück).

2. Dilemma: Minus. Maurice Blanchot (Die un�
eingestehbare Gemeinschaft)6 bringt 1983 im Dia�
log mit Jean�Luc Nancy eine kritische Reflexion
der Arbeiten seines Freundes Georges Bataille
über die Gemeinschaft in Gang. Ausgehend von
Batailles durchaus auch problematischen Versu�
chen der Einsetzung von konkreten Gemein�
schaften in den 1940ern beschreibt Blanchot das
Problem der Gemeinschaft, die „in ihrer Kom�
munion“ „aufgeht“ (18), aber auch die Suche
nach anti�identitären Formen der Verkettung
von Singularitäten, nach jenem „Durcheinander,
das die Zusammenstellung des Verschiedenen
veranstaltet“ (16). Er schreibt: „Einer befindet
sich neben dem anderen, und dieses Nebenein�
ander, das alle Arten einer leeren Intimität
durchdringt, bewahrt sie davor, die Komödie
eines ‚verschmelzenden und kommuniellen’ Ein�
verständnisses zu spielen.“ (86) Blanchot erkennt
also die Notwendigkeit, anstelle der Aufhebung
der Differenzen in eine höhere und universelle
Einheit das paradoxe Band der Singularitäten in
ihrer Unverbundenheit zu benennen, aber – und
hier findet sich eine Resonanz der Figur des
munus als Minus – er kann dieses Band nur als
negatives verstehen. Deswegen ist in seinem
Schreiben über Gemeinschaft so viel über Unge�
nügen, Unvollständigkeit, Unmöglichkeit, Ab�
wesenheit, Undarstellbarkeit, Unzulänglichkeit,
Uneingestehbarkeit die Rede. Es braucht die
„Preisgabe“, das „Opfer“, das erst „die Gemein�
schaft stiftet“ (31). Hier zeigen sich allzu deut�
lich die Spuren der etymologischen Genealogie
der communitas. Die Gemeinschaft des munus
kann nur als Abgabe und Preisgabe, als Pflicht
und Verpflichtung, als Schuld und Verschuldung
verstanden werden. Diese Defizienz� und Minu�
ierungsfiguren kulminieren explizit in Batailles
und Blanchots zweifellos eleganter Formulierung
der „negativen Gemeinschaft“ als einer „Ge�

meinschaft derer, die keine Gemeinschaft haben“
(47).

3. Dilemma: Appropriation. Nicht erst in Nan�
cys später Selbstkritik, sondern schon in
Blanchots Schreiben aus dem Jahr 1983 liegt
eine implizite Warnung, eine Abgrenzung, eine
Antwort auf die kritiklose Affirmation der Ge�
meinschaft. Diese Warnung, diese vorsichtige
Haltung schützte Blanchot allerdings mitnich�
ten vor der Vereinnahmung durch einen ganz
anderen Gemeinschaftsbegriff, der wieder an�
knüpft an die faschistisch�totalitäre Figur der
„Volksgemeinschaft“. Es ist nicht ohne Ironie,
dass gerade Blanchots Text Die uneingestehbare
Gemeinschaft von einem konservativ�rechtsradi�
kalen Denker der einst „Neuen Rechten“ ins
Deutsche übertragen wurde. Gerd Bergfleth,
der Blanchots Text für den Berliner Verlag Mat�
thes & Seitz übersetzt hat, ist einschlägig be�
kannt für antisemitische und rechts�nationale
Rülpser. Solche explizit rechten Töne finden
sich zwar nicht direkt in der Übersetzung von
Blanchots Text, es wäre aber möglicherweise in�
teressant, den deutschen Text in Bezug zu sei�
ner französischen Vorlage sprachlich genauer zu
untersuchen. Das, was allerdings in unserem
Zusammenhang überdeutlich wird, ist die Ver�
einnahmung und Wendung Blanchots durch
seinen Übersetzer in einem recht durchsichti�
gen Verfahren. Bergfleth schließt den ca. 90
Seiten des Blanchot�Textes nämlich einen ca.
70�seitigen Kommentar an, der zugleich Kritik
und Entwendung darstellt. Entwendung inso�
fern, als nicht nur der bekannte Text eines pro�
minenten Autors als Podium für eine neuerlich
deutlich rechte Konnotierung des Gemein�
schaftsbegriffs missbraucht wird, sondern
indem die persönliche und theoretische Bezie�
hung zwischen Blanchot und Bataille in ein
raunendes Amalgam von „einsamer Gemein�
samkeit“ und „erhabener Idee der Todesleiden�
schaft“ verwandelt wird. Kritik insofern, als
Bergfleth Blanchots Gemeinschaftsbegriff nur
als „Karikatur von Gemeinschaft“ fassen kann
und zu einer allgemeinen Polemik gegen die
Dekonstruktion ansetzt. Das klingt bei Berg�
fleth so: „Man nehme dem Gemeinschaftswerk
jeden Sinn und Zweck und operiere so lange,
bis der Patient seinen Geist aufgegeben hat.“
(172) In gewisser Weise hat dieses Zitat den
Vorzug der Deutlichkeit. In der Tat ist das Auf�
geben jedweden „Gemeinschaftswerks“ durch�
aus ein Effekt der linken
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Gemeinschaftsdebatten, allerdings kein bekla�
gens�, sondern ein begrüßenswerter.

Gilbert de la Porrée und die Erfindung des
Dividuums

Mit meiner ersten Ausgangsfrage habe ich einen
besonderen Anklang gewählt. „Welches Mit für
die Vielen?“ variiert eine theologisch�philosophi�
sche Debatte, die seit der Antike relevant und vor
allem in den scholastischen Diskursen des Mittel�
alters zentral geworden ist. Die Frage nach der
Form des „Mit für die Vielen“ spielt nicht nur
auf das con� in communitas an, und auch nicht
nur auf die Aufnahme des Heidegger’schen „Mit�
Seins“ durch Jean�Luc Nancy, sondern vor allem
auf die alte Frage des Verhältnisses zwischen dem
Einen und dem/n Vielen. Natürlich besteht eine
Differenz zwischen der Frage nach dem Einen für
die Vielen und jener nach dem Mit. Die Alterna�
tive, ob das Viele sich aus dem Einen entfaltet,
vervielfältigt oder umgekehrt nach dem Motto e
pluribus unum das Eine anstrebt, lässt sich zwar
scheinbar auch mit dem Mit und den Vielen
durchspielen, ist aber – wie sich implizit im Fol�
genden zeigen wird – einer grundsätzlicheren
Kritik zu unterziehen. Um diese Differenz klarer
herauszuarbeiten und schließlich zu einer neuen
Begrifflichkeit des „Mit für die Vielen“ zu gelan�
gen, wird es im Folgenden unerlässlich sein, eine
längere Schleife zu ziehen, die uns vor allem in
theologisch�philosophische Debatten des Hoch�
mittelalters eintauchen lässt.

Bei einem sehr frühen Exponenten der mittelal�
terlichen Diskussion um das Eine und das Viele
findet sich eine Begriffserfindung, die für die
Konzeptualisierung meines Textes ausschlagge�
bend ist. Diese Begriffserfindung, die über Jahr�
hunderte bis heute unterschätzt und nahezu
unentdeckt geblieben ist, verdankt sich einem
ebenso unterschätzten Außenseiter der theologi�
schen Diskurse der frühen Scholastik. Gilbert de
la Porrée (Gilbertus Porretanus, ca. 1080�1155),
Bischof von Poitiers, war Theologe, Logiker und
Sprachtheoretiker in der ersten Hälfte des 12.
Jahrhunderts.7 Er entwickelte eine spezifische
Terminologie, die sich an der Aristotelischen Ka�
tegorienlehre orientierte, im Transfer der griechi�
schen Philosophie in die früh�scholastische
Theologie allerdings konzeptuelle Originalität ge�
wann. Gilberts „Lehre“ breitete sich durch den
Einfluss seiner „Schüler“ um die Mitte des 12.
Jahrhunderts zu einer kleinen Geografie der

Nachwirkung aus; wie die meisten Theologen der
Frühscholastik gerieten Gilbert und sein Werk al�
lerdings durch die Dominanz Thomas’ von
Aquin und des hochscholastischen Schrifttums in
Vergessenheit.8

Es waren allerdings auch theologische und kir�
cheninterne Konflikte, die Gilbert ebenso Zeit
seines Lebens zu Schaffen machten, wie sie seine
Nachwirkung behinderten. Auf Betreiben von
Bernard de Clairvaux wurde er vor dem päpstli�
chen Konsistorium von Paris 1147 und einem
weiteren Konsistorium nach der Synode von
Reims 1148 der Häresie angeklagt. Er kam aber –
anders etwa als sein Zeitgenosse Abaelard, der auf
Anklage Bernards 1141 mit Klosterhaft und le�
benslangem Schweigen bestraft worden war – zu
Lebzeiten ohne Verurteilung davon.

Wahrscheinlich lag ein wesentlicher Grund für
diese Nichtverurteilung in einer mehrfachen Vor�
sicht Gilberts. Zunächst war Gilberts Sprache
selbst für Gelehrte seiner Zeit schwer verständ�
lich, vor allem durch den für seine Zeitgenossen
ungewohnten, strikt logischen Duktus seiner Ar�
beiten. Dazu kommt, dass Gilbert auch keine ex�
plizit eigenständigen Schriften verfasste. Er
wirkte vor allem in mündlicher Form durch Pre�
digten und Vorträge. In schriftlicher Form be�
diente er sich des oberflächlich besehen servilen
und marginalen Genres des Kommentars, und
zwar als Kommentator des spätantiken Neuplato�
nikers und Aristoteles�Übersetzers Boethius aus
dem frühen 6. Jahrhundert. Das Genre des Kom�
mentars erlaubte es Gilbert, die Autorität des von
ihm erörterten Kirchenvaters zu nutzen, zugleich
daraus seine eigene Theorie zu entwickeln und
dabei weit über die seinem Kommentar zugrunde
liegenden Texte hinaus zu gehen.

Wenn es am Beginn des 12. Jahrhunderts um
scheinbar rein theologische Fragen wie etwa die
Einheit der Dreifaltigkeit oder die Christologie
ging, dann waren das immer auch sehr konkrete
Fragen der Legitimierung und Infragestellung
von Herrschaftsverhältnissen. Genau diese ge�
fährlichen Grenzgebiete sind auch die Operati�
onsräume der theoretischen Arbeit Gilberts.
Seine Differenzierung von Singularität, Indivi�
duum und Person ist nur zu verstehen vor dem
Hintergrund der frühscholastischen Auseinander�
setzungen über den Personenbegriff in der Trini�
tät und vor den Fallstricken der diesbezüglichen
Diskurse. Dieses Wahrheitsspiel umfasste fein zi�
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selierte Formulierungen, die die Abgründe des
„Dualismus“ und des „Pantheismus“ vermeiden
sollten, die aktive Abgrenzung von ketzerischen
Genealogien sowie die feine Kategorisierung hä�
retischer Täuschungen. 

Bevor ich zur zentralen Begrifflichkeit für unsere
Frage des Mit für die Vielen vorstoße, muss ich
im Folgenden einige Besonderheiten des Gilbert�
schen Wortschatzes und seines frühscholastischen
Kontextes verständlich machen. Um seine theore�
tischen Positionen zu verstehen, ist zunächst eine
grundsätzliche Entscheidung Gilberts zu beto�
nen, nämlich die scharfe Trennung der Bereiche
zweier Seinsformen, denen er unterschiedliche
Betrachtungsweisen zuordnete: der methodischen
Unterscheidung von theologicae rationes und na�
turalium rationes entspricht ein göttliches Sein
und ein natürliches Sein. Gott und die Welt so�
zusagen. Die Betrachtungen der göttlichen
Sphäre und der Natur sind nach Gilbert völlig
unabhängig voneinander und lassen sich auch in
keiner Weise durch Analogien verbinden. Die
beiden rationes zu vermischen, zum Kommuni�
zieren zu bringen, sei eine häretische Täuschung.

Auf der Basis dieser scharfen Trennung ist für
Gilbert eine weitere Unterscheidung bedeutsam,
nämlich die zwischen quo est, „wodurch etwas
ist“, und quod est, „was etwas ist“. Diese Unter�
scheidung gilt im göttlichen wie im natürlichen
Bereich, hat allerdings in den beiden Bereichen
verschiedene Begriffe zur Folge. Für die natura�
lium rationes verwendet Gilbert eine in dieser Be�
deutung neu eingesetzte Begrifflichkeit: das quo
est benennt er als Subsistenz (subsistentia)9, das
quod est als Subsistierendes (subsistens). Im Ge�
gensatz zum in der Theologie geläufigeren Paar
von Substanz und Akzidentien ist das Verhältnis
von Subsistenz und Subsistierendem nicht hierar�
chisch gerastert, sondern eine wechselseitige Aus�
tauschbeziehung. Das Subsistierende entfaltet
sich nicht erst aus der Subsistenz, es ist ko�emer�
gent. Es entsteht also weder durch Konkretion
aus etwas Abstrakten, noch als Vervielfältigung
aus einem Einen. Das Subsistierende ist zwar nur
„durch etwas“, es ist aber zugleich singulär, und
„seine“ Subsistenz (das, wodurch es ist) ist eben�
falls singulär. Jedes Subsistierende hat seine sin�
guläre Subsistenz.

In den theologicae rationes stößt Gilbert allerdings
auf erhebliche sprachliche wie auch auf theologi�
sche Schwierigkeiten. Das quo est heißt hier Es�

senz (essentia), für das quod est gebraucht Gilbert
nur einmal die zu den Begriffen des natürlichen
Bereichs analoge Begriffsbildung essens. Zumeist
weicht Gilbert auf eine andere Begriffslinie aus
und bezeichnet das quo est der göttlichen Essenz
als divinitas (Gottheit), das quod est der Dreifal�
tigkeit als drei – numerisch unterschiedene – Per�
sonen des einen deus. Das quo est bleibt hier also
absolute Einheit, während das quod est eine au�
ßergewöhnliche, nämlich göttliche Form der
Vielheit annimmt. Gilbert experimentiert hier
auf heiklem Boden: Die Differenzierung zwi�
schen göttlicher Essenz und Gott allein ist genü�
gend Anlass für Verdächtigungen, denn die
göttliche Essenz muss als einzige, einfache, ein�
zigartige Einheit gedacht werden, als unum, sim�
plex, singulare. Die Vielheit gehört nach gängiger
Interpretation in den natürlichen und kreatürli�
chen Bereich. Woran Gott und die Welt sich
scheiden, ist der Gegensatz zwischen Einheit und
Vielheit.

Noch verdächtiger dürfte den um Bernard de
Clairvaux agierenden Wächtern des Dogmas (vor
allem der augustinischen Linie der Trinitätsinter�
pretation) die grundsätzliche Trennung von gött�
lichem und natürlichem Bereich gewesen sein. Es
kann für Gilbert keine Begegnung, keine Ver�
mittlung zwischen den beiden Bereichen geben.
Er denkt Trennung und Gegensatz zwar dialek�
tisch und versucht an einigen Stellen – etwa in
seiner Schöpfungslehre – exemplarische Ableitun�
gen zu entwickeln und damit nicht dem Urteil
des Dualismus zu verfallen. Dennoch bleibt die
scharfe Betonung des Gegensatzes, der Unter�
schiedenheit der Seinsbereiche augenfällig. Da
die beiden Bereiche auf keine Weise vermittelt
sind, kann die Vielheit nicht aus der Einheit her�
vorgehen, sich entfalten, es kann auch keine Kor�
relation oder Analogie zwischen den beiden
Bereichen geben. 

Die radikale Vielheit von singulären Subsistenzen
und Subsistierenden ist in sich selbst begründet,
sie braucht keine göttliche Essenz. Gilberts Welt
braucht weder Gott noch Dreifaltigkeit. Was für
Bernard de Clairvaux ausreichendes Verdachts�
moment für eine Anklage war, gibt uns die Gele�
genheit, den Bereich des Natürlichen streng
immanent zu denken, Vielheit ohne die Last der
Einheit, ohne Gott und auch ohne Dreifaltigkeit.

Die philosophiegeschichtlich folgenreichste Er�
findung Gilberts war die Differenzierung von
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Singularität, Individualität und Personalität.10 In
der Entwicklung der Trinitätslehre war ein Drei�
schritt notwendig, der von Augustinus über Boet�
hius zu Gilbert führt und sehr unterschiedliche
Effekte auch auf die Anschauung des außer�theo�
logischen natürlichen Bereichs hatte. Bei Augu�
stinus steht noch der Begriff der Personalität, die
drei personae der göttlichen Essenz, allein im
Zentrum. Konsequenzen der Trinitätslehre für
den natürlichen Bereich zieht Augustinus über
die Analogie von Gott und Mensch und wirkt
damit in anthropologische und psychologische
Bereiche hinein. Bei Boethius kommt die Indivi�
dualität mit ins Spiel, die Begriffe des Singulären
und des Individuellen werden jedoch noch dek�
kungsgleich verwendet. Erst in Gilberts Kom�
mentaren zu Boethius bekommt der Begriff der
Singularität einen anderen und weiteren Anwen�
dungsbereich als jener der Individualität. In der
vollen Ausdifferenzierung der drei Begriffe wird
mit Gilbert Singularität jener begriffliche Aus�
gangspunkt, der das Einzelne in seiner weitesten
Extension beschreibt. Gilbert schreibt in seinem
Boethius�Kommentar: 

„Wir wollen unterscheiden …: Eine Eigenheit von
etwas wird aus je anderer Betrachtungsweise ‚singu�
lär‘, ‚individuell‘ oder ‚persönlich‘ genannt. Denn
zwar ist jedes Individuum singulär, und jede Person
ist singulär und individuell, aber nicht jede Singu�
larität ist ein Individuum, und nicht jede Singula�
rität oder jedes Individuum ist eine Person.“ 11

Mit dieser Differenzierung entsteht eine Unter�
scheidung entlang verschiedener Extensionen:
Die kleinste Ausdehnung kommt der Personalität
zu, die mittlere der Individualität, die größte der
Singularität. Auch diese Differenzierung der Ex�
tensionen entspricht allerdings nicht unbedingt
einer Hierarchisierung, und auch keineswegs
einer Beziehung der Vereinheitlichung oder der
Entfaltung des Einen aus dem Anderen. Es geht
hier um eine Unterscheidung auf der Ebene der
begrifflichen Ausdehnung: Das Individuum um�
fasst einen weiteren Bereich als die Person; die
Singularität umfasst ihrerseits die Individualität
und die Personalität, und mehr als das.

Eine interessante Voraussetzung für Gilberts
Denken ist, dass keiner der drei Begriffe sich al�
lein auf den Menschen beziehen muss. Gilbert
folgt in seiner streng logischen Methode nicht
der äußerst wirkungsmächtigen Engführung bei
Boethius, wonach eine Person die unteilbare Sub�

stanz nur von verständiger Natur (natura rationa�
bilis) sei, was auf Gott, auf Menschen und allen�
falls noch auf Engel zutrifft. Gilbert grenzt mit
seinem Begriff der persona weder die Menschen
als Vernunftwesen von den Tieren oder den Din�
gen ab, noch differenziert der Begriff – wie in der
antiken Bedeutung – die Menschen untereinan�
der, in solche, die als Personen sui iuris sind, und
andere (wie Frauen, Kinder, Sklaven, die nach
patriarchalem römischem Recht auch dem Be�
reich der Dinge zugeordnet werden konnten).
Ohne dieser spezifischen Linie des Ausschlusses
zu folgen, ist Gilberts Personenbegriff dennoch in
seiner Extension kleiner als jene der Individuali�
tät und der Singularität. persona ist bei Gilbert
ganz allgemein der Name eines Teils von jenen
Subsistierenden, die Individuen sind. Diese Linie
der Personalität, so wichtig sie im göttlichen Be�
reich für die Erklärung der Dreifaltigkeit ist, ver�
folgt Gilbert im natürlichen Bereich nicht weiter;
er konzentriert sich auf die Ausdifferenzierung
der zwei weiteren Extensionen, die Individualität
und die Singularität.

Die Individualität ordnet vertikal alle in oder am
Einzelding befindlichen Subsistenzen zu einer
Ganzheit an. Dieser „individuelle“ Ordnungsmo�
dus der Singularität hat seine Spezifik darin, alle
singulären Subsistenzen eines Dinges nach genau
der Formation zu vereinigen, in der es sich kon�
kretisiert. Zugleich kappt die Individualität die
Verbindung mit anderen konformen Singularitä�
ten in anderen Dingen. Die maßgeblichen Kom�
ponenten der Individualität sind also der
Ausschluss von Konformität, die Abkappung der
Verbindung, damit das Unähnlich�Werden,
schließlich die Ganzheit. 

Es gibt aber auch einen anderen Ordnungsmodus
der Singularität, einen horizontalen Modus, der
die singulären Elemente horizontal sammelt, und
ohne Rücksicht zu nehmen auf ihre Zugehörig�
keit zu einer individuellen Formation. Diese
Form der Sammlung ist keine Vereinigung, sie
geht quer durch die Bereiche der einzelnen Dinge
und sammelt alle nach ihrer Konformität zusam�
mengehörigen Subsistenzen. Für diesen zweiten,
horizontalen oder transversalen Modus findet
sich schließlich auch ein Begriff, dem – wie mir
scheint – ein erstaunliches Potenzial für die Wei�
terentwicklung unserer Frage nach der Verket�
tung der Singularitäten innewohnt. Nicht die
Gemeinschaft, die Gesellschaft oder ein anderer
Kollektiv�Begriff werden hier dem Individuum
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gegenübergesetzt, sondern – sprachlich eigentlich
ganz nahe liegend – das Dividuum. 

Mit dem Dividuum und der Dividualität wird
eine nicht�individuelle Singularität beschrieben,
die gerade nicht durch die Eigenschaften der In�
dividualität, also totale Ganzheit und Unähnlich�
keit, ausgezeichnet ist. Das lateinische Wort
dividuum erscheint in den Bedeutungen „geteilt,
getrennt, zerstreut“ und „trennbar, teilbar“ durch
die römische Antike hindurch immer wieder, von
Plautus über Cicero bis Horaz, allerdings nur als
selten gebrauchter und schwacher Begriff. Ähn�
lich verhält es sich auch mit der Verwendung des
Begriffs in Spätantike und Mittelalter, sodass die
begrifflich prägnante „Erfindung“ des Dividuums
durchaus Gilbert zugeordnet werden kann. An
der diesbezüglich zentralen Stelle schreibt Gil�
bert: 

„Im Bereich der natürlichen Betrachtungsweisen ist,
was immer ist, durch etwas anderes, als was es selbst
ist. Und weil das, wodurch etwas ist [die Subsi�
stenz], singulär ist, ist auch das, was dadurch etwas
ist [das Subsistierende], singulär. Numerisch Meh�
rere können ebenso wenig, wie sie durch ein Singu�
läres sein können, etwas Eines sein ohne Zahl. Oft
aber sind numerisch verschiedene Singularitäten
gemäß ihrer Subsistenzen konform. Daher sind
nicht nur die Subsistierenden, sondern auch die
konformen Subsistenzen unum dividuum. Und
daher ist keine konforme Subsistenz ein Indivi�
duum. Wenn das Dividuum Ähnlichkeit ausmacht,
folgt daraus, dass das Individuum Unähnlichkeit
ausmacht.“12

Diese nicht ganz einfachen Sätze beinhalten eine
ganze Lehre vom Dividuum in nuce. Als erstes
lässt sich festhalten: Auch wenn das Individuum
unseren Ausgangspunkt für Überlegungen über
das Dividuum darstellte, steht das Dividuum lo�
gisch und ontologisch vor dem Individuum. Die
Singularitäten sind an erster Stelle dividuell, das
Individuum entwickelt sich als besondere, verti�
kale und Ganzheit erzeugende Differenzierung
der Singularität. Insofern ist das Dividuum,
wenn schon nicht chronologisch, so zumindest
sprachlich und logisch als prä�individuell zu ver�
stehen. Wahrscheinlich ist es also sinnvoller, un�
seren Weg von der Person über das Individuum
zur Singularität umzukehren und das Dividuum
auf der Ebene der weitesten Extension als in ge�
wisser Weise parallel zum Begriff der Singularität
zu verstehen.

Was sind die Begriffskomponenten des Divi-
duums?

1. Getrenntheit. Dividualität bedeutet zunächst
im Wortsinn „Getrenntheit“, „Geteiltsein“ oder
„Trennbarkeit“ und „Teilbarkeit“. Doch schon in
diesem engeren Sinn des Wortes liegt auch eine
Konnotation der „Zerstreutheit“ und der „Zer�
streuung“. Das impliziert eine Ausdehnung, eine
Bewegung, eine nomadische Verteilung, die sich
durch verschiedene Einzeldinge hindurch bewegt.
Diese Form der Zerstreuung, Ausdehnung und
Verteilung soll nun nicht als Verallgemeinerung
verstanden werden. Dividualität ist etwas, das
weder individuell noch persönlich ist, und den�
noch auch keine Universalie und kein Grund.
Das Dividuum steht nicht einseitig als Allgemei�
nes dem Individuum gegenüber, es ist eine jener
Begrifflichkeiten Gilberts, welche die Dichoto�
mie von Individuellem und Allgemeinem durch�
brechen, eine neue Dimension einführen, in der
das, was etwas ist, und das, wodurch es ist, ins
Verhältnis gesetzt werden.

2. Ähnlichkeit. Wenn das Dividuum aber durch
Getrenntheit bestimmt ist, wie kann man sich die
nicht�universelle, transversale Funktion der Divi�
dualität vorstellen? In einer spezifischen Form der
Korrelation dieser scheinbaren Gegensätze, Ge�
trenntheit und Transversalität, und im Verhältnis
von Ähnlichkeiten und Konformitäten.13 Das In�
dividuum ist ein Ganzes, ein Eines, ein nicht be�
liebig Zusammengesetztes. Es ist etwas Eigenes,
es hat – wie Gilbert betont – die Eigenschaft der
dissimilitudo, es weist keine Ähnlichkeit auf. Da�
gegen ist das, was das Dividuum buchstäblich
ausmacht, seine zweite Begriffskomponente: die
Ähnlichkeit (similitudo). Während Individualität
mit der Unähnlichkeit das je Anders�Sein betont,
die Abgrenzung von allem anderen, ist die divi�
duelle Singularität immer je eine unter anderen.
Das Dividuum hat also eine Komponente oder
mehrere Komponenten, die es als Teilbares kon�
stituieren und zugleich mit anderen, in ihren
Komponenten ähnlichen Dividuen verbinden. Es
geht hier um Ähnlichkeiten, nicht Identitäten,
und zwar in Bezug auf nur einige Komponenten. 

3. Mit�Förmigkeit. Wie das Gilbert�Zitat be�
schreibt, teilen Singuläritäten (als numerisch Ver�
schiedene) ihre Formen mit anderen
Singularitäten, sie werden damit erst dividuell.
unum dividuum ist nun beides, Subsistenz und
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Subsistierendes: das, was ist, und das, wodurch
dieses Subsistierende nicht nur etwas, sondern
auch „konform“ ist. Konformität ist nicht im heu�
tigen Sprachgebrauch als moralischer Begriff der
Angepasstheit zu verstehen, sondern als Mit�För�
migkeit, als Tatsache, dass sowohl Subsistenzen
als auch Subsistierende ihre Form mit anderen
teilen. Tendiert der Begriff der Individualität zur
Konstruktion der Abgeschlossenheit des Selbst
und der Anderen, betont die dividuelle Singulari�
tät die Pluralität und die Mit�Förmigkeit alles
Seienden, damit auch die Offenheit für Verkehr
und Verkettung. Das dividuum durchläuft ver�
schiedene Einzeldinge oder �wesen nach ihren
ähnlichen Eigenschaften. conformitas, Konformi�
tät impliziert nicht Gleichheit, totale Gleichför�
migkeit oder Anpassung, sondern eher die
spezifische Übereinstimmung in der Form, das
Teilen von formalen Komponenten. Diese Mit�
Förmigkeit, die zugleich Viel�Förmigkeit ist,
konstituiert das Teilbare als unum dividuum.

Condivision, Condividualität, Condividuen

Das Dividuelle meint also die spezifische Form
des singulär Vielen als Teilbares und
Ähnlich/Mit�Förmiges. Damit sind wir der Frage
nach dem Mit für die Vielen zwar etwas näher
gerückt, aber noch nicht nahe genug. Um es in
(post�)marxistischer Art auszudrücken: Wir be�
finden uns noch immer am Terrain der „techni�
schen Zusammensetzung“ der Multitude. Das
Dividuelle bezeichnet einen Aspekt der sozialen
Realität. Dieser Aspekt ist nicht als metahistori�
sche Konstante zu verstehen. Vielleicht gibt es
aber Anzeichen dafür, dass der in der Frühschola�
stik entwickelte Begriff heute in postfordistischen
Produktionsweisen bestimmend wird für die
technische Zusammensetzung, als durchaus am�
bivalentes Dividuell�Werden der sozialen Bezie�
hungen.14 Es ist eine Sache der Situativität,
welche Perspektive man auf die gefährlichen Wu�
cherungen des Dividuellen einnimmt – ob man

den Begriff des Dividuellen einsetzt als Beschrei�
bung der neuesten kapitalistischen Transforma�
tionen oder als Komponente sozialer Kämpfe, die
– je nach politischen und theoretischen Vorlieben
– den kapitalistischen Produktionsweisen voraus�
gehen oder sich mit ihnen im Handgemenge her�
umschlagen.

Gerade in diesem ambivalenten Hoch des Divi�
dualismus zwischen neuen Formen der maschini�
schen (Selbst�)Unterwerfung und dem Suchen
nach neuen Waffen erscheint die Frage nach einer
offensiven Verkettung und ihren Begrifflichkeiten
umso dringlicher. Während die Komponente von
Vielheit und Singularität durch das Dividuelle
ausreichend beschrieben sein mag, fehlt trotz
dem Aspekt der Mit�Förmigkeit noch etwas auf
der Seite des „Mit“, der Verkettung, der politi�
schen Artikulation und Organisation, der „politi�
schen Zusammensetzung“ der Multitude.15 Erst
wenn das Mit hinzutritt, entsteht ein Begriff für
eine Verkettung von Singularitäten, die ihren
Austausch, ihren Bezug aufeinander, ihren Ver�
kehr miteinander nicht nur benennt, sondern
auch betreibt. Das Wort dafür, das ich im Deut�
schen als Neologismus vorschlage, ist die Con�di�
vision. In der Condivision deutet die dividuelle
Komponente, die Teilung nicht auf eine Abgabe,
eine Reduktion, ein Opfer, sondern auf die Mög�
lichkeit einer Addition, eines Plus. Es muss nicht
erst eine Gemeinschaft entstehen, um die Neuzu�
sammensetzung von vorher getrennten Indivi�
duen zu erreichen: Die Verkettung und die
Dividualität der Singularitäten sind co�emergent,
als Condividualität von Condividuen.

Dieser Text beruht auf Skizzen für ein Buch zum
Dividuum und zur Condividualität, das Ende
2011 erscheinen soll. Für wesentliche Hinweise und
Diskussion danke ich Nikolaus Linder und Isabell
Lorey.

E�Mail: raunig@eipcp.net
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Anmerkungen:

1 Vgl. vor allem Roberto Esposito, Communitas, Zürich/Berlin: Diaphanes 2004
2 Jean-Luc Nancy, Die herausgeforderte Gemeinschaft, Zürich/Berlin: Diaphanes 2007, 30 f.
3 Vgl. die ausführlichen Erörterungen in Isabell Lorey, Figuren des Immunen, Zürich/Berlin: Diaphanes 2011 (im Erscheinen).
4 Als Antwort auf dieses Problem des munus als Minus könnte man — gleichsam gegen die etymologische Linie auch des

common, des Gemeinsamen — Michael Hardts und Antonio Negris Ansätze in Common Wealth (Frankfurt/New York: Cam-
pus 2010) verstehen. Wie die beiden Autoren in der Einleitung schreiben, ist das Gemeinsame einerseits „der Name für den
gemeinsamen Reichtum der materiellen Welt — die Luft, das Wasser, die Früchte der Erde und die Schätze der Natur —, also
für etwas, von dem in klassischen politischen Texten der europäischen Tradition häufig gesagt wird, es gehöre zum Erbe der
gesamten Menschheit“ (9 f.). Andererseits, und diesen Aspekt betonen Negri und Hardt, umspannt das Gemeinsame auch
„all jene Ergebnisse gesellschaftlicher Produktion, die für die soziale Interaktion ebenso wie für die weitergehende (Re-)Pro-
duktion erforderlich sind, also Wissensformen, Sprachen, Codes, Information, Affekte und so weiter“ (10). In dieser zweiten
Sicht meint das Gemeinsame also die Praxen der Interaktion, der (Für-)Sorge, des Zusammenlebens in einer gemeinsamen
Welt, Praxen also, welche die Menschheit nicht als getrennt von der Natur verstehen lassen, weder in der Logik der Aus-
beutung noch in jener des Schutzes. Und hier findet auch eine begriffliche Anknüpfung an die Linie der commons ihren
Platz, welche das Teilen des Gemeinsamen nicht als Weniger-Werden, sondern als Exzess verstehen lässt. Begrifflich bleibt
meine Skepsis allerdings auch in diesem Fall aufrecht: Auch im Gemeinsamen, im common, fehlt — wie in der gesamten
Begriffsfamilie der communitas — der Aspekt der Vielheit, der Trennung und der Singularitäten. Es braucht begrifflich die
Zusammenstellung und den Zusammenhang zwischen common und Multitude, um das Teilen und die Teilung auszudrük-
ken, um die identitäre und reduktive Wendung des Communen zu subvertieren.

5 Deutsch erschienen als Die kommende Gemeinschaft, Berlin: Merve 2003. Die im Text angeführten Seitenzahlen beziehen
sich auf diese Ausgabe.

6 Maurice Blanchot, Die uneingestehbare Gemeinschaft, Berlin: Mattes & Seitz 2007. Die im Text angeführten Seitenzahlen
beziehen sich auf diese Ausgabe.

7 Für die Bio-Bibliografie Gilberts vgl. Enzyklopädie Philosophie und Wissenschaftstheorie 1, 775; Lexikon des Mittelalters
IV, 1449 f. Für eine ausführlichere Einführung in Gilberts Texte und Kontexte vgl. Lauge Olaf Nielsen, Theology and Philo-
sophy in the Twelfth Century: A Study of Gilbert Porreta’s Thinking and the Theological Expositions of the Doctrine of the
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Kommentare Gilberts vgl. Martin Schmidt, Gottheit und Trinität, Basel: Verlag für Recht und Gesellschaft 1956.

8 Seine kontroverse kirchenpolitische Position sowie seine komplexe, manchmal etwas dunkle Argumentation trugen Gilbert
einen etwas anrüchigen Ruf ein, der bis ins 19. Jahrhundert (und darüber hinaus) vorherrscht: Die Allgemeine Geschichte
der christlichen Religion und Kirche von August Neander führt ihn noch 1845 als einen „Mann von unklarer, verworrener,
abstruser Darstellungsweise“ (August Neander, Allgemeine Geschichte der christlichen Religion und Kirche, Band 10,
Gotha: Perthes 1845, 899).

9 Der Begriff der Subsistenz (spätlateinisch für „etwas, das Bestand hat“) ist grundsätzlich derselbe wie etwa in „Subsistenz-
wirtschaft“: etwas, das selbständig durch sich und für sich ist.

10 Vgl. Dieter Teichert, Personen und Identitäten, Berlin/NewYork: Gruyter 2000, vor allem 117-119.
11 DTrin I,5,22: distinguamus: scilicet quod alicuius proprietas alia ratione ‘singularis’, alia ‘individua’, alia ‘personalis’ vo-

catur. Quamvis enim quicquid est individuum, est singulare – et quicquid est persona, est singulare et individuum – non
tamen omne singulare est individuum. Nec omne singulare vel individuum est persona.

12 DTrin I,5,23-24: In naturalibus enim quicquid est, alio, quam ipsum sit, aliquid est. Et quoniam id, quo est aliquid, singu-
lare est, id quoque, quod eo est aliquid, singulare est. Nam plura numero sicut uno singulari non sunt aliquid ita unum
aliquid sine numero esse non possunt. Itaque singularitate eius, quo est, singulare est etiam id quod eo aliquid est. Sepe
autem diversa numero singularia secundum aliqua eorum, quibus sunt, conformia sunt. Ideoque non modo illa, que sunt,
verum etiam illa, quibus conformia sunt, unum dividuum sunt. Ac per hoc neutrum illorum, quibus conformia sunt illa
que sunt, individuum est. Si enim dividuum facit similitudo, consequens est, ut individuum faciat dissimilitudo.

13 Vgl. dazu auch DTrin I,1,12 zur gegenseitigen Bedingtheit von Verschiedenheit und Konformität.
14 Vgl. als einen vorsichtigen Versuch in diese Richtung die ersten Seiten meines Textes „Das dividuelle Begehren“,

http://www.skor.nl/artefact-4826-nl.html.
15 In Hardt und Negris Common Wealth (vgl. Fussnote 4) soll der Begriff des Gemeinsamen auch dafür einstehen. Natürlich

nicht einfach nur als eine Seite des Dualismus von naturhafter Entwicklung der Multitude und voluntaristischem Leninis-
mus, wie manche KritikerInnen Negri/Hardt fälschlich unterstellen. Im Laufe des gesamten Buches lässt sich neben den ge-
läufigen und in der Einleitung angeführten beiden Grundaspekten des Gemeinsamen noch ein dritter Aspekt erkennen, der
genau unsere Frage der Verkettung der singulären Ströme thematisiert: das Gemeinsame als Selbstorganisation der sozialen
Beziehungen (189 f.). Mit Selbstorganisation ist hier keineswegs eine einfache empirische Tatsache oder gar ein naturhafter
Automatismus gemeint, sondern das politische Projekt der Instituierung des Gemeinsamen. Diese Instituierung des Ge-
meinsamen impliziert einerseits, dass das Gemeinsame nicht als ein Gemeinsam-Sein verstanden werden kann, sondern
nur als ein Gemeinsam-Werden, als Produktion des Gemeinsamen. Und sie impliziert auch, dass das Gemeinsame und die
Singularitäten ko-emergent sind, nicht nur kompatibel, sondern einander konstituierend.



Dieser kleine Text stellt selbstverständlich keine
umfassende Analyse und Einschätzung der im
Jahre 2000 mit Empire begonnen und nun mit
Commonwealth abgeschlossenen Trilogie dar. Ob
ein derartiges Unterfangen angesichts der oftmals
unscharfen und schillernden Begriffsbildung und
Begriffsverwendung durch die beiden Autoren
überhaupt sinnvoll möglich ist, sei dahingestellt.
Ich begnüge mich mit der Diskussion einiger
problematischer Aspekte. Mein Hauptkritik�
punkt steht bereits im Titel. Hardt und Negri be�
haupten, in der aktuellen Phase des Kapitalismus
müsse der Multitude (Menge) unabdingbar Au�
tonomie und Selbstbestimmung zugestanden
werden. Ich zitiere typische Passagen. Schon zu
Beginn von Commonwealth wird behauptet: „In
den nunmehr vorherrschenden Formen der Pro�
duktion, die unter anderem Information, Codes,
Wissen, Bilder und Affekte einbeziehen, bedür�
fen die Produzenten eines hohen Grades an Frei�
heit und vor allem des freien Zugangs zu
gemeinsamen Ressourcen, wie sie in gesellschaft�
lichen Formen etwa in Kommunikationsnetzwer�
ken, Datenbanken oder kulturellen Zirkeln
existieren.“ (Hardt, Negri 2009; 11) Diese These
wird in immer euphorischeren Wendungen wie�
derholt. „Die Arbeit entwickelt sich zunehmend
unabhängig vom Kommando des Kapitals, des�
sen Ausbeutungs� und Kontrollmechanismen
werden zu Fesseln, zu Hindernissen für die Pro�
duktivität.“ (Hardt, Negri 2009; 187) Und, da
dieses Thema von entscheidender Bedeutung ist,
noch eine Passage: „Heute erleben wir die Krise
auch innerhalb des Kapitalverhältnisses selbst, da
das Kapital sich zunehmend mit autonomen, ant�
agonistischen und nicht zu kontrollierenden For�
men der gesellschaftlichen Arbeitskraft
konfrontiert sieht.“ (Hardt, Negri 2009; 299)
Getragen wird diese ultraobjektivistische Ge�
schichtsthese durch den schillernden Begriff der
immateriellen Arbeit. Die Logik des Arguments
ist klar: Wenn immaterielle Arbeit (was immer
dies auch sei) mit Notwendigkeit die fortgeschrit�

tenste Form der Produktion darstellt, also nicht
mehr zurückgenommen werden kann, wenn
gleichzeitig immaterielle Arbeit unabdingbar Au�
tonomie erfordert, dann ist die Ausbreitung und
Durchsetzung der Selbstbestimmung kaum noch
aufzuhalten. Kurz gesagt: Mit uns zieht die neue
Zeit.

Ich habe soeben die letzte Version dieser These,
wie sie in Commonwealth präsentiert wird, darge�
stellt. In Empire finden wir eine weitere, operai�
stische Version. In den 60er Jahren, kulminierend
in der 68er Bewegung, hätte es ein massives Be�
dürfnis nach Autonomie und Selbstbestimmung
angegeben. Dieses Bedürfnis hätte die fordisti�
sche, fließbandzentrierte Produktionsform zum
Scheitern gebracht. So lesen wir in Empire in
Kursivschrift: „Tatsächlich erfindet das Proletariat
die gesellschaftlichen Formen und die Formen der
Produktion, die das Kapital für die Zukunft über�
nehmen gezwungen ist.“ (Hardt, Negri; 2002;
279) Ich halte diese Auffassung für falsch. Wohl
knüpfte das Projekt des Neoliberalismus äußer�
lich an bestimmten Emanzipationswünschen der
68er Bewegung an, aber von Haus aus in einer
nur selektiven, verdrehenden Form. Im Grunde
vertreten auch Hardt und Negri die These von
Boltanski und Chiapello, die von einer Verwirkli�
chung der Bedürfnisse der 68er Rebellion im
Postfordismus ausgehen. Strategisch geschickt
domestizieren Boltanski und Chiapello die 68er
Revolte mit dem Begriff Künstlerkritik. Dadurch
wird der Revolte der umfassende und materiell�
existentielle Charakter abgesprochen. Stattdessen
werden ihr ästhetisch�expressive Bedürfnisse un�
terstellt. Dass sich die Freiheitssehnsüchte der
68er Bewegung in den Lebenssituationen der
neuen Selbständigen und postfordistischen Ar�
beitsformen verwirklicht hätten, kann nur ein
bitterer Scherz sein. Aber immerhin, mit dieser
Ableitung verbleiben Hardt und Negri noch im
Paradigma des Operaismus, wonach es die Klas�
senkämpfe seien, die das Kapital vor sich her trei�
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ben würden. Bereits in Empire und klarer in
Commonwealth verschiebt sich das Argument auf
die objektive Seite der immateriellen Arbeit. Nun
ist es nicht mehr der Klassenkampf, sondern der
spezifische Charakter der immateriellen Arbeit,
der schlicht und einfach Autonomie erfordere. Es
bedarf nun keiner (oder fast keiner) Kämpfe
mehr, sondern alles liegt in der Hand der histori�
schen Tendenz, die auf die Hegemonie der im�
materiellen Arbeit hinausläuft.

Ich behaupte nun, dass die These von der Not�
wendigkeit der Autonomie Negri bereits weit vor
jener Zeit gedacht hat, in einer Phase, in der von
immaterieller Arbeit und biopolitischer Produk�
tion noch keine Rede war. Im Grunde finden wir
die Konstellation der Trilogie – auf der einen
Seite die autonom produzierende Menge, auf der
anderen die dieser Produktion äußerliche, hem�
mende und parasitär agierende Macht – bereits in
seiner Spinoza�Rezeption Die wilde Anomalie
vollständig ausgearbeitet. Damals hieß das Empi�
rie und die Biomacht noch „Vermittlung“. Ver�
mittlung stand (und steht) für Wert, Staat und
Kapital. Also für alle Faktoren, die die autonome
Produktivität einem Maß und einer Ordnung
unterwerfen wollen. Spinoza ist für Negri jener
frühbürgerliche Denker, der Produktivität in
einer Situation denkt, in der sich die Formen der
bürgerlichen Herrschaft noch nicht gefestigt hät�
ten. Es zeige sich die Produktivität, aber noch
nicht die Vermittlung. „Und der reale Gedanke
der potentia, des Vermögens, konstituiert die ein�
zige Vermittlung.“ (Negri 1982; 61) „In Wirk�
lichkeit fehlt der holländischen Konstitution ein
formaler Zusammenhang; sie lebt in der – wenn
auch sehr trägen – Aufrechterhaltung der institu�
tionellen Dynamik des revolutionären Prozesses
selbst.“ (Negri 1982; 31) „(…) der Markt ist Dia�
lektik. Aber das gilt für das 17. Jahrhundert
nicht.“ (Negri 1982; 32) Das sei der Kontext der
Spinozistischen Philosophie. „Das reife Denken
Spinozas ist Metaphysik der Produktivkraft, die
das kritische Durchbrechen des Marktes als ge�
heimnisvolle und transzendentale Episode ab�
lehnt, die stattdessen – unmittelbar – das
Verhältnis von aneignender Spannung und Pro�
duktivität als Stoff der Befreiung deutet. Materia�
listisch, sozial, kollektiv.“ (Negri 1982; 245) Hier
finden wir bereits alle Stichworte, die auch seine
späteren Texte prägen. Entscheidend ist die von
Negri gesetzte Identität von Produktivität und
Autonomie. Produktivität ist ihm per se auto�
nom. Negri gelingt es umso leichter, die gesamte

Formproblematik bei Marx zur Seite zu schieben,
als es bei Spinoza keine Differenz zwischen Ar�
beit/Produktivität an sich und Arbeit/Produktivi�
tät in je spezifischer gesellschaftlicher Form geben
kann. Produktivität/Arbeit können bei Spinoza
und Negri keine substanziell unterscheidbaren hi�
storischen Verwirklichungen annehmen. Dass
sich die Charaktere der Produktivität/Arbeit
durch die kapitalistischen Formen verkehren,
dass im Kapitalismus Arbeit/Produktivität statt
Reichtum Armut, statt Universalität Reduktion,
statt Freiheit Gezwungenheit zum Resultat hat,
diesen Gedanken hat Negri nie akzeptiert. Im
Grunde hat er die entscheidende Einsicht von
Marx nie akzeptiert, dass das Kapital die Produk�
tivität der Arbeit unter den Vorzeichen der Hetero�
nomie und Entfremdung steigert. 

Dies führt zu jenen höchst befremdlichen Befun�
den, Autonomie und Selbstbestimmung seinen
längst verwirklicht. Wenn wir Selbstbestimmung
nicht mit dem notwenigen Maß des denkenden
und aktiven Mitvollzugs verwechseln, auf den das
Kapital immer schon angewiesen war, (auch am
Höhepunkt des Fließbandes und des Fordismus),
wenn wir individuelle und kollektive Autonomie
ernsthaft denken, dann kommt den diesbezügli�
chen Aussagen in Empire und Commonwealth
etwas unfreiwillig Zynisches zu. „Gewöhnlich ko�
operieren kognitiv und affektiv Arbeitende unab�
hängig vom kapitalistischen Kommando, selbst
unter sehr ausbeuterischen Bedingungen, die we�
nige Spielräume bieten, wie beispielsweise in
Callcentern oder in der Gastronomie.“ (Hardt,
Negri 2009; 154) Was sollen wir zu diesen Be�
hauptungen noch sagen? Ja, die Menschen sind
nirgendwo Automaten, sie kooperieren auch in
der materiellen und formal bürokratischen Ar�
beit. Ja, auch Mac Donalds kann Arbeitende
nicht zu Marionetten formen. Aber bitte, ver�
arscht uns doch nicht! 

Multitude oder Proletariat?

Hardt und Negri haben sich niemals vom Begriff
des Proletariats distanziert. Die Abgrenzung der
Multitude erfolgte zumeist vom Volksbegriff, der
sich historisch und logisch nur durch zwanghafte
Vereinheitlichung und Identitätsbildung bilden
lässt. Die Multitude hingegen bringe die Vielge�
stalt und Unterschiedlichkeit der Menge auf den
Begriff. So weit, so gut. Trotzdem müssen wir auf
einem tiefgreifenden Unterschied beharren, der
von den Autoren recht geschickt überspielt wird.
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Ich gebe gerne zu, dass mir diese Differenz lange
Zeit nicht klar war, möglicherweise habe ich zu
viel Marxismus in ihre Konzeption hineinge�
dacht. Der Unterschied ist schlicht folgender:
Das Proletariat muss, will es sich emanzipieren,
seine gesellschaftliche Existenzweise – ich spreche
lieber von Existenzweise statt von gesellschaftli�
chem Sein – aufheben, die Multitude hingegen
ihr Sein bejahen. Das Proletariat muss sich zum
Nicht�Proletariat transformieren, die Multitude
prinzipiell in ihrem Sein verharren und ihre Iden�
tität endgültig durchsetzen. Aus diesem Unter�
schied folgt alles. Als Multitude ist das freie
Gemeinwesen bereits konstituiert, es muss bloß
noch hemmende Faktoren abschütteln. Das heißt
zugleich: Die Multitude ist bereits vorhanden,
trotz der gesellschaftlichen Geltung der spezifi�
schen Formen des Kapitalverhältnisses. Das Pro�
letariat existiert jedoch keineswegs heute schon
als Nicht�Proletariat, genauer: wenn, dann nur in
suchenden Ansätzen, in errungenen und immer
wieder implodierenden Freiräumen. Dass Arbeit
als Lohnarbeit, Produktionsmittel als Kapital,
dass Grund und Boden als Eigentum existiert,
dass das Arbeitsprodukt zur Ware wird, alle diese
Formen tangieren die Multitude in ihrem pro�
duktiven Sein nicht substanziell, aber sie konsti�
tuieren das gesellschaftliche Sein des Proletariats.
Aus der Perspektive des Proletariats gedacht sind
die herrschenden Formen die materiellen Bedin�
gungen seiner sozialen Existenzform. Emanzipa�
tion bedeutet grundlegend die Überwindung
dieser Formen. Lohnarbeit, Eigentum, Ware,
Geld (wir können hinzusetzen: der Staat), also
alle geltenden und prägenden Formen sind zu
überwinden. Die Multitude existiert bereits heute
jenseits der historischen Formen der gesellschaft�
lichen Arbeit. Daher finden wir bei Negri keine
Rezeption der Marxschen Formkritik. Sie hätte
auch keinen theoretischen Ort. Dass das Arbeits�
produkt zur Ware wird, dass Produktionsmittel
und Produktionsfaktoren Kapital sind, das hin�
dert und beeinflusst das tätige Sein der Multitude
nur äußerlich. „Die biopolitische Produktion [das
ist die umfassende Produktivität der Multitude,
K. R.] stellt das Kapital vor ein Problem und der
Neoliberalismus kennt keine Antwort darauf.“
(Hardt, Negri 2009; 279) So einfach ist die Welt.
Dass der zwanglose Zwang der Verhältnisse sich
mittels der gesellschaftlichen Formen des Kapital�
verhältnisses durchsetzt, diesen Gedanken wer�
den wir bei Negri und Hardt nie finden. Marx
unterscheidet zwischen der mittelbaren Produk�
tion im Kapitalismus und einer möglichen zu�

künftigen unmittelbaren Produktion. Mittelbare
gesellschaftliche Produktion bedeutet, dass das
Arbeitsprodukt eben Ware wird und sich über
den Markt vermittelt. Eine unmittelbare Produk�
tion kann es im Kapitalismus nicht geben, da sie
salopp gesagt weder Waren� noch Geldform an�
nehmen kann. Trotzdem schreiben Hardt und
Negri in einer Vorarbeit zu ihrer Trilogie unge�
rührt: „Diese neuen Formen von Arbeit sind un�
mittelbar gesellschaftlich [sic! K. R.]; sie
determinieren direkt die Netzwerke der produkti�
ven Kooperation, in denen die Gesellschaft pro�
duziert und reproduziert wird.“ (Hardt/Negri
1997; 15) Im Klartext: Der Kapitalismus ist
überwunden. Er existiert, wenn überhaupt, nur
noch als leere Hülle. Aber auch das leere Kom�
mando finden wir bereits in Negris Spinoza�Re�
zeption gedacht: „Jegliche Unterwerfung und
Einordnung der Produktivkraft, die selbst nicht
in der selbständigen Bewegung seiner konstituti�
ven Kraft besteht, ist Negativität, Antagonismus,
Leere.“ (Negri 1982; 250)

Dieser Irrwitz hat seinen Preis. Da der Kapitalis�
mus weiter existiert, dominiert er die soziale Exi�
stenz von Milliarden Menschen. Nach wie vor
bestimmt er die soziale Existenzweise der über�
wiegenden Mehrheit und zwingt sie, als Ge�
brauchswert Arbeitskraft dem Kapital als
Tauschwert mehr oder minder willig zur Verfü�
gung zu stehen und das Leben danach auszurich�
ten. Diese soziale Existenzweise geht nicht ohne
Beschädigung, ohne Verletzungen und ohne Ent�
würdigungen ab. John Holloway hat deshalb völ�
lig zu Recht den Begriff der Würde in den
Mittelpunkt gerückt. Der Begriff der Würde
bringt diese Verletzungen zur Sprache, gibt uns
eine Thematik, die sowohl die Beschädigungen
als auch das Ringen um Würde sagbar macht.
Mit dem Begriff der Würde verfügen wir auch
über einen Ausdruck, der den qualitativen Aspekt
des Klassenkampfes ausdrückt. Klassenkampf ist
weit mehr als die Empörung über quantitative
Ungleichheit. Ich gebe zehn und bekomme fünf;
ja, das ist wohl ein Aspekt, aber nicht die ganze
Sache. Es geht um ein neues gesellschaftliches
Dasein. Zum Begriff der Würde gibt es bei Hardt
und Negri kein Pendant. Wohl gibt es einge�
streute Sätze, die etwas über die negative Situa�
tion der Menschen aussagen; eingestreute
Bemerkungen, ohne jede theoretische und be�
griffliche Relevanz. Es ist exakt dieser Aspekt, der
mich zu großer emotionaler Distanz veranlasst
hat. Hier geht es für mich nicht mehr bloß um
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theoretische Fragen. Ob z. B. etwa die Autoren
einen angemessen Begriff der Grundrente ent�
wickelt oder nicht, darüber soll debattiert wer�
den. Doch ihr Triumphalismus nimmt derart
affirmative Züge an, dass er in Ignoranz kippt.

An die Stelle der Selbstaufhebung der 
Multitude: Überwindung der Identitäten

„Das Proletariat ist gemäß dieser Tradition die
erste wahrhaft revolutionäre Klasse in der
Menschheitsgeschichte, insofern sie darauf aus
ist, sich als Klasse selbst abzuschaffen.“ (Hardt,
Negri 2009; 340) Diese Definition von revolutio�
när gelte wohl für das Proletariat, nicht jedoch
für die Multitude. Das Konzept der Multitude
schließt ihre Selbstaufhebung aus. Der Prozess
der Selbstaufhebung ginge nun auf die Identität
über. „Das Projekt zur Abschaffung der Identität
übernimmt somit die traditionelle Rolle der Ab�
schaffung des Eigentums und des Staates.“ (Hardt,
Negri 2009; 340) Ich will Negri und Hardt nun
nicht unterstellen, sie würden die Abschaffung
des Eigentums und des Staates aufgeben. So sind
die Aussagen sicher nicht gemeint. Gemeint ist
etwas anderes: Indem die Identitäten überwun�
den werden, wird zugleich dass Eigentum abge�
schafft, da sie Identität eben nicht nur
metaphorisch mit Eigentum gleichsetzen. Ich bin
X, also ist mein X�Sein zugleich mein Eigentum.
Klarerweise gestehen die Autoren zu, dass auch
Identität einen befreienden und emanzipatori�
schen Index tragen kann. Ich kann allerdings
nicht erkennen, dass sie den gordischen Knoten
der Identitätsproblematik lösen. Die Frage der
Identität wie Nichtidentität besitzt sozusagen die
Würde einer Kantischen Antinomie. Beide Sätze
sind unwiderlegbar, aber zugleich muss ihr Ge�
genteil als gültig angenommen werden: Aussage
1: Emanzipation schließt das Bejahen der eigenen
Identität ein. Aussage 2: Emanzipation schließt
die Überwindung der eigenen Identität ein. Es ist
unmöglich, eine der beiden Sätze zu verwerfen.
Ich kann diese Antinomie nicht lösen, aber auch
die Autoren nicht. Allerdings suggerieren sie,
nach einigem hin und her, folgende Lösung:
Zum einen helfen sie sich durch Zuordnung von
Worten über die Runden. „Während Emanzipa�
tion nach der Freiheit der Identität strebt, nach
der Freiheit, der zu sein, der man wirklich ist
[Aussage 1], zielt Befreiung auf die Freiheit der
Selbstbestimmung und Selbsttransformation, auf
die Freiheit, selbst zu bestimmen, wer und was
man werden kann.“ [Aussage 2] (Hardt, Negri

2009; 339) Diese Wortzuordnung löst klarer�
weise diese Antinomie keineswegs, zumal Com�
monwealth den Unterschied Befreiung und
Emanzipation nicht systematisch ausarbeitet.
Zum anderen schlagen sie vor, alles unter dem
Gesichtspunkt der Singularität zu betrachten.
Singularität sei Element in einem Meer der Diffe�
renzen und Vielheiten. Sei Singularität, nicht
Identität! So lautet nun der Imperativ. Ich kann
es hier nicht begründen, aber es liegt in der
Denklinie Nietzsche – Deleuze, die sie selbst an
dieser Stelle anführen (die Hereinnahme von Spi�
noza ist diesem Zusammenhang frivol), immer
auch etwas Ontologisch�Mystisches. Ich schlage
meinen LeserInnen vor, nur versuchsweise die
folgende Zitate jemanden anderen laut vorzule�
sen, ohne sogleich die Quelle zu verraten: „Versu�
che dich nicht selbst zu retten – tatsächlich muss
dein Selbst geopfert werden!“ (Hardt, Negri
2009; 346) „Du musst verlieren, was du bist, um
zu erkennen, was du werden kannst.“ (Hardt,
Negri 2009; 347) 

Nochmals Formproblematik

Der Marxsche Arbeitsbegriff ist denkbar weit und
umfassend. Arbeit produziert keineswegs bloß
Waren und Dienstleistungen, sondern die Sinn�
lichkeit des Menschen (so in den Pariser Manu�
skripten), die sozialen, kulturellen und
gesellschaftlichen Verhältnisse. Arbeit produziert
die materiellen Bedingungen der Befreiung, Ar�
beit schafft das dynamisch veränderbare Wesen
des Menschen. Allerdings, und das ist ja die
Pointe der Marxschen Kapitalismuskritik, ist die
eigentliche Potenz der Arbeit durch die Formen
und Verhältnisse im Kapitalismus blockiert. Ar�
beit kann in dieser Gesellschaft nicht das erste
Lebensbedürfnis werden, das die Menschen in
Freiheit verbindet. Negri und Hardt greifen die�
sen emphatischen Arbeitsbegriff auf, was ich sehr
begrüße, geben ihm aber eine spezifische Wen�
dung. Erstens wird er modisch unbenannt. Nun
heißt Arbeit biopolitische Produktion. Auch da�
gegen wäre erst einmal nichts einzuwenden. Al�
lerdings präsentieren sie in epischer Breite die
von Marx analysierten Charaktere der Arbeit als
funkelnagelneue Erkenntnisse. „Die Produktiv�
kraft der lebendigen Arbeit, wird zum Vermögen,
gesellschaftliches Leben hervorzubringen.“
(Hardt, Negri 2009; 147). Wird? Oder: „Ökono�
mie und Produktion durchlaufen gegenwärtig
eine Zeit des Übergangs und was die kapitalisti�
sche Produktion hervorbringt, sind in zunehmen�
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dem Maß soziale Beziehungen und Lebensfor�
men.“ (Hardt, Negri 2009; 145) Schrieb Marx
nicht im Kapital, das eigentliche Resultat der ka�
pitalistischen Produktionsweise sei sie selbst? Hat
uns nicht schon Engels darüber informiert, dass
Arbeit sogar aus dem Affen den Menschen schuf,
wenn ich das mit etwas Humor bemerken darf?
Um es auf den Punkt zu bringen: Jene Qualitä�
ten, die Hardt und Negri der biopolitischen Pro�
duktion zuordnen, sind im Marxschen
Arbeitsbegriff selbstredend ausgesprochen. Dass
Arbeit auch die Subjektivität des Menschen
schafft, ist ebenfalls keine Entdeckung von Hardt
und Negri. Da ist nichts Neues. Allerdings, und
das macht den Unterschied ums Ganze, tritt für
Marx die je spezifische Form der Arbeit in den
Vordergrund. Die entfremdete Arbeit produziert
nicht das freie Gemeinwesen, sondern die sachli�
chen Mittel sozialer Herrschaft. Erneut sehen wir,
wie Hardt und Negri die gesellschaftlichen Form�
bestimmungen schlicht ignorieren und behaup�
ten, Arbeit, nun in biopolitische Produktion
umbenannt, könne ihre Potenzen unabhängig
von diesen entfalten.

Zum historisch-zeitlichen Index

Lesen wir Commonwealth genau, so merken wir,
dass jede Aussage zur immateriellen Arbeit, zur
Informatisierung der Produktion usw. stets einen
zeitlichen Index trägt. „Immer mehr“, „tenden�
ziell“, „zunehmend“, so oder ähnlich lauten die
Wendungen, mit denen die vermehrte Hegemo�
nie der immateriellen Arbeit formuliert wird. Das
klingt auf den ersten Blick nach redlicher Vor�
sicht. Noch, so können wir vermuten, sei ja die
Hegemonie der immateriellen Arbeit nicht ausge�
bildet, wir seien derzeit bloß Zeuge ihres Auf�
stiegs. Wenn wir aber über diesen permanent
verwendeten zeitlichen Index nachdenken, er�
scheint er uns plötzlich sehr merkwürdig. Zwei
Fragen drängen sich auf: 1. Warum ist der Pro�
zess nicht schon lange abgeschlossen? 2. Gibt es
eine notwenige Grenze der Tendenz und worin
besteht sie oder kann letztlich jede Produktion
immateriell werden? 

Zu 1. Das Kapital ist schnell. Profitable Tenden�
zen werden so rasch wie möglich umgesetzt. Es
wäre eine sehr skurrile Aussage, zu sagen, es gäbe
eine Tendenz zum Einsatz von Computern in
Produktion und Verwaltung. Dort, wo der Ein�
satz möglich und sinnvoll ist, ist er schon lange
geschehen. Ebenso halt ich es für falsch, von

einer Tendenz der Auslagerung der Produktion
nach Südostasien oder China zu sprechen. Was
profitabel ausgelagert werden kann, ist es schon
und nicht erst seit gestern. Produktions� und Ver�
waltungsabläufe, die in den imperialen Metropo�
len verblieben sind, sind aus guten Gründen hier,
insofern ist die Drohung mit der Verlagerung in
der Regel eine leere. Wenn nun die immaterielle
Produktion gegenwärtig die Quelle des Reich�
tums und des Profits ist, warum ist diese Tendenz
nicht schon vollendet? Ein Argument wäre, dass
die damit vorgeblich verknüpfte Autonomie die
kapitalistische Herrschaft veranlasst, die Tendenz
zur Immaterialität zu behindern. Wir hätten er�
neut einen Klassiker: Die Produktionsverhältnisse
als Fessel der Produktivkräfte. Aber wird das Ar�
gument in Commonwealth systematisch entfaltet?
Nein. Dafür besitzt die Multitude zu viel Unab�
hängigkeit von der Herrschaft. 

Zu 2. Kann also jede Produktion immateriell
werden? Oder muss sogar jede Produktion imma�
teriell werden? Darauf finden wir keine Antwort.
Und das ist kein Zufall. Wenn wir nämlich aus
guten Gründen annehmen, dass zahlreiche Pro�
duktionsabläufe notwenig materiell bleiben, re�
sultiert daraus eine Spaltung in der Multitude.
Jene, die immateriell arbeiten, unterscheiden sich
von jenen, die dies nicht tun können. Wir müss�
ten also sagen, die immateriellen ArbeiterInnen
beerben bei Negri und Hardt die klassische Indu�
striearbeiterschaft. „Wir behaupten vielmehr, dass
die biopolitische Produktion in der heutigen
Ökonomie allmählich eine Hegemonialstellung
einnimmt und die Rolle übernimmt, die die In�
dustrie mehr als hundert Jahre lang gespielt hat.“
(Hardt, Negri 2010; 297) Stellten jene die pro�
duktive Avantgarde des Fordismus dar, so die
heute immateriell arbeitenden Kreativen, die sich
im Sinne der Autoren zu Recht einbilden kön�
nen, die „Herren dieser Welt“ zu sein, weil ihre
Begehren und ihre „Arbeit sie fortwährend neu
erschaffen“. (Hardt, Negri 2002; 394) Ein Pro�
blem des Diskurses um den kognitiven Kapitalis�
mus sehe ich nicht zuletzt in der Weigerung,
konkrete Behauptungen auch empirisch oder il�
lustrativ einzulösen. Die Arbeit würde immer im�
materieller, wird behauptet. Welche? Die Arbeit
der Postboten, der TransportarbeiterInnen, der
Friseurinnen, der Bauarbeiter, der ErntehelferIn�
nen, der KrankenpflegerInnen, der Handelsange�
stellten? Und wie steht es mit jenen Tätigkeiten
(wer erinnert sich noch an die Diskussion um
den Gegensatz von Kopf� und Handarbeit?), die
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als Kopfarbeit ausgeübt wurden und werden?
Buchhaltung, Kostenrechnung, Sekretariatsarbeit,
Planung von Arbeitsprozessen, Arbeit im Finanz�
sektor; alle diese Tätigkeiten hatten immer schon
mit Information und Symbolen zu tun. Was un�
terscheidet also die ehrwürdige geistige Arbeit
von der immateriellen Arbeit? Dort, wo tatsäch�
lich Arbeitsverhältnisse exakt analysiert werden,
wie etwa im Umkreis der Zeitschrift Wildcat oder
auch in der Nachfolge von Bourdieu, sind alle
jene mit Euphorie vorgestellten Kategorien selt�
sam absent. „Die biopolitische Arbeit bringt zu�
nehmend ihre eigenen Formen gesellschaftlicher
Kooperation hervor und produziert Wert selb�
ständig.“ (Hardt, Negri 2009; 164) Auch hier sei
naiv gefragt: wo bitte? Bei der Müllabfuhr, in der
Filmproduktion, in der Landwirtschaft, bei den
Handynetzbetreibern, an den Universitäten, in
der Lebensmittelproduktion, in der Bauwirt�
schaft, bei den Eisenbahnen? Insbesondere wer�
den die Universitäten derzeit in geradezu
fordistischer Manier umgestaltet, so dass die Pro�
duktion von AbsolventInnen quasi einen Fließ�
bandcharakter annimmt. Meine These lautet:
Diese Kategorien, allen voran die immaterielle
Arbeit, funktionieren nur in einer bestimmten
Unschärfe. Sobald etwa die statistisch aufgeglie�
derten Berufs� und Tätigkeitskategorien interpre�
tiert werden sollen, aber auch exemplarisch
bestimmte Unternehmen analysiert werden,
schwinden diese Kategorien wie Schnee in der
Sonne.

Ärgerliches und Unheimliches

Ärgerlich ist ihre Kritik am Wertgesetz. Ärgerlich
deshalb, weil es in einer derart flapsigen und un�
scharfen Art rezipiert wird, so dass eine argumen�
tative Auseinandersetzung kaum möglich
erscheint. Ich gebe nur ein Beispiel: „Marxisten
untersuchen, wie dieser qualitative Begriff [ge�
meint ist die abstrakte Arbeit, K. R.] sich verwan�
delt und in ein quantitatives Wertgesetz einfügt,
das vor allem um das Problem kreist, wie sich der
Wert der Arbeit messen lässt.“ (Hardt, Negri
2009; 322, herv. K. R.) Ist es Schlamperei, Un�
wissen, Ignoranz? Wir kehren zum Kapital zu�
rück und lesen: „Die Arbeit ist die Substanz und
das immanente Maß der Werte, aber sie selbst
hat keinen Wert. Im Ausdruck: ‚Wert der Arbeit’
ist der Wertbegriff nicht nur völlig ausgelöscht,
sondern in sein Gegenteil verkehrt. Es ist ein
imaginärer Ausdruck, wie etwa Wert der Erde.
Diese imaginären Ausdrücke entspringen jedoch

aus den Produktionsverhältnissen selbst. Sie sind
Kategorien für Erscheinungsformen wesentlicher
Verhältnisse. Dass in der Erscheinung die Dinge
sich oft verkehrt darstellen, ist ziemlich in allen
Wissenschaften bekannt, außer in der politischen
Ökonomie.“ (MEW 23; 559) Nun könnte gefor�
dert werden, etwas großzügiger zu sein. Wahr�
scheinlich hätten die Autoren schon das Richtige
gemeint, nämlich den Wert der Arbeitskraft.
Wahrscheinlich. Es gehe zudem nicht um einen
schrägen Satz, sondern um die gesamte Konzep�
tion. 

Ich kann aus Commonwealth keine präzise Be�
gründung entnehmen, warum das Wertgesetz
nicht mehr gelten könne. In den früheren Arbei�
ten von Negri hingegen erkenne ich eine durch�
aus konzise Begründung. Diese beruht auf einer
sehr einseitigen Interpretation des Kapitalverhält�
nisses. Negri zeichnet zuerst vom Kapitalismus
folgendes Bild: Wertgrößen hätten Wertgrößen
zu Folge, das besage das Wertgesetz. Ich gebe ein
Beispiel. Der Kostpreis resultiere aus den Wert�
größen für das konstante und das variable Kapi�
tal. Zur Wertgröße Kostpreis tritt die
Durchschnittsprofitrate hinzu und ergibt den
Produktionspreis. Aus Wertgrößen resultieren
wiederum Wertgrößen. Wir hätten also einen ge�
schlossenen Kreislauf von Werten, die, vom Pro�
letariat produziert, verschiedene Zyklen und
Metamorphosen durchlaufen. Auch der Arbeits�
lohn sei eine solche objektive Wertgröße. Und
nun schlussfolgert Negri: Wenn ich aber zeigen
kann, dass an bestimmten Punkten nicht Wert�
größen, sondern bloß die unmittelbare Klassen�
auseinandersetzungen relevant wird, dann sei das
Wertgesetz aufgehoben. Anders gesagt, wenn z.
B. das Proletariat den Lohn vom Wert der Ware
Arbeitskraft entkoppelt, in dem es massive Lohn�
erhöhungen erkämpft, verliert das Wertgesetz
seine gesellschaftliche Bedeutung, es „gilt“ sozu�
sagen nicht mehr. 

Diese Schlussfolgerung ist falsch. Das Kapitalver�
hältnis ist keineswegs eine ununterbrochene
Kette von Wertgrößen. Nur eine verzerrende
Marxinterpretation schließt zuerst den Klassenge�
gensatz aus dem eigentlichen Kapitalverhältnis
aus, um nachträglich diesen nun als außerökono�
mischen Faktor hinzuzufügen. Diese Fehlinterpre�
tation hat unter dem Label „Kritik des
Ökonomismus“ durchaus Karriere gemacht.
Marx zeigt hingegen an vielen Stellen, wie und
warum der Klassenkampf zum bestimmenden
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Faktor für Wertgrößen werden muss. Die Klas�
senauseinandersetzung ist selbst keine Wertgröße,
hat aber Wertgrößen zur Folge. Wenn es zum Bei�
spiel dem Proletariat gelingt, die Arbeitszeit – bei
sonst gleich bleibenden Umständen – zu verkür�
zen, schmälert dies den Mehrwert und in Folge
den Profit. Die Klassenauseinandersetzung hat
sich in Wertgrößen ausgedrückt, ist aber dem
Wert selbst vorgelagert. Das Klassenverhältnis
selbst ist kein Wertverhältnis, sondern ein gesell�
schaftliches, soziales Verhältnis und als solches
durch Kampf und Auseinandersetzung bestimmt.
Es nimmt aber Wertform und Wertgröße an.
Hätte Negri recht, wäre das Kapital selbst ein
Text, in dem die gesellschaftliche Geltung des
Wertgesetzes außer Kraft gesetzt wird. Dass der
Wert der Ware Arbeitskraft eine contrafaktische,
aber darstellungslogisch notwendige Bestimmung
ist, führt Marx mehrfach klipp und klar aus.
(Nur nebenbei: Nicht wenige Quatschköpfe ver�
meinen, Marx damit widerlegen zu können,
indem sie den Lohn vom Wert entkoppeln.)
Marx sagt ebenso: In der Realität ist der Lohn
eine Resultante der Klassenauseinandersetzung.
Solche im Kapital eindeutig dargelegten Analysen
interpretiert Negri a) als Aufhebung des Wertge�
setzes und b) verlegt die Aufhebung mehr oder
minder willkürlich in die gegenwärtige Epoche.
Diese in früheren Schriften dominierende Argu�
mentation ist in Commonwealth kaum noch zu
finden. 

Statt dessen, und das ist ein weiter ärgerlicher
Punkt, lassen es die Autoren elegant offen, ob
denn nicht Wert bei Marx eine positive Konnota�
tion hätte, was klarerweise nicht der Fall ist. Sie
dementieren mit keinem Wort ein übliches, gern
gesehenes Missverständnis, welches ungefähr so
lautet: Marx hätte die industrielle Arbeit als posi�
tiv bewertet. Nur die Arbeiter in der Fabrik wür�
den die Werte schaffen. Das sei aber nicht
korrekt. Diese Geldwerte seien gar keine wahren
Werte, im Gegenteil. Wirkliche Werte … usw.
usf. Es sage niemand, dies sei eine polemische
Überzeichnung! Leider ist dieses Marxverständnis
weit verbreitet. Und wie reagieren nun Hardt
und Negri auf diese mitschwingende, aber nicht
ausgeführte Rede? Sie affirmieren sie. Offen plä�
dieren sie für einen Wertbegriff, in dem positive
Wertschätzung, Bewertung und ethische Werte
ineinander fließen und behaupten, dies sei die
notwendige Alternative zum Marxschen Begriff:
Es gelte den Wert des Lebens, den Wert der Liebe
und der Freiheit in einem Wertbegriff zusam�

menzuführen. „An diesem Punkt brauchen wir
eine neue Werttheorie. Aber wird es sich wirklich
um eine Werttheorie handeln?“ (Hardt, Negri
2009; 324) Die Frage ist rhetorisch: Die gefor�
derte Werttheorie ist auf einer völlig anderen
Ebene angesiedelt und hat mit den Marxschen
Wertbegriffen so viel gemeinsam hat, wie das
Sternbild des Großen Bären mit dem Tier Bär.
„In der heutigen Situation muss sich Wert auf die
Lebenstätigkeit insgesamt beziehen und deshalb
sind die Unermesslichkeit und das Überfließende
produktiver Arbeit ein Prozess, der das gesamte
biopolitische Gewebe der Gesellschaft durch�
zieht.“ (Hardt, Negri 2009; 325) Was ist der
Wert? Der Wert ist die Freiheit. „Freiheit ist nicht
nur ein politischer Wert, sondern vor allem ein
ökonomischer, oder besser gesagt, ein biopoliti�
scher Wert.“ (Hardt, Negri 2009; 329) Das Är�
gerliche an diesem Verfahren besteht in der
Suggestion, bei ihrem Wertbegriff würde es sich
um eine Alternative zum Marxschen Wertbegriff
handeln. Dass der Wert des Leben und der Frei�
heit nicht messbar ist, dass Leben und Freiheit
über kein Maß verfügten, das gestehe ich erst�
mals gerne zu. Aber ich nehme zur Kenntnis:
Weil Freiheit und Leben nicht messbar sind,
diese aber das Produkt der biopolitischen Arbeit
darstellen, sei das Marxsche Wertgesetz obsolet. 

Ein kleiner Nachtrag: Auch bei Marx misst der
Wert nicht die konkrete Welt der Gegenstände
und Tätigkeiten, er misst weder den Wert des Le�
bens noch den Wert der Dinge. In Marxscher
Sprache ausgedrückt: Der Wert misst nicht den
Gebrauchswert, sondern die zum aktuellen Zeit�
punkt notwendige Arbeitsmenge zur Erzeugung
dieses Gebrauchswert. Der abstrakte Wert ist also
bei Marx nicht in der Lage, die Gebrauchswerte
zumessen. Nichts anderes vertreten Antonio
Negri und Michael Hardt. Der wirkliche Reich�
tum, so steht es im Kapital, wird vom
(Tausch)Wert weder ausgedrückt noch gemessen. 

Unheimlich hat auf mich eine Passage gewirkt,
der ich eine Vorgeschichte voranstellen muss.
Detlef Hartmann hat seinerzeit beim Erscheinen
von Empire eine wilde Polemik veröffentlicht. In
»Empire« � Linkes Ticket für die Reise nach rechts
beschuldigte er Negri, er würde einer neuen Elite
das Wort reden. Diese Elite würde unter dem
Leitstern der schöpferischen Zerstörung Schum�
peters einen Diskurs der Selbstermächtigung be�
treiben. Wobei es mehr eine kommende
Möchtegernelite sei und weniger reale Machtha�
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ber, denen Negri und Hardt mit Empire ein theo�
retisches Fundament ihrer Selbst� und Weltsicht
anbieten würden. Empire würde soziale Milieus
abfeiern, die sich als Avantgarde postfordistischer
Arbeits� und Machtstrukturen aufdrängten, aber
zugleich mit klassischem, konservativem Denk�,
Lebens� und Arbeitsstil nichts am Hut hätten. In
meiner ersten Reaktion habe ich diese Kritik als
absurd abgelehnt. Nach und nach habe ich eine
Teilberechtigung dieser Kritik anerkannt. Mit
dieser Haltung im Kopf las ich nun die Seiten
306 und folgende der deutschsprachigen Aus�
gabe. Es war wie ein Schlag. Negri und Hardt be�
ziehen sich erstmals auf Schumpeter und
stimmen mit seiner Diagnose bezüglich des „Nie�
dergangs der unternehmerischen Fähigkeiten des
Kapitals“ (Hardt, Negri 2009; 306) überein. Und
dann preisen sie die „Unternehmerschaft der
Multitude“ (Hardt, Negri 2009; 307), die sozusa�
gen das Erbe der verbrauchten klassischen Unter�
nehmenskultur antreten würde. „Hat das Kapital
aber erst einmal seien Innovationskraft und seien
unternehmerische Fähigkeit verloren, so Schum�
peters Überzeugung, dann kann es nicht mehr
lange überleben.“ (Hardt, Negri 2009; 307)
Diese Innovationskraft und der Unternehmer�
geist würden nun auf die Multitude übergehen.
„Schumpeter hatte Recht, als er den kapitalisti�
schen Unternehmer als Quelle wirtschaftlicher
Innovationen für obsolet erklärte, aber er konnte
nicht erkennen, dass an dessen Stelle die vielköp�
fige Hydra der Multitude als biopolitischer Un�
ternehmer treten würde.“ (Hardt, Negri 2009;
307) Um noch eins draufzusetzen werden kurz
davor Bill Gates und Steve Jobs folgendermaßen
charakterisiert: Sie seien „keine wirklichen Unter�
nehmer im Schumpeterschen Sinne. Sie sind le�
diglich Geschäftsmänner und Spekulanten.“
Apple und Microsoft würden von den „innovati�
ven Energien“ zehren, die in den „rieseigen Netz�
werken der Computerexperten und
internetgestützten Produzenten“ entstehen wür�
den. (Hardt, Negri 2009; 307) So steigt das Bild
einer zukünftig erfolgreichen, gegenwärtig noch
zu kurz gekommen Elite auf, die rund um die
Uhr tätig ist und sich zugleich als die Quelle der
wahren Werte imaginiert. „Die treibende Kraft
biopolitischer Produktion kommt dann auch von
unten aus der Unternehmerschaft der Multi�
tude.“ (Hardt, Negri 2009; 307) Dieser unheim�
lichen Passage geht noch dazu folgende
Überlegung voran. Ob denn nicht das Geld in
den Händen der Multitude eine andere Rolle als
gegenwärtig spielen könnte? „Könnte die Fähig�

keit des Geldes (und der Finanzwelt ganz allge�
mein), das gesellschaftliche Feld der Produktion
zu repräsentieren, in den Händen der Multitude
ein Instrument der Freiheit sein, mit dessen Hilfe
sich Elend und Armut überwinden lassen?“
(Hardt, Negri 2009; 305) Bei diesem Gedanken
bekommen unsere Autoren doch kalte Füße und
relativieren: „Wir können auf diese Fragen noch
keine zufrieden stellende Antwort geben, aber wir
haben den Eindruck, dass Bestrebungen, sich das
Geld auf diese Weise wieder anzueignen, die
Richtung weisen, wie revolutionäre Aktivität
heute aussehen könnte.“ (Hardt, Negri 2009;
305) Auf jeden Fall ginge es nicht an, „davon zu�
träumen, in eine vorsintflutliche Welt der Ge�
brauchswerte zurückzukehren.“ (Hardt, Negri
2009; 305) Kein Kommunismus ohne Geld!

Zurück zum Leninismus? Oder: die Grenzen
der biopolitischen Produktion

Abschließend möchte ich auf eine bemerkens�
werte Verschiebung ihrer Positionen aufmerksam
machen. In Empire, aber auch in der Wilden An�
omalie scheint Negri der Auffassung zu sein, dass
eine politische Organisation des Gemeinwesens
bloß die bereits existierende Organisation in der
biopolitischen Produktion und durch sie verdop�
peln würde. Dieser Gedankengang ist leicht
nachzuvollziehen. Wenn die Multitude durch
ihre alles umfassende Produktivität sozusagen
„alles“ produziert – wozu noch eine zweite politi�
sche Ebene? Die spontane Organisation des So�
zialen bedürfe doch keiner wie immer gearteten
weiteren Instanz. In der Wilden Anomalie kriti�
siert Negri sehr konsequent Spinoza, der insbe�
sondere im zweiten Teil des vierten Buches, ab
dem Lehrsatz 37, um genau zu sein, für die Not�
wendigkeit der politischen Konstitution des Ge�
meinwesens plädiert. Wohl hebt Spinoza den
„Naturzustand“ niemals auf, aber dieser Naturzu�
stand bedürfe doch einer politisch institutionali�
sierten Verfassung. Diese Wende in der Ethik des
Spinoza wurde damals von Negri recht klar kriti�
siert: „Der Positivismus der Imagination hält vor
dem Transzendentalismus der rechtsnaturalen
Vernunft inne.“ (Negri 1982; 126) Allerdings
war sich Negri auch nie zu hundert Prozent si�
cher, dass die spontane Produktivität der Multi�
tude alle sozialen Fragen lösen könne. „But in the
part available to us, even the PT [gemeint ist mit
PT der Politische Traktat, das letzte Werk Spin�
ozas, K. R.] does not succeed in resolving the
problem of relationship between the ontological
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power of the collective and the freedom of indi�
viduals. The concept of the multitudo, as we have
seen, poses the problem by leaving it open.”
(Negri 1997; 238) Dass das Konzept der Multi�
tude also Probleme formuliert, sie aber nicht löst,
diesen Gedanken finden wir nun erneut in Com�
monwealth. „Die Menschen sind von Natur aus
nicht spontan in der Lage, aus freien Stücken
miteinander zu kooperieren und das Gemein�
same zu lenken.“ (Hardt, Negri 2009; 369) Das
ist wohl eine gewichtige Aussage, die im Grunde
vieles an euphorischen Aussagen über die biopoli�
tische Produktion wieder zurücknimmt. Daher

bedürfe es einer politisch intervenierenden Kraft.
Zuerst ist es eine Frage: „Der Übergangsprozess
verläuft freilich, wie wir gesagt haben, nicht
spontan. Wie lässt sich der Übergang steuern?
Wer oder was zieht die politische Diagonale, die
den Übergang leitet?“ (Hardt, Negri 2009; 370)
Dann eine Feststellung: „Und doch sind wir uns
voll bewusst, dass der revolutionäre Prozess nicht
spontan abläuft und dass er gesteuert werden
muss.“ (Hardt, Negri 2009; 378) 

E�Mail: k.reitter@gmx.net
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Einleitung

Die Absicht dieses Artikels besteht darin, ausge�
hend von der These des „Rente�Werdens des Pro�
fits und der Krise des Wertgesetzes“ einige
Elemente einer theoretischen Lektüre der aktuel�
len Krise bereit zu stellen. Die auf die Krise des
fordistischen Modells folgende aktuelle Transfor�
mation des Kapitalismus ist von einer übermäch�
tigen Wiederkehr und einer Vervielfachung der
Formen der Rente gekennzeichnet, die mit einer
weit darüber hinausgehenden Umwälzung in den
Verhältnissen zwischen Rente, Lohn und Profit
einhergehen. Diese Entwicklung gab sowohl aus
theoretischer Sicht als auch im Hinblick auf ihre
politischen Implikationen bereits Anlass zu sehr
unterschiedlichen Analysen. 

Im Besonderen nach einem innerhalb der marxi�
stischen Theorie weit verbreiteten Ansatz, der
von der Politischen Ökonomie Ricardos ausgeht,
wird die Rente als vorkapitalistisches Erbe und
Hindernis für die progressive Dynamik der Kapi�
talakkumulation betrachtet. Unter dieser Voraus�
setzung wäre der echte, der reine, der effiziente
Kapitalismus ein Kapitalismus ohne Rente. 

Eine ähnliche Sichtweise, die die Schlüsselrolle
der Grundrente durch jene der Geldrente ersetzt,
wird heute zur Interpretation der systemischen
Krise vorgeschlagen, die den Kapitalismus in
Folge des Platzens der aufgrund von Subprime�
Darlehen entstandenen spekulativen Blase erfasst
hat, jedoch allgemeiner in der Verbriefung von
Krediten in der Form von fiktivem Kapital be�
gründet ist. Dieser Analyse zufolge würde sich

der Kern der gegenwärtigen Krise im Konflikt
zwischen der Tendenz des Finanzkapitalismus zur
Rentenbildung auf der einen Seite und des
„guten“ produktiven Kapitalismus als Träger
einer dem Wachstum der Produktion und der
Beschäftigung dienenden Akkumulationslogik
auf der anderen Seite finden lassen. 

Aus dieser Interpretation resultiert dann mehr
oder weniger explizit, wie die Analysen zahlrei�
cher ÖkonomInnen in Frankreich und Italien
nahe legen, der Vorschlag einer Art neo�ricardia�
nischen Kompromisses zwischen Lohnarbeit und
produktivem Kapital gegen die Macht des Fi�
nanzsektors. Dieser Kompromiss soll es erlauben,
die Hegemonie des fordistischen Managerkapita�
lismus und folglich die Bedingungen für ein sich
der Vollbeschäftigung annäherndes Wachstum
wieder herzustellen – und all dies im Rahmen
einer weitgehenden Kontinuität der fordistischen
Formen der Arbeitsorganisation und der Regulie�
rung des Lohnverhältnisses. Gleichzeitig handle
es sich darum, das Arbeitszeit�Wertgesetz als Norm
für die Verteilung und als Maß des Wertes wieder
in Funktion zu setzen – gegen die Verzerrungen,
die ihm die Finanzmärkte durch den Anstieg der
Preise für immaterielle und materielle Kapitalan�
lagen (z.B. Häuser) in spekulative Höhen und die
Aneignung eines unverhältnismäßigen Anteils des
in der Realökonomie geschaffenen Wertes zuge�
fügt haben. 

Diese Lesart erscheint uns in mehr als einer Hin�
sicht falsch, im Besonderen aus vier eng mitein�
ander verknüpften Gründen: 
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a) Sie irrt hinsichtlich der Rolle der Rente im Ka�
pitalismus, da diese als eine der Dynamik des Ka�
pitals äußerliche und der Kategorie des Profits
entgegen gesetzte Kategorie betrachtet wird. 
b) Die Verurteilung der Rückkehr der Rente und
ihrer verzerrenden Auswirkungen wird nicht mit
einer Analyse der zugrunde liegenden Transfor�
mationen verbunden, die in Reaktion auf die
Krise des Fordismus in die Formen der Arbeits�
teilung und in das Verhältnis Arbeit�Kapital ein�
gegriffen haben. Wie wir noch sehen werden,
sind diese Transformationen großteils an das po�
tentielle Wachstum der kognitiven und immate�
riellen Dimension der Arbeit gebunden. Eine
Dimension, innerhalb derer die Entwicklung der
Finanzdienstleitungen im Übrigen nur einen –
wenn auch den undurchsichtigsten – Aspekt dar�
stellt. 

c) Sie spart die Bedeutung jener Entwicklungen
aus, die das Ende der hegemonialen Rolle der in�
dustriellen Logik der Kapitalakkumulation verur�
sacht und zu einer immer ausgeprägter
werdenden Tendenz zur Rente und zur Spekula�
tion des produktiven Kapitals selbst geführt
haben. 

d) Und schließlich erkennt diese Lesart den von
Marazzi in seinem grundlegenden Beitrag zu die�
sem Buch deutlich herausgearbeiteten alles durch�
dringenden Charakter des Finanzsektors nicht, die
Art und Weise, in der er den gesamten ökonomi�
schen Zyklus aus Produktion, Distribution und
Realisierung des Wertes durchzieht und so eine
Multitude von sozialen Subjekten und ökonomi�
schen AgentInnen involviert, was eine klare Un�
terscheidung zwischen Finanzökonomie und
Realökonomie immer schwieriger macht. 

Sicherlich geht es nicht darum, die relative Auto�
nomie und systemische Macht des Finanzsektors
zu negieren. Eine Macht, die sich sowohl in den
Wachstumsphasen zeigt, wenn er sich einen exor�
bitanten Teil der Profite aneignet, als auch in den
Phasen nach dem Platzen einer spekulativen
Blase, wenn es die drohende Transformation
einer lokalen in eine globale Krise dem Finanz�
sektor erlaubt, die Gesamtheit der Institutionen
in Geiselhaft zu nehmen und von den Zentral�
banken und Regierungen vorteilhafte und bedin�
gungslose Konzessionen zu erhalten. Das
Beharren auf dem Finanzsektor, als handle es sich
um eine autonome, nahezu absolute Macht, die
die so genannte Realökonomie aufsaugen würde,

tendiert jedoch viel zu oft dazu, die gegenseitige
Durchdringung von Finanzkapital und produkti�
vem Kapital ebenso wie andere sozioökonomi�
schen Ursachen, die den Widersprüchen und der
Krise der Kapitalverwertung zugrunde liegen, zu
vernachlässigen. 

Eine solche Sichtweise verschweigt beispielsweise,
dass der Übergang von der Krise der New�Eco�
nomy�Börsen zur Krise der Immobilienbörsen
nicht nur Ausdruck der zyklischen Logik der Fi�
nanzmärkte ist, sondern eine grundlegende
Wende in der Dynamik des kognitiven Kapitalis�
mus anzeigt. Die mit dem Zusammenbruch der
NASDAQ verbundene Krise von März 2000 war
in der Tat die Bestätigung des Endes der Mythen
der New Economy. Sie enthüllte die strukturellen
Grenzen, auf die das Kapital in seinem Versuch,
die immaterielle Ökonomie und das Internet der
Logik der Kommodifizierung zu unterwerfen,
trifft. Trotz der Bemühungen, ökonomische Zu�
gangsbarrieren zu errichten, und der Stärkung
der intellektuellen Eigentumsrechte sind im Netz
die Prinzipien der Kostenlosigkeit und Selbstor�
ganisation weiterhin vorherrschend. Als der Nie�
dergang der alten Leitsektoren des fordistischen
Wachstums begann und diese auf die Sättigung
der Märkte und die Konkurrenz der so genann�
ten Schwellenländer trafen, war insgesamt eine
außergewöhnliche Verschärfung der subjektiven
und strukturellen Widersprüche des kognitiven
Kapitalismus zu verzeichnen. Diese Widersprü�
che waren in der Tat mit der Unfähigkeit des Ka�
pitals verbunden, die immaterielle und
Wissensökonomie als Basis für eine neue Expan�
sion der Absatzmärkte und für die eigene Legiti�
mität in der gesellschaftlichen Organisation der
Produktion in eine progressive Wachstumsdyna�
mik zu integrieren. Beweis dafür ist die insgesamt
katastrophale Bilanz des makroökonomischen
Erbes der Ära Bush. Die auf die Krise der NAS�
DAQ folgende kurze wirtschaftliche Dynamik
von 2004 bis 2007 (mit einer Wachstumsrate von
2,8 Prozent im Jahresdurchschnitt) verdankte
sich nahezu ausschließlich einer spekulativen
Blase, in der sich die Entwicklung des Immobi�
liensektors und der Finanzdienstleitungen gegen�
seitig in Schwung hielten und sich so 40 Prozent
des Wachstums des privaten Sektors in den USA
sicherten. Gleichzeitig kann die Senkung der
Löhne sowie die Explosion der Ungleichheiten in
der Einkommensverteilung, die Antrieb für die
anormale Ausweitung der Konsumkredite waren,
nicht als das einfache Resultat der Habgier des
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Finanzsektors gedacht werden. Deren strukturelle
Ursachen lagen auch und vor allem in den Preka�
risierungsstrategien, die das Kapital einsetzte, um
sich die Kontrolle über eine auf der Ebene der
Organisation der Produktion zunehmend auto�
nom werdende Arbeitskraft zu sichern. 

Insgesamt gesehen sind die Finanzialisierung und
allgemeiner die wachsende Bedeutung der Rente
zum überwiegenden Teil Folge und nicht allein
die Ursache dieser globalen inneren Widersprü�
che des kognitiven Kapitalismus. Die gleiche Ein�
schätzung gilt für das Verständnis des Charakters
und der Ursachen des Ausbruchs der aktuellen
Krise, deren Ursprung fälschlicherweise wesent�
lich als im Finanzsektor liegend betrachtet wer�
den könnte – wie von den meisten
ÖkonomInnen angenommen wird – und die erst
in einem zweiten Schritt die Realökonomie affi�
ziert hätte. Bei genauerer Betrachtung ist dieses
Schema nicht haltbar. Zahlreiche ökonomische,
soziale und ökologische Indikatoren einer globa�
len Krise waren bereits lange vor Ausbruch der
Finanzkrise vorhanden. Wie wir bereits vorweg�
genommen haben, reicht es, an die der kommer�
ziellen Entwicklung der so genannten New
Economy inhärenten Schwierigkeiten zu denken,
an die schleichende Krise der Automobilindu�
strie, die untragbare Verschuldung der Privat�
haushalte und – nicht zu vergessen – die
internationalen ökonomischen und finanziellen
Ungleichheiten sowie den spektakulären Anstieg
der Rohstoff� und Nahrungsmittelpreise. 

In den Kategorien der französischen Regulations�
theorie ausgedrückt, handelt es sich bei der ge�
genwärtigen Krise nicht – wie 1929 – nur um
„eine große Krise“ der Finanzregulierung des ko�
gnitiven Kapitalismus, die die Grundlagen eines
Akkumulationsregimes betrifft, das längerfristig
lebensfähig sein könnte. Deshalb kann weder die
Bedeutung, noch der mögliche Ausgang dieser
Krise auf das Projekt der Errichtung eines eventu�
ellen neuen Kompromisses zwischen Kapital und
Arbeit, der Schaffung von Institutionen zur Be�
schränkung der Macht des Finanzsektors sowie
der Wiedereinführung der fordistischen Koppe�
lung der Löhne an die Produktivität reduziert
werden, um so eine harmonische Entwicklung
der Produktionsnormen und des Konsums zu si�
chern, die einem auf dem Immateriellen und
dem Wissen basierenden Kapitalismus eigen
wären. Wir werden auf diesen Punkt in den
Schlussfolgerungen zurückkommen. 

Die These, die in diesem Artikel entwickelt wer�
den soll, geht im Gegenteil davon aus, dass die
gegenwärtige Krise in ihrer ganzen Tiefe vielmehr
den unversöhnlichen Charakter des Verhältnisses
des kognitiven Kapitalismus zu jenen gesell�
schaftlichen Bedingungen ausdrückt, die der Ent�
wicklung einer wissensbasierten Ökonomie
zugrunde liegen und die für die Aufrechterhal�
tung des ökologischen Gleichgewichts der Erde
notwendig sind. 

Es handelt sich um eine strukturelle Krise, die
den Widerspruch zwischen der Entwicklung der
Produktivkräfte und den gesellschaftlichen Pro�
duktionsverhältnissen viel grundlegender betrifft.
Um eine schöne Formulierung von André Gorz
wieder aufzunehmen, weist diese Krise auf die
Art und Weise hin, in der „der Kapitalismus […]
in der Entwicklung der Produktivkräfte an eine
Grenze gestoßen [ist], jenseits welcher er sich
selbst überwinden müsste, um sein Potenzial aus�
zunützen.“

Dieser Widerspruch ist eng an die Krise des
Wertgesetzes sowie an jene Tendenz gebunden,
die wir als das Rente�Werden des Profits bezeich�
nen. 

Was verstehen wir unter der Krise des 
Wertgesetzes? 

Eine solche Krise zeigt sich zuallererst als Krise
des Maßes, die den Sinn selbst der grundlegen�
den Kategorien der Politischen Ökonomie – Ar�
beit, Kapital und selbstverständlich Wert – in
Frage stellt. Noch fundamentaler jedoch be�
schränkt sich die Krise des Arbeitszeit�Wertgesetzes
nicht nur auf eine Krise des Maßes, sondern
stimmt mit zwei Aspekten überein, die im Beson�
deren in den Ländern des fortgeschrittenen Kapi�
talismus das Ende des progressiven Vermögens
des Kapitals und seinen immer parasitäreren
Charakter anzeigen.

Der erste Aspekt entspricht dem Ende des Wert�
gesetzes als Kriterium der kapitalistischen Ratio�
nalisierung der Produktion, das wie im
industriellen Kapitalismus über die Fähigkeit ver�
fügt, aus abstrakter Arbeit, die in einer Zeitein�
heit von einfacher, nicht qualifizierter Arbeit
gemessen wird, jenes Werkzeug zu machen, das
die Kontrolle über die Arbeit und das Wachstum
der gesellschaftlichen Produktivität erlaubt. Diese
Krise ist mit der verstärkten Rückkehr und dem
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Wachstum der Macht der kognitiven Dimension
der Arbeit verbunden, die mit der Durchsetzung
einer neuen Hegemonie des in der Arbeit bzw. im
fixen Kapital und der Unternehmensorganisation
verkörperten Wissens einhergehen. Unter diesen
Rahmenbedingungen basiert der Profit, ganz wie
die Rente, immer mehr auf Mechanismen der
Aneignung des Wertes, die von einer Position au�
ßerhalb der Organisation der Produktion her er�
folgen. 

Der zweite Aspekt besteht im Ende des Wertge�
setzes, verstanden als gesellschaftliches Verhältnis,
das die Warenlogik zum entscheidenden und die
Entwicklung der Gebrauchswertproduktion und
der Befriedigung der Bedürfnisse antreibenden
Schlüsselkriterium macht. Zum besseren Ver�
ständnis dieser Aussage ist es notwendig, daran
zu erinnern, wie für Marx oder auch sogar für Ri�
cardo der Wert (der Waren) von den Schwierig�
keiten ihrer Produktion, also der Arbeitszeit,
abhängt und sich radikal vom Begriff des Reich�
tums unterscheidet, der von Überfluss und Ge�
brauchswert bestimmt ist. Die kapitalistische
Logik der Produktion erlangte im industriellen
Kapitalismus durch dessen Fähigkeit zur Ent�
wicklung des Reichtums eine Art historische Legi�
timität, d.h. durch die Produktion einer
wachsenden Anzahl von Waren mit einem ein�
heitlichen Wert und dadurch mit relativ gesehen
sinkenden Preisen zur Befriedigung einer wach�
senden Anzahl von – sei es „wahren“ oder „über�
flüssigen“ – Bedürfnissen. In diesem Sinne
konnten sich die kapitalistische Entwicklung der
Produktivkräfte und der Profit als Instrumente
im Kampf gegen den Mangel präsentieren. Im
kognitiven Kapitalismus ist diese „positive“ Be�
ziehung zwischen Wert und Reichtum zerbrochen
und tendiert zu einer regelrechten Auseinander�
entwicklung. Faktisch basiert heute das Überle�
ben des Primats der Logik des Tauschwertes wie
auch des kapitalistischen Eigentums immer mehr
auf der Zerstörung der knappen, nicht erneuer�
baren Ressourcen und/oder auf der Schaffung
von künstlichem Ressourcenmangel – und dies
mittels Mechanismen, in denen sich Profit und
Rente vermischen. 

Dies bedeutet jedoch nicht – wie ohne jede Zwei�
deutigkeit betont werden muss –, dass die Arbeit
nicht mehr Substanz und Quelle der Wertbil�
dung sowie der Mehrwertbildung wäre. Es be�
deutet einfach, dass das Gesetz von Wert,
Mehrwert und Ausbeutung wie eine entleerte

Hülle in Bezug auf das funktioniert, was Marx –
fälschlicherweise oder zu Recht – als die fort�
schrittlichen Funktionen des Kapitals angesehen
hat, d.h. seine aktive, demiurgische Rolle in der
Organisation der Arbeit und der Entwicklung der
Produktivkräfte als Mittel im Kampf gegen den
Mangel und des Übergangs vom Reich der Not�
wendigkeit zum Reich der Freiheit. 

Das bedeutet auch, dass der Antagonismus Ar�
beit�Kapital immer mehr die Form des Antago�
nismus zwischen den Institutionen des
Communen auf der Grundlage einer Ökonomie
annimmt, die auf dem Wissen und der Enteig�
nungslogik des kognitiven Kapitalismus basiert,
der sich selbst unter der Form der Rente entwik�
kelt – einer Rente, die neben der Finanzrente vie�
lerlei andere Ausdrucksformen hat, selbst wenn
diese oft eine Synthese aller darstellt, indem sie
fiktive Waren in fiktives Kapital umwandelt. 

Um die Stichhaltigkeit unserer Thesen sowohl
vom theoretischen als auch vom historischen Ge�
sichtspunkt aus darzulegen, folgen nun zwei ge�
trennte Abschnitte. 

Im ersten Abschnitt wenden wir uns wieder der
Definition der Kategorien Lohn, Rente und Pro�
fit zu. In dieser Analyse bestehen wir aus einem
theoretischen wie historischen Blickwinkel auf
den flexiblen und mobilen Grenzen, die die Kate�
gorie der Rente von jener des Profits trennen.
Dazu berufen wir uns auf einige Anstöße, die
Marx im Dritten Band des Kapital entwickelt,
dort wo er eine Theorie der Entstehung der Kapi�
talrente entwirft – eine Theorie, die in einem
neuen Licht erscheint, wenn wir sie in Beziehung
zur Aktualität der These des „General Intellect“
setzen. 

Im zweiten Abschnitt schlagen wir eine Methode
der gemeinsamen Lektüre der historischen Trans�
formationen des Verhältnisses Arbeit�Kapital vor,
die gleichzeitig zur wachsenden Macht der Rente
und zur Erosion der Unterscheidung zwischen
Rente und Profit geführt haben. 

1. Lohn, Rente und Profit: einige
Definitionen

Nach Marx sind Lohn, Rente und Profit die drei
wichtigsten Kategorien in der Verteilung des Ein�
kommens, die den kapitalistischen Verhältnissen
entspringen und ebenso wie diese historischen
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Charakters sind. Aus dieser Perspektive versuchen
wir hier einige begriffliche Werkzeuge zu entwik�
keln, um die Veränderung des Zusammenhangs
von Lohn, Profit und Rente im gegenwärtigen
Kapitalismus zu verstehen und vor allem die Ka�
tegorie der Rente genauer zu untersuchen. 

Aus Gründen der Logik beginnen wir mit dem
Lohn. Warum? Einfach deshalb, weil im Kapita�
lismus der Lohn das Entgelt der produktiven Ar�
beit bezeichnet, wobei mit diesem Begriff jene
Arbeit gemeint ist, die den Mehrwert produziert,
aus dem sowohl die Profite als auch die Renten
gebildet werden. Wie Marx bereits im Hinblick
auf die Fabrik hervorgehoben hat, darf dieser
Mehrwert nicht nur einfach als Summe des indi�
viduellen Mehrwerts, der von jeder einzelnen
LohnarbeiterIn geschaffen wird, gedacht werden,
sondern auch als Gratis�Aneignung des in der ge�
sellschaftlichen Kooperation der Arbeit erzeugten
Surplus. Dieser Aspekt ist zentral für die nun fol�
gende Analyse. Er wird ausschlaggebend, um die
Begriffe des Lohns, der produktiven Arbeit und
der Ausbeutung in einem Kontext neu zu den�
ken, in dem diese Kooperation nicht mehr ins In�
nere der Fabrik eingesperrt ist, sondern sich auf
die gesamte Gesellschaft ausdehnt und sich zu�
nehmend autonom, also unabhängiger vom Ka�
pital organisiert. 

Nach dem Lohn gehen wir dann zu jenen Kate�
gorien des Einkommens über, die sich das Pro�
dukt dieser Mehrarbeit aneignen, d.h. zur Rente
und zum Profit. Die Kategorie der Rente ist ein
theoretisch sehr komplexer Begriff. Wir schlagen
eine von drei eng miteinander verknüpften
Aspekten ausgehende Definition vor, die es erlau�
ben, der gegenwärtigen Rolle der Rente in der
Reproduktion der Produktions� und Distributi�
onsverhältnisse, die die andere Seite des Begriffs
der Rente darstellen, Rechnung zu tragen. 

Vom Standpunkt der Produktionsverhältnisse aus
erlaubt uns der erste Aspekt, die Entstehung und
das Wesen der kapitalistischen Rente als das Re�
sultat eines Prozesses der Enteignung der gesell�
schaftlichen Produktions� und
Reproduktionsbedingungen zu charakterisieren.
Die Bildung der modernen Grundrente fällt in
der Tat zusammen mit dem Prozess der enclosures
(Einhegungen), dieser ersten Enteignung des
Communen als „Vorbedingung sine qua non“ der
Transformation von Boden und Arbeitskraft in
fiktive Waren.

Aus dieser ersten Prämisse können wir bereits
eine wichtige theoretische Lehre ziehen. Die
wechselnde Bedeutung der Rente in der Ge�
schichte des Kapitalismus ist eng verknüpft mit
der historischen Abfolge von Phasen der Entbet�
tung, Wiedereinbettung und erneuten Entbet�
tung der Ökonomie aus der Gesellschaft, wie sie
von Karl Polanyi definiert wurde. 

Deshalb sind die verschiedenen Formen, die die
Rente im Laufe der Geschichte des Kapitalismus
angenommen hat, immer untrennbar an die Pri�
vatisierung der gesellschaftlichen Produktionsbe�
dingungen und an die Transformation des
Communen in fiktive Waren gebunden – so wie
die Grundrente an die Epoche der ursprüngli�
chen Akkumulation. Darin besteht das verbin�
dende Element, das sowohl die ursprünglichen
enclosures des Bodens als auch die neuen enclosu�
res des Wissens und des Lebens unter der glei�
chen Logik subsumiert. Diese Analogie kann
auch zwischen der Rolle der öffentlichen Ver�
schuldung während der ersten Phase der ur�
sprünglichen Akkumulation des Kapitals in der
Epoche des merkantilen Kapitalismus und der
bestimmenden Rolle, die die Privatisierung öf�
fentlicher Gelder und der öffentlichen Verschul�
dung gegenwärtig in der Entwicklung der
Finanzrente und der Destabilisierung der Institu�
tionen des Wohlfahrtsstaates spielen, gezogen
werden. 

Diesen Elementen der Kontinuität zum Trotz ist
es dennoch wichtig, eine entscheidende Beson�
derheit im aktuellen Prozess der neoliberalen
Entbettung der Ökonomie im Vergleich zu ande�
ren geschichtlichen Epochen hervorzuheben. Die
Enteignung des Communen erstreckt sich heute
nicht nur auf vorkapitalistische Bedingungen wie
den Boden, die dem Außen (des Kapitalismus) im
traditionellen Sinne des von Rosa Luxemburg ge�
prägten Begriffs angehören. Der heutige Prozess
der Entbettung der Ökonomie betrifft vor allem
die Enteignung von Bestandteilen des
Communen, die aus sozialen Kämpfen dort ent�
standen sind, wo die Entwicklung der Produktiv�
kräfte am fortgeschrittensten ist und einige
institutionelle und strukturelle Grundlagen einer
wissensbasierten Ökonomie vorhanden sind, die
über die Logik des Kapitals hinausweisen. Es
handelt sich hierbei um jene Elemente, die zu�
mindest potentiell als Elemente eines post�kapita�
listischen Außen bezeichnet werden können.
Hierbei beziehen wir uns z.B. auf die Garantien
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und kollektiven Produktionen des Menschen durch
den Menschen wie das Gesundheits� und Bil�
dungssystem oder die nicht�private Forschung,
die historisch von den Institutionen des Wohl�
fahrtsstaates gewährleistet wurden. Wir werden
auf diesen Punkt noch zurückkommen, dem un�
serer Ansicht nach sowohl für die massive Wie�
derkehr der Rente, als auch für die
Charakterisierung dessen, was in der gegenwärti�
gen Krise auf dem Spiel steht, eine zentrale Rolle
zukommt. 

Der zweite Aspekt der Rente besteht darin, dass
die Ressourcen, auf denen die Abschöpfung der
Rente basiert, im Allgemeinen nicht im gleichen
Maß anwachsen wie die Höhe der Rente – ganz
im Gegenteil. In den Worten Napoleonis ausge�
drückt, ist die Rente „das Einkommen, das die
EigentümerIn bestimmter Güter deshalb erhält,
weil diese Güter in knappen Mengen verfügbar
sind oder gehalten werden […]“. Die Rente ist
also an den natürlichen oder – und öfter – künst�
lichen Mangel einer Ressource gebunden, also an
eine Logik der Verknappung dieser Ressource –
wie im Fall von Monopolen. Die Existenz der
Rente basiert daher auf monopolistischen Eigen�
tumsformen und Machtpositionen, die die Er�
zeugung eines Mangels und die Durchsetzung
von Preisen erlauben, die über den durch die Pro�
duktionskosten gerechtfertigten Preisen liegen.
Dies geschieht durch institutionelle Artefakte,
wie z.B. die Politik der Stärkung der intellektuel�
len Eigentumsrechte. 

Und schließlich besteht der dritte Aspekt darin,
dass die kapitalistische (im Unterschied zur feu�
dalen) Rente als reines Distributionsverhältnis be�
trachtet werden kann, da sie nicht länger
irgendeine Funktion „oder wenigstens keine nor�
male Funktion im Produktionsprozeß selbst ver�
sieht.“ Deswegen stellt die Rente eine Forderung
oder ein Eigentumsrecht auf materielle und im�
materielle Ressourcen dar, die von einer Position
aus, die außerhalb der Produktion liegt, ein Recht
auf die Abschöpfung von Wert sichert. 

Von diesen Grundlagen ausgehend, wenden wir
uns nun dem Profit sowie jenen Kriterien zu, die
es erlauben, ihn von der Rente unterscheiden.
Diese sind weit weniger offensichtlich, als ge�
meinhin gedacht wird. Zu diesem Zweck ist es
sinnvoll, auf das Beispiel der Grundrente zurück�
zukommen, die die Vergütung der Grundeigen�
tümerInnen für die Nutzung des Bodens, dessen

EigentümerInnen sie sind, darstellt. In diesem
Sinn kann die Rente, einer aus den Klassikern
ererbten Definition zufolge, als das betrachtet
werden, was nach der Entlohnung aller an der Pro�
duktion Beteiligten übrig bleibt. 

Bemerkenswert an dieser Konzeption ist, dass
alles vom Verständnis dessen abhängt, was ein
Beitrag zur Produktion ist und wer zur Produktion
beiträgt. Wenn wir also die klassische und immer
noch gültige Definition des Profits akzeptieren,
ist der Profit die Vergütung des Kapitals und be�
steht im Erhalt eines Einkommens, das der
Menge des in die Produktion eingebrachten Ka�
pitals entspricht. Dieser Definition nach, hat der
Profit – wie bereits Smith betont hat – nichts mit
dem Entgelt für die von UnternehmerInnen oder
GeschäftsführerInnen unter Umständen ausge�
führte Koordination und Überwachung der Pro�
duktion zu tun. Davon ausgehend können wir
die Remuneration des Kapitals ebenso wie die
Remuneration des Bodens als Rente betrachten,
da die EigentümerInnen des Kapitals sich damit
begnügen können, Produktionsmittel zu liefern,
ohne diese selbst in Gang zu setzen.

Aus diesem Grund ist die Geschichte der Politi�
schen Ökonomie von Beginn an von einem enor�
men theoretischen Gerangel durchzogen, das
darauf abzielt, die Rente streng vom Profit zu
trennen. Wir wollen uns nicht allzu lange bei die�
ser Debatte aufhalten, jedoch jene beiden ernst
zu nehmenden Argumente erwähnen, die uns für
eine solche Unterscheidung geeignet erscheinen: 

Erstens wird der Profit im Gegensatz zur Rente
im Wesentlichen innerhalb des Unternehmens
behalten, um erneut in die Produktion investiert
zu werden. Deswegen spiele der Profit im Unter�
schied zur Rente eine positive Rolle in der Ent�
wicklung der Produktivkräfte und im Kampf
gegen den Mangel. 

Zweitens befindet sich das Kapital (immer im
Unterschied zur Rente) innerhalb des Produkti�
onsprozesses als notwendige Bedingung für die
Leitung und Organisation der Arbeit. Dieser in�
terne Charakter des Kapitals beruht entweder auf
der Entsprechung der Gestalt der KapitalistIn
mit jener der UnternehmerIn oder auf der im
produktiven Kapital verkörperten organisatori�
schen Logik, die eine Schlüsselrolle in der Ver�
waltung der Produktion, Innovation sowie
Expansion der Produktionskapazitäten spielt. In
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beiden Fällen setzt der interne Charakter des Ka�
pitals eine klare Opposition zwischen der Arbeit
der Planung (die dem Kapital und dessen Agen�
tInnen zugeordnet wird) und der einfachen Ar�
beit der Ausführung (die der Arbeit
zugeschrieben wird) voraus. 

Zum besseren Verständnis diesen zweiten Argu�
ments ist es notwendig, an die – nach Marx –
widersprüchliche Einheit zweier Dimensionen
im kapitalistischen Produktionsprozess zu erin�
nern. Die erste Dimension ist der auf die Pro�
duktion von Gebrauchswerten ausgerichtete
Arbeitsprozess, von dem aus gesehen die poten�
tielle Leitungsfunktion des Kapitals eine objek�
tive Funktion der Organisation der Produktion
ist. Die zweite Dimension ist der mittels der
Ausbeutung der Lohnarbeit auf die Produktion
von Waren ausgerichtete Verwertungsprozess, von
dem aus gesehen die Leitung des Kapitals des�
potisch und von einem Antagonismus geprägt
ist, der das Kapital dazu treibt, den Arbeitspro�
zess dem Verwertungsprozess zu unterwerfen
und nach dessen Erfordernissen zu restrukturie�
ren. 

Nach Marx war es im industriellen Kapitalismus
der reellen Subsumtion des Arbeitsprozesses unter
das Kapital gerade die Fähigkeit, diese zwei
Funktionen gleichzeitig zu gewährleisten, die aus
der KapitalistIn eine AgentIn der Produktion
machte und dem Kommando des Kapitals über
die Kooperation der Arbeit den Anschein einer
objektiven und notwendigen Bedingung für die
Leitung des Arbeitsprozesses gab. Aus diesem
Grund konnte der Profit als eine Kategorie er�
scheinen, die der Verteilung innerhalb des Pro�
duktionsprozesses angehört – im Unterschied zur
Rente, die als reines Distributionsverhältnis be�
trachtet wurde. 

Wie wir noch sehen werden, war jedoch die Ver�
wirklichung dieser beiden für eine Unterschei�
dung – oder besser Entgegensetzung – von Rente
und Profit notwendigen Bedingungen nichts an�
deres als ein vorübergehendes Produkt einer be�
stimmten Epoche des Kapitalismus, jener des
industriellen Kapitalismus. Genauer gesagt, fand
die vollständige Verwirklichung dieser beiden Be�
dingungen nur im „Goldenen Zeitalter“ des for�
distischen Wachstums statt, in dem sowohl die
Logik der reellen Subsumtion der Arbeit unter
das Kapital als auch jene der Massenproduktion
voll entfaltet waren. Im kognitiven Kapitalismus

hingegen verschwimmen diese Grenzen immer
stärker. Bevor wir jedoch diesen Aspekt unserer
Analyse weiter entwickeln, ist ein kurzer theoreti�
scher Exkurs in den Dritten Band des Kapital
sinnvoll, in dem Marx seine These der Kapital�
rente umreißt. 

Exkurs: Vom III. Band des Kapital zum 
„General Intellect“. Die These der Kapital-
rente bei Marx

In verschiedenen Schriften scheint Marx aus fol�
genden zwei prinzipiellen Gründen zwischen
Rente und Profit nach zwei Kriterien zu unter�
scheiden: 

Erstens scheint Marx, wie die klassischen Ökono�
men, in der allgemeinen Analyse des Kapitals (I.
und II. Band) als Normalfall vorauszusetzen, dass
der industrielle Kapitalist eigenes Kapital besitzt
und das eigene Unternehmen selbst leitet, wie es
im Übrigen zur Zeit der Entstehung des Kapital
auch allgemein üblich war. Der industrielle Kapi�
talist kann so in jenem Maß, in dem er direkt in
ein Produktionsverhältnis involviert ist und in
die Entwicklung der Produktivkräfte investiert
(und damit den Mangel an Kapital verringert),
als Gestalt erscheinen, die im Gegensatz zum
Rentier steht. 

Zweitens, und das ist der wichtigere Grund, ar�
gumentiert Marx im Rahmen der Tendenz zur
reellen Subsumtion, in der sich die rein despoti�
schen produktiven Funktionen mit den objekti�
ven Funktionen der kapitalistischen Organisation
der Produktion zu vermischen scheinen. Dieses
Zusammenfallen hängt davon ab, inwieweit die
im fixen Kapital inkorporierte Wissenschaft und
die Trennung der Planungsarbeit von der ausfüh�
renden Arbeit der Leitung des Kapitals eine ob�
jektive Grundlage zu verschaffen scheinen, die in
die Materialität der Produktivkräfte selbst einge�
schrieben ist. 

Deshalb behauptet Marx, dass Kapitalist und
Lohnarbeiter die beiden einzigen Agenten der
Produktion seien. „Der Grundeigentümer, ein so
wesentlicher Funktionär der Produktion in der
antiken und mittelaltrigen Welt, ist in der indu�
striellen a useless superfetation.“

Nichtsdestotrotz stellt Marx im Dritten Band des
Kapital, in dem er seine Analyse des Kapitals als
Träger des Zinses UND des Unternehmerge�
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winns entwickelt, die entgegen gesetzten Begriffe
des Profits und der Rente ebenso wieder in Frage
wie die Beschränkung der Kategorie der Rente
auf das Grundeigentum. Marx treibt sein Den�
ken bis an die Grenzen der Begriffe, bis er
schließlich das Rente�Werden des Profits und des
Eigentums an Kapital betrachtet. Zu diesem
Zweck führt er in erster Linie die konzeptionelle
Unterscheidung zwischen zwei Bestimmungen
des Kapitals ein, das Eigentum und die Funktion
– eine Unterscheidung, die auf jene zwischen
dem Zins als Revenue des Kapitaleigentums und
dem aktiven Profit als Gewinn des Unterneh�
mers, der die Produktion leitet, zurück verweist.
Auf dieser Voraussetzung aufbauend, entwickelt
er zwei komplementäre Hypothesen. 

Die erste betrifft die Art und Weise, in der die
Tendenz zur Entwicklung des Kredits und der
Aktiengesellschaften zu einer immer tieferen
Trennung zwischen Kapitaleigentum und Kapi�
talverwaltung führt. Nach Marx erfährt das Kapi�
taleigentum ein ähnliches Schicksal wie die
Grundrente im Übergang vom Feudalismus zum
Kapitalismus, d.h. das Kapitaleigentum wird äu�
ßerlich in Bezug auf die produktive Sphäre und
schöpft, wie das Grundeigentum, den Mehrwert
ab, ohne noch eine direkte Funktion im Ins�
Werk�Setzen der Organisation der Arbeit auszu�
üben. 

So „bleibt nur der Funktionär und verschwindet
der Kapitalist als überflüssige Person, aus dem
Produktionsprozeß.“ Marx unterscheidet also den
passiven Charakter des Eigentums an Kapital
vom aktiven Charakter des fungierenden Kapita�
listen, der sich entlang des Auseinanderfallens
von Eigentum und Verwaltung immer mehr in
der Gestalt des Managers verkörpert, in der das
Kommando über die Arbeit und die Ausbeutung
derselben den falschen Schein eines Lohns für die
Ausübung der Planungs� und Organisationsauf�
gaben in der Produktion annimmt. 

Marx nimmt hier in vielerlei Hinsicht die wäh�
rend der Weltwirtschaftskrise in den 1930er Jah�
ren von Keynes entwickelte Analyse vorweg. Wir
sprechen von Passagen in der „Allgemeinen
Theorie“, in denen Keynes die Gestalt des Unter�
nehmers jener des Spekulanten entgegensetzt und
das Konzept der Rente explizit auf das Eigentum
an Kapital ausweitet. Auf dieser Grundlage sagt
Keynes „den sanften Tod des Rentiers […] und
folglich den sanften Tod der kumulativen nieder�

drückenden Macht des Kapitalisten, den knapp�
heitsbedingten Wert des Kapitals auszunutzen“
voraus. Keynes präzisiert: „Zinsen sind heute
keine Belohnung für ein wirkliches Opfer, sowe�
nig wie die Pachtzinsen von Land.“

Im Dritten Band des Kapital jedoch geht Marx
weit über Keynes hinaus, wenn er eine Situation
skizziert, in der der parasitäre Rentiers�Charak�
ter des Kapitals mit dem produktiven Kapital
selbst in Verbindung gebracht wird. Die zweite
Hypothese betrifft eine Weiterentwicklung des
Verhältnisses Arbeit�Kapital, in der die Äußer�
lichkeit des Kapitaleigentums gegenüber der
Produktion einhergeht mit einer Krise der reel�
len Subsumtion, die mit einem Prozess der Wie�
deraneignung des Wissens durch die
ArbeiterInnen verbunden ist. 

Unter solchen Verhältnissen, so sagt uns Marx im
Wesentlichen, werden die Aufgaben der Produk�
tionskoordination des Managers, des Funktionärs
des Kapitals, ebenfalls überflüssig und erscheinen
also als rein despotisch gegenüber einer produkti�
ven Kooperation, die sich autonom vom Kapital
organisieren kann. Marx zitiert hierzu eine Pas�
sage bei Hodgskin, der einen bedeutenden Ein�
fluss auf die Ausarbeitung der Marxschen
Hypothese des „General Intellect“ haben wird, in
der Hodgskin darlegt, in welchem Ausmaß „die
weite Verbreitung der Bildung unter den indu�
striellen Arbeitern“ die leitenden und intellektu�
ellen Funktionen der Funktionäre des Kapitals
immer vergänglicher machen werde. 

Als Abschluss dieses Exkurses halten wir fest, dass
diese Theorie der Kapitalrente, die im Dritten
Band nur kurz angedeutet wird, noch mehr an
Kraft sowie an theoretischer und historischer Re�
levanz gewinnt, wenn wir sie mit der These über
den „General Intellect“ verknüpfen, und zwar aus
zwei Hauptgründen: 

Erstens wird die These der Unproduktivität des
Kapitals von Hodgskin angesichts des Entstehens
einer diffusen Intellektualität zum Attribut der
Gesamtheit der Funktionen des Kapitals (Eigen�
tum und Management). In diesem Kontext wird
Marx zufolge „auch der letzte Vorwand zur Ver�
wechslung des Unternehmergewinns mit dem
Verwaltungslohn unter den Füßen weggezogen
und erschien der Profit auch praktisch, als was er
theoretisch unleugbar war, als bloßer Mehrwert,
Wert, für den kein Äquivalent gezahlt ist“.
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Kurzum, der Profit entsteht einfach aus der ko�
stenfreien Aneignung von Arbeit, ohne die Aus�
übung irgendeiner realen Funktion im
Produktionsprozess – wie auch bei der Rente. 

Zweitens gerät das Wertgesetz, das auf der Ar�
beitszeit beruht, in einer Ökonomie, die auf dem
Wissen als Motor basiert, in die Krise. Eine der
Implikationen dieser Krise besteht darin, dass das
Maß der unmittelbar für die Produktion notwen�
digen Arbeitszeit bereits auf ein Minimum redu�
ziert ist, was das Risiko in sich birgt, zu einer
drastischen Reduktion des Geldwertes der Pro�
duktion und daher auch der an diesen gekoppel�
ten Profite zu führen. Daraus resultiert, dass das
Kapital im Versuch, die Vorherrschaft des
Tauschwertes aufrechtzuerhalten und die Profite
zu retten, dazu getrieben wird, eine Rentiers�
Logik zu entwickeln, die auf der Verknappung
des Angebots beruht. 

In Summe gesehen, zeigt uns die gemeinsame
Lektüre der Analysen im Dritten Band des Ka�
pital und in den Grundrissen, die von einer au�
ßergewöhnlichen Fähigkeit zur Antizipation
zeugen, das unausweichliche Rente�Werden des
Kapitals sowohl aus der Perspektive der objekti�
ven wie der subjektiven Bedingungen der Pro�
duktion.

Marx selbst stellt jedoch diesen Zusammenhang
nicht her, da diese Hypothese zu seiner Zeit nur
eine künftige Potenzialität einer in einem sehr
langen Zeitraum angesiedelten Tendenz war, und
zwar völlig zu Recht. 

Nach seinem Tod sollte das Universum, in dem
sich der industrielle Kapitalismus entwickelte,
trotz der Turbulenzen und der Expansion der Fi�
nanzrente, die die historische Phase von der gro�
ßen Depression am Ende des 19. Jahrhunderts
bis zur Krise der 1930er Jahre kennzeichneten,
noch jenes der Ausweitung, Festigung und Ver�
tiefung der reellen Subsumtion bleiben. 

2. Vom industriellen zum kognitiven
Kapitalismus

Auf diesen Grundlagen wenden wir uns nun der
Analyse der Transformation im Verhältnis zwi�
schen Lohn, Rente und Profit im historischen
Übergang vom industriellen zum kognitiven Ka�
pitalismus zu. 

a) Die Marginalisierung der Rente im 
Fordismus

Nach der Krise von 1929 und während der
Nachkriegszeit war eine fortschreitende Margina�
lisierung der Rente sowie die Hegemonie eines
direkt an der Mehrwertschaffung beteiligten in�
dustriellen Kapitalismus zu verzeichnen. Vier we�
sentliche Faktoren erklären diese
Marginalisierung der Rente im „Goldenen Zeital�
ter“ des fordistischen Wachstums. 

Erstens tragen eine ganze Reihe von institutionel�
len Dispositiven wie die Reglementierung der Fi�
nanzmärkte, progressive Einkommenssteuern
und die keynesianische Regulierung des Geldan�
gebotes zur Beschränkung der Macht des ererb�
ten Eigentums bei und halten zugleich einen
Prozess der Inflation in Gang, an den niedrige –
manchmal sogar negative – Realzinssätze gekop�
pelt sind. 

Zweitens erlaubt die Entwicklung der Wohl�
fahrtsinstitutionen die Vergesellschaftung der Re�
produktionsbedingungen der Arbeitskraft,
wodurch der Verwertungslogik des Kapitals und
der Macht des Finanzsektors eine wachsende Ein�
kommensmasse entzogen wird. 

Drittens führt die Entwicklung tayloristischer
und fordistischer Prinzipien der Arbeitsorganisa�
tion in den großen Betrieben der Leitsektoren
der Massenproduktion zur Entfaltung einer Ten�
denz der Trennung von planender und ausfüh�
render Arbeit. Auf dieser Basis kann sich dann
die Hegemonie des „Managerkapitalismus“ im
Sinne von Galbraith etablieren. Dies verweist auf
die Macht einer technischen Struktur, die ihre
Legitimität aus ihrer Rolle in der Innovationspla�
nung und Produktionsorganisation bezieht, die
in den arbeitswissenschaftlichen Büros und Ent�
wicklungs� und Forschungsabteilungen angesie�
delt sind. Daraus entsteht eine Verwaltungslogik,
für die die Interessen der AktionärInnen und an�
dere „nicht produktive“ Modalitäten der Kapital�
verwertung zweitrangig sind. 

Und schließlich ist viertens die Rolle, die intel�
lektuelle Eigentumsrechte innerhalb einer Akku�
mulationslogik spielen, in deren Mittelpunkt das
fixe Kapital steht, stark begrenzt. Unter diesen
Bedingungen wird der Konflikt zwischen Lohn
und Profit, genauer gesagt zwischen Unterneh�
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mergewinn und Lohndynamik, zentrale Bedeu�
tung für die Distribution der Einkommen gewin�
nen. Eine Lohndynamik, die – auch wenn sie
immer stärker sozialisiert ist – ihren Impuls pri�
mär aus den großen fordistischen Unternehmen
bezieht und Lohnsteigerungen ermöglicht, die
nahezu den Produktivitätssteigerungen entspre�
chen. Die Bedeutung der Rente scheint zweitran�
gig zu werden und betrifft in erster Linie die mit
der Urbanisierung verbundene Expansion der
Immobilienrente, die einer dem Profit nahezu
entgegen gesetzten Logik folgt. Ein gutes Beispiel
dafür stellt der Vorschlag Agnellis zu Beginn der
1970er Jahre dar, eine neo�ricardianische Allianz
zwischen UnternehmerInnen und Gewerkschaf�
ten gegen die städtische Grund� und Gebäude�
rente, d.h. die ImmobilienbesitzerInnen, zu
bilden, die er aufgrund der Mieterhöhungen als
hauptverantwortlich für die Inflation und die
Lohnforderungen im „Heißen Herbst“ des Jahres
1969 hielt.

b) Verstärkte Rückkehr und Rolle der Rente
im kognitiven Kapitalismus

Im Gefolge der Krise des fordistischen Modells
und mit der Entwicklung des kognitiven Kapita�
lismus befindet sich diese Konfiguration jedoch
in Auflösung. Wir erleben heute zur gleichen Zeit
eine Vervielfachung der Formen der Rente sowie
ein Verschwimmen der Grenzen zwischen Rente
und Profit. In der Tat basiert der Profit im neuen
Kapitalismus immer stärker auf zwei Mechanis�
men, die – um einen Begriff von J. M. Chevalier
aufzugreifen – auf der „unproduktiven Verwer�
tung des Kapitals“ beruhen: 

Der erste Mechanismus betrifft die zentrale Rolle
verschiedener Formen von Eigentumsrechten
(vom Aktienbesitz bis zu Patentrechten) ebenso
wie jener Forderungen (z.B. Titel auf Staatsver�
schuldungen), die ebenfalls Rechte zur Abschöp�
fung eines Teils des geschaffenen oder zu
schaffenden Wertes von einer außerhalb des Pro�
duktionsprozesses liegenden Position aus darstel�
len. 

Der zweite Mechanismus besteht in der fort�
schreitenden Substitution des direkten Komman�
dos über den Produktionsprozess durch das
Kommando über den Markt. Dies geschieht
durch die Schaffung von Monopolstellungen, die
durch die Fähigkeit des Kapitals zur Aneignung
des außerhalb des Unternehmens geschaffenen

Wertes gebildet werden. Das Kapital setzt sich so
entlang einer Logik, die an das Verlagssystem er�
innert, als Vermittler zwischen Markt und Arbeit
durch. Von noch größerer Bedeutung ist, dass
diese Exteriorisation des Kapitals aus der Produk�
tion sowohl die Arbeitsorganisation im Inneren
der Unternehmen als auch deren Verhältnis nach
außen betrifft. 

Aus dieser These sind zwei Tendenzen abzuleiten:
Zum einen ist die Wettbewerbsfähigkeit der Un�
ternehmen im kognitiven Kapitalismus immer
mehr von äußeren Bedingungen sowie von der
Fähigkeit der Unternehmen abhängig, die Rente
abzuschöpfen. Diese Fähigkeit ist an Unter�
schiede in der Produktivität geknüpft, die von
der unterschiedlichen territorialen Lage und den
mit ihr verbundenen kognitiven Ressourcen, der
Qualität des Bildungssystems sowie der For�
schung herrühren. Alles in allem basiert die
Quelle des „Wohlstandes der Nationen“ – ganz
im Gegensatz zum Smithschen industriellen Mo�
dell, das auf der Zentralität der technischen Ar�
beitsteilung in der Fabrik fußt – immer mehr auf
einer produktiven Kooperation, die außerhalb
der Unternehmen stattfindet. Zum anderen be�
findet sich die Hauptquelle des Werts nunmehr
in der Kreativität und im Wissen, die vom Ver�
mögen der lebendigen Arbeit und nicht vom
fixen Kapital sowie der mechanischen und repeti�
tiven Tätigkeit des Smithschen Typs in Bewegung
gesetzt werden. 

In dem Maß, in dem die Selbstorganisierung der
Arbeit immer wichtiger wird, verschwinden die
tayloristischen arbeitswissenschaftlichen Büros
oder werden zu Überresten einer vergangenen
Epoche. In diesem Kontext nimmt die Kontrolle
über die Arbeit in den meisten Fällen nicht mehr
die direkten Formen der tayloristischen Vorgabe
der Arbeitszeiten und Handgriffe an. Diese wird
von indirekten Mechanismen verdrängt, die auf
die Verpflichtung zum Ergebnis, auf die Vorgabe
der Subjektivität oder schlicht und einfach auf
den mit der Prekarisierung des Lohnarbeitsver�
hältnisses verbundenen Zwang abzielen. Das Ka�
pital ist so gezwungen, der Arbeit eine wachsende
Autonomie in der Organisation der Produktion
zuzugestehen, auch wenn sich diese Autonomie
auf die Auswahl der Mittel beschränkt, die zur
Erreichung der fremdbestimmten Ziele notwen�
dig sind. Hier tritt das alte Dilemma der Kon�
trolle über die Arbeit in veränderter Gestalt
erneut in Erscheinung. Nicht nur ist das Kapital
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vom Wissen der LohnarbeiterInnen abhängig, es
muss auch die Mobilisierung und aktive Beteili�
gung des gesamten Wissens und der gesamten
Lebenszeit der LohnarbeiterInnen erreichen. Im
Versuch, diesem neuen Problem zu begegnen, be�
dient sich das Kapital verschiedener Mittel der
Sicherstellung der Kontrolle über eine Arbeits�
kraft, die dem Kapital gegenüber zunehmend au�
tonom wird: der der Verinnerlichung der
Unternehmensziele dienenden Vorgabe der Sub�
jektivität, des Drucks der KundInnen, aber auch
und vor allem des schlichten Zwangs der Prekari�
tät. 

Die Prekarität stellt sich also als Faktor dar, der in
großem Maße der neoliberalen Regulierung der
kognitiven Arbeit inhärent ist, und zwar trotz
ihrer kontraproduktiven Effekte im Hinblick auf
eine effiziente Verwaltung der Ökonomie des
Wissens. Diese Tatsache erklärt zu einem be�
trächtlichen Teil die Stagnation der Löhne und
der Kaufkraft der so genannten Mittelklassen.

Innerhalb dieser Logik findet sich die Erklärung
jener Geld� und Einkommenspolitik, die die Ex�
plosion der Konsumkredite und der Verschul�
dung der Privathaushalte absichtlich begünstigt
hat (wenn wir die Hypothese einer Reform der
Mechanismen von Verteilung und Umverteilung
einmal außer Acht lassen), und zwar mit einer
deutlichen Beschleunigung in den Vereinigten
Staaten ab 2002. Von der Warte der Regulierung
des Lohnverhältnisses aus gesehen, sollte diese
Wahl eine dreifache Funktion verfolgen: erstens
durch Ausweitung des Kreditvolumens das Risiko
der Stagnation des Konsums auszugleichen, der
in den USA wie in Frankreich praktisch 70 Pro�
zent des BIP ausmacht; zweitens durch die Akku�
mulation der Zinsen zu Lasten der
Privathaushalte dem Kapital eine neue Quelle der
indirekten Abschöpfung von Mehrwert zu eröff�
nen; und schließlich drittens durch die Verallge�
meinerung der Verschuldung eine vom Kapital
abhängige und ihm konforme Subjektivität zu
schaffen, in der das Konzept der sozialen Rechte
und der Gemeingüter durch die Rationalität des
Homo oeconomicus, des Humankapitals, ersetzt
wird. 

Zwei Schlussfolgerungen können aus dieser Ana�
lyse gezogen werden. Erstens muss der Begriff der
produktiven Arbeit selbst (des Mehrwerts) und
folglich des Lohns sowie das Terrain der kollekti�
ven Verhandlungen unter Einbeziehung aller Ar�

beitszeiten und aller Aktivitäten, die die offiziel�
len im Unternehmen verbrachten Arbeitszeiten
überschreiten, neu überdacht werden. Die zweite
Schlussfolgerung besteht darin, dass die großen
Unternehmen sich heute in erster Linie um ihre
Finanzarchitektur kümmern und letztlich mit
allem außer der direkten Organisation der Pro�
duktion beschäftigt sind, wie Paulré1 unter�
streicht. Kurzum, „das große Unternehmen ist
heute ein Ort der Geschäfte und nicht der indu�
striellen Produktion geworden“, um den pro�
phetischen Ausspruch von Veblen zu
paraphrasieren, und auf dieser Stufe könnten
die Unternehmergewinne selbst immer mehr
von Renten assimiliert werden. Es sei ange�
merkt, dass auch aus dieser Perspektive die Fi�
nanzialisierung nicht einfach ein Produkt einer
Veränderung der Machtverhältnisse zwischen
ManagerInnen und AktienbesitzerInnen ist,
sondern vielmehr das Ergebnis einer inneren
Transformation der Verwertungsstrategie des
Kapitals der großen Industriekonzerne. Alles
verhält sich so, als ob parallel zur Bewegung der
Autonomisierung der Arbeitskooperation eine
entsprechende Bewegung der Autonomisierung
des Kapitals in der abstrakten, hochgradig flexi�
blen und mobilen Form des Geldkapitals vor
sich gehen würde. Darüber hinaus geht diese
Tendenz Hand in Hand mit einer Verzerrung
der traditionellen Funktionen, die von den
Wirtschaftswissenschaften den Finanzmärkten
zugeschrieben werden, nämlich die Gewährlei�
stung der besten Verwaltung des Risikos (!) und
den optimalen Einsatz des Kapitals. Ganz im
Gegensatz zu jener Theorie, nach der die Börsen
die Unternehmen finanzieren, waren es im Be�
sonderen die Unternehmen selbst, die in all den
Jahren des Wachstums der spekulativen Blasen
für die Liquidität (Dividenden, Zinsen etc.) und
den Mehrwert ihrer AktionärInnen an den Bör�
sen gesorgt haben, oft mit dem Effekt eines ne�
gativen Saldos. Andererseits ist diese Dynamik
in Europa, und im Besonderen in Frankreich,
begleitet von einer Stagnation der produktiven
Investitionen. Das ist der Grund dafür, dass ei�
nige ÖkonomInnen von einem Modell des Pro�
fits ohne Kapitalakkumulation sprechen. Egal, ob
es sich um die Logik des Finanzsektors oder um
die neuen Einhegungen des Wissens handelt,
insgesamt scheint die führende Rolle des Profits
in der Entwicklung der Produktivkräfte und
also im Kampf gegen den Mangel stark beein�
trächtigt zu sein. Diese Entwicklung ist Teil
einer allgemeinen Tendenz des Kapitals, den
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Profit in einen Rentiers�Mechanismus zu ver�
wandeln, um den Mehrwert von außerhalb der
Produktion her und/oder durch die Schaffung
einer künstlichen Verknappung von Ressourcen
abzuschöpfen. 
Bevor wir uns nun einer genaueren Analyse der
verschiedenen Formen der Rente zuwenden, stellt
sich an diesem Punkt unserer Überlegungen je�
doch folgende Frage: Woraus besteht die neue
Rolle der Rente – nicht nur in der Sphäre der
Distribution, sondern auch in der Enteignung
des Communen und in der Regulierung des Ver�
hältnisses Arbeit�Kapital im kognitiven Kapitalis�
mus? Zur Beantwortung dieser Frage ist das
Herausstreichen eines wesentlichen theoretischen
und historischen Punktes notwendig. Es handelt
sich hierbei um den Widerspruch, wenn nicht
sogar den Antagonismus, zwischen der Logik des
kognitiven Kapitalismus auf der einen und der
Dynamik der kollektiven Kreativität und Eman�
zipation auf der anderen Seite, die den Ursprung
der Entwicklung einer auf dem Wissen und sei�
ner Verbreitung basierenden Ökonomie bildet. 

Unserer Ansicht nach liegen der Ausgangspunkt
und die Haupttriebkraft der gegenwärtigen
Transformation des Kapitalismus nicht in der Fi�
nanzialisierung und der informations� und kom�
munikationstechnologischen Revolution,
sondern in zwei Phänomenen begründet, die im
Mittelpunkt der Krise des fordistischen Lohnver�
hältnisses stehen: 

Erstens – und vor allem anderen – in der Heraus�
bildung einer diffusen Intellektualität, die durch
die Entwicklung der Massenschulbildung und die
Anhebung des allgemeinen Bildungsniveaus ent�
standen ist. Diese neue intellektuelle Beschaffen�
heit der Arbeitskraft hat zu einer qualitativ neuen
Vorherrschaft des im Arbeitsvermögen enthalte�
nen und von diesem verausgabten lebendigen
Wissens gegenüber jenem Wissen geführt, das im
fixen Kapital und in der produktionstechnischen
Organisation der Betriebe verkörpert ist. 

An zweiter Stelle stehen die sozialen Konflikte,
die zu einer Expansion des sozialisierten Lohnes
und der kollektiven Sozialleistungen des Wohl�
fahrtsstaates geführt haben, die mit dem fordisti�
schen Modell nicht mehr kompatibel war. Diese
Dynamik wird oft einfach mit der Erhöhung der
Reproduktionskosten als einem Faktor der Krise
des Fordismus gleichgesetzt. A posteriori bestätigt
sich jedoch, dass diese Dynamik wesentliche Be�

dingungen für die Entstehung einer wissensba�
sierten Ökonomie bereitgestellt hat. 

Zum Verständnis der Bedeutung dieser Dynamik
greifen wir auf ein „stilisiertes Faktum“ zurück,
das von der ökonomischen Theorie häufig her�
aufbeschworen wird, um die Entstehung einer
wissensbasierten Ökonomie zu charakterisieren:
Es handelt sich hierbei um eine historische Dyna�
mik, im Zuge derer die so genannten intangiblen
Kapitalanteile (Forschung & Entwicklung, Soft�
ware, vor allem jedoch Bildung, Ausbildung und
Gesundheit), die hauptsächlich in den Menschen
verkörpert sind, die materiellen Kapitalanteile in
der realen Zusammensetzung des Kapitals über�
stiegen haben und zum wesentlichen Antrieb des
Wachstums geworden sind. 

Die Interpretation dieses stilisierten Faktums
nimmt drei wesentliche Bedeutungen an, die von
den Mainstream�ÖkonomInnen systematisch
verschleiert werden, unserer Ansicht nach jedoch
für das Verständnis des Ursprungs sowie der Ein�
sätze der gegenwärtigen Krise unerlässlich sind. 

Die erste Bedeutungsebene besteht darin, dass die
Tendenz zum Anstieg des immateriellen Kapitals
eng mit Faktoren verbunden ist, die die Basis der
Herausbildung einer diffusen Intellektualität
sowie der neuen Hegemonie der kognitiven Ar�
beit darstellen. Und eben die Hegemonie der ko�
gnitiven Arbeit erklärt das immer stärkere
Anwachsen jener Kapitalanteile, die irreführender
Weise „intangibles Kapital“ genannt werden. 

Die zweite Bedeutungsebene liegt darin, dass
das so genannte intangible Kapital in Wirklich�
keit im Wesentlichen den intellektuellen und
kreativen Fähigkeiten entspricht, die in der Ar�
beitskraft verkörpert sind und von dieser veraus�
gabt werden. In den Worten von Mario Tronti
ausgedrückt, handelt es sich also um den
Modus, in dem „die lebendige Arbeit als Nicht�
Kapital“ nunmehr eine hegemoniale Rolle im
Verhältnis zur Wissenschaft und zum kodifizier�
ten Wissen, die im fixen Kapital inkorporiert
sind, spielt. In diesem Sinn ist der Begriff des
immateriellen Kapitals ein Symptom der Krise
der im industriellen Kapitalismus eingeführten
Kategorie des konstanten Kapitals selbst, in der
C (konstantes Kapital) die tote in die Maschine�
rie eingegangene Arbeit repräsentiert, die der le�
bendigen Arbeit ihre Herrschaft auferlegt. Trotz
der Verzerrungen, die mit Begriffen wie intellek�
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tuelles Kapital, intangibles Kapital oder Hum�
ankapital entstehen, handelt es sich bei diesem
Kapital um nichts anderes als die kollektive In�
telligenz. Es entzieht sich daher auch jedem ob�
jektiven Maßstab. Sein Wert kann nur als
subjektiver Ausdruck der Erwartung von zu�
künftigen Profiten auf den Finanzmärkten be�
trachtet werden, die sich auf diese Weise Renten
sichern. 

Das hilft uns zu erklären, warum der „Markt“�
Wert dieses Kapitals im Wesentlichen fiktiv ist.
Er beruht auf einer dem Finanzsektor eigenen
selbstreferentiellen Logik, die früher oder später
auseinander fällt und das Weltkreditsystem sowie
die gesamte Ökonomie in eine systemische Krise
treibt und somit bedroht. Mit André Gorz kön�
nen wir kurz zusammenfassend feststellen, dass
die Dynamik des postfordistischen Kapitalismus,
die von einer Abfolge immer schwererer Krisen
gekennzeichnet ist, nicht einfach das Ergebnis
einer „schlechten“ Regulierung der Finanzmärkte
darstellt, sondern dass „hier die eigentliche
Schwierigkeit (liegt), der der kognitive Kapitalis�
mus begegnet: Unangreifbares Kapital lässt sich
nicht so leicht in ordentliches Kapital verwan�
deln, und der kognitive Kapitalismus lässt sich
nicht so leicht in ordentlichen Kapitalismus um�
funktionieren.“

Das ist jedoch noch nicht alles. Nicht nur das
Kapital, sondern auch das Arbeitsprodukt selbst
wird zunehmend immaterieller und in Innovatio�
nen, Kenntnissen und Informatikdienstleistun�
gen verkörpert, die fiktive Waren sind. Warum
fiktive Waren? Sie sind fiktive Waren, weil sie
sich aufgrund ihres nicht konkurrierenden, ku�
mulativen und nicht ausschließenden (bzw. nur
schwer exklusiv zu machenden) Charakters den
Kriterien für herkömmliche Waren entziehen. So
entsteht eine äußerst widersprüchliche Situation,
die – wie wir bereits erklärt haben – am Anfang
der Krise der New Economy steht und sich konti�
nuierlich zuspitzt. Von Seiten der Nachfrage aus
gesehen, gelangt die immaterielle Produktion
trotz der Stärkung der intellektuellen Eigentums�
rechte nicht ausreichend an die Absatzmärkte,
um die traditionelle Sektoren – in denen die
Nachfrage nahezu gesättigt ist und die einem
immer stärkeren internationalen Preiswettbewerb
unterliegen – wirklich ersetzen zu können. Auf
der anderen Seite erzeugt der Versuch des Kapi�
tals, das Wissen in Kapital und in eine fiktive
Ware zu verwandeln, eine paradoxe Situation, in

der mit dem künstlichen Anstieg des Tauschwerts
des Wissens aufgrund seiner Privatisierung und
Verknappung das Absinken seines gesellschaftli�
chen Gebrauchswerts einhergeht. Der kognitive
Kapitalismus kann also nicht ewig weiter beste�
hen, ohne die Entwicklung der Produktivkräfte
und die kreativen Fähigkeiten der Subjekte, auf
denen eine knowledge based economy beruht, zu
hemmen. 

Die dritte Bedeutungsebene besagt, dass sich die
tatsächlichen Leitsektoren einer wissensbasierten
Ökonomie nicht in den privaten Laboratorien
der Forschung und Entwicklung befinden. Eine
solche treibende Rolle entwickelt sich vielmehr in
den kollektiven Produktionen des Menschen durch
und für den Menschen, die traditionell entlang
einer nicht marktförmigen Logik von den Ge�
meinschaftseinrichtungen des Wohlfahrtsstaates
sichergestellt werden. Dieser Aspekt hilft uns,
den enormen Druck zu erklären, der vom Kapital
ausgeübt wird, um die sozialen Dienstleistungen
zu privatisieren, und zwar aufgrund deren strate�
gischer Rolle sowohl im Wachstum der gesell�
schaftlichen Nachfrage als auch in der
biopolitischen und bioökonomischen Kontrolle
der Bevölkerung.

Auch in diesem Fall kann wie bei den Wissensgü�
tern die Unterwerfung dieser Sektoren unter die
Logik des Markts und des Profits nur zu einer
künstlichen Verknappung der Ressourcen führen,
die so der zahlungsfähigen Nachfrage vorbehalten
bleiben. Dies kann die Zerstörung jener kreativen
Kräfte nach sich ziehen, die der Entwicklung
einer auf der treibenden Rolle des Wissens und
seiner Verbreitung basierten Ökonomie zugrunde
liegen. 

Drei Faktoren machen sowohl auf ökonomi�
scher wie auf sozialer Ebene die Ausdehnung
der kapitalistischen Rationalität des Wertgeset�
zes auf die Produktionen des Menschen durch den
Menschen kontraproduktiv und berauben sie
ihrer progressiven Kraft, die sie in gewissen
Aspekten in der Massenproduktion von mate�
riellen Waren im industriellen Kapitalismus be�
wiesen hat. Der erste Faktor ist mit dem an und
für sich kognitiven und affektiven Charakter
dieser Tätigkeiten verbunden, bei denen die Ar�
beit nicht aus an lebloser Materie vollzogenen
Handlungen, sondern in einer Beziehung der
gemeinsamen Produktion von Dienstleistungen
am Menschen selbst besteht. Der zweite Faktor
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rührt von der Unmöglichkeit her, die Produkti�
vität gemessen an quantitativen Kriterien zu er�
höhen, ohne dass die Qualität Schaden nimmt,
die die Effizienz einer Dienstleistungsbeziehung
gewährleistet, wie z.B. im Gesundheitswesen
oder in der Vermittlung von Wissen. Der dritte
Faktor ist an die tief greifenden Verzerrungen
geknüpft, die durch das Prinzip der zahlungsfä�
higen Nachfrage in die Verteilung der Ressour�
cen und in das Recht auf den Zugang zu diesen
communen Gütern eingeführt werden. Die Pro�
duktionen des Communen gründen sich per De�
finition auf die Kostenfreiheit und den freien
Zugang. Ihre Finanzierung kann also nur durch
den kollektiven und politischen Preis, der durch
Steuern, Sozialbeiträge oder andere Formen der
Vergesellschaftung von Ressourcen repräsentiert
wird, sichergestellt werden. 

Wie die aktuellen sozialen Konflikte in Italien,
Frankreich und Griechenland zeigen, stellt sich
von hier aus der wesentliche Einsatz im Aufein�
anderprallen zwischen der neoliberalen Strategie
der Enteignung des Communen mittels Rente auf
der einen Seite und einem Projekt der Rück�
nahme der Ökonomie in die Gesellschaft durch
die demokratische Wiederaneignung der Institu�
tionen des Wohlfahrtstaates und durch ein alter�
natives Modell gesellschaftlicher Entwicklung, in
dem die Produktionen des Menschen durch den
Menschen im Mittelpunkt stehen, auf der anderen
Seite dar. 

Es soll hervorgehoben werden, dass sich die Aus�
einandersetzungen auf diesem Terrain in nächster
Zukunft aufgrund der sozialen Kosten der staatli�
chen Interventionen zur Rettung des Bankenwe�
sens sowie der Finanzierung der
Konjunkturbelebungsprogramme verschärfen
werden. De facto besteht eine der wesentlichen
Konsequenzen dieser Maßnahmen darin, dass der
Anstieg der privaten Verschuldung als Unterstüt�
zung des Konsums durch das exponentiale
Wachstum der Staatsschulden als Mechanismus
der Vergesellschaftung der Verluste ersetzt wurde.
Jetzt, solange die Staatsanleihen noch ohne große
Schwierigkeiten auf den Märkten platziert wer�
den können und sie noch als Garantie für Liqui�
dität erscheinen, wird die Konkurrenz zwischen
den Staaten aller Wahrscheinlichkeit nach schnell
zu einer Erhöhung der Zinssätze und des öffentli�
chen Schuldendienstes  führen. Darin wurzelt die
Notwendigkeit, den Steuerdruck stark zu erhö�
hen, was als Vorwand für weitere Einschnitte in

die öffentlichen Ausgaben und für weitere Priva�
tisierungen öffentlicher Dienstleistungen dienen
und zu einer weiteren Vertiefung und Auswei�
tung des Prozesses der Enteignung des Commu�
nen führen wird. 
Schlussfolgerungen

Im kognitiven Kapitalismus bilden die Finanziali�
sierung und allgemeiner das Wachstum der Ren�
ten strukturelle Dimensionen der
Verwertungslogik des Kapitals sowie der objekti�
ven und subjektiven Widersprüche, die diese her�
vorbringt. Der Ausbruch der Krise war der
Moment der äußersten Verdichtung all dieser
Widersprüche, sowohl auf der Ebene des Verhält�
nisses Arbeit�Kapital als auch auf jener des sich
zuspitzenden Antagonismus zwischen dem gesell�
schaftlichen Charakter der Produktion und dem
privaten Charakter der Aneignung. 

In diesem Sinn ist – um mit Gramsci zu sprechen
– die gegenwärtige Krise ein tragischer Moment,
eine große Krise, die „gerade in der Tatsache [be�
steht], daß das Alte stirbt und das Neue [noch]
nicht zur Welt kommen kann: in diesem Interre�
gnum kommt es zu den unterschiedlichsten
Krankheitserscheinungen.“

Nichts jedoch wird sein wie zuvor – und wir
müssen eingestehen, dass eine präzise Prognose
der Szenarien, in die diese Krise münden kann,
mit großen Schwierigkeiten verbunden ist. In
jedem Fall jedoch ist es unserer Ansicht nach ex�
trem schwierig, die These zu teilen, die immer
noch von anderen WissenschafterInnen aufrecht�
erhalten wird; nämlich dass die aktuelle Krise
dazu führen könnte, dass das Kapital die Not�
wendigkeit eines „Neuen New Deal“ zur Kennt�
nis nimmt, der fähig wäre, den kognitiven
Kapitalismus und die Wissensökonomie miteinan�
der zu versöhnen und gleichzeitig jene Hierar�
chien aufzulösen, die den Ungleichheiten in der
Einkommensverteilung, der nicht genügenden
Nachfrage und der Instabilität des Finanzsektors
innewohnen. 

Genauer gesagt, trifft die Möglichkeit eines
„Neuen New Deal“, eines neuen Kompromisses
zwischen Arbeit und Kapital, abgesehen von der
Mauer der Macht des Finanzsektors, auf zwei
große Hindernisse: Hürden, die sich – wie wir
gesehen haben – im Ende der fortschrittlichen
Kraft des Kapitals und in der Krise des Wertge�
setzes ausdrücken. Das erste Hindernis besteht
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darin, dass eine eventuelle Stärkung der sozialen
Sicherheit und neue Mechanismen der Einkom�
mensverteilung, die die Bindung des Geldes an
das Lohnverhältnis substantiell verringern, ein
großes Risiko für das Kapital bergen würden: das
Risiko der tief greifenden Destabilisierung der
auf der Präkarität basierenden Mechanismen der
Kontrolle über die kognitive Arbeit. Daraus
könnte eine sich immer stärker zuspitzende Dy�
namik von Konflikten entstehen, die nicht nur
die Ebene der Einkommensverteilung, sondern
auch die Frage der Definition der gesellschaftli�
chen Organisation und der gesellschaftlichen
Ziele der Produktion selbst betreffen könnte. Das
zweite Hindernis hängt damit zusammen, dass
sich – zumindest in den fortgeschrittenen Län�
dern – der größte Teil der Bedürfnisse, die durch
die Entwicklung der Produktion befriedigt wer�
den können, außerhalb jener Tätigkeitssphären
befindet, in denen die ökonomische Rationalität
des Kapitals im industriellen Kapitalismus eine
fortschrittliche Rolle gespielt hat. Die Deindu�
strialisierung und die Sättigung der Märkte für
Güter der Massenproduktion der alten fordisti�
schen Ökonomie gehen mit der strukturellen
Schwierigkeit einher, die Güter und Dienstlei�
stungen der Information und Kommunikation,
die für kurze Zeit die spekulative Blase der NAS�
DAQ und die Mythen der New Economy genährt
haben, der Logik des Kapitals zu unterwerfen.
Noch fundamentaler ist, dass die Leitsektoren
einer wissensbasierten Ökonomie – wie wir be�
reits gesehen haben – Tätigkeiten entsprechen,
auf die sich die Logik der Kommodifikation und
Profitabilität nicht anwenden lässt – wie in den
Produktionen des Menschen durch den Menschen –
, es sei denn um den Preis unerträglicher Un�
gleichheiten und einer drastischen Verringerung
der gesellschaftlichen Produktivität dieser Sekto�
ren sowie ihrer Effekte für die effiziente Entwick�
lung einer knowledge based economy. 

Aus diesen Gründen scheint uns die verstärkte
Rückkehr der Intervention des Staates als makro�
ökonomischer Retter in letzter Instanz, der die
Ungleichgewichte des Kapitals reguliert, nicht
das Vorspiel eines „Neuen New Deal“ zu sein.
Diese Entwicklung skizziert unserer Ansicht nach
vielmehr die Umrisse eines „totalitären Sozialis�
mus des Kapitals“ im Dienste der Kontinuität der
neoliberalen Politik der Enteignung des Commu�
nen als Instrument der parasitären Ausweitung
der Sphäre des Marktes und der Präkarisierung
der Arbeitskraft. 

Beweis dafür ist die Orientierung der Politik der
Krisenverwaltung und der Pläne für einen öko�
nomischen Wiederaufschwung, die innerhalb der
EU und den USA umgesetzt wird. Unabhängig
von ihrem Ausmaß (immer und jedenfalls unzu�
reichend) hat diese als gemeinsamen Nenner eine
Sozialpolitik, die auf die unveränderte Aufrecht�
erhaltung der Pfeiler der neoliberalen Regulie�
rung des Arbeitsmarktes und der Wohlfahrt
abzielt. Sogar aus Obamas Plan, der im Hinblick
auf den Umfang der bereit gestellten Geldmittel
sehr viel ambitionierter war, wurden nach der
Verabschiedung durch den Senat jene Maßnah�
men großteils gestrichen, die ursprünglich zu
Gunsten der Unterstützung von Arbeitslosen, der
Bildung und der Ausweitung des Gesundheitssy�
stems vorgesehen waren – und dies trotz des all�
seits bekannten Nachholbedarfs des
US�amerikanischen Wohlfahrtssystems in Rela�
tion zu den europäischen (kontinentalen und
nordischen) Modellen. 

Die Fähigkeit des Kapitals zur Reform scheint ge�
samt gesehen heute von den gleichen Einkerbun�
gen begrenzt zu sein, die den kognitiven
Kapitalismus daran gehindert haben, jene Dialek�
tik zwischen Kämpfen und Entwicklung wieder
zu beleben, die insbesondere in der fordistischen
Epoche charakteristisch für den industriellen Ka�
pitalismus war. Daraus entsteht eine Situation
der strukturellen Unsicherheit, die eine der Ursa�
chen der Ineffizienz der Pläne zur Konjunkturbe�
lebung darstellt, die sich weit weniger als erhofft
auf die Erwartungen der Märkte und die struktu�
rellen Ursachen der Krise auswirken. 

Trotz ihrer zerstörerischen Dynamik und den Ri�
siken der Implosion stellt sich also die von der
Krise eröffnete historische Weggabelung als kom�
plexer, offener und zutiefst konfliktualer Prozess
dar, der gegenläufigen Entwicklungen Raum
geben kann. Sie ermöglicht insbesondere das
Erahnen eines alternativen Szenarios, das durch
die sozialen Kämpfe sichtbar werden könnte – in
langwierigen Auseinandersetzungen entstehende
Umrisse eines alternativen Gesellschafts� und
Entwicklungsmodells, das auf zwei Hauptachsen
fußt: 

Die erste Achse verweist auf die demokratische
Wiedereroberung der Wohlfahrtsinstitutionen,
die auf der assoziativen und selbstorganisierten
Dynamik der Arbeit beruht, die die Gesellschaft
durchzieht. Diese Achse definiert sowohl aus der
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Perspektive der Produktions� als auch der Kon�
sumnormen die Grundlagen des Aufbaus eines
alternativen Gesellschaftsmodells, das auf dem
Primat des Nicht�Marktförmigen und der Pro�
duktionen des Menschen durch den Menschen ba�
siert. In diesem Rahmen würden die kollektiven
Sozialleistungen nicht als Kosten gelten, die
durch dem privaten Sektor entnommenen Abga�
ben finanziert werden, sondern als Leitsektoren
einer Entwicklungsdynamik anerkannt, die durch
jene Produktionen angetrieben wird, in denen
das Wissen und vielfältige Kenntnisse im Mittel�
punkt stehen. Denn gerade in diesen Sektoren
entstehen der Rhythmus und die Qualität einer
Entwicklungslogik, deren Maß die Befriedigung
der essentiellen Bedürfnisse sein wird, die in einer
fortgeschrittenen und aufgrund der demografi�
schen Entwicklung älteren Gesellschaft zugleich
die Reproduktion einer diffusen Intellektualität
sowie die anthropogenetische Reproduktion der
Generationen gewährleistet – um eine Formulie�
rung von Christian Marazzi und Robert Boyer
aufzunehmen. Im Übrigen orientieren sich Ge�
sundheitswesen, Bildung, Forschung und Kultur
nicht nur an den Normen des Konsums und an
den Lebensweisen der Bevölkerung. Sie bilden
auch ein Sammelbecken für hoch qualifizierte Ar�
beiten, in dem Tätigkeiten ausgeübt werden, bei
denen die kognitive und Beziehungsdimension
der Arbeit überwiegt, und in dem sich unbe�
kannte Formen der Selbstverwaltung der Arbeit
entwickeln könnten, die aus einer Koproduktion
von Dienstleistungen entstehen, in die die Nutze�
rInnen eng miteinbezogen sind. 

Die zweite Achse verweist auf den Kampf um die
Zerstörung der Macht der Rente und die Trans�
formation des „Sozialismus des Kapitals“ in
einem Prozess der Re�Vergesellschaftung des Gel�
des, die letzteres in den Dienst des Communen
und der Vervielfachung der Formen des Zugangs
zu Einkommen (von den Studierenden bis zur
Zeitarbeit) stellt – von der Lohnarbeit abgekop�
pelte und bedingungslose Formen des Einkom�
mens. Horizont und Leitfaden dieser
konstituierenden Dynamik ist mittel� bis langfri�
stig die Einführung eines garantierten allgemei�
nen gesellschaftlichen Einkommens, das als
Grundeinkommen konzipiert ist, d.h. nicht aus
einer Umverteilung resultiert, wie z.B. das RMI
in Frankreich, sondern die Anerkennung des
immer kollektiver werdenden Charakters der
Wertproduktion und des Reichtums darstellt. In
diesem Zusammenhang sollte daran erinnert wer�

den, dass der Vorschlag eines garantierten allge�
meinen gesellschaftlichen Einkommens als
Grundeinkommen auf einer unter einem doppel�
ten Gesichtspunkt geführten Neu�Untersuchung
und Ausweitung des Begriffs der produktiven Ar�
beit aufruht:

Der erste Gesichtspunkt bezieht sich auf den Be�
griff der produktiven Arbeit, der nach der herr�
schenden Tradition der Politischen Ökonomie
konzipiert ist, also als Arbeit, die Profit schafft
und/oder an der Schaffung von Wert teilhat. Es
handelt sich hierbei um die Feststellung, dass wir
heute eine Ausweitung der nicht entlohnten Ar�
beitszeit enormen Ausmaßes erleben, die außer�
halb des offiziellen Arbeitstages direkt oder
indirekt in die Bildung des Wertes eingeht, der
von den Unternehmen abgeschöpft wird. Unter
diesem Gesichtspunkt würde das garantierte
Grundeinkommen als gesellschaftlicher Lohn der
Entlohnung dieser immer kollektiver werdenden
Dimension einer Wert schaffenden Tätigkeit ent�
sprechen, die sich über die Gesamtheit der gesell�
schaftlichen Zeit erstreckt und einer gigantischen
Menge von nicht anerkannter und nicht entlohn�
ter Arbeit Raum gibt. 

Der zweite Gesichtspunkt verweist auf den als
Gebrauchswerte produzierende Arbeit gedachten
Begriff der produktiven Arbeit, die somit Quelle
eines Reichtums ist, der sich der Logik des Mark�
tes und der unterworfenen Lohnarbeit entzieht.
Der entscheidende Punkt hierbei ist, dass Arbeit
für das Kapital unproduktiv, aber dennoch
Quelle von Reichtum sein kann und daher ein
Einkommen generiert. 

Betont werden muss das ambivalente Verhältnis
als Antagonismus einerseits und als Komplemen�
tarität andererseits, das diesen beiden wider�
sprüchlichen Formen von produktiver Arbeit im
kognitiven Kapitalismus innewohnt. Die Auswei�
tung der freien Arbeit geht einher mit ihrer Un�
terwerfung unter die gesellschaftliche Arbeit,
welche Mehrwert produziert, und zwar entlang
jener Tendenzen, die zum Verschwimmen der tra�
ditionellen Grenzen zwischen Arbeit und Nicht�
Arbeit, zwischen den Sphären der Produktion
und der Freizeit führen. Die Frage, die vom ga�
rantierten Grundeinkommen gestellt wird, ist
also nicht nur jene nach Anerkennung dieser
zweiten Dimension der produktiven Arbeit, son�
dern auch und vor allem die Frage ihrer Emanzi�
pation von der Sphäre der Produktion von
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(Tausch)Wert und Mehrwert. Dies würde erlau�
ben, die Verhandlungsmacht der Arbeitskraft als
Gesamtes neu zusammenzusetzen und zu stärken,
um dem Kapital einen Teil des als Rente abge�
schöpften Werts zu entziehen. Gleichzeitig würde
die Schwächung des monetären Zwanges zum
Lohnverhältnis die Entwicklung von Arbeitsfor�
men, die sich der Marktlogik der unterworfenen

Arbeit entziehen, und den Übergang in Richtung
eines nicht produktivistischen Modells begünsti�
gen, in dem nicht�marktförmige Formen der Ko�
operation überwiegen, die über die Fähigkeit
verfügen, die Gesellschaft des „General Intellect“
von der parasitären Logik des kognitiven Kapita�
lismus und des Finanzsektors zu befreien.
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Anmerkungen:

1 Dieser Text besteht zu großen Teilen aus der Niederschrift eines Vortrags im römischen Seminar des Netzwerks UniNo-
made von 30. Jänner bis 1. Februar 2009. Der provisorische Charakter der Formulierung dieser Hypothesen ist leicht
vorhersehbar: Ich habe mir fest vorgenommen, diese in naher Zukunft zu vertiefen. Ich danke Hervé Baron, der dazu
beigetragen hat, die vorliegende Version des Artikels durch die Recherche nach italienischen bibliografischen Quellen der
Zitate verschiedener AutorInnen zu verbessern.

2 Damit ist gemeint, dass die durchschnittlich notwendige gesellschaftliche Arbeitszeit das Maß des Werts darstellt. Vgl. Karl
Marx, Das Kapital, 1. Band, MEW 23, u.a. Seite 53. (Anm.d.Ü.) 

3 In diesem Zusammenhang genügt es, daran zu denken, dass in Frankreich vor der Krise der Rückgriff auf Eigenkapital der
Unternehmen des Nicht-Finanzsektors des CAC 40 (Leitindex der 40 führenden französischen Aktiengesellschaften an der
Pariser Börse) in der Größenordnung von 15 bis 20 Prozent lag, während jener der Finanzunternehmen, im Besonderen der
Geschäftsbanken, 50 Prozent übersteigen konnte. Andere extrem signifikante Daten betreffen die Vereinigten Staaten. In
den 1970er Jahren repräsentierten die Profite im Finanzsektor ca. 10 Prozent der Profite der amerikanischen Unternehmen.
Im Jahr 2006 betrug dieses Verhältnis 40 Prozent (!), wobei der Prozentsatz noch höher liegen dürfte, wenn wir auch die im
Finanzsektor realisierten Profite von Nicht-Finanzunternehmen berücksichtigen. 

4 Die NASDAQ ist die größte elektronische Börse in den USA. (Anm.d.Ü.) 
5 Für eine Analyse der spekulativen Blase der NASDAQ und der Krise der Net-Economy siehe auch Robert Boyer, La crois-

sance, début du siècle. De l�octet au gène, Albin Michel, Paris 2002 (Robert Boyer, The future of economic growth: as
new becomes old, Cheltenham u.a., Elgar, 2004). 

6 André Gorz, Wissen, Wert und Kapital. Zur Kritik der Wissensökonomie. (Aus dem Französischen von Jadja Wolf.) Rot-
punktverlag, Zürich 2004, Seite 82. 

7 Für eine genauere Analyse der theoretischen und historischen Bedeutung des Wertgesetzes und seiner Krise siehe: Antonio
Negri, Valeur-travail: crise et problèmes de reconstruction dans le postmoderne, in „Futur Antérieur“, 10, 1992, Seite 30-
36; Carlo Vercellone, Lavoro, distribuzione del reddito e valore nel capitalismo cognitivo. Una prospettiva storica e teorica,
2008; Carlo Vercellone, L�analyse „gorzienne“ de l�évolution du capitalisme, in Cristophe Fourel (Herausgeber), André
Gorz, un penseur pour le xxième siècle, La Découverte, Paris 2009, Seite 77-98. 

8 Karl Polanyi, Chronik der großen Transformation. Artikel und Aufsätze (1920-1945), Herausgegeben und eingeleitet von
Michele Cangiani und Claus Thomasberger, Marburg: Metropolis-Verlag, 2002-2005, 3 Bde, im Besonderen: Band 2: Die
internationale Politik zwischen den beiden Weltkriegen, Kapitel VI. 

9 Claudio Napoleoni, Dizionario di economia politica. Milano, Edizioni di Comunità, 1956. Die zitierte Stelle findet sich zu
Beginn des Eintrages „rendita“. 

10 Karl Marx, Das Kapital, III. Band, MEW 25, Seite 890. 
11 Tatsächlich wird Keynes selbst in „Verschiedene Bemerkungen über das Wesen des Kapitals“, dem 16. Kapitel der „Allge-

meinen Theorie“ (John Maynard Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes. übers. v. Fritz
Waeger, Jürgen Kromphardt u. Stephanie Schneider, 11., erw. verb. Aufl., Duncker & Humblot, Berlin 2009) eine starke und
originelle Antwort auf diese Fragestellung geben: Ihm zufolge ist die Vergütung des Kapitals als solche von seiner Knap-
pheit abhängig. Es handelt sich also um eine Gestalt der Rente und Keynes wird diese Behauptung in Übereinstimmung mit
der Arbeitswerttheorie der Klassiker äußern. 

12 Zu diesem Punkt siehe Karl Marx, Das Kapital, I. Band, 4. Abschnitt, MEW 23. 
13 Karl Marx, Theorien über den Mehrwert, II. Band, MEW 26.2, Seite 38-39. 
14 Karl Marx, Das Kapital, III. Band, MEW 25, Seite 401. 
15 John Maynard Keynes, allgemeine Theorie, a.a.O., Seite 317. 
16 Karl Marx, Das Kapital, III. Band, MEW 25, Seite 402. 
17 Karl Marx, MEW 25, Das Kapital, III. Band, MEW 25, Seite 403, Fußnote. 
18 Giovanni Agnelli war bis 2003 Vorstandsvorsitzender des FIAT-Konzerns. Als Heißer Herbst wird eine massive Serie von

Streiks in Fabriken und Industriezentren in Norditalien von 1969 bis 1970 bezeichnet, im Zuge derer ArbeiterInnen höhere
Löhne und bessere Bedingungen forderten. Allein zwischen 1969 und 1970 waren über 440 Millionen Streikstunden zu
verzeichnen (Anm.d.Ü.). 

19 Jean-Marie Chevalier, L�Economie Industrielle en question, Calman-Levy, Paris, 1977. 
20 Der durchschnittliche Lohn einer US-AmerikanerIn liegt heute unter jenem von 1979 und sehr viel darunter für jene 20

Prozent, die die ärmsten ArbeiterInnen ausmachen. Für Europa gilt die gleiche Tendenz. So ist z. B. in Frankreich die
Kaufkraft des Börsenindex in 20 Jahren um 120 Prozent gestiegen (was zur Relativierung der Bedeutung des gegenwärtigen
Zusammenbruchs führt), während die Kaufkraft der Löhne im gleichen Zeitraum um ganze 15 Prozent gestiegen ist, und



zwar ohne Berücksichtigung der Tatsache, dass die Wachstumsrate der Löhne viel niedriger ist, wenn die verschiedenen
prekären Beschäftigungsformen in Betracht gezogen werden, die heute ca. 20 Prozent der Arbeitskraft betreffen (Zeitarbeit,
Leiharbeit, Teilzeitarbeit, Werkverträge, freie DienstnehmerInnen etc.). 

21 Bernard Paulré, Cognitive Capitalism and the Financialization of Economic Systems, in Andrea Fumagalli / Sandro Mez-
zadra (Hg.): Crisis in the Global Econamy. Financial Markets, Social Struggles, and New Political Scenarios, translated by
Jason Francis McGimsey, semiotext(e), Los Angeles 2010, Seite 171-196.

22 Zitiert in: Sophie Boutillier und Dimitri Uzundis, L�entrepreneur. Une analyse socio-économique, Economia, Paris 1995,
Seite 41. 

23 El Mouhoub Mouhoud und Dominique Plihon, Finance et économie de la connaissance: des relations equivoques, Innova-
tions, 2007, vol. n� 25, issue 1, Seite 9-43. 

24 Laurent Cordonnier, Le profit sans l�accumulation: la recette du capitalisme gouverné par la finance, Innovations, 2006/1,
23, Seite 79-108. 

25 Mit dem Begriff „stilisierte Fakten“ werden in den Wirtschaftswissenschaften ökonomische Zusammenhänge bezeichnet,
die durch Beobachtungen an verschiedenen Orten und zu verschiedenen Zeitpunkten gestützt und alsdann theoretisch ver-
allgemeinert werden. (Anm.d.Ü.) 

26 Vgl. Mario Tronti, Arbeiter und Kapital, insbesondere Kapitel 9, „Die Arbeit als Nicht-Kapital“, Verlag Neue Kritik, Frankfurt
a.M., 1974. (Anm.d.Ü.) 

27 André Gorz, Wissen, Wert und Kapital, a.a.O., Seite 57 
28 Beweis dafür ist auch die Dringlichkeit, mit der zahlreiche Mainstream-ÖkonomInnen darauf hinweisen, dass die

Vervielfachung der Patente mit einer offensichtlichen Verschlechterung ihrer Qualität einhergeht, und anerkennen, dass die
wirkliche Quelle von Innovationen immer stärker in den nicht marktförmigen Netzen der Produktion des Communen liegt.

29 Zum Zusammenhang zwischen kognitivem Kapitalismus und Bio-Ökonomie siehe im Besonderen: Andrea Fumagalli, Bioe-
conomia e capitalismo cognitivo, Carocci, Roma 2007. 

30 Für eine genauere Beschreibung dieser makroökonomischen Mechanismen siehe: Michel Aglietta, La crise. Pourquoi en
est-on arrivé là? Comment en sortir?, Michalon, Paris 2008.

31 Antonio Gramsci, „Vergangenheit und Gegenwart“, in ders., Gefängnishefte. Herausgegeben von Klaus Bochmann und
Wolfgang Fritz Haug, übers. v. Klaus Bochmann, Ruedi Graf, Wolfgang Fritz Haug, Peter Jehle, Gerhard Kuck, Joachim
Meinert u. Leonie Schröder, 10 Bände. Argument-Verlag, Hamburg 1991ff., Band 2 (Heft 2-3), Seite 354. 

32 Für eine genauere Analyse dieser Punkte siehe: Jean-Marie Monnier und Carlo Vercellone, Travail, genre et protection so-
ciale dans la transition vers le capitalisme cognitif, in „European Journal of Economic and Social Systems“, vol. 20, 1/2007,
Seite 15-35. 

33 Revenu minimum dinsertion — Mindestsicherung in Frankreich für Menschen, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld
haben. Das RMI unterliegt einigen Zugangsbeschränkungen und betrug 2009 für Einzelpersonen ohne Kinder Euro 454,63,
für kinderlose Paare Euro 681,95. Die tatsächlich bezogenen Summen sind jedoch im Normalfall aufgrund des Abzugs der
Wohnbeihilfe niedriger. Pro Kind gibt es zusätzlich einen Betrag in der Höhe von ca. Euro 150,- bis ca. Euro 220,-
(Anm.d.Ü.). 
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In seinem Aufsatz „Delegation und politischer
Fetischismus“ – als Vortrag 1983 gehalten und
auf Französisch erstmals 1984 veröffentlicht –
analysiert Pierre Bourdieu die Durchsetzung
einer, wie er es nennt, jakobinischen „Priester�
sicht der Politik“ (Bourdieu 1992a: 192). Diese
Sicht auf das Politische habe sich allgemein ver�
breitet und sei dermaßen verinnerlicht, so Bour�
dieu, „daß die letzte politische Revolution, die
Revolution gegen die politische Klerikatur und
gegen die in jedem Delegationsakt potentiell ent�
haltene Usurpation, noch immer aussteht.“
(Bourdieu 1992a: 192) Diese „Priestersicht der
Politik“ besteht also darin, dass sie die Delegation
– auf die Politik angewiesen ist, um legitimer
Weise als solche zu gelten – unsichtbar macht.
Damit verschleiert die Priestersicht nicht nur den
Blick auf die Konstitution eines kollektiven „my�
stischen Körpers“ (Bourdieus 1992a: 180), näm�
lich politisch handelnde Gruppen. Sie trägt mit
dieser Verschleierung auch dazu bei, dass jene
Mystik der Politik sich fortsetzt. Sie ist, in einem
Wort, antiaufklärerisch. Die Priestersicht ist von
Bourdieu als solche in Anlehnung an die Funkti�
onsweisen religiöser Autorität benannt worden.
Sie ist u.a. auch diejenige Sichtweise auf die so�
ziale Welt, der es gelingt, abweichende Blickwin�

kel moralisch ins Abseits zu stellen – schuldig
und auch selbst schuld ist, wer nicht mitmacht –
und institutionell zu entlegitimieren. Einerseits
mystifizierend, ist die Priestersicht andererseits
stets mit einem Interesse an Rationalisierung aus�
gestattet, aus der sie, zum theologischen Dogma
gemacht, ihre Legitimität zieht. Mit der Übertra�
gung auf das Feld der Politik, die Bourdieu
(2000) in Folge seiner Analyse der Parallelen und
gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen religiöser
Autorität und weltlicher Macht (im Anschluss an
die Religionssoziologie Max Webers) selbst vorge�
nommen hatte, wird ein Fokus auf die Denk�
und Wahrnehmungsweisen des Politischen gelegt.
Ein solch kulturtheoretischer, d.h. auf die symbo�
lischen Grundlagen des Denkens und Handelns
gerichteter Blick, geht davon aus, dass soziale
Kämpfe immer auch Kämpfe um die Sichtweisen
des Sozialen sind (vgl. auch Kastner/Waibel
2009).

Nun hat es seit der Veröffentlichung von Bour�
dieus Text (und auch vorher schon) nicht wenige
Versuche gegeben, die „letzte Revolution“ zu
vollziehen oder zumindest doch an ihr zu arbei�
ten. Die AkteurInnen solcher Versuche, die darin
bestanden und bestehen, das Delegationsprinzip
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Mit Pierre Bourdieu auf zapatistischem Gebiet

Jens Kastner

„Wenn es in einem Land Parteien gibt, entsteht früher oder später eine Sachlage, in der es
unmöglich ist, wirksam auf die öffentlichen Angelegenheiten Einfluss zu nehmen, ohne in

eine Partei einzutreten und das Spiel mitzuspielen. Wer immer sich für die Sache der Allge�
meinheit interessiert, möchte sich wirksam interessieren.“ Simone Weil, 1943 

(Weil 2009: 25) 

„Will man jemanden nicht als politisches Wesen erkennen, beginnt man damit, ihn nicht als
Träger von Zeichen politischen Seins [politicité] zu sehen, nicht zu verstehen, was er sagt,

nicht zu hören, dass es eine Rede ist, die aus seinem Mund kommt.“ 
Jacques Rancière, 2000 

(Rancière 2008: 34)  

„Zu sagen: Man muß etwas tun, gibt einem schon den touch des 18. Jahrhunderts. [...] Ich
ziehe es vor, enttäuscht zu sein, als irreführend und betrügerisch.“ Pierre Bourdieu, 1989

(Bourdieu 1991: 31)



auszuhebeln, zu umgehen, zu vermeiden oder zu
verwandeln, werden gemeinhin soziale Bewegun�
gen genannt. Sie ließen sich sogar noch genauer
eingrenzen: Libertär inspirierte soziale Bewegun�
gen haben es qua Anspruch darauf abgesehen,
Prozesse der Delegation zu demokratisieren, Re�
präsentationsmechanismen – nicht selten in der
ganzen inhaltlichen Bandbreite von Repräsenta�
tion als Darstellung, Vorstellung und Stellvertre�
tung – nicht nur in den Konstitutionen der
eigenen Kollektivität, sondern auch im Feld der
Macht insgesamt zu hinterfragen. Aus der allge�
meinen Repräsentationskritik werden daher kon�
krete Delegationsverfahren erdacht und
praktiziert. Es ließe sich sogar als Spezifikum li�
bertärer Bewegungen beschreiben, das eine als
mobilisatorischen Kern oder gar Voraussetzung
für das andere zu begreifen, also die Modifizie�
rungen der Delegationsbeziehungen in den eige�
nen Reihen als einerseits praktische Vorstufe und
andererseits theoretische Notwendigkeit für das
Ziel der delegationslosen, schließlich herrschafts�
freien Gesellschaft auszugeben.

Ein Beispiel für eine solche Bewegung ist der Za�
patismus in Chiapas/Mexiko. Als Guerilla�Orga�
nisation und soziale Bewegung haben die
Zapatistas u.a. mit dem Prinzip des „mandar obe�
diciendo“ (gehorchend befehlen) den herkömm�
lichen Mandatsbeziehungen von Anfang an
basisdemokratische Verfahrensweisen entgegenge�
setzt. Mit dem „caminar preguntando“ (fragend
voranschreiten) wird zudem ein anti�avantgardi�
stischer und repräsentationskritischer Modus des
Politischen für die eigene Bewegung formuliert.
Diese und die davon inspirierten delegationskriti�
schen Organisationsformen sind wiederum der
Bewegungsforschung nicht verborgen geblieben
und zum Teil mit Begeisterung aufgenommen
worden. Die Analysen und Positionen des in Pue�
bla/Mexiko lehrenden Politikwissenschaftlers
John Holloway und die des uruguayischen Jour�
nalisten und Sozialwissenschaftlers Raúl Zibechi
können als zwei der prominentesten Stimmen
dieser Bewegungsforschung gelten, deren Be�
schreibungen selbst schon als Interventionen
gegen die Priestersicht zu verstehen sind. Als
neue Form der Politik wird dabei, kurz gesagt,
genau das geschildert, was für andere aus dem
Bereich des Politischen herausfällt.1

Allerdings geraten die Versuche, gegen Priester�
sicht und Delegation aktiv zu intervenieren,
selbst in Dilemmata des Politischen. Zum einen

tendieren die intellektuellen UnterstützerInnen
der Bewegungen erstens dazu, die Priestersicht al�
lein dadurch abschaffen zu wollen, dass bzw.
indem sie ihr die Gültigkeit und Legitimität ab�
sprechen. Sicherlich muss der Erkenntnis Rech�
nung getragen werden, dass Diagnosen immer
auch performative Aspekte aufweisen, ihren Ge�
genstand also selbst mit hervorbringen. Eine Be�
wegung oder eine Position ist insofern auch zu
schwächen, indem man nicht bzw. „schlecht“ von
ihr redet. Aber mit einem solchen Sprechakt al�
lein ist die Wirksamkeit der symbolischen Macht
der auf Delegationsbeziehungen basierten Politik
nicht entkräftet. Darüber hinaus legen zweitens
die Beschreibungen der Produktions� und Repro�
duktionsbedingungen dieser Sicht, die zugleich
intellektuelle Interventionen gegen sie sein wol�
len, häufig nahe, dass die Priestersicht schlicht
nicht zu teilen bräuchte, wer selbst kein Priester
ist. Zum anderen, und das ist letztlich das Ent�
scheidende, sind die Bewegungen aber selbst in
dem Dilemma verfangen, das der auf Delegation
beruhende politische Fetischismus produziert:
Das Dilemma besteht darin, dass im politischen
Feld nicht als Politik anerkannt wird, was nicht
auch Delegationsbeziehungen produziert. So wie
der Delegations� und Mandatsbeziehung immer
die Entfremdung der MandantInnen von denen
innewohnt, die sie mit einem Mandat ausgestat�
tet haben, so wird umgekehrt der Angriff auf die
Mandatsbeziehungen als Entfremdung vom Poli�
tischen wahrgenommen und als Verletzung der
Spielregeln des politischen Feldes interpretiert. 

Soll die Delegationsbeziehung (theoretisch) be�
kämpft und schließlich (praktisch) abgeschafft
werden, gilt es erstens, ihre zentralen Funktions�
weisen zu begreifen und zweitens, nicht nur an
alternativen Praktiken, sondern auch noch an
den Denk� und Wahrnehmungsweisen zu arbei�
ten, die diesen Praktiken zu Legitimität verhel�
fen.

Mit der sozialen Bewegung der Zapatistas und
den Ansätzen der Bewegungsforschung, die sie
beschreiben und zugleich unterstützen, sind zwei
Akteurinnen gewählt worden, anhand derer die
Fallstricke des Kampfes um die Sichtweisen des
Politischen durchgespielt werden. Inhaltlich wird
dabei die These vertreten, dass die Anerkennung
der Delegationsbeziehung schließlich nicht über
die (sozialwissenschaftliche wie aktivistische)
Wertschätzung alternativer Organisations� und
Lebensmodelle allein zu durchbrechen ist. Denn
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wie jede Form sozialer Anerkennung beruht sie
auf einer „Ökonomie des symbolischen Tausches“
(Bourdieu), also nicht auf einer Unterdrückungs�
und Ausschlussbeziehung, sondern einer gegen�
seitigen Relation (in der beispielsweise die Privile�
gien der einen mit den Posten der anderen
vergolten werden). Eine Alternative zur Priester�
sicht kann schließlich nur durchgesetzt werden,
wenn anerkannt wird, dass die Delegationsbezie�
hung keine repressionsbasierte, sondern eine kon�
sensuale Form der Politik ist, die durch viele
(auch flache) Hierarchiestufen gegenseitiger Be�
günstigung, Privilegierung, voneinander abhängi�
ger Positionierungen und Profite abgesichert wird
und deshalb auch nicht durch die Abschaffung
der Priester allein zu beenden ist. Die Angriffe
auf die Delegations� und Mandatsbeziehung
müssen sich diesen Verflechtungen erstens des�
halb stellen, weil schließlich auch sie selbst so�
wohl ursprünglich als auch in jeder neuen
Mobilisierung mit der Frage konfrontiert sind
und sein werden, wer wann auf welcher materiel�
len wie symbolischen Grundlage mit welcher Le�
gitimation für wen spricht. Zweitens müssen die
Kämpfe gegen die Delegationsbeziehung deren
einbindende und partizipative Mechanismen be�
greifen, weil nicht zuletzt diese es sind, die auch
die Sichtweisen auf die häretischen, alternativen
Modelle des Politischen prägen, von denen
schließlich die Möglichkeit ihrer Durchsetzung
abhängt.

Worte und das Schweigen der Anderen
(Delegation nach Bourdieu)

Laut Bourdieu ist die Delegation nicht einfach
vertragsrechtlich die Ausstattung eines/einer Ein�
zelnen oder einer kleinen Gruppe mit den Befug�
nissen einer größeren Gruppe. Vielmehr sieht
Bourdieu umgekehrt die Delegation als ein Prin�
zip, mit Hilfe dessen sich diese größere Gruppe
überhaupt erst konstituiert: „Delegation ist also
der Akt, durch den sich eine Gruppe formiert,
indem sie sich mit all dem ausstattet, was eine
Gruppe zu einer solchen erst macht“ (Bourdieu
1992a: 176) Der oder die Delegierte bringe als
Signifikat nicht nur die bezeichnete Gruppe zum
Ausdruck, er/sie repräsentiert sie nicht bloß,
„vielmehr“, so Bourdieu (1992a: 178), „bedeutet
er sie zu existieren, verfügt er über die Macht, die
von ihm bedeutete Gruppe vermittels Mobilisie�
rung zu sichtbarer Existenz aufzurufen.“ Allein
dadurch, dass zwischen der mit dem repräsentati�
ven Mandat ausgestatteten Person und der poten�

ziellen Rede dieser Person keine Einheit be�
steht, man also für etwas gewählt sein und den�
noch gegen die, von denen man gewählt
worden ist, handeln kann, sei die Abweichung
in der Delegation immer schon enthalten, d.h.
dass „die Entfremdung zwischen Mandanten
und Mandatsträger der Delegationsbeziehung
als Möglichkeit immer schon immanent ist.“
(Bourdieu 1992a: 177) Nicht alle sind aller�
dings gleichermaßen darauf angewiesen, eine
Delegationsbeziehung einzugehen. Den Herr�
schenden kommen die nicht artikulierten Stim�
men isolierter AkteurInnen tendenziell zugute,
da diese Stimmen als solche die herrschende
Ordnung nicht in Frage zu stellen vermögen.
Die Beherrschten hingegen sind auf die Delega�
tion angewiesen, denn nur die Mittel der Re�
präsentation bringen sie überhaupt zur
(legitimen) Existenz. Demnach sind also vor
allem ökonomisch und kulturell Arme, d.h. mit
wenig Geld und Bildungskapital Ausgestattete
nach Bourdieu davon abhängig, Delegationsbe�
ziehungen einzugehen. Isolierte Individuen, un�
geübt, ihre Stimme zu erheben und nicht
vermögend genug, sich Gehör zu verschaffen,
seien auf die Alternative angewiesen „zu schwei�
gen oder andere für sich sprechen zu lassen.“
(Bourdieu 1992a: 178) Diese strukturelle Aus�
gangssituation der Unterprivilegierten macht
Bourdieu selbst noch im Pariser Mai 1968 aus,
der von anderen Intellektuellen als ermächti�
gendes Ereignis interpretiert wurde, in der die
bis dahin Sprachlosen – d.h. auch die politisch
Unorganisierten – ihre Stimme erhoben hätten.
Bourdieu hingegen meint, es sei vergessen wor�
den, dass „der Akt des Wortergreifens, von dem
während und nach den Mai�Ereignissen so viel
die Rede war, immer ein Ergreifen der Worte
der anderen ist oder vielmehr: ihres Schweigens
[...].“ (Bourdieu 1998a: 300)2 Es geht schließ�
lich nicht nur um das Angewiesen�Sein auf De�
legation, sondern darüber hinaus auch um die
historisch�materiellen Möglichkeiten und die
Befähigungen dazu. Bourdieu entwickelt hier
bereits eine Figur fundamentaler Differenz in
den Ausgangspositionen der artikulierten und
gehörten Rede, die später von den Postcolonial
Studies vertieft wurde: Gayatri Chakravorty
Spivaks (2008 [1988]) berühmt gewordene In�
fragestellung „Can the subaltern speak?“ wurde
u.a. in Auseinandersetzung mit Michel Fou�
cault und Gilles Deleuze entwickelt, die zu den
Begeisterten der Ermächtigung von 1968 ge�
hörten.
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I. Die Dilemmata der zapatistischen Politik

Die Zapatistische Armee der Nationalen Befrei�
ung (EZLN) hatte in ihrer „6. Erklärung aus dem
Lakandonischen Urwald“ im Juni 2005 bekannt
gegeben, fortan mit politischen Parteien, denen
sie von Anfang ablehnend gegenüber stand, auch
nicht mehr in strategischen Allianzen zusammen�
zuarbeiten.3 Die Ablehnung der Parteiform hatte
die Geschichte der 1983 gegründeten Guerilla�
Bewegung geprägt. Seit Beginn ihres Aufstands
am 01.01.1994 hatten die Zapatistas in den eige�
nen Reihen basisdemokratische Organisationsfor�
men etabliert. So wird in den zapatistisch
kontrollierten Gemeinden nach dem Prinzip des
„mandar obediciendo“, des „gehorchenden Be�
fehlens“ regiert. Delegierte werden mit einem im�
perativen Mandat ausgestattet und in ihrer
Amtsführung zeitlich begrenzt, so dass einerseits
Machtanhäufung kaum möglich ist und anderer�
seits eine weit gestreute Beteiligung ermöglicht
wird. Die zahlreichen Mobilisierungen, die die
Zapatistas über die Verwaltung der regionalen
Autonomie hinaus unternahmen, richteten sich
von Beginn an explizit nicht an politische Par�
teien, sondern an die so genannte „Zivilgesell�
schaft“ (zu der die Parteien explizit nicht gezählt
wurden). (Vgl. Kerkeling 2006)

Die in der 6. Erklärung zum Ausdruck gebrachte
Haltung wirkte sich vor allem auf die politischen
Kämpfe während des mexikanischen Präsident�
schaftswahlkampfes 2006 aus. Anstatt sich für
den Kandidaten der sozialdemokratischen Partei
der Demokratischen Revolution (PRD), Andrés
Manuel López Obrador (AMLO), auszuspre�
chen, wie es viele andere linke Gruppierungen
taten, gingen EZLN und zapatistische Bewegung
in offensive Opposition zum gesamten politi�
schen Establishment und gründeten, in Abgren�
zung zu den Wahlkampagnen der politischen
Parteien, die „Andere Kampagne“. Dieser Mobi�
lisierung schlossen sich rund 1000 Organisatio�
nen und Gruppen aus ganz Mexiko an. Dennoch
zogen sich die Zapatistas mit dieser Haltung
nicht nur viel Unmut in weiten Teilen der Linken
zu, in der AMLO als Hoffnungsträger für ein
Ende des Neoliberalismus und einen demokrati�
schen Wechsel in Mexiko gesehen wurde. Dieser
Unmut steigerte sich freilich noch, als die regie�
rende Partei der Nationalen Aktion (PAN) mit
Felipe Calderón an der Spitze – wenn auch unter
höchst zweifelhaften Umständen – die Präsident�
schaftswahl knapp gewann. Den Zapatistas

wurde nicht nur die Wahlenthaltung angekreidet,
sondern von vielen intellektuellen Kommentato�
rInnen das Politisch�Sein überhaupt aberkannt.
Bezogen auf die Weigerung der Zapatistas, sich
positiv auf die Kampagne des PRD�Kandidaten
bezogen zu haben, erklärte der Lateinamerikanist
Albert Sterr (2007: 26) die EZLN für „befangen
in ihrer Strategie, die Autonomie geographisch
abgelegener und militärisch umzingelter Wider�
standsgemeinden zu verteidigen.“ Sterr kritisiert
hier zwar die konkrete Strategie der Bewegung ab
Sommer 2005. Bereits einige Jahre zuvor hatte er
allerdings in seinem gemeinsam mit Dieter Boris
verfassten Buch geurteilt, mit Ausnahme der Au�
tonomiefrage sei „der Zapatismus als Bewegung
weder inhaltlich noch von seinen Organisations�
kapazitäten her interventionsfähig.“ (Boris/ Sterr
2002: 161) Erst recht gelänge es nicht mehr, ins
tagespolitische Geschehen einzugreifen und dau�
erhaft zu mobilisieren, was Boris und Sterr schon
2002 als „strategische Niederlage“ (Boris/ Sterr
2002: 162) und als Scheitern der „gesamtgesell�
schaftlichen Konzeption“ (ebd.: 170) der Bewe�
gung bezeichneten. Subcomandante Marcos, der
Sprecher der EZLN, und die Andere Kampagne
hätten sich in eine Situation „gefährlicher Isolie�
rung“ gebracht, meint auch der mexikanische Po�
litikwissenschaftler Guillermo Almeyra (2009).
Zwar hebt Almeyra die „ernsthafte Arbeit“ in den
autonomen Gemeinden hervor, beklagt aber ähn�
lich wie Sterr, die Zapatistas hätten durch die ab�
lehnende Haltung gegenüber der PRD im Jahr
2006 und indem sie ihre ehemaligen Verbünde�
ten in der parlamentarischen Linken als „Vertei�
digerInnen des Systems“ bezeichnet hätten,
„antipolitische Propaganda“ gemacht. (Und das
ausgerechnet in einem Moment, so Almeyra, in
dem die „Mehrheit der ArbeiterInnen“ eine Ver�
änderung durch die Wahlen erwartet hätte.)

Aber nicht nur die intellektuelle Anerkennung,
auf die Bewegungen auch verzichten können, so�
lange es gelingt, erfolgreich zu mobilisieren, son�
dern auch diese Mobilisierungskraft selbst wurde
zum Problem. Auch wenn viele, gerade pro�zapa�
tistische SoziologInnen eine anhaltende Populari�
tät im In� und Ausland diagnostizieren (vgl. z.B.
Kerkeling 2009, Leyva Solando 2009), so sind
doch zumindest Brüche in der nationalen Mobi�
lisierungsfähigkeit wie auch der internationalen
Aufmerksamkeit gegenüber dem zapatistischen
Aufstand nicht von der Hand zu weisen. Diese
Brüche haben auch mit der Akzeptanz dessen zu
tun, was legitimer Weise unter Politik verstanden
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wird. Die Bedingung der Möglichkeit für die
breite Legitimierung eines anderen, nicht�delega�
tionistischen Politikmodells ist, so ließe sich
sagen, erneut in die Krise geraten.

Dilemmata libertärer Politik: 
Eingeschränkte Effektivität, Notwendigkeit
permanenter  Mobilisierung, Universalismus
als Praxiseffekt

Wer die eigenen Anliegen gesellschaftlich durch�
setzen will, muss, wie Simone Weil es ausge�
drückt hat, „sich wirksam interessieren“. Eine
solch wirksame Interessendurchsetzung ist aber
mit fundamental delegationskritischen Mitteln
nur begrenzt möglich. Denn in puncto Wirksam�
keit sind andere Organisationsformen als basisde�
mokratische oft effektiver, d.h. schneller in der
praktischen Umsetzung gefasster Beschlüsse
ebenso wie in der praktischen Reduktion von
Komplexität vermittelbarer. Auch ohne so ver�
standene Effektivität – die selbstverständlich um�
stritten und kein Wert an sich ist – kann es
gelingen, die eigenen partikularen Anliegen zeit�
weise zu allgemeinen zu machen, wenn deren All�
gemeinheit von möglichst vielen Menschen als
solche akzeptiert wird. Wenn dies gelingt, spricht
man gemeinhin von Hegemonie. Auch wenn die
Gründe für den zapatistischen Aufstand – die
Armut im Süden des Landes, die rassistische Aus�
grenzung der indigenen Bevölkerungsgruppen
und die neoliberale Politik des Staates – kaum
ausgeräumt sind, konnten sich die zapatistischen
Vorschläge zu deren Abschaffung nicht auf Dauer
als allgemein akzeptiert durchsetzen. Die zapati�
stische Interventionsfähigkeit ist deshalb nicht
unbedingt verloren (wie Sterr meint), sondern sie
hat sich eher verschoben: Von den nationalen
Debatten hin zu Mikropolitiken von Gruppen
und gesellschaftlichen Sektoren, die zapatistische
Prinzipien verstärkt in den letzten Jahren zu ihren
eigenen machen (Indigene in anderen Bundes�
staaten als Chiapas, SexarbeiterInnen, Stadtteil�
gruppen, Menschenrechtsorganisationen u.a.).

Auch hinsichtlich der internationalen Aufmerk�
samkeit und der transnationalen Bezugspunkte
hat es Brüche gegeben, die an die Frage von poli�
tischer Legitimität geknüpft sind. Basisdemokra�
tische Mobilisierung, erst recht transnationale,
kann sich nicht auf bestehende Institutionen ver�
lassen, sondern muss dauerhaft mobilisieren (und
instituieren). Das ist nur begrenzt möglich. Zwar
existieren in den verschiedensten Teilen der Welt

nach wie vor pro�zapatistische Gruppen, aber
dennoch kann eine verringerte Resonanz vergli�
chen mit den 1990er Jahren oder dem Beginn
des Jahrtausends diagnostiziert werden. Dabei ist
zum einen die Krise der globalisierungskritischen
Bewegungen, die vom Zapatismus mit angesto�
ßen wurden und in denen er lange als Stichwort�
geber fungiert hat, als Krise der internationalen
Aufmerksamkeit auf den Zapatismus selbst zu�
rückgeschlagen. Wenn auch die UnterstützerIn�
nen ihre Artikulationen kaum mehr in die
öffentlichen Debatten einbringen können, steht
es um die internationale Vermittlung der Radika�
lität des Zapatismus selbst erst recht schlecht.
Darüber hinaus haben andere Modelle politischer
Transformationsversuche, insbesondere die „Boli�
varianische Revolution“ in Venezuela und die
„Bewegung zum Sozialismus“ (MAS), deren An�
führer Evo Morales 2005 zum Präsidenten Boli�
viens gewählt wurde, innerhalb und außerhalb
der lateinamerikanischen Linken als Bezugs�
punkte an Bedeutung gewonnen. Gerade das Er�
starken der staatlich orientierten Linken hat nicht
wenig dazu beigetragen, die anti�staatliche Aus�
richtung des Zapatismus (wieder) als anti�politi�
sche zu identifizieren. Auf den Staat
ausgerichtetes Agieren wurde nicht nur als poli�
tisch effektiveres interpretiert, sondern als poli�
tisch schlechthin, womit die zapatistische
„Politik“ als letztlich unpolitische Nischenstrate�
gie abgetan werden konnte.

Ein drittes Dilemma, dem die Zapatistas aller�
dings nicht mehr ganz so sehr verfangen sind wie
andere libertäre Bewegungen, lässt sich als Praxis�
effekt beschreiben: Aus der grundsätzlichen und
praktischen Ablehnung der Delegationsbeziehun�
gen wird auf deren theoretische Konzeptualisie�
rung verzichtet. Auch wenn der Kampf um eine
Politik ohne Delegation praktisch innerhalb der
eigenen Strukturen konsequent und überzeugend
geführt wird, bleibt die Frage zu klären, wie diese
Strukturen sich im und zum sozialen Raum ins�
gesamt verhalten. Wird in dieser Hinsicht nicht
konzeptualisiert, wer wann für wen spricht, wird
meist stillschweigend ein alle umfassender Dele�
gationsanspruch vertreten. Vor allem in den be�
wegungstheoretischen Bezugnahmen auf den
Zapatismus spiegelt sich das anarchistische Di�
lemma, in humanistisch�aufklärerischer Tradition
im Namen aller („der Menschheit“) sprechen zu
wollen, und damit konkrete und sehr differie�
rende Ausgangspositionen zu negieren. Dieses
Dilemma kennzeichnet die zapatistische Bewe�
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gung allerdings weniger als die von ihr inspirier�
ten theoretischen Entwürfe.4

Die dilemmatische Situation, in der sich die fun�
damentale Delegationskritik befindet, sich selbst
gerade wegen dieser Haltung zu Delegation
immer wieder aus dem Bereich des Politischen
ausgegrenzt zu sehen, obwohl es um die Erneue�
rung und Radikalisierung des Politischen (als
einem nicht�delegationistischen Verhältnis) geht,
lässt sich zwar am Zapatismus gut zeigen, ist aber
keineswegs allein sein Problem.

Zapatismus als libertäre Bewegung (Exkurs)

Die hier skizzierten Dilemmata sollten trotz ihrer
historischen und geografischen Spezifik nicht als
Ausnahmefall innerhalb der Geschichte der Lin�
ken betrachtet werden. Vielmehr sind sie in deren
Tradition zu sehen, in jener brüchigen und viel�
gestaltigen Linie jener Bewegungen, die, wie es
Antonio Negri für die globalisierungskritische
Mobilisierung von Genua wie auch für die Zapa�
tistas beschreibt, für eine kollektive Aktion ste�
hen, „die dem Vorgehen der Macht nicht
homolog ist; [...].“ (Negri/ Scelsi 2009: 89) Die
zapatistische Position, sich von staatlichen Insti�
tutionen fernzuhalten und die Arbeit im Parla�
ment und mit parlamentarischen Gruppen
abzulehnen, hat ihre Vorläufer bereits in der so
genannten Antiautoritären Internationale.5 Diese
hatte sich im September 1872 im schweizeri�
schen Saint Imier gegründet, nachdem sich in�
nerhalb der Internationalen Arbeiterassoziation
(IAA), der Ersten Internationale, die Anhänger
von Karl Marx durchsetzen konnten und diese
sich auf ihrem Kongress in Den Haag 1872 spal�
tete. Der Antiautoritären Internationale gehörten
die Föderationen von Italien, Spanien, Frank�
reich, Belgien, Holland, England, den USA und
dem Schweizer Jura an. Diese lehnten die zen�
trale Führung als organisatorisches Mittel der In�
ternationalen Arbeiterassoziation ebenso ab wie
die Eroberung der Staatsmacht als deren politi�
sches Ziel. Diese beiden Aspekte kennzeichnen li�
bertäre Bewegungen vom 19. bis ins 21.
Jahrhundert hinein. Noch im Buchtitel von John
Holloways pro�zapatistischem Theorieentwurf
„Die Welt erobern, ohne die Macht zu überneh�
men“, strahlt dieser anarchistische (bei Holloway
allerdings nirgendwo als solcher ausgewiesene)
Esprit der Antiautoritären nach. In dieser Bin�
dung von Mittel und Zweck vollzieht sich auch
die Verknüpfung der beiden Delegationsebenen,

die (möglichst ausgeschaltete) Delegation in den
eigenen Organisationen und die grundsätzliche
Ablehnung des Delegationsprinzips als politisches
Prinzip, d.h. als Prinzip der Politik. Die Kritik an
der Delegationsbeziehung ist also weder eine
theoretische Erfindung Bourdieus noch eine
praktische der Zapatistas, sondern sie findet sich
in den radikalen Strömungen der ArbeiterInnen�
bewegung seit dem 19. Jahrhundert.6

Während der Anarchismus in der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts noch in vielen Ländern
Massen mobilisieren konnte und über mitglieder�
starke Organisationen verfügte, bedeutete das
Scheitern der Spanischen Revolution zu Beginn
des Bürgerkrieges 1936 einen tiefen Einschnitt
für die anarchistischen Bewegungen. Zwar hatten
die – vor allem internationalen – Bedingungen
des Krieges dazu geführt, die AnarchistInnen auf
verlorenem Posten stehen zu lassen. Allerdings
hatten auch anarchistische Theorie wie Praxis
kaum Strategien vorzuweisen, wie der eigene ge�
sellschaftliche Einfluss ohne die Mitarbeit in (wie
auch immer) regierenden Gremien sichergestellt
und dauerhaft etabliert werden sollte. Walther L.
Bernecker hatte diese fehlenden Konzepte des
Übergangs (zur Revolution) für die AnarchistIn�
nen im Spanischen Bürgerkrieg in „der anarchi�
stischen Verachtung jeder systematischen
Theorie“ (Bernecker 1980: 43) ausgemacht, die
gerade die Treue zur freiheitlichen Überzeugung
zum Ausdruck bringen sollte. Auch andere, dem
Anarchismus gegenüber (wie Bernecker) durch�
aus freundlich gesinnte KommentatorInnen und
WissenschaftlerInnen haben genau diese Theorie�
feindschaft und die konzeptuelle Offenheit
immer, spätestens seit dem Scheitern der Spani�
schen Revolution, als Schwäche des Anarchismus
interpretiert. „Aber der unbedingte moralische
Anspruch“, urteilt auch Hans Magnus Enzens�
berger (1977: 212f.) über die AnarchistInnen im
Spanischen Bürgerkrieg, „den sie an sich selbst
und an ihre Bewegung stellten, trug zu ihrem
Verhängnis bei. Er wandte sich als nagender
Zweifel, als skrupulöses Zögern gegen sie, sobald
ihnen auch nur der erste taktische Schritt auf
dem Weg zur Macht abverlangt wurde“.7 Im Za�
patismus existiert – neben den räte� und basisde�
mokratischen Strukturen und der Ablehnung
staatlicher Macht – zwar ebenso wie im Anarchis�
mus eine (zumindest den Prinzipien nach) theo�
retische Offenheit und der programmatische
Wille, sich nicht festzulegen („preguntando cami�
namos“). Dennoch war die zapatistische Politik
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durchaus von taktischen und strategischen Über�
legungen geprägt, ablesbar in den verschiedenen
und zu sehr überlegten Zeitpunkten angestoße�
nen zivilgesellschaftlichen Initiativen wie auch an
den demokratischen Umstrukturierungen inner�
halb der autonomen Gemeinden. Eine dieser
Umstrukturierungen fand 2003 statt und mün�
dete in einer neuen, rätedemokratischen Verwal�
tungsstruktur – den so genannten „Räten der
Guten Regierung“ –, in der u.a. die Gemeinden
gegenüber der militärischen Organisation mit
mehr Macht ausgestattet wurden.8

II. Die Dilemmata der pro-zapatistischen 
Bewegungsforschung

Nun gibt es allerdings auch unter den politischen
KommentatorInnen Positionen, die gegensätzli�
che Einschätzungen zu denen von Sterr, Almeyra
etc. vertreten. So hebt beispielsweise Luis Her�
nández Navarro (2008) gerade angesichts der An�
deren Kampagne den „enormen Bruch“, den die
Zapatistas „in der Art und Weise, Politik zu ma�
chen“, herbeigeführt hätten, hervor und vertei�
digt ihn. Solche Einschätzungen existieren
ebenfalls in der Forschung zu sozialen Bewegun�
gen. (Vgl. z. B. Brand 1998, Mignolo 2002)
Diese Ansätze der Bewegungsforschung versu�
chen nun gerade, die zapatistische Politik als das
darzustellen, was sie selbst für sich beansprucht,
nämlich Politik zu sein, und dieses Politisch�Sein
als solches einzuklagen und zu verteidigen. Sie
führen also einen Kampf um Kategorien. Katego�
rien sind nach Bourdieu (1993: 26) keine neutra�
len Klassifizierungsmodelle, sondern
„Kampfkonzepte“, Akte des Bezeichnens und Be�
nennens, die gegenüber anderen Akten und wie
diese mit dem Anspruch auf universelle Gültig�
keit auftreten. 

Damit offenbaren die emphatischen Bewegungs�
forscherInnen aber immer auch ihr doppeltes In�
teresse an der Sache: Sie schreiben zugleich aus
Interesse für die und im Interesse der Sache. Das
Interesse ist, so Bourdieu (1992b: 225) „ein Un�
terschiede setzendes Urteil, das nicht nur durch
Erkenntnisinteressen gelenkt wird.“ Ein solches
„doppelte Interesse“ läuft immer Gefahr, eine Art
von „Erbauungswissenschaft“ (Bourdieu 1992b:
229) hervorzubringen. Diese verknüpft wissen�
schaftliche Klarsicht mit politischer Treue und
dies vor allem zugunsten der eigenen (intellektu�
ellen) Akkumulation symbolischen Kapitals.
Glaubt man Bourdieu, äußert sich in einer sol�

chen Erbauungswissenschaft vor allem die Glau�
bensvorstellungen der Forschenden.

Sozialwissenschaftlicher Kampf um Worte
und/oder Erbauungswissenschaft: John 
Holloway und Raúl Zibechi

Der Politikwissenschaftler John Holloway hat
sich in verschiedenen Publikationen dem zapati�
stischen Aufstand gewidmet (vgl. z. B. Holloway
1997, 2001, 2002, 2006) und gehört internatio�
nal zu den meist diskutierten, pro�zapatistischen
Intellektuellen (zur Rezeption vgl. z.B.
Birkner/Foltin 2006: 108ff., Kastner 2006). In
seinem Buch „Die Welt erobern, ohne die Macht
zu übernehmen“ (2002) interpretiert er das „Ya
Basta! Es reicht!“, mit dem die Zapatistas ihren
Aufstand 1994 begannen, als „Schrei der Verwei�
gerung“ gegen die „Verstümmelung des mensch�
lichen Lebens durch den Kapitalismus“
(Holloway 2002: 10). Dieser Schrei ist aber nicht
bloß Negation, sondern „praktische Negation“
(Holloway 2002: 35), d.h. er ist ein Tun, das
einen gegebenen Zustand angreift und überwin�
det. Im Anschluss an die Marx’schen Frühschrif�
ten fasst Holloway das Tun als Gegensatz zur
(entfremdeten) Arbeit. (Vgl. Holloway 2002: 47)
Der Kapitalismus trennt, kurz gesagt, das Tun
vom Getanen, um das Getane aneignen und ak�
kumulieren zu können. Produkte der Arbeit neh�
men Warenform an und negieren damit die
Gesellschaftlichkeit des Tuns. Damit trennt der
Kapitalismus durch (entfremdete) Arbeit nicht
nur Tun von Getanem, sondern durch die Nega�
tion der Gesellschaftlichkeit des Tuns fragmen�
tiert er auch das Soziale. Das Tun hingegen ist
„die materielle Konstitution des „Wir’“ (Hollo�
way 2002: 40), das gegen die Trennung von Tun
und Getanem aufbegehrt, die der Kapitalismus
vollzieht. Dieses schreiende, revoltierende „Wir“
besteht also keinesfalls nur aus einer Gruppe von
Menschen im Süden Mexikos und ihren Unter�
stützerInnen in aller Welt und nicht einmal aus
einer anderen, identifizierbaren sozialen Einheit
(beispielsweise einer empirischen Arbeiterklasse).
Es ist verallgemeinerbar. Das „Ya Basta“ existiere,
so Holloway (2006: 50) „in uns allen“, und zwar
„ganz einfach weil es ein untrennbarer Teil des
Lebens in einer unterdrückerischen Gesellschaft“
(ebd.) sei.

Die repressionstheoretische Zeitdiagnose einer
„unterdrückerischen Gesellschaft“, in der das Ka�
pital der Zwang ist, „der sich als fremde Kon�
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trolle über unsere Aktivitäten legt“ (Holloway
2006: 62), ist voraussetzend für die Wertschät�
zung der Brüche in den Konzeptionen von Poli�
tik, die die Zapatistas herbeigeführt haben. Sie
ermöglicht die Vorstellung einer „eigenen“, vom
Kapital unabhängigen Gestaltung des kollektiven
Lebens. Eine solche alternative Organisation kol�
lektiven Lebens deute sich beispielsweise im zapa�
tistischen Prinzip des „gehorchenden Befehlens“
(mandar obedeciendo) an, einem Verfahren zur
Entscheidungsfindung, das die Handlungsspiel�
räume der Delegierten an die Entscheidungen
der Basisversammlungen knüpft und damit ex�
trem einschränkt. Die langsamen, weil basisde�
mokratischen Entscheidungsprozesse in den
zapatistischen Gemeinden waren zwar nicht der
Grund, aber ein Auslöser für das Scheitern der
Verhandlungen zwischen den Zapatistas und der
mexikanischen Regierung 1996. Der EZLN�De�
legierte Comandante Tacho sprach hinsichtlich
der „eigenen“ Zeitlichkeit die schönen Worte:
„Wir gebrauchen die Zeit, nicht die Uhr.“ (La
Jornada, 18.05.1995, zit n. Holloway 2007: 16)
Dies ist ein aus der Sicht Holloways paradigmati�
sches Statement, da jede Rebellion, die auf
Selbstbestimmung aus sei, „sich notwendiger
Weise der Uhr mit einer ganz anderen Zeit entge�
genstellen muss.“ (Holloway 2007: 16) Selbstbe�
stimmung, d.h. Autonomie ist nach Holloway
„die andere Seite der Aussage, die Welt zu verän�
dern, ohne die Macht ergreifen zu wollen.“ (Hol�
loway 2006: 61) Die gesellschaftlichen Kämpfe
würden demnach auch weniger konfrontativ
gegen andere bzw. gegen das Kapital geführt, son�
dern verstärkt für die eigene Gruppe bzw. die ei�
gene Autonomie bzw. die „Schaffung unserer
eigenen Welt“ (Holloway 2006: 62).

Auch Raúl Zibechi, Sozialwissenschaftler und
Journalist aus Uruguay, hat vielfach zum Zapatis�
mus publiziert und die Bewegung mit seinen
Schriften unterstützt (vgl. z.B. Zibechi 1995,
1999). In seinem aktuellen Buch über „Bolivien
– Die Zersplitterung der Macht“ (2009) be�
schreibt er den Zapatismus als Ausgangspunkt für
eine ganze Reihe von sozialen Bewegungen,
denen es nicht mehr um die Übernahme der
Staatsmacht, sondern um „den Aufbau einer
neuen Welt“ (Zibechi 2009: 12) ginge. Die dörf�
liche, kommunale und regionale Autonomie, ins�
besondere in Form der „Juntas de Buen
Gobierno“– seit 2003 werden die zapatistisch
kontrollierten autonomen Landkreise von den so
genannten „Räten der Guten Regierung“ verwal�

tet – habe gezeigt, dass es möglich ist, nicht�bü�
rokratische Machtformen aufzubauen, „die auf
der Rotation der Repräsentanten basieren und
nichts mit den staatlichen Herrschaftspraktiken
gemein haben.“ (ebd.) Zibechi nennt noch wei�
tere, ähnlich organisierte soziale Bewegungen in
Lateinamerika (die Piqueteros in Argentinien, die
Landlosenbewegung in Brasilien und eben die
der Aymara in Bolivien), die mit dem Zapatis�
mus gemein hätten, dass sie im Alltag verankert
seien. Diese Bewegungen existierten nicht nur als
politische Organisationen, sondern gleichsam als
Organisatorinnen des Alltagslebens.9 Damit
schüfen sie neue Formen von sozialen Beziehun�
gen. Diese neuen Beziehungen münden laut Zi�
bechi einerseits in der Schaffung neuer
Gemeinschaften10, sind andererseits aber nicht als
abschließende und eingrenzende Gruppenpro�
zesse zu verstehen, sondern als Teil einer Ent�
wicklung, die Marx als das „in Freiheit setzen“
von Elementen einer neuen Gesellschaft in der
alten verstanden hat. Der Kommunismus, so
Marx im Kommunistischen Manifest, sei potenziell
in der kapitalistischen Gesellschaft enthalten. Zi�
bechi greift diese Potenzialität auf und prokla�
miert sie zum Kennzeichen der von ihm
beschriebenen, aktuellen Bewegungen (vgl. Zibe�
chi 2009: 14ff.). Auch Zibechi bezieht sich auf
die vom Zapatismus angemahnte Notwendigkeit
für diese Bewegungen, „einen Zeitbegriff zu ent�
wickeln, der von den internen Rhythmen ab�
hängt und nicht von den Rhythmen des
Systems.“ (Zibechi 2009: 19) Ähnlich wie Hollo�
way – der auch das Vorwort zu Zibechis Buch
verfasst hat (vgl. Holloway 2009) – geht Zibechi
von einer vielfältigen Handlungskapazität „von
unten“ aus, die das gesellschaftlich Instituierte
zersetzt. Zudem ist seine Analyse von der Prä�
misse geprägt, dass die „Mobilisierung der
Armen“ einen „aufständischen Charakter“ (Zibe�
chi 2009: 25) habe.

Die Positionen Holloways und Zibechis über�
schneiden sich in wesentlichen Punkten: Erstens
beschreiben sie beide die delegations� und reprä�
sentationskritischen Praktiken gerade nicht als
Abkehr von der Politik, sondern als neue Form
des Politischen. Diese Form der Politik ist zwei�
tens in beider Beschreibung im doppelten Sinne
keine Parteienpolitik, sie richten sich gegen die
parlamentarisch�demokratischen Parteien mit
ihrer Vertretungslogik in personeller Hinsicht,
indem sie Räte bzw. Versammlungen an die Stelle
von Parteihierarchien und �funktionärstum setzt,
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und in zeitlicher Hinsicht, in dem Politik und
Alltag so nahe wie möglichst zusammen gebracht
und nicht als zwei getrennte Sphären existieren
sollen. Und sie sind zwar gemeinschaftlich, aber
doch nicht als Gruppen mit partikularen Interes�
sen formiert und beanspruchen insofern mehr als
ein Teil (Lat.: pars, partis) zu sein: Wir alle, die
Armen. Beider Schriften sind somit geprägt von
einem stillen Vertrauen in die schlummernde Re�
volte der „Volksmassen“ (Zibechi 2009: 161), die
nur geweckt werden müsste.11 Sie verknüpfen
damit in libertärer Tradition die beiden Ebenen
der Delegation und vollziehen zugleich das, was
oben als Praxiseffekt bezeichnet wurde: Da man
sie politisch ablehnt, diese Ablehnung in den eige�
nen Reihen praktiziert – im Falle der Bewegungs�
forscherInnen: praktiziert sieht –, und damit die
Delegationskritik auch für das gesamte politische
Feld meint praktisch werden zu lassen (bzw. zu
sehen), geraten analytisch die mannigfaltigen
Gründe, Motivationen und Funktionsweisen der
Delegationsbeziehungen aus dem Blick. Deren
Funktionieren, das auf symbolischer Gewalt, d.h.
unterhinterfragten Denk� und Wahrnehmungs�
schemata beruht, und dennoch bzw. deshalb
konsensual aktualisiert wird, kann auf diese
Weise kaum mehr untersucht, geschweige denn
verstanden werden. Demgegenüber kann das
theoretische Augenmerk Bourdieus auf die radi�
kal verschiedenen Dispositionen und Positionen
der AkteurInnen innerhalb des sozialen Raums
für die Forschung zu sozialen Bewegungen ge�
winnbringend in Anschlag gebracht werden.
Denn mit der differenztheoretischen Prämisse
Bourdieus lässt sich – zwar illusionsloser, aber
deshalb nicht notwendiger Weise weniger enga�
giert – untersuchen, warum und inwiefern gegen
die Delegationsbeziehung aufbegehrt wird, aber
eben auch, warum nicht.

III. Zusammenführung: (Praxis-)Theorie der
sozialen Kämpfe und die habituelle Trägheit
der Verhältnisse

Dass die Wertschätzung der Delegationskritik
auch die Glaubensvorstellung der Wertschätzer
zum Ausdruck bringt, wie Bourdieu meint,
dürfte bei Zibechis und Holloways Lesweise des
Zapatismus offensichtlich sein. Diese intellektu�
elle Positionsbestimmung jedoch scheint weniger
problematisch als die erbauungswissenschaftli�
chen Aspekte der mit ihnen einher gehenden,
theoretischen Herangehensweise, die wichtige
Gründe dafür nicht sehen und benennen kann,

warum sich der repräsentations� und delegations�
kritische Anspruch politisch und als Politik so
selten und wenn, dann nur so partiell verwirk�
licht. Eine Praxistheorie der sozialen Kämpfe darf
aber die habituelle Trägheit der Verhältnisse nicht
ausblenden.

Zum einen muss mit Bourdieu festgehalten wer�
den, dass eine neue Welt jenseits der ausschlie�
ßenden Repräsentationen, mystifizierenden
Delegationsbeziehungen und Klassen reproduzie�
renden Sprechakte gegenwärtiger Politik nicht
einfach dadurch entsteht, dass bestimmte Prakti�
ken als das Schaffen einer neuen Welt beschrie�
ben werden. Die Welten, die Holloway und
Zibechi beschreiben, sind doch faktisch relativ
klein und nichts garantiert ihre Ausbreitung –
auch und schon gar nicht die Beteuerung der
Universalität der Anliegen und der universellen
Mobilisierbarkeit der Armen. Der auf diesen bei�
den Momenten ruhende Fortschrittsoptimismus
innerhalb der Linken und der sozialen Bewegun�
gen ist bereits derart oft enttäuscht worden, dass
eine sozialwissenschaftliche Perspektive allein als
„Lehre aus der Geschichte“ auf die Unterstellung
verzichten sollte. Darüber hinaus kann die Vor�
stellung einer prinzipiell in allen schlummernden
Revolte ebenso wie die des aufständischen Cha�
rakters der Armen die vielfältigen Verhältnisse des
Einverständnisses und der ökonomischen wie
kulturellen Rendite nicht fassen. Die Frage, die
Bourdieu so sehr beschäftigt hat, warum Men�
schen gegen entwürdigende Situationen nicht
aufbegehren, wird bei Holloway und Zibechi mit
den Verweisen auf die Revolte „in uns allen“ und
der Widerständigkeit der Armen ausgeklammert.

Zum anderen aber beteuert gerade auch Bour�
dieu die Bedeutung performativer Sprechakte in
der und für die Politik. Er schreibt: „In der Poli�
tik ist nichts realistischer als der Streit um Worte.
Ein Wort an die Stelle eines anderen setzen heißt,
die Sicht der sozialen Welt zu verändern und da�
durch zu deren Veränderung beitragen.“ (Bour�
dieu 2005: 84) Die entscheidende Frage ist
schließlich, wann diese Sicht der sozialen Welt
auf allgemeine Gültigkeit trifft und welche hege�
monialen Schwankungen sie auf dem Weg dort�
hin durchmacht. Denn – und Bourdieu selbst hat
immer wieder darauf hingewiesen – längst nicht
alle Sprechakte, die einen solchen Beitrag zur
Veränderung der Welt leisten wollen, gelingen
auch. Ihr Gelingen ist extrem voraussetzungsreich
und hängt von der gesellschaftlichen Verteilung
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aller Kapitalsorten ab. Klassen und andere gesell�
schaftliche Ungleichheiten werden zwar u.a.
durch Sprechakte, also diskursiv reproduziert,
aber die schlichte Nicht�Benennung macht diese
Reproduktion nicht rückgängig. Sie ist verknüpft
mit materiellen Praktiken, Macht� und Besitzver�
hältnissen, in diese eingelagert und insofern
immer relativ langlebig. 

Dass die Delegationsbeziehung überhaupt funk�
tioniert, hat Bourdieu – im Anschluss an Èmile
Durkheim und Marcel Mauss – als Form sozialer
Magie beschrieben. „Die Logik der Politik ist die
der Magie oder, wenn man das vorzieht, die des
Fetischismus.“ (Bourdieu 2005: 85) Es erscheint
magisch, dass die Delegation, die eine Entrech�
tung, eine Art Raub der Stimme und damit
schließlich eine Entwürdigung ist, auf Einver�
ständnis stößt, das nicht einmal mehr als solches
formuliert werden muss, sondern als selbstver�
ständlich gilt. Das ist das zentrale Kennzeichen
des Fetischismus: den Prozess (hier des Stimmen�
raubs/ der Entwürdigung) unsichtbar zu machen,
um sein Ergebnis „unverständlich, als Wunder“
(Lefèbvre 1968: 66) erscheinen zu lassen. Bour�
dieu selbst hat in seiner späten Schaffensphase die
Aufgabe der Intellektuellen darin gesehen, diese
Art von Magie zu entkräften. Um die Möglich�
keit einer solchen Entkräftung zu denken, bedarf
es eines Begriffes von sozialer Magie oder Feti�
schismus, der dynamisch und historisch, d.h. ver�
änderlich ist. Einen solchen verwendet gerade
John Holloway in seiner ausführlichen Beschäfti�
gung mit der gesellschaftstheoretischen Bedeu�
tung der Fetischisierung. Er unterscheidet zwei
Formen des Fetischismus, eine „starre“ und eine
prozesshafte, und plädiert dafür, Fetischismus
nicht als unveränderlichen Tatbestand, sondern
als einen ständigen Kampf um Fetischisierung
aufzufassen (vgl. Holloway 2002: 97). Fetischis�
mus müsse als Fetischisierung und die Formen
gesellschaftlicher Verhältnis als deren Formung
verstanden werden. Dann sei klar, dass „Katego�
rien als offene Kategorien verstanden werden
müssen.“ (Holloway 2002: 118)12 Er kommt
damit Bourdieu an dieser Stelle erstaunlich nahe:
„Sobald die Denkkategorien nicht als Ausdrücke
objektivierter gesellschaftlicher Verhältnisse, son�
dern als Kampf um deren Objektivierung ver�
standen werden, bläst ein ganz anderer Sturm der
Unvorhersagbarkeit durch sie hindurch.“ (Hollo�
way 2002: 118) Auch Bourdieu hat sich diesem
Kampf um Objektivierung gewidmet und die
Kategorien der Wahrnehmung als Teile und Pro�

dukte dieses Kampfes beschrieben. Allerdings hat
er im Unterschied zu Holloway auch die Stabili�
tät objektivierter Verhältnisse, deren Ausdruck sie
zugleich sind, betont. Deshalb bestünde der
Sturm der Unvorhersagbarkeit aus Bourdieu’scher
Perspektive immer nur in einer Reihe von leich�
ten Brisen.

Die Position Holloways und Zibechis unter�
schätzt die symbolische Macht, die die Delegati�
onsbeziehung als originär politische Beziehung
und Beziehung des Politischen ausweist und sta�
bil hält. Denn das „Wunder“ (Lefèbvre), das der
Fetischismus schafft, ist nicht nur vernebelnd
und keinesfalls bloß unterdrückend, sondern –
was an der Delegation so deutlich sichtbar wird
wie kaum sonst – ermöglicht auch Partizipation
und Prestige. (Die Delegationsbeziehung ist dem�
entsprechend auch eher eine Be� als eine als Ver�
zauberung, also keine manipulative Täuschung
sondern eine – mehr oder weniger – begeisterte
Teilhabe.) Es gilt also, das Problem der Teilhabe
zu konzeptualisieren, das euphorische und wider�
willige Mitmachen ebenso wie das geduldige Er�
tragen, die Trägheit des Sozialen zu begreifen.
Dies ist aber im repressionshypothetisch fundier�
ten, auf die potenzielle Mobilisierung „aller“ ver�
trauenden Entwurf Holloways nicht möglich.
Dass die Zeit des Kapitals durchaus auch auf Ge�
genliebe stößt, gerne ausgefüllt wird und nicht
nur als „fremder Zwang“ erscheint, ist im Hollo�
way’schen Modell nicht denkbar. Darin gibt es
nur Unterdrückung, bis die Magie durchschaut
ist. 

Soziale Bewegungen wie den Zapatismus als „Ge�
meinschaften“ zu beschreiben, die jenseits kapita�
listischer Form(ier)ung als deren Anderes gedacht
werden, wie Holloway und Zibechi es tun, ist
einer sozialwissenschaftlich ermöglichten Durch�
schaubarkeit fetischisierter Beziehungen eher hin�
derlich. Um ein Verständnis von Fetischismus als
Prozess auch in der Bewegungsforschung ernst zu
nehmen und in Anschlag zu bringen, müsste er�
stens den konsensuellen Praktiken Aufmerksam�
keit geschenkt werden, mit denen auch
BewegungsakteurInnen immer wieder partiell in
hegemoniale Projekte eingebunden werden (kön�
nen), und deshalb dürften zweitens auch nicht
bestimmte gesellschaftliche Bereiche, Sektoren
oder Milieus als gewissermaßen frei von Fetischis�
men konzipiert werden. Die „gemeinschaftli�
chen“ Praktiken können zwar einerseits dazu
beitragen, alternativen Modellen des Politischen
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Plausibilität und letztlich Legitimität zu verlei�
hen. Dass solche Plausibilitäten auch praktisch
erzeugt werden müssen, betont auch Bourdieu,
wenn er auf die körperliche Dimension von Hin�
nahme und Beteiligung, die in der Delegations�
beziehung eingelassenen sind, hinweist. Diese
beruhen auf einem „praktischen Glauben“, der
Gewohnheiten körperlich (und nicht nur im
Kopf ) verankert und gleichsam adressiert. Daher
ist der Delegationsbeziehung schließlich nicht al�
lein durch intellektuelle Anstrengung, durch klas�
sische Aufklärungsarbeit zu begegnen. Es bedarf
zu emanzipatorischer Veränderung nach Bour�
dieu (2001a: 220) einer wahren „Arbeit der Ge�
gendressur, die ähnlich dem athletischen Training
wiederholte Übungen einschließt, eine dauer�
hafte Transformation der Habitus zu erreichen.“
Auch wenn der Zapatismus durchaus politische
Praktiken entwickelt hat, die in wiederholten
„Übungen“ überkommene Muster politischer
Mobilisierung durchbrochen haben, darf solche
Praxis andererseits nicht theoretisch verabsolu�
tiert werden. Sie ist weder ein stabiles, absolutes
Anderes noch Garant für dessen Möglichkeit.13

Die grundsätzliche Frage allerdings bleibt weithin
umstritten, woran man die Effektivität der Ef�
fekte (auf die symbolische Ordnung) von sozialen
Bewegungen überhaupt misst – eine Frage, die
unweigerlich in die weiter gehende Diskussion
darüber münden muss, wer legitimer Weise über
die als legitim anerkannten Messinstrumente und
Maßeinheiten verfügt.14 Wie Bourdieu es für die
Diskussionen um Begriffe wie „Volk“, „volkstüm�
lich“ und „populär“ konstatiert, deren legitimer
Gebrauch im politischen Feld stets umstritten ist,
bleiben die Sichtweisen auf den Zapatismus zwi�
schen Nischenpolitik und Revolution zunächst
vor allem „Streitobjekte zwischen Intellektuellen“

(Bourdieu 1992c: 167). Dieser Streit jedoch
müsste nicht unbedingt antagonistisch geführt
werden. Man könnte es schließlich mit der mexi�
kanischen Ökonomin Ana Esther Ceceña halten,
die davon ausgeht, dass einerseits Konkurrenzver�
hältnisse durch Solidarität nur praktisch ersetzt
werden können, indem, wie im Zapatismus, „das
Politische als alltägliche Praxis der Vermittlung
zurückgewonnen wird“ (Ceceña 2009: 21) –
wohl wissend, dass andererseits der Kapitalismus
damit keinesfalls abgeschafft ist, denn er „steckt
uns in den Knochen.“ (ebd.: 20) In diesem Sinne
wäre sozialwissenschaftlich wie politisch für einen
aufgeklärten Dilemmatismus zu plädieren, der die
politischen Fallstricke der Delegation und Reprä�
sentation nicht leugnet (oder vertuscht), sondern
offensiv benennt.

Die Priestersicht der Politik hat schließlich dazu
geführt, die (auf Delegation gegründeten politi�
schen) Apparate mit einer Selbstkonsekration
auszustatten, die zur Folge hat, dass nicht als po�
litisch gilt (und sich deshalb schuldig fühlt), wer
nicht mitmacht. Um die Priestersicht der Politik
zu verändern, muss es schließlich darum gehen,
nicht nur die Sichtweise anzugreifen, sondern
auch die Apparate. Theorien der Praxis und der
sozialen Kämpfe – unter dieser Kennzeichnung
ließen sich der Holloway’sche Marxismus und der
Bourdieu’sche Ansatz gleichermaßen rubrizieren
– können einen Beitrag zu solchen Angriffen lei�
sten (indem sie andere Praktiken beschreiben
und/ oder als schreibende Praxis selbst intervenie�
ren). Sie decken aber mit den von ihnen produ�
zierten Sichtweisen niemals das ganze
Schlachtfeld ab – geschweige denn die Gesamt�
heit der Kämpfe.

E�Mail: petzos@yahoo.de
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Anmerkungen:

1 Die in einigen, vor allem poststrukturalistischen philosophischen Entwürfen gemachte Unterscheidung zwischen „Politik“
und dem „Politischen“ wird hier nicht mit vollzogen, da sie das hier behandelte Problem eher zu verschleiern oder zumin-
dest zu verschieben scheint: Die Politik als institutionalisiertes und rationalisiertes Konglomerat von Verfahrensweisen dem
instituierenden und affektiven Politischen entgegenzusetzen, verhindert tendenziell den Blick auf die Prozesse der Legiti-
mierung, Anerkennung und des Konsenses, die in der Delegationsbeziehung zur Debatte stehen, weil sie sie für irrelevant
erklärt (und im Zweifel die Legitimität „der Politik“ und die Delegations- und Repräsentationskritik „dem Politischen“ zu-
schlägt). Die Delegationsbeziehung wäre der Bereich, in dem sich das „Politische“ und die „Politik“ bis zur Ununterscheid-
barkeit überkreuzen.

2 Erstaunen kann, dass Bourdieu selbst in seiner Agitation für soziale Bewegungen in den 1990er Jahren diese Dilemmata
nicht thematisiert. Dem Autoritätseffekt beispielsweise, auf den der Neoliberalismus durch die Einsetzung von Experten-
kommissionen etc. setzt, sei ein anderer „Autoritätseffekt entgegenzusetzen“ (Bourdieu 1998b: 62), der durch kritische Wis-
senschaftlerInnen etabliert werden könne, die mit den Bewegungen solidarisch verbunden seien. Dass Autoritätseffekte —
letztlich auch Ausdruck und Effekt von Delegationsbeziehungen — überhaupt in Frage zu stellen sind, klingt hier gerade
noch in der Forderung an, die Gewerkschaften hätten, um sich als anti-neoliberale Kraft zu formieren, einen grundsätzli-
chen „Sinneswandel“ (Bourdieu 2001b: 19) zu durchlaufen. Die „Wiedereingliederung der Immigranten in die soziale Be-
wegung“ (Bourdieu 2001b: 22), die Bourdieu als ersten Schritt zu deren Transnationalisierung fordert, legt hingegen nahe,
als seien die MigrantInnen bereits integriert gewesen in gewerkschaftliche Kämpfe und als gebe es in diesen Integrations-
prozessen kein Delegationsdilemma. Darüber hinaus unterschätzt Bourdieu damit implizit auch die vielen anderen
Schritte, die jenseits von gewerkschaftlichen Kämpfen und völlig unabhängig von ihnen zu Transnationalisierungen von so-
zialen Bewegungen geführt haben.

3 Wenn im Folgenden von Zapatismus und Delegation die Rede ist, muss nicht in erster Linie von Subcomandante Marcos
gesprochen werden. Der charismatische Sprecher der Guerilla-Bewegung ist in den 1990er Jahren zu einem Medienstar
avanciert — eine Entwicklung, die für die Außenwirkung des Zapatismus zwar bedeutend war (und ist), aber für die Bewe-
gung selbst nicht überschätzt und daher auch durch die sozialwissenschaftliche Forschung nicht verdoppelt werden sollte.
Denn nach Bourdieu funktioniert die Usurpation des Mandatsträgers (oder der Mandatsträgerin) als Person, die glauben
macht, dass „hinter ihr“ eine Gruppe steht, in deren Namen sie spricht, insbesondere dadurch, dass einerseits diesem Spre-
chen niemand widerspricht und andererseits die sprechende Person als SprecherIn angesprochen wird. Marcos ist nicht,
d.h. verkörpert weder die EZLN, noch ist er ein typischer Delegierter. Bourdieu beschreibt, dass und inwiefern in dem Pro-
zess des Glauben-Machens, dass hinter der Person die Gruppe steht, den Medien eine besondere Bedeutung zukommt, die
diesen Glauben produzieren, weil sie selbst auf die Produkte, also die autorisierten SprecherInnen, angewiesen sind, die
der Glaube produziert. Die Presse, „die nur Wortführer, Sprecher kennt und anerkennt, [verdammt] alle übrigen in die Ru-
brik freie Meinung [...]“ (Bourdieu 1992a: 179), spielte auch in der Rezeption zapatistischer Politik eine große Rolle, als
beispielsweise die „Enttarnung“ von Subcomandante Marcos 1996 als Regierungserfolg gefeiert oder die zapatistische
Kampagne zur Durchsetzung der Verträge von San Andrés 2001 als eine Art Duell zwischen dem Sprecher der EZLN und
dem mexikanischen Präsidenten Vicente Fox inszeniert wurde. Die Zapatistas und Marcos selber haben die Rolle von Mar-
cos zwar einerseits stets geschickt zu nutzen gewusst, aber immer kritisch hinterfragt. Nicht zuletzt in seiner aktuellen (Sub-
comandante Marcos 2009) Veröffentlichung sagt Marcos auf die Frage danach, was im Rückblick auf 14 Jahre
zapatistischen Aufstand hätte anders gemacht werden müssen, dass auf seine Person hätte verzichtet werden müssen. Auch
innerhalb der pro-zapatistischen Bewegung ist dem Kult um den Sprecher nicht immer mit Distanz begegnet worden, wenn
beispielsweise jedes Schweigen der Kommandantur oder die eingeschränkte schriftstellerische Tätigkeit des EZLN-Spre-
chers als Krise der Bewegung interpretiert wurde. Eine angemessene Repräsentation stellt in diesem Sinne beispielsweise
der Film „Der Aufstand der Würde. Die zapatistische Bewegung in Chiapas/Mexiko“ (Luz Kerkeling/ Dorit Siemers/ Heiko
Thiele, 65. Min., D/Mex 2007) dar, in dem Subcomandante Marcos als sprechende Person das erste Mal nach etwa 45 Mi-
nuten auftaucht.

4 Die Zapatistas selbst vertreten eine Haltung, die sowohl identitätspolitische Aspekte enthält als auch strategisch-universali-
stisch vorgeht: So beginnt einerseits die Erste Erklärung aus dem Lakandonischen Urwald 1994 mit den Worten „Wir sind
das Ergebnis von 500 Jahren Kampf“ und spielt damit auf eine gemeinsame, Identität stiftende Geschichte an, die immer
wieder auch in den konkreten politischen Auseinandersetzungen, beispielsweise um die Durchsetzung der kollektiven
Rechte, zur Mobilisierung der Anhängerschaft und zur Plausibilisierung der eigenen Anliegen genutzt wurde. Andererseits
lautet eine der paradox wirkenden Parolen der Zapatistas „Hinter unseren Masken sind wir ihr“, die sowohl eine alle um-
fassende als auch eine konkretere Lesweise zulässt, die sich nicht auf „die Menschheit“, sondern speziell auf die in den
Kampagnen immer wieder adressierten anti-neoliberalen Kräfte bezieht. Zum „strategischen Universalismus“ sozialer Be-
wegungen vgl. Gilroy 2001, in Bezug auf den Zapatismus vgl. Kastner 2007.

5 Auch Antonio Negri ordnet den Zapatismus jenen Strömungen der Linken zu, „die man die �andere� Arbeiterbewegung
nennt, die humanistischen und libertären Bewegungen, die produktiven Utopien, die den Bruch mit jeglicher Vorstellung
eines linearen und notwendigen Fortschritts vollziehen.“ (Negri/Scelsi 2009: 71) Zum Zapatismus als libertäre Bewegung
vgl. auch Kastner 2006 und Kastner 2009.

6 Diese gleichermaßen die eigene Organisierung und die Organisationen des sozialen Ganzen betreffende Ausrichtung des
Agierens und Agitierens scheint mir ein Spezifikum derjenigen Strömungen zu sein, die unter dem Begriff Anarchismus zu-
sammenzufassen sind, wohl wissend, dass insbesondere nach dem Ersten Weltkrieg auch innerhalb der kommunistischen
Bewegung im Kontext der Diskussion um die Räte auch Modelle alternativer Mandate, Delegationen und Repräsentationen
diskutiert wurden. 

7 Über die Bekräftigung der Prinzipien der Ersten Internationale — die Emanzipation der Arbeiterklasse könne nur das Werk
der Arbeiter selbst sein — auf dem Gründungskongress der CNT von 1910 bemerkt Bernecker (1980: 44): „Charakteristisch
für diese — sowie für alle späteren — Beschlüsse der CNT ist das Fehlen jeglicher Analyse der revolutionären Situation. Die
Delegierten beschäftigten sich nicht mit den für den Erfolg einer Revolution erforderlichen sozialen und ökonomischen
Voraussetzungen, sie diskutierten nicht die von exogenen Dispositionen abhängige Revolutionsstrategie; es ging nicht um
eine Untersuchung der gesellschaftlichen Realität als Grundvoraussetzung des weiteren Vorgehens.“

8 Sowohl die zivilgesellschaftlichen Initiativen als auch die Entwicklungen innerhalb der Autonomen Gemeinden sind der-
maßen breit rezipiert und oft kommentiert worden, dass ich mich damit begnügen möchte, hier lediglich auf die allge-



meine Literatur zum Zapatismus zu verweisen. Zu den „Räten der Guten Regierung“ besonders interessant erscheint mir
die Reflexion von Subcomandante Marcos, die 2004 anlässlich ihre einjährigen Bestehens in der Tageszeitung La Jornada
unter dem Titel „Ein Video lesen“ als achtteilige Serie erschienen ist. Dieses wie nahezu alle Dokumente von Subcoman-
date Marcos und der EZLN finden sich auf Deutsch auf der Homepage www.chiapas98.de

9 Michael Vester (2007: 29) hat darauf hingewiesen, dass Bourdieu das Feld des Alltagslebens von jenem der Politik durch
einen „epistemologischen Bruch“ gekennzeichnet durch verschiedene Logiken geprägt sieht. Die Analyse sozialer Bewe-
gungen im Anschluss an Bourdieu wäre am Beispiel außereuropäischer Bewegungen gefordert, ihre eigenen feldanalyti-
schen Grundlagen zu hinterfragen.

10 Zibechi betont ausdrücklich — ganz im Gegensatz zum Gros der Analysen der von Indigenen geführten Kämpfe —, dass es
sich konkret bei den Bewegungen der Aymara in El Alto/Bolivien nicht um das Aufleben traditioneller Gemeinschaften
handelt, sondern dass hier neue Formen von Gemeinschaft entstanden sind, die von den Beteiligten „neu erfunden“ (Zibe-
chi 2009: 35) wurden. Dies lege bereits die Sozialstruktur der Stadt nahe: 90 Prozent der heutigen BewohnerInnen von El
Alto leben dort noch nicht viel länger als 30 Jahre.

11 Im Sinne des einführenden Bourdieu-Zitats müsste es fast schon als irreführend bezeichnet werden, wenn Holloway (2007)
als Beispiel für das Aufständische gegen die „abstrakte Arbeit“ die Riots in französischen Vorstädten nennt, ohne zu erwäh-
nen, dass zur gleichen Zeit mit Nicolas Sarkozy ein Präsident mit enormer und vor allem auch Milieu übergreifender Wahl-
beteiligung gewählt wurde, der mit dem individualistisch-neoliberalen und gezielt anti-gewerkschaftlichen Slogan „Mehr
arbeiten, um mehr zu verdienen“ angetreten war. Bei Zibechi (2009) hingegen muss verwundern, wie aus der detailreichen
Schilderung der besonderen Situation der Aymara in Bolivien, die die sehr spezifisch konstituierte gemeinschaftliche Macht
gegen die Macht des Staates setzen, eine Konzeption von gemeinschaftlicher Politik entstehen kann, die gerade die spezifi-
sche Genese — ländliche Gemeinden ziehen innerhalb weniger Jahre fast geschlossen in dieselbe Stadt und siedeln sich
dort nach Berufsgruppen orientiert an — ausblendet und „Gemeinschaft“ zu einem allgemein gültigen, antihegemonialen
Modell erklärt.

12 Die gewissermaßen praxistheoretische Herangehensweise an den Fetischismus ist sicherlich nicht das alleinige Verdienst
Holloways, sondern Teil der undogmatischen und akteurszentrierten Lesweisen des Marx´schen Werkes. Schon Marx selbst
betont in seinen Ausführungen zum Fetischcharakter der Ware die tätige Herstellung des Fetischismus und verweist gerade
in diesem Zusammenhang auf religiöse Mechanismen — ein Zusammenhang, den schließlich auch Bourdieu vielmehr be-
tont und präzisiert als entdeckt: „Es ist nur das bestimmte gesellschaftliche Verhältnis der Menschen selbst, welches hier für
sie die phantasmagorische Form eines Verhältnisses von Dingen annimmt. Um daher eine Analogie zu finden, müssen wir
in die Nebelregionen der religiösen Welt flüchten. Hier scheinen die Produkte des menschlichen Kopfes mit eigenem
Leben begabte, untereinander und mit dem Menschen in Verhältnis stehende selbständige Gestalten.“ (Marx 1989: 86)

13 Auch wenn analytisch zu berücksichtigen (und politisch wertzuschätzen) ist, dass diese teils gelungenen Versuche, alterna-
tive Strukturen zu entwickeln, unter Bedingungen extremer Armut und vor allem permanenter militärischer Belagerung,
drohender Repression und gelegentlicher paramilitärischer Angriffe im Rahmen eines „Krieges niederer Intensität“ nicht nur
stattfanden und stattfinden, sondern sich auch in Form politischen und organisatorischen Anleihen weltweit in diversen
globalisierungskritischen Netzwerken und Basisgruppen, anarchosyndikalistischen Gewerkschaften, selbstverwalteten Be-
trieben und Kooperativen etc. niederschlugen, scheint mir eine dauerhafte Transformation der Habitus — außer in den auto-
nomen Gebieten und den Kreisen der globalisierungskritischen, pro-zapatistischen Gruppen, aber selbst da nur bedingt —
eher fraglich. 

14 Der Zapatismus bzw. Neozapatismus kann mit seinen globalen sozialen Netzwerken und seinem über mehr als anderthalb
Jahrzehnte langen Bestehen insofern durchaus mithalten mit den in der sozialwissenschaftlichen und politaktivistischen Li-
teratur immer wieder herangezogenen Beispielen selbstermächtigender, sozialrevolutionärer Projekte wie der Paris Com-
mune 1871 oder der Spanischen Revolution 1936, die nach wenigen Monaten gewaltsam beendet wurden. Zu den
transnationalen Effekten des Zapatismus vgl. Bewernitz 2002, Kastner 2004, Kerkeling 2006, Leyva Solano 2009. 75
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In den 1950er Jahren setzte in Italien ein Indu�
strialisierungsschub ein, der die Sozialstruktur des
Landes nachhaltig veränderte. Waren 1951 noch
83 Prozent der aktiven Bevölkerung in der Land�
wirtschaft beschäftigt, so sollten es zwei Jahr�
zehnte später nur noch 18 Prozent sein. Allein
zwischen 1951 und 1967 zogen mehr als vier
Millionen Menschen vom Land in die Stadt. Ins�
besondere die Landarbeiter aus dem Süden, dem
mezzogiorno, fungierten als frische Arbeitskraft
für das industrielle Dreieck Mailand�Turin�
Genua. Die extrem gesundheitsschädlichen Ar�
beitsbedingungen, denen die Arbeiter ausgesetzt
waren, verschlechterten sich ab 1963 mit dem
Ende des ersten Nachkriegsbooms weiter. Die
Unternehmer nutzten die Rezession nicht nur,
um Entlassungen durchzusetzen, sondern auch,
um die noch verbliebenen „Poren des Arbeitsta�
ges“ zu schließen (Marx 1962b, S. 361). Folge
der gesteigerten Arbeitsintensität war eine wach�
sende Zahl sogenannter morti bianche, d. h. tödli�
cher Arbeitsunfälle. Anlässlich der Tarifverträge
von 1966, vor allem aber des neuerlichen Auf�
schwungs der Wirtschaft 1967, kam es zu einer
Welle von Streiks, die 1969 im sogenannten hei�
ßen Herbst einen von Straßenschlachten, Miet�
streiks und großen Demonstrationen
gekennzeichneten Höhepunkt erreichte.

Diese Kämpfe wurden nicht von Parteien oder
Gewerkschaften getragen, sondern die Arbeiter
schufen sich neue, autonome Organisationsfor�
men wie die einheitlichen Basiskomitees (comitati
unitari di base, CUBs). Der erste CUB entstand
im Frühjahr 1968 in einem Mailänder Werk der
Firma Pirelli, wo die Belegschaft den Abschluss
eines neuen Tarifvertrags im Gummisektor zum
Anlass nahm, ihre Feindschaft gegenüber der Be�
triebsleitung – aber auch gegenüber der Gewerk�
schaft – durch Bummelstreiks, spontane
Arbeitsniederlegungen und Demonstrationen
deutlich zu machen. Weitere CUBs entstanden in
der Folgezeit auch in Trient, Porto Marghera, Bo�
logna, Florenz, Pisa, Rom und Porto Torres (Sar�
dinien). Sie waren nur eine Facette eines
vielfältigen Drangs zur Selbstorganisation, der
neben den Arbeitern auch die Angestellten und
die Studierenden erfasste.

Spätestens Ende der 1960er Jahre hatten die Ar�
beitskämpfe den Rahmen herkömmlicher tarifli�
cher Auseinandersetzungen gesprengt. Es ging
nicht mehr um eine ‚angemessene‘ Beteiligung
am erwirtschafteten Überschuss, sondern die
Lohnforderungen nahmen einen politischen
Charakter an. Die Unternehmer sollten weit
genug in die Enge getrieben werden, um die Ver�
längerung des Akkumulationsmodells der Nach�
kriegszeit in die Zukunft zu verunmöglichen.
Damit verband sich auch die Hoffnung auf eine
endgültige Zerschlagung des Kapital�Arbeit�Ver�
hältnisses selbst. Auf nichts geringeres zielte die
Praxis der massenhaften und militanten Arbeits�
verweigerung (rifiuto del lavoro) in den radikal�
sten Kämpfen des Zyklus ab.

Dieser Praxis entsprachen theoretische Analysen,
die seit den frühen 1960er Jahren von den hete�
rodoxen Marxisten einer bald als ‚Operaismus‘
bezeichneten Strömung unter unmittelbarer Ein�
beziehung der in den Großbetrieben beschäftig�
ten Arbeiter entwickelt wurden, um dann in
Periodika wie den Quaderni rossi (1961�63) und
Classe operaia (1963�66) veröffentlicht zu wer�
den. Die Formel rifiuto del lavoro geht auf einen
der Gründer dieser Strömung, Mario Tronti, zu�
rück. Tronti erkannte in der Arbeitsverweigerung
das effektivste Mittel zum Aufbrechen der auf
dem physischen und psychischen Elend der
Lohnabhängigen gründenden Verwertungskreis�
läufe des Kapitals und das Geheimnis dessen, was
Steve Wright die „Konstitution des ökonomi�
schen Inputfaktors Arbeitskraft als das politische
Subjekt Arbeiterklasse“ genannt hat (Wright
2009, S. 433).

Die drei Phasen des Operaismus

Die Geschichte des Operaismus, um deren Erbe
es im vorliegenden Aufsatz gehen soll, ist mittler�
weile in einigen solide recherchierten Buchveröf�
fentlichungen nachzulesen (vgl. vor allem Wright
2005). Der Kürze halber soll sie hier anhand
einer auf Karl Heinz Roth zurückgehenden Peri�
odisierung als in drei Phasen verlaufend zusam�
mengefasst werden (Roth 2009a, S. 13�14). Die
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erste Phase umfasst den Zeitraum von der Grün�
dung der Quaderni rossi bis zum Ausbruch der
landesweiten Revolte jenes tayloristischer Arbeits�
diziplin unterworfenen Fabrikarbeiters, den die
Operaisten als operaio massa (Massenarbeiter) be�
zeichneten, also die Jahre zwischen 1961 und
1968. Roth spricht von der „Inkubationsphase“
des Operaismus (Roth 2009a, S. 14), denn dies
war der Zeitraum, in dem die Operaisten ihre in�
chieste (Arbeiteruntersuchungen) durchführten
und deren Ergebnisse in Analysen zusammenfass�
ten, die heute zu Recht als Klassiker des hetero�
doxen Marxismus gelten. 1961 veröffentlichte
Romano Alquati im ersten Heft der Quaderni
rossi seinen Aufsatz Documenti sulla lotta di classe
alla FIAT („Der Klassenkampf bei FIAT“). Dort
erschien auch Sull’uso capitalistico delle macchine
nel neocapitalismo („Über den kapitalistischen
Gebrauch der Maschinen“) von Raniero Panzieri,
der bereits 1958 für die Zeitschrift Mondo
Operaio einen Questionario per l’inchiesta di massa
nelle fabbriche („Fragebogen für die Massenunter�
suchung in den Fabriken“) erarbeitet hatte. Im
zweiten und dritten Heft der Quaderni rossi
(1962 bzw. 1963) reichte Alquati weitere Unter�
suchungsergebnisse nach, diesmal zu den Arbeits�
verhältnissen bei OLIVETTI. In den gleichen
zwei Heften erschienen auch Trontis Aufsätze La
fabbrica e la società („Fabrik und Gesellschaft“)
und Il piano del capitale („Der Plan des Kapitals“)
sowie Panzieris Spontaneità e organizzazione
(„Spontaneität und Organisation“). 1964 erschie�
nen dann, nach einer Kontroverse im Redakti�
onskollektiv der Quaderni rossi, die zum Austritt
mehrerer Redakteure führte, in der neugegründe�
ten Zeitschrift Classe operaia Trontis Aufsätze
Lenin in Inghilterra („Lenin in England“), Vecchia
tattica per una nuova strategia („Eine alte Taktik
für eine neue Strategie“) und Classe e partito
(„Klasse und Partei“). 1966 brachte der Turiner
Einaudi�Verlag Trontis Arbeiten zusammen mit
einem bis dahin unveröffentlichen Text, Marx,
forza�lavoro, classe operaia („Marx, Arbeitskraft,
Arbeiterklasse“), als Buch heraus (Tronti 1966,
Tronti 1974; die genannten Texte Alquatis und
Panzieris sind nachzulesen in Alquati 1974, Al�
quati 1975, Panzieri 1994 und Pozzoli 1972).

Grundlage all dieser Texte war wie gesagt die Me�
thode der inchiesta operaia (Arbeiteruntersu�
chung) bzw. der conricerca (Mit�Untersuchung
im Sinne einer gemeinsam mit den Arbeitern
vorgenommenen Recherche). Sie griff eine Idee
auf, die Marx bereits 1880 durch die Formulie�

rung eines „Fragebogens für Arbeiter“ umzuset�
zen begonnen hatte (Marx 1962a), knüpfte aber
auch, woran Sergio Bologna jüngst erinnert hat
(Bologna 2009, S. 159�161), an der Untersu�
chungspraxis an, die der italienische Marxist Da�
nilo Montaldi im Laufe der 1950er Jahre in
seinen Büchern über das Leben der Einwanderer
in den norditalienischen Städten sowie über die
Lebensgeschichten von Gaunern, Prostituierten
und Vagabunden angewandt hatte (Alasia u.
Montaldi 1960, Montaldi 1961; vgl. auch Mon�
taldi 1971). Einer der Mitbegründer der Qua�
derni rossi, Antonio Negri, hat die conricerca aus
der historischen Rückschau heraus folgenderma�
ßen zusammengefasst: „Mit�Untersuchung hieß,
die Untersuchung der Arbeitsorganisation in
umittelbarer Zusammenarbeit mit den Arbeitern
vorzunehmen, genauer: die Arbeiter selbst die
Untersuchung vornehmen zu lassen. Die von ex�
ternen Militanten ausgeübte politische Analyse
begann in den Hintergrund zu rücken. In den
Betrieben entstanden neue Arten von Arbeiterka�
dern: Sie waren nicht einfach Gewerkschafter,
auch keine Intellektuellen mit Vertreterfunktion
oder karrierepolitischen Avantgarden, sondern –
ganz so, wie man es uns zu Beginn des Sozialis�
mus erzählt hatte – Arbeiterpolitiker (politici
operai)“ (Negri 2008, S. 179).

Was unter der mittels inchiesta untersuchten „Ar�
beitsorganisation“ zu verstehen ist, hat Sergio Bo�
logna erläutert: „In jener kollektiven Arbeit des
operaistischen Forschungsteams, die seine unmit�
telbare Auseinandersetzung mit der Welt der Fa�
brikproduktion war, wurde versucht, den
verschiedenen Ebenen, aus denen sich das System
der Produktionsverhältnisse zusammensetzt, auf
den Grund zu gehen: der sequenzartigen Organi�
sation des Produktionszyklus, den Hierarchieme�
chanismen, die dieser Produktionszyklus spontan
hervorbringt, den Disziplinierungs� und Integra�
tionstechniken, die ausgearbeitet werden, der
Entwicklung der Technologien und der Verarbei�
tungsverfahren, den Reaktionen auf die sponta�
nen Verhaltensweisen der Arbeitskraft, den
zwischenmenschlichen Dynamiken innerhalb der
Fabrikabteilungen, den Kommunikationsverfah�
ren, derer sich die Arbeiter während des Arbeits�
tags bedienen, der Weitergabe der Kenntnisse
von den älteren an die jüngeren Arbeiter, der
Entstehung einer Kultur des Konflikts, den Spal�
tungen innerhalb der Arbeitskraft, dem Ge�
brauch der Zwischen� und Kantinenpausen, den
Zahlungssystemen und ihrer differenzierten An�
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wendung, der Anwesenheit der Gewerkschaft
und den Formen politischer Propaganda, dem
Risikobewusstsein und den Mitteln, die eigene
körperliche Unversehrtheit und Gesundheit zu
schützen, den Beziehungen zu den externen Mili�
tanten, der Kontrolle der Arbeitsrhythmen, dem
Verhältnis zum Akkord, dem Arbeitsumfeld usw.
Es ließen sich noch viele Ebenen anführen, auf
denen sich das, was wir ‚Fabrikarbeit‘ nennen, ar�
tikuliert. Wenn sich die ‚Operaisten‘ eindeutig
vom politischen Personal einer Linkspartei unter�
schieden, dann, weil sie sich über die Komplexität
der Fabrikarbeit vollends im Klaren waren“ (Bo�
logna 2009, S. 156).

Es ging freilich nicht um Recherche allein, son�
dern auch um Organisierung. Das vielleicht
deutlichste Beispiel dafür, wie beides ineinander
übergehen konnte, war die nach einem Massen�
streik gegen die Kürzung des Urlaubs 1963 er�
folgte Gründung des comitato operaio
(Arbeiterkomitees) im Industriegebiet I von
Porto Marghera bei Venedig. Dazu nochmals
Negri: „Das Komitee trifft sich mindestens ein�
mal die Woche zu einer Versammlung, in der
Praxis aber kommen die Genossen aus den Fabri�
ken und die aus Padua oder Venedig angereisten
Studenten so gut wie jeden Tag vorbei. […] Es ist
die Zeit, in der die Arbeiterautonomie ihren eige�
nen Diskurs entwickelt. Ein Diskurs, der in der
internen Diskussion in den Abteilungen systema�
tisch überprüft wird, wie auch in der Konfronta�
tion mit den gewerkschaftlichen Instanzen in der
Fabrik und, wenn sich dies ergibt, mit den ver�
schiedenen auf Provinzebene vertretenen Organi�
sationen der kommunistischen und/oder der
sozialistischen Partei. […] Die gewerkschaftli�
chen und politischen Autoritäten verhängen be�
reits sehr bald ihren Bannfluch über die Kräfte
der Autonomie. […] Erst als das Komitee be�
ginnt, den Kampf direkt zu organisieren und also
die gewerkschaftlichen und politischen Instanzen
von der Kampfführung auszuschließen, erst dann
suchen diese den Kontakt und streben eine Dis�
kussion an – doch wir befinden uns bereits an
der Schwelle zu `68“ (Negri 2008, S. 181).

Die zweite Phase des Operaismus – die der ent�
falteten Kämpfe – datiert Roth von 1968 bis
1973. Der egalitäre Charakter dieser Kämpfe trat
in Porto Marghera besonders deutlich hervor.
1968 wurde dort eine 5000�Lire�Prämie für alle
gefordert, im Jahr darauf die Verkürzung der
Schichtarbeit auf 36 Wochenstunden bei vollem

Lohnausgleich. 1970 wurde gegen die Auslage�
rung einzelner Fertigungsschritte an Subunter�
nehmen gekämpft. Die gesundheitsschädlichen
Arbeitsbedingungen, vor allem in den petroche�
mischen Betrieben des Industriegebiets I, wurden
immer stärker thematisiert. Parallel dazu kam es
in der Region zu Hausbesetzungen, Mietstreiks
und autoriduzioni (selbstbestimmten Herabset�
zungen der Strom� und Gasrechnungen) (Roth
2009b, S. 7�8; Sacchetto u. Sbrogiò 2009). Ver�
gleichbare Kämpfe fanden auch in den übrigen
norditalienischen Ballungszentren statt. Aber
auch im Süden konnte von Ruhe nicht die Rede
sein. Dort kam es 1968 zu einem Aufstand der
Bauarbeiter in Cosenza, dem sich Tagelöhner und
Bauern anschlossen. Im April 1969 wurde Batti�
paglia, eine Kleinstadt mit etwa 25.000 Einwoh�
nern, von einem heftigen Aufstand erfasst, der
freilich bereits im Juli 1970 durch eine in Reggio
Calabria ausgebrochene Revolte in den Schatten
gestellt werden sollte. Höhepunkt all dieser
Kämpfe war der bereits erwähnte heiße Herbst
von 1969. Im November 1969 streikten landes�
weit annähernd 20 Millionen Menschen. Das
wirtschaftliche Leben Italiens kam für 24 Stun�
den nahezu vollends zum Stillstand.

Die Jahre zwischen 1968 und 1973 waren auch
diejenigen, in denen der Operaismus – teilweise
vermittelt über die 1967 aus dem Umfeld des Re�
daktionskollektivs von Classe operaia heraus ge�
gründete Gruppe Potere operaio – erstmals eine
internationale Ausstrahlung entfaltete. Roth be�
richtet als Zeitzeuge über die im Umfeld der
Zeitschriften Wir wollen Alles und Autonomie er�
folgte westdeutsche Rezeption: „Auf die Arbeiter�
autonomie von Porto Marghera wurden wir zum
ersten Mal gegen Ende des Jahrs 1970 aufmerk�
sam. Wir – das war eine Gruppe junger Lehrer,
Ärzte, Ingenieure, Juristen, Naturwissenschafter,
Psychologen, Soziologen und Historiker, die an
der Studentenbewegung der 1960er Jahre teilge�
nommen hatten und jetzt am Beginn ihrer weit
gefächerten Berufspraxis stand. […] In den fol�
genden Jahren entstand eine enge Kooperation
zwischen Potop [d. i. Potere operaio, M. H.] und
uns. Sie wurde zusätzlich zu vielfältigen persönli�
chen Kontakten durch das internationale Potop�
Büro in Zürich koordiniert und hatte vor allem
die Homogenisierung der Kämpfe der multina�
tionalen Massenarbeiter – zunächst in der europäi�
schen Automobilindustrie – zum Ziel. Das
erschien uns als unumgängliche Bezugnahme auf
die Kampfzyklen in den untersten Segmenten der
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Klasse – der süd� und südosteuropäischen Migra�
tionsarbeiter, der Proletarierinnen der unteren
Lohngruppen und der deutschen Jugendlichen
und Lehrlinge –, die in Westdeutschland schließ�
lich Ende August 1973 von den Unternehmens�
leitungen, den Betriebsräten, den
Gewerkschaften und der Polizei in einer gemein�
sam organisierten Knüppelaktion niedergeschla�
gen wurden“ (Roth 2009b, S. 7).

Ein Wendepunkt war das Jahr 1973 nicht nur für
die Arbeiter bei Ford Köln, auf deren Niederlage
Roth anspielt (vgl. Betriebszelle Ford der Gruppe
Arbeiterkampf 1973). Im Sommer 1973 kam es
nach einem Kongress von Potero operaio in Roso�
lina auch zur Abspaltung der paduanischen Frak�
tion um Antonio Negri von der römischen um
Franco Piperno und damit zum Zusammenbruch
der Gruppe. Derweil gingen die italienischen Un�
ternehmer spätestens  mit dem im November
1973 verkündeten absoluten Einstellungsstopp
bei FIAT zu einem Gegenangriff über, der sich
die gesamte Dekade hindurch fortsetzen und die
italienische Klassenzusammensetzung nachhaltig
transformieren sollte (Autonomie 1982).

Die 1973 beginnende dritte Phase des Operais�
mus zeichnet sich, wie die erste, durch eine rege
theoretische Arbeit aus. Insbesondere das Redak�
tionskollektiv der 1973 von Sergio Bologna, Ce�
sare Bermani und anderen gegründeten, bis 1988
erscheinenden Zeitschrift Primo maggio bemühte
sich um einen analytischen Zugang zu den Ver�
änderungen jener Jahre, von der Wiederherstel�
lung des kapitalistischen Kommandos in den
Großbetrieben, wie sie vor dem Hintergrund von
Entlassungen und maschinengestützter Neuorga�
nisation des Produktionsprozesses vollzogen
wurde, über eine auf Diversifizierung, Prekarisie�
rung und Informalisierung der Beschäftigungs�
formen gegründete Neuordnung des
Arbeitsmarktes bis hin zur Politik der Inflation
und Austerität. Mit der Aufarbeitung der theore�
tischen Leistungen des Redaktionskollektivs von
Primo maggio ist gerade erst begonnen worden
(Roth 2009a, Wright 2009). Soviel lässt sich aber
jetzt bereits sagen: Die für die erste Phase des
Operaismus zu verzeichnende enge Verflechtung
mit Kämpfen, die durch ihre Intensität und Aus�
breitung die Aufhebung des Kapital�Arbeit�Ver�
hältnisses in greifbare Nähe rückten, lässt sich für
die dritte Phase nicht mehr konstatieren. Die
theoretische Arbeit sowohl Primo maggios als
auch der zahlreichen anderen operaistischen Zeit�

schriftenprojekte der 1970er und 1980er Jahre
fand vor dem Hintergrund proletarischer Nieder�
lagen statt. Die von Jungarbeitern, Jobbern und
Arbeitslosen getragene Märzrevolte von 1977 ver�
sprach zwar kurzzeitig den Beginn eines neuen
Kampfzyklus, doch sie blieb auf wenige Zentren
wie Rom, Mailand und Bologna beschränkt. Im
Frühjahr 1979 gelang es dem italienischen Staat,
die in diesen Jahren besonders offensiv agieren�
den bewaffneten Untergrundgruppen zum Vor�
wand zu nehmen, um gleich mehrere
Generationen politischer Militanter, von den
Gründern der operaistischen Strömung bis zu
den jüngeren Trägern der Märzrevolte, zu inhaf�
tieren oder ins Exil zu treiben (Bocca 1980). Das
Redaktionskollektiv von Primo maggio setzte
seine Arbeit zwar beinahe ein weiteres Jahrzehnt
lang fort, doch den in diesem Zeitraum veröf�
fentlichten Arbeiten liegt kein aus der Beteili�
gung an Massenkämpfen hervorgegangener oder
auch nur einigermaßen einheitlicher theoreti�
scher Rahmen mehr zugrunde. Einige Autoren
verloren das Vertrauen in die Marxsche Theorie,
die zu hinterfragen in den 1960er Jahren noch
keinem Operaisten eingefallen wäre. So war etwa
von Lapo Berti 1981 zu vernehmen: „Der Mar�
xismus ist heute nicht mehr das, was er in diesen
bewegten anderthalb Jahrzehnten in Italien viel�
leicht zum letzten Mal war: die von den Subjek�
ten der Veränderung gesprochene Sprache. Er
sorgt nicht mehr für Bewegung, Identifikation,
Reibung. Er ist nur noch das ferne Echo einer
Niederlage, ein Übungsplatz für Schreiberlinge,
die das grüne Feld der Praxis unter ihren belang�
losen Papieren begraben“ (zit. n. Wright 2009, S.
460).

Neue Ansätze

Einige Operaisten konnten der Repression der
späten 1970er und frühen 1980er Jahre entgehen
und ihre Arbeit unter vergleichsweise vorteilhaf�
ten Bedingungen fortsetzen. Ferruccio Gambino,
der sich am Höhepunkt der Verhaftungs� und
Prozesswelle in den USA befand, konnte nach
seiner Rückkehr nach Italien an der Universität
von Padua, wo in den 1960er und 1970er Jahren
viele Operaisten gearbeitet hatten, weiterfor�
schen. Nachdem er sich intensiv mit der Ge�
schichte der afro�amerikanischen Arbeiter und
ihrer Bewegungen befasst hatte, widmete er sich
in der Folge zunehmend den Zusammenhängen
von Migration und Industriearbeit in Europa
und den Golfstaaten, wobei er 2003 eine ein�
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drucksvolle Synthese seiner Forschungsergebnisse
vorlegen konnte (Gambino 2003). Vor allem war
es Gambino aufgrund seiner Lehrtätigkeit mög�
lich, jüngere Forscher und Aktivisten an die von
ihm behandelten Problemfelder heranzuführen.
Gemeinsam mit Devi Sacchetto hat Gambino die
in den 1990er Jahren entstandenen Migrations�
ströme zwischen Rumänien und Italien sowie die
Wechselwirkung zwischen diesen Migrationsströ�
men und den Auslandsinvestitionen italienischer
Kleinunternehmer untersucht (Gambino u. Sac�
chetto 2007). Gambino und Sacchetto haben
darüber hinaus im Rahmen einer kritischen Aus�
einandersetzung mit Marx eine ehrgeizig ange�
legte Untersuchung der Entwicklung freier und
unfreier Arbeitsverhältnisse seit dem transatlanti�
schen Sklavenhandel und bis zur aktuellen Ver�
nutzung der Migrationsarbeit an den
EU�Außengrenzen vorgelegt (Gambino u. Sac�
chetto 2009). Schließlich hat Sacchetto die Me�
thode der Arbeiteruntersuchung angewandt, um
die aktuellen Arbeitsverhältnisse in der kommer�
ziellen Seefahrt zu analysieren (Sacchetto 2009).

Auch Sergio Bologna entging dem Schicksal vie�
ler seiner Mitstreiter. Zwar verlor er seine Hoch�
schulstelle, doch eine Haftstrafe blieb ihm
erspart. In Teilen der deutschen Linken werden
aktuell die Diskussionen neu entdeckt, die –
weitgehend auf Bolognas Initiative hin – ab 1973
in der Zeitschrift Primo maggio geführt wurden,
wobei insbesondere ein längerer Aufsatz Bolognas
zu Marxens Zeitungsartikeln aus der Zeit der er�
sten Weltwirtschaftskrise auf Interesse stößt (Bo�
logna 1973, 2009b). Bolognas anlässlich der
Märzunruhen von 1977 angestellte Überlegun�
gen über die veränderte Zusammensetzung und
Subjektivität der italienischen Arbeiterklasse wur�
den bereits kurz nach ihrem Erscheinen in Italien
auch im deutschen und englischen Sprachraum
rezipiert (Bologna 1978, 1980a, 1980b). Auch
Bolognas spätere historische Arbeiten zum Natio�
nalsozialismus, hervorgegangen aus seiner Zu�
sammenarbeit mit der von Angelika Ebbinghaus
und Karl Heinz Roth Mitte der 1980er Jahre ge�
gründeten Stiftung für Sozialgeschichte, sind au�
ßerhalb Italiens rezipiert worden, wenn auch eher
von professionellen Historikern und Historike�
rinnen als von der sich auf den Operaismus be�
ziehenden Linken (Bologna 1997a, 1997b). 

Der eigentliche Schwerpunkt der von Bologna
seit den 1990er Jahren vorgelegten Thesenpa�

piere, Aufsätze und Bücher sind die Arbeitsver�
hältnisse der neuen Selbständigen in Italien und
anderen OECD�Ländern (Bologna 1997c, 2006,
2007). Bologna selbst betont die Kontinuitäten
zwischen seinen Studien über die Selbständigkeit
und den Fragestellungen und Methoden des
Operaismus: „Meine neue Lebenssituation [nach
dem Verlust der Hochschulstelle, M. H.] erlaubte
es mir, die Reflexion über einige Themen, die ich
1977 nur gestreift hatte, wieder aufzunehmen.
Dazu gehörten in erster Linie die Themen der
selbständigen Arbeit und jener Flucht vor der
Lohnarbeit, deren Kontext eine Organisations�
weise des Kapitals ist, die mittlerweile in Italien
und anderswo die Eigenschaften eines entwickel�
ten Postfordismus aufwies. Nach fünf oder sechs
Jahren als Selbständiger war ich in der Lage, an�
deren die Ergebnisse meiner Reflexionen mitzu�
teilen […]. Der typischen Vorgehensweise des
Operaismus folgend, stellte ich meine Thesen zu�
nächst 1991 in der von mir mitbegründeten Zeit�
schrift Altre ragioni zur Diskussion. Ich ließ
meine Überlegungen heranreifen, indem ich
mich mit den Diskussionsbeiträgen anderer aus�
einandersetzte und über neue, von mir bis dahin
vernachlässigte Probleme nachdachte. Erst zehn
Jahre später veröffentlichte ich meine ‚Zehn The�
sen’ in einem bei Feltrinelli erschienenen Sam�
melband, den ich gemeinsam mit Andrea
Fumagalli herausgab“ (Bologna 2009, S. 175�
176; bei den ‚Zehn Thesen‘ handelt es sich um
Bologna 1997c). Bologna betont aber auch, wie
weit er sich durch seine Auseinandersetzung mit
der selbständigen Arbeit vom Marxismus entfernt
hat: „Bei der Niederschrift der ‚Zehn Thesen‘ bot
mir der Marxismus keinerlei historischen oder
theoretischen Bezugspunkt. Es gab keinen Ab�
schnitt des Kapitals, der Theorien über den Mehr�
wert, der Grundrisse oder anderer Schriften, an
dem ich mich hätte orientieren können. […] Die
technologische Revolution des Kapitalismus hatte
mit der Informatik ein neues Zeitalter eingeläu�
tet, und es hatte keinen Sinn, dem Marx’schen
Denken Gewalt anzutun, um so doch noch einen
Zusammenhang herzustellen. Marx ist eine histo�
rische Gestalt, und seine Fähigkeit, die Dynami�
ken des Kapitalismus vorwegzunehmen, hat ihre
Grenzen“ (Bologna 2009, S. 177�178).

Auch andere aus dem Operaismus hervorgegan�
gene Theoretiker beschäftigten sich mit dem, was
Bologna die technologische Revolution des Kapi�
talismus nennt, also mit der Entwicklung der
neueren Informations� und Kommunikations�
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technologien (IuK�Technologien) und ihren Aus�
wirkungen auf die Arbeitsverhältnisse. Anders als
Bologna glaubten besagte Theoretiker diesen
Umbruch aber sehr wohl mit Marx – nämlich
mit dessen Ausführungen über das entwickelte
Maschinensystem in den Grundrissen – erklären
zu können (Marx 1983, S. 590�605; vgl. Tomba
u. Bellofiore 2009). Es war vor allem der 1979
inhaftierte Vordenker der paduanischen Fraktion
von Potere operaio, Antonio Negri, der diese als
Postoperaismus bekannt gewordene Strömung
begründete. Negri kam 1983 als Wahlkandidat
der Linkspartei Partito radicale frei und setzte
sich kurz nach dem Beginn einer Debatte über
die Aufhebung seiner parlamentarischen Immu�
nität nach Frankreich ab, wo er bis zu seiner
Rückkehr nach Italien 1997 im Pariser Exil lebte.
Negri wurde nach seiner Rückkehr erneut inhaf�
tiert und setzte bis zu seiner endgültigen Freilas�
sung im Frühjahr 2003 seine in den späten
1970er Jahren im Umfeld der römischen Autono�
mia�Bewegung und der Zeitschrift Rosso begon�
nenen Bemühungen um eine Weiterentwicklung
des operaistischen Ansatzes aus dem Gefängnis
Rebibbia heraus fort. Heute ist er nicht nur
wegen seiner bewegten Lebensgeschichte, son�
dern vor allem auch wegen der breiten Rezeption
seiner Positionen sowohl in akademischen Krei�
sen als auch in Teilen der Linken der mit Abstand
bekannteste der hier erwähnten Theoretiker. 

Der besondere Reiz, den Negris Arbeiten in den
letzten Jahren auf viele Linke ausgeübt haben, er�
klärt sich nicht allein aus der Tatsache, dass sich
Negri und seine Anhänger bereits früh an die
Konzeptualisierung jener von ihnen als ‚immate�
riell‘ bezeichneten Arbeitsverhältnisse gemacht
haben, die aus der stoßweisen Entwicklung der
IuK�Technologien seit den 1990er Jahren hervor�
gegangenen sind (Corsani, Lazzarato u. Negri
1996). Denn das wurde auch von anderen gelei�
stet, freilich mit dem Unterschied, dass sie sich
dabei systematischer um eine Einordnung in das
Gesamtspektrum der damaligen Arbeitsverhält�
nisse – die weitgehend auch die heutigen sind –
bemüht haben und nie an der Zentralität der In�
dustrieproduktion für die Verwertungskreisläufe
des Kapitals gezweifelt oder die Zumutungen
einer tayloristisch�fordistischen Arbeitszdisziplin
für überwunden gehalten haben (vgl. etwa Roth
1994). Faszinierend an der von Negri lancierten
Strömung war – zwischenzeitlich auch für den
Verfasser dieses Aufsatzes – deren Fähigkeit, ei�
nerseits an Grundbegriffen der Marxschen Kritik

der politischen Ökonomie festzuhalten, anderer�
seits aber den theoretischen Rahmen durch Ein�
beziehung der Analysen und der Begrifflichkeit
einer Vielzahl nicht�marxistischer Theoretiker zu
erweitern. Zu diesen von Negri vor allem wäh�
rend seines französischen Exils rezipierten Theo�
retikern (Michel Foucault, Gilles Deleuze, Félix
Guattari) kamen noch Gestalten aus der europäi�
schen Philosophiegeschichte hinzu, allen voran
jener Baruch Spinoza, über den Negri bereits
während seines ersten Gefängnisaufenthalts eine
umfangreiche Studie verfasst hatte (Negri 1981,
1982). Diese neuen Bezüge, die nach und nach
in eine umfassende Theorie des ‚postmodernen‘
Kapitalismus einflossen, stießen unter den stu�
dentischen Segmenten der Linken nicht nur des
italienischen, sondern auch des französischen,
englischen und deutschen Sprachraums auf be�
trächtliches Interesse. Dass bei der Ausarbeitung
des neuen Theorieansatzes die Auseinanderset�
zung mit der Lebensrealität der arbeitenden Klas�
sen oftmals zu kurz kam und von
Untersuchungsarbeit, wie sie die Operaisten in
den 1960er Jahren geleistet hatten, nicht mehr
die Rede sein konnte, wurde zwar hier und dort
kritisiert, doch bremste das die weitgehend affir�
mative Rezeption von Negris neuem Ansatz
nicht. Für diejenigen, deren Sprachkenntnisse
ihnen den Nachvollzug der in Zeitschriften wie
DeriveApprodi (Rom) und Multitudes (Paris) ge�
führten Diskussionen erlaubten, kam noch der
Eindruck hinzu, dass dort wieder so etwas wie
eine rege politische Kultur aufblühte, wie sie die
erste Phase des Operaismus gekennzeichnet hatte.
Dieser Eindruck war allerdings eine Illusion,
denn wo die Zeitschriftenprojekte nicht ganz ein�
gestellt worden und ihre Redaktionsmitglieder
vollends zerstritten sind, dort finden die Diskus�
sionen heute – nach der Anerkennung von Ne�
gris Theorie durch die scientific community der
europäischen und US�amerikanischen Universitä�
ten – nur noch in sehr engen Bahnen statt. 

Was schließlich aus Mario Tronti geworden ist,
fragt heute merkwürdigerweise kaum jemand,
obwohl dessen Buch von 1966, Operai e capitale,
häufig als ‚Bibel‘ des Operaismus bezeichnet wird
und obwohl Tronti nicht aufgehört hat, theore�
tisch zu arbeiten und die Ergebnisse zu veröffent�
lichen. Deutschsprachige Leser und Leserinnen
wurden zuletzt im Dezember 2008 auf Trontis
jüngere Tätigkeit gestoßen: durch die Überset�
zung eines Vortrags, den dieser einige Monate
zuvor auf einem vom italienischen Zentrum für
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Staatsreform (Centro per la riforma dello Stato,
CRS) mitorganisierten Kongress in Brescia gehal�
ten hat (Tronti 2008). Der Vortrag war allerdings
nicht geeignet, viel Licht auf die Entwicklung zu
werfen, die Trontis Denken seit der Hochphase
des Operaismus durchlaufen hat, und die Buch�
veröffentlichungen Trontis, in denen sich diese
Entwicklung sehr viel deutlicher niedergeschla�
gen hat, sind bis heute unübersetzt geblieben.

Tronti war stets der besondere Fall eines Opera�
isten, der eine gewisse Nähe zur Kommunisti�
schen Partei Italiens (Partito comunista italiano,
PCI) pflegte. In den 1980er Jahren, nachdem
eine bereits seit der zweiten Phase des Operais�
mus schwelende Polemik zwischen Tronti und
Negri noch einmal kurzzeitig aufgeflammt war
(vgl. Negri 1981, S. 282�292), näherte sich
Tronti wieder deutlich den Positionen der Füh�
rungsgruppe des PCI und insbesondere des Vor�
sitzenden Enrico Berlinguer. Zu Trontis Arbeit als
Professor für politische Philosophie an der Uni�
versität von Siena und seiner redaktionellen Tä�
tigkeit für die von ihm gegründete Zeitschrift
Laboratorio politico kam denn auch bald die Mit�
gliedschaft im Zentralkomitee des PCI hinzu.
Anfang der 1990er Jahre zog sich Tronti auf�
grund seiner kritischen Einschätzung der damali�
gen Transformation der italienischen
Linksparteien wieder weitgehend aus der Partei�
politik zurück. Seit 2004 leitet er das oben er�
wähnte Centro per la riforma dello Stato, eine
1972 aus dem PCI heraus gegründete Stiftung.

Gegen Trontis langjährige Auseinandersetzung
mit dem politischen Denken der Neuzeit, die
sich in zahlreichen Buchveröffentlichungen nie�
dergeschlagen hat (Tronti 1975, 1977a, 1977b,
1980, 1992, 1998), lässt sich derselbe Einwand
formulieren, den sich auch Negri gefallen lassen
muss: Beide Autoren neigen stark dazu, politische
Geschichte als Ideengeschichte zu verhandeln.
Jenes Konzept einer Geschichte von unten, für
das der englische Historiker Edward P. Thomp�
son in den 1960er Jahren eintrat (Thompson
1963, 1967; vgl. Linebaugh u. Rediker 2009)
und das insbesondere in den operaistischen
Gruppen der BRD intensiv rezipiert wurde,
scheint an Tronti ebenso wie an Negri spurlos
vorüber gegangen zu sein. Schwerer wiegt, dass
sich Tronti bei der Weiterenwicklung seines eige�
nen politischen Denkens auffallend häufig auf
die Konzepte der konservativen Revolution in
Deutschland bezieht, wobei er außer auf Ernst

Jünger immer wieder auch auf den nationalsozia�
listischen Juristen Carl Schmitt zurückgreift.

Merkwürdige Blüten treibt diese Auseinanderset�
zung mit der Weimarer Rechten u. a. in einer
Aufsatzsammlung, die Tronti 1998 veröffentlicht
hat. Darin findet sich ein Aufsatz mit dem Titel
Karl e Carl („Karl und Carl“), in dem Tronti eine
Synthese aus Marxens Kritik der politischen
Ökonomie und den Konzepten Schmitts propa�
giert  (Tronti 1998, S. 151�164). Bei der Lektüre
dieses, aber auch der anderen in dem Buch abge�
druckten Aufsätze wird schnell deutlich, dass
Trontis Interesse an Schmitt gegenüber dem an
Marx deutlich überwiegt. Durch den gesamten
Band zieht sich eine Dichotomie von „Politik“
und „Geschichte“, wobei „Politik“ als „Kontin�
genz, Gelegenheit, courte durée, das Hier und
Jetzt“, „Geschichte“ hingegen als „Dauer, Regel�
mäßigkeit, Wiederholbarkeit, longue durée, Not�
wendigkeit, Schicksal und Bestimmung“ definiert
wird (Tronti 1998, S. 7). Tronti wendet diese Di�
chotomie auf das 20. Jahrhundert an und erklärt,
seit dem Zeitraum 1914�1956 sei es der „Politik“
nicht mehr gelungen, die „Geschichte“ und ihre
„ewige Wiederkehr des Gleichen“ aufzubrechen
und einen „Ausnahmezustand“ herbeizuführen
(Tronti 1998, S. 15). Tronti projiziert also das
Schmittsche Konzept des Ausnahmezustands als
einer „Kraft des wirklichen Lebens“, durch wel�
che die „Kruste einer in Wiederholung erstarrten
Mechanik“ aufgebrochen werde (Schmitt 1963,
S. 21), auf das 20. Jahrhundert. Kurz darauf wer�
den die zwei Weltkriege und die sie begleitenden
Revolutionen mit dem theologischen Begriff des
Wunders in Verbindung gebracht (Tronti 1998,
S. 20; vgl. Schmitt 1934, S. 43). Der Zeitraum
seit 1956 wird als der eines „Niedergangs der Po�
litik“ (so der Titel von Trontis Aufsatzsammlung)
bestimmt. Tronti begreift sich selbst als im „Zeit�
alter der Neutralisierungen und Entpolitisierun�
gen“ lebend und spielt damit gleich noch einmal
auf Schmitt an (Tronti 1998, S. 134; Schmitt
1963, S. 79�95). Wer etwas über Marx erfahren
wollte, sieht sich bei der Lektüre von Karl e Carl
enttäuscht.

Vor einigen Jahren scheint Tronti aufgefallen zu
sein, dass es außer Vordenkern des Nationalsozia�
lismus auch solche des Faschismus gegeben hat.
In einem im Januar 2005 an der Universität
Padua abgehaltenen Seminar über „Krieg und
Demokratie“, an dessen Vorbereitung auch Anto�
nio Negri und Personen aus dessen Umfeld betei�
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ligt waren, empfahl Tronti seinem Publikum die
Lektüre der Elitensoziologie von Gaetano Mosca,
Vilfredo Pareto und Robert Michels (Tronti
2005). Die Faszination Trontis für den Elitenbe�
griff, die auch in der oben erwähnten Aufsatz�
sammlung durchscheint, lässt seine frühen, in der
ersten Phase des Operaismus formulierten Über�
legungen zur Partei als Organisationsform des
Proletariats in einem neuen Licht erscheinen.
Davon, dass es „ohne Partei“ auch „keine Politik“
geben könne, ist Tronti heute noch fest überzeugt
(Tronti 1998, S. 115). Was die „lange Geschichte
der subalternen Klassen“ angeht, so hat sich
Tronti zwar dahingehend geäußert, dass diese
Geschichte „alles andere als abgeschlossen“ sei,
gleich darauf aber auch klargestellt, dass sie ihn
nicht sonderlich interessiere, da es sich in Erman�
gelung einer starken „Partei“ eben bloß um „Ge�
schichte“ und nicht um „Politik“ handle (Tronti
1998, S. 76�77). 

Der Operaismus und das Erbe der
Marxschen Kritik der politischen Ökonomie

Die oben skizzierten Werdegänge verdeutlichen,
welch unterschiedliche Wege die Operaisten seit
den 1970er Jahren eingeschlagen haben. Einige
haben sich gänzlich von Marx abgewandt, oder
aber ihre Marx�Interpretation derart weiterent�
wickelt, dass diese mit der Vorlage – der Kritik
der politischen Ökonomie, wie sie im Kapital
und in den Grundrissen vorliegt – nur noch sehr
oberflächliche Gemeinsamkeiten aufweist. Von
der Praxis der Arbeiteruntersuchung haben sich
die meisten abgewandt. Am konsequentesten ver�
treten wird die Methode der Arbeiteruntersu�
chung heute durch die Gruppe Wildcat, die aus
der Rezeption des operaistischen Ansatzes durch
Karlsruher Jobber�Initiativen hervorgegangen ist. 

Besagte Jobber�Initiativen propagierten Anfang
der 1980er Jahre über die von ihnen produzierte
Karlsruher Stadtzeitung ein Aufgreifen der
operaistischen Methode der Arbeiteruntersu�
chung und orientierten sich dabei vor allem an
den Untersuchungen Alquatis. Ausgangspunkt
war eine Analyse der Kapital� und Klassendyna�
mik in der BRD, die sich gegen den auch in lin�
ken Kreisen gepflegten Mythos richtete,
Automatisierungstendenzen in der Produktion
würden den kapitalistischen Bedarf an Arbeits�
kräften verringern. Die Autoren der Stadtzeitung
erinnerten daran, dass in der BRD außer dem
viel beschworenen Anstieg der Erwerbslosenzah�

len auch eine Ausweitung des Arbeitsvolumens zu
verzeichnen war, dass also weniger von einem
dauerhaften Ausscheiden großer Teile der Arbei�
terklasse aus der Erwerbsarbeit als vielmehr von
einer beschleunigten, durch Instrumente wie
Leiharbeit erzwungenen Mobilität der Arbeiter
und Arbeiterinnen die Rede sein musste: Langfri�
stige Beschäftigungsverhältnisse wichen einem
ständigen Wechsel von Erwerbsarbeit, Erwerbslo�
sigkeit und neuerlicher Erwerbslosigkeit (‚Preka�
risierung‘). Entsprechend dieser Analyse sollte die
vorgeschlagene Arbeiteruntersuchung zunächst
einmal bei der Leiharbeit ansetzen (‚Sklaven�
händlerkampagne‘). Der Vorschlag stieß in der
BRD�Linken zwar auf wenig Resonanz, doch
konstituierte sich 1983 anlässlich eines für das
Folgejahr in Hamburg angesetzten Workshops
immerhin ein Arbeitskreis Militante Untersu�
chung (AKMU), der bis zu seiner Auflösung
1986 Erfahrungen mit der Praxis der Arbeitsun�
tersuchung sammelte, die in die heutige Arbeit
der Gruppe Wildcat eingegangen sind (vgl. The�
Kla 8). 

Versuche einer kritischen Weiterentwicklung der
Marxschen Theorie finden sich in den Veröffent�
lichungen der Gruppe Wildcat kaum, auch wenn
es im AKMU Mitte der 1980er Jahre immer wie�
der Ansätze zu einer systematischen Auseinander�
setzung mit Kernbegriffen dieser Theorie gab
(TheKla 8, S. 61�73). Dagegen ist es in den Strö�
mungen, die unmittelbar aus dem italienischen
Operaismus hervorgegangen sind, die Methode
der Arbeiteruntersuchung aber aufgegeben
haben, zu einer sehr regen Auseinandersetzung
mit Marx gekommen. Der vielleicht eigenwillig�
ste Umgang mit dem alten Mohr findet sich
wohl bei Negri und den Theoretikern aus seinem
Umfeld. Es fällt auf, dass Negri und seine Mit�
streiter oft gerade die fragwürdigsten Momente
der Marxschen Kritik aufgegriffen und weiterent�
wickelt haben, etwa Marxens Stufentheorie der
ökonomischen und sozialen Entwicklung, seine
Neigung zur theoretischen und politischen Privi�
legierung eines bestimmten Segments der arbei�
tenden Klassen, das als hegemonial und
zukunftsweisend ausgegeben wird, oder seinen
Begriff der abstrakten Arbeit, der bei Negri bis
zur völligen Auflösung der Unterscheidung zwi�
schen Arbeit und anderen Tätigkeiten weiterge�
dacht worden ist (vgl. Vercellone 2009 sowie
kritisch Tomba u. Bellofiore 2009). Die in den
1970er Jahren von Negri vertretene Theorie des
‚gesellschaftlichen Arbeiters‘ (Negri 1979), in der
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sich viele dieser Tendenzen bereits abzeichneten,
wurde bereits früh als Abkehr von der Lebensrea�
lität der Arbeiterklasse kritisiert (Autonomie
1982), doch Negri hat sich dadurch nicht beirren
lassen. Im Zuge der Weiterentwicklung seines
Ansatzes hat er u. a. die Unterscheidung zwischen
produktiver und unproduktiver Arbeit zurückge�
wiesen, die bei Adam Smith noch Teil einer Pole�
mik gegen den Adel war (Smith 1974, S.
272�288) und von Marx unter Abstreifung dieser
polemischen Komponente für seine eigene Theo�
rie übernommen wurde. Begründet hat Negri
seine Entscheidung damit, dass die Unterschei�
dung zwischen produktiver und unproduktiver
Arbeit zu politischen Spaltungen führe (persönli�
che Mitteilung, 1. Oktober 2006). Ein solcher
eklektischer Umgang mit der Marxschen Theo�
rie, der die analytische Stringenz zugunsten eines
politischen Pragmatismus zurückstellt, ist für Ne�
gris theoretischen Ansatz charakteristisch. Zu kri�
tisieren ist auch nicht so sehr dieser
Pragmatismus selbst als vielmehr die Kurzsichtig�
keit, mit der er immer wieder einhergeht. Denn
es ist offenkundig, dass sich Negri mehrfach ge�
zwungen gesehen hat, allzu optimistische Pro�
gnosen zu korrigieren bzw. anders zu begründen,
wobei er nicht selten das von ihm erarbeitete
Theoriegebäude grundlegend revidieren musste
(so etwa, als ihm die zu Beginn des Jahrtausends
einsetzenden Angriffskriege der USA im Nahen
und Mittleren Osten eine gründlichere Auseinan�
dersetzung mit Fragen des Krieges aufnötigten,
als er bis dahin geleistet hatte). Damit hat Negri
auch viel von der Sympathie und dem Vertrauen,
die ihm bis vor kurzem noch von einem nicht
unbedeutenden Teil der Linken entgegegenge�
bracht wurden, verspielt. Vielen ist klar gewor�
den, dass Negris Ansatz zwischen einer durchaus
beeindruckenden Fähigkeit zur theoretischen
Synthese und einer Neigung zu Revisionen und
Neugewichtungen schwankt, die im ungünstig�
sten Fall sehr opportunistisch wirkt. 

Es muss aber gerechterweise auch festgehalten
werden, dass die von Negri entwickelte Theorie
immerhin den Versuch darstellt, die Postulate der
Marxschen Arbeitswerttheorie kritisch zu reflek�
tieren und mit den Arbeitsverhältnissen der Ge�
genwart zu konfrontieren. So problematisch
Negris These bezüglich einer unmessbar gewor�
denen gesamtgesellschaftlichen Wertschöpfung
auch ist, es fällt auf, dass die an dieser und ande�
ren Thesen Negris geübte Kritik nur selten mit
der Präsentation theoretischer Alternativen ein�

hergeht, die mehr wären als ein bloßes Wieder�
holen Marxscher Axiome. Gerade die noch akti�
ven, auf die operaistische Untersuchspraxis sich
beziehenden Zusammenschlüsse haben heftig
gegen Negri polemisiert, ohne sich selbst sonder�
lich um eine kritische Auseinandersetzung mit
der Arbeitswerttheorie zu bemühen. So hat der
Operaismus zunächst einmal zweierlei hinterlas�
sen: einerseits eine ausufernde, eklektizistische
und in ihren Ergebnissen oft fragwürdige Theo�
rieproduktion, andererseits Strömungen, deren
Festhalten an der Untersuchungspraxis weitge�
hend der Grundlage einer eigenständig geleiste�
ten kritischen Auseinandersetzung mit dem
Marxschen Ansatz entbehrt. 

Immerhin gibt es Anzeichen dafür, dass sich dies
ändern könnte oder bereits zu ändern begonnen
hat. Oben wurde bereits die in Teilen der deut�
schen Linken zu verzeichnende Auseinanderset�
zung mit den in Primo maggio geführten
Debatten erwähnt. Bemühungen, die Geschichte
des Operaismus kritisch aufzuarbeiten und dabei
zugleich das Verhältnis zur Marxschen Theorie zu
klären, sind auch in dem von Marcel van der Lin�
den und Karl Heinz Roth herausgegebenen Sam�
melband Über Marx hinaus. Arbeitsgeschichte und
Arbeitsbegriff in der Konfrontation mit den globa�
len Arbeitsverhältnissen des 21. Jahrhunderts doku�
mentiert (vgl. etwa Tomba u. Bellofiore 2009,
Wright 2009). Karl Heinz Roth spricht mittler�
weile von einer begonnenen vierten Phase des
Operaismus, die u. a. von dem in den 1990er
Jahren erfolgten global turn der Arbeitsgeschichte
geprägt sei und maßgeblich von einer neuen Ge�
neration von Theoretikern vorangetrieben werde
(persönliche Mitteilung, 13. November 2009).
Inwiefern sich aber die Bemühungen dieser
Theoretiker in neuen Arbeiteruntersuchungen
oder auch in anders gearteter umwälzender Praxis
niederschlagen werden, lässt sich zu diesem Zeit�
punkt noch nicht sagen. 

Schluss

In Porto Marghera, wo in der zweiten Phase des
Operaismus einige der heftigsten Arbeitskämpfe
ausgetragen wurden, hat nach einer partiellen
Deindustrialisierung auch eine Gentrifizierung
eingesetzt, so dass dort abends junge und mo�
disch gekleidete Menschen aus Venedig zu sehen
sind, die in neu eröffneten Restaurants zu Abend
essen. Im Industriegebiet wird durchaus noch
produziert, allerdings in einem drastisch reduzier�
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tem Ausmaß; zudem prangt neben den noch in
Betrieb befindlichen petrochemischen Anlagen
seit 1996 ein futuristisch anmutender Wissen�
schaftspark namens VEGA. Mit seiner Fläche
von mehr als 15 Hektar gilt VEGA als eines der
ehrgeizigsten Stadterneuerungsprojekte Italiens.
Die Bio� und Nanotechnologien sind Schwer�
punkt der dort betriebenen Forschungsprojekte,
an denen zahlreiche Konzerne und zwei Universi�
täten beteiligt sind. Eine unweit des Geländes ge�
legene ehemalige Düngemittelfabrik wird
gegenwärtig in einen Freizeitkomplex mit Restau�
rants, Geschäften, einem Fitnessstudio und
einem Theater umgewandelt. Geplant sind dar�
über hinaus ein Hotel mit 400 Zimmern, ein Re�
staurant mit Kapazitäten für 600 Gäste sowie ein
Film� und ein Tonstudio.

Im November 2007 fand im nahegelegenen Me�
stre ein vom Förderkomitee des Arbeiterarchivs
Augusto Finzi und der Gemeinde Marghera orga�
nisierter Kongress statt, auf dem die an den Ar�
beiterkämpfen der 1960er Jahre Beteiligten ihre
damaligen Erfahrungen Revue passieren ließen
(Sacchetto u. Sbrogiò 2009). Zwischen zwei Vor�
trägen wurde das Podium einem bei Dow Che�

mical beschäftigten Arbeiter aus dem Industriege�
biet überlassen, der auf einen Streik zum Erhalt
der dort bedrohten 600 Arbeitsplätze aufmerk�
sam machte. War es bis dahin um den Kampf
gegen gesundheitsschädliche Arbeitsbedingungen
und um die Arbeitsverweigerung gegangen, so
war nun plötzlich ein Plädoyer für die Verteidi�
gung von Arbeitsplätzen zu hören, die nach wie
vor Verletzte und Tote produzieren. Beantwortet
wurde dieses Plädoyer mit scharfer Kritik, u. a.
von einem Kongressteilnehmer, der sich in den
1960er Jahren als Mitglied des Arbeiterkomitees
von Porto Marghera an den damaligen Kämpfen
beteiligt hatte. Er und seine Kollegen hätten es
im Porto Marghera der 1960er Jahre nicht mit
posti di lavoro (Arbeitsplätzen), sondern mit posti
di morte (Todesplätzen) zu tun gehabt. Zu einer
Diskussion kam es anschließend nicht, sondern
es wurde zur Tagesordnung übergegangen. Es war
eine grotesk anmutende Situation – in der sich
einige der Widersprüche und Konflikte andeute�
ten, mit denen sich zweifelsohne konfrontieren
muss, wer die im Operaismus entwickelten An�
sätze heute zur Anwendung bringen will.

E�Mail: 1978@inventati.org    
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Elitenbildung und Hochschulen im chinesi-
schen Sozialismus: Überlegungen zu „Rise
of the Red Engineers“ und darüber hinaus

Die Studierendenproteste in Österreich und
Deutschland im Herbst 2009 haben die Fragen
aufgeworfen, was der Sinn und Zweck von
Hochschulbildung ist: Wer soll studieren kön�
nen, wem gehört die Uni, wie kann soziale Selek�
tion und Eliten�Bildung verhindert werden? In
diesem Zusammenhang lohnt es, sich mit den ge�
wonnenen und verlorenen Kämpfen in der Ver�
gangenheit auseinandersetzen. 
Joel Andreas versucht in seinem Buch „The Rise
of the Red Enineers“ zu erklären, wie Elitenbil�
dung im sozialistischen China funktioniert hat.
Andreas ist „Assistant Professor“ für Soziologie an
der John Hopkins Universität in Baltimore.  Am
Beispiel der Top�Eliteuniversität Qinghua in Bei�
jing erklärt er, wie die „roten Ingenieure“ zur
neuen Klasse aufsteigen konnten, die heute in
China eine technokratische Herrschaft ausüben
würden. Dabei knüpft er an die Thesen von Gy�
örgy Konrád und Iván Szelényi  an, die in den
70er Jahren die These aufstellen, der Sozialismus
in Osteuropa stelle eine Klassenherrschaft der In�
tellektuellen dar. Allerdings geht Andreas darüber
hinaus, indem er, an Pierre Bourdieu  angelehnt,
die Begriffe des kulturelles und politisches Kapi�
tals entwickelt. Über politisches Kapital verfüg�
ten in erster Linie die revolutionären Kader, die
schon vor 1949 Aktivisten der KPCh wurden,
und über kulturelles Kapital verfügte die alte
Elite der Intellektuellen und ihre Kinder. Da das
Privateigentum an Produktionsmitteln nach
1956 weitgehend abgeschafft wurde,  glaubt An�
dreas, dass politisches und kulturelles Kapital die
Grundlage für Klassenmacht im Sozialismus
seien.

Andreas argumentiert, dass es in der kommuni�
stischen Bewegung zwei Traditionen bezüglich
der Verteilung von politischem und kulturellem
Kapital gebe: 1. Die egalitäre Tradition, die sich
auf Karl Marx´ „Kritik des Gothaer Programms“

bezieht und auf eine Abschaffung der drei Unter�
schiede (zwischen körperlicher und geistiger Ar�
beit, Arbeiter und Bauern sowie Stadt und Land)
abzielt. Diese Tradition hatte großen Einfluss auf
die Politik der Bolschewiki von der Oktoberrevo�
lution bis zum „großen Rückzug“ Mitte der 30er
Jahre. 2. Damals wurde das sowjetische Hoch�
schulsystem auf Elitenselektion umgestellt und
alte Privilegien von Intellektuellen, Experten und
Professoren wiederhergestellt. Das Ziel, die drei
Unterschiede aufzuheben, wurde in die ferne
kommunistische Zukunft vertagt. Spätestens
nach dem 2.Weltkrieg wurde die Sowjetunion
von einer technokratischen Elite von roten Inge�
nieuren regiert. Parteiführer wie Brezhnev, Kosy�
gin, Gromyko, Andropov und Gorbachev hatten
alle Abschlüsse in Ingenieurswissenschaften oder
Agronomie (S.1). Diese Tradition bezeichnet An�
dreas als Utopie im Sinne des französischen uto�
pischen Sozialisten Saint�Simon (1760�1825),
dem eine Herrschaft der Wissenschaftler auf
Basis öffentlichen Eigentums vorschwebte .

Die Wiege der roten Ingenieure

Die Qinghua�Universität wurde 1904 unter star�
kem US�amerikanischen Einfluss gegründet. Der
erste Teil des Buches zeigt, wie die KPCh nach
1952 die Qinghua zur „Wiege der roten Inge�
nieure“ nach sowjetischem�(technokratischen)
Vorbild umbaute. Die neue politische Elite, kom�
munistische Kader, die zumeist aus einfachen Fa�
milien kamen und über wenig formale Bildung
verfügten, übernahmen zunächst die Kontrolle
über die alten intellektuellen Eliten des Lehrkör�
pers. In diesem Jahr wurde in China eine zentra�
lisierte, landesweite Aufnahmeprüfung (gaokao)
eingeführt, durch die nur eine kleine Minderheit
mit den besten Ereignissen an den Hochschulen
studieren konnte. Das Gaokao�System führte
dazu, dass Kinder der alten intellektuellen Elite
die Mehrheit der Studierenden stellten, da sie in
den schriftlichen Tests besser abschnitten. 1952
kamen nur 14 Prozent aller Studierenden von
Qinghua aus Arbeiter� und Bauernfamilien, was
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schon viel ist, angesichts der Tatsache, dass nur 1
Prozent eines Jahrganges die höhere Mittelschule
abschloß (S.43). In den Jahren vor der Kulturre�
volution gelang es auch vielen Kaderkindern auf�
genommen zu werden und der Anteil der
Arbeiter�und Bauernkindern bei den neuaufge�
nommenen Studierenden stieg bis 1964 auf 44
Prozent (S.69). Der Rektor von Qinghua, Jiang
Nanxiang, der 1960 auch zum chinesischen Bil�
dungsminister ernannt wurde, versuchte, eine
neue „rot�und fachkundige Elite“ auf Grund
eines Auswahlsystem auf allen Ebenen der Schul�
bildung zu schaffen und auch die alten Professo�
ren in die Partei zu integrieren. Jiang trat für eine
klare Trennung zwischen der Bildung für die
Massen der Bevölkerung und für die Elite der be�
sten Studierenden ein. Andreas glaubt, dass bis
1966 die Konflikte in der Bildungspolitik in erste
Linie zwischen der neuen politischen Elite und
der alten kulturellen Elite verlaufen seien. Wäh�
rend Kader�Kinder von der stärkeren Politisie�
rung profitierten, nutzte den Kindern der alten
intellektuellen Elite der Gaokao, um bis zur Kul�
turrevolution die Mehrheit an den Elite�Hoch�
schulen zu stellen.

Der Angriff auf Partei und Hochschulen

In der Kulturrevolution von 1966 eskalierten
diese Konflikte. Mao Zedong, der Anfang der
50er Jahre die Einführung des sowjetischen Sy�
stems unterstützt hatte, sah durch das Entstehen
einer neuen bürokratischen Elite die Gefahr einer
„Restauration des Kapitalismus“. Zu Beginn der
Kulturrevolution hoffte er, die städtische Jugend
gegen die die Parteibürokratie sowie die techno�
kratischen Hochschulleitungen mobilisieren zu
können. Die frühe Bewegungen der Roten Gar�
den im Herbst 1966 rekrutierte sich besonders an
den Mittelschulen, die an die Universitäten ange�
gliedert waren. Die frühen Roten Garden waren
überwiegend Kader�Kinder, die Lehrer, Professo�
ren und Mitschüler aus der alte Elite angriffen.
Besonders populär wurde die so genannte „Bluts�
linientheorie“, die besagte, dass die Kinder von
Revolutionären „rot geboren“ würden. Die Kul�
turrevolution nahm jedoch eine radikale Wen�
dung, als die neu entstehenden
Rebellen�Gruppen an der Qinghua die Universi�
tätsleitung angriffen und sich Mao auf ihre Seiten
gegen den Parteiapparat der Uni stellte. Nach�
dem die Rebellen die Kontrolle über die Univer�
sität gewinnen konnten, wurde Qinghua zum
Wallfahrtsort für radikale Jugendliche aus ganz

China. Die Rebellengruppe „Jianggangshan“
konnte Demonstrationen mit bis zu 100.000
Teilnehmern in Beijing auf die Beine stellen. Die
Rebellen griffen die neue und die alte Elite an.
Sie lehnten die „Blutslinientheorie“ ab und stell�
ten das Auswahlsystem in Frage. Gegen die Re�
bellen formierten sich moderatere Gruppen, die
zwar auch mit der militanten Rhetorik der Kul�
turrevolution auftraten, aber im Prinzip den Par�
teiapparat und die Universitätsleitung
verteidigten. Unterricht fand in den ersten Jahren
der Kulturrevolution nicht mehr statt. Alle Frak�
tionen waren mit Speeren und teilweise Geweh�
ren bewaffnet und lieferten sich bis zum Sommer
1968 blutige Auseinandersetzungen, um die
Kontrolle der Gebäude der Universität. Bis dahin
waren 12 Studenten umgekommen und Dut�
zende wurden verletzt. Auch wenn die Mitglieder
und Führer aller Fraktionen Kinder von Kadern,
Intellektuellen oder aus dem einfachen Volk
stammten, so argumentiert Andreas, dass sich der
Anhang der moderateren Fraktionen zu einem
deutlichen höheren Anteil aus Kadern und
Kader�Kindern zusammensetzte. Der Konflikt sei
ein Kampf um Klassenmacht, sprich um die
Neuverteilung von politischen und kulturellen
Kapital gewesen. 
Im Juli 1968 schickte Mao 30.000 Arbeiter auf
den Campus der Qinghua, um die Fraktions�
kämpfe zu beenden. Die proletarischen Truppen
übernahmen faktisch die Leitung der Universität.
Professoren und Fabriksleiter wurden unter die
„Aufsicht der Massen“ gestellt. Das gesamte Uni�
versitätspersonal wurde politischen Untersuchun�
gen unterzogen. 

„Affirmative Aktion“ für Arbeiter und Bauern

Im weiteren Verlauf des Buches beschreibt An�
dreas die Bildungsreformen, die während der
Kulturrevolution durchgeführt wurden. Der Un�
terricht begann an der Qinghua 1970; an den
meisten anderen Unis erst wieder 1972. Während
dessen wurde das gesamte Bildungsystem in
China radikal umgestaltet: Wie während des
„Großen Sprungs nach vorne“ (1958�1961) inte�
grierten die Universitäten Fabriken und Agrarbe�
triebe im großen Maß im Campus. Studierende
wie Professoren mussten an körperlicher Arbeit
teilnehmen. Das Gaokao�System wurde abge�
schafft und die Studierenden nun auf Grundlage
der „Empfehlungen der Massen“ in den Volks�
kommunen und Betrieben ausgesucht. Im Au�
gust 1970 marschierten die neuen „Arbeiter,
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Bauern und Soldaten�Studierenden“ unter roten
Fahnen auf dem Campus der Qinghua ein. Die
soziale Zusammensetzung der Studierenden hatte
sich radikal verändert. 81 Prozent der neuen Stu�
dierenden sollen aus Familien der Arbeiter oder
armen� und unteren Mittelbauern gekommen
sein. Fast 70 Prozent von ihnen hatten nur die
untere Mittelschule besucht und 9 Prozent sogar
nur die Grundschule (S.203). 80 Prozent der
neuen Studierenden waren männlich. Andreas
räumt jedoch ein, dass zum ersten Mal eine grö�
ßere Anzahl von Bauerntöchtern auf der Qing�
hua aufgenommen wurde. Auf dem Campus
wurden viele Privilegien der Professoren und
Kader bei Gesundheitsversorgung, Gehältern und
Wohnungen abgeschafft. Professoren und Studie�
rende wurden in gemeinsamen Gruppen organi�
siert. Die Reformen brachten eine Verkürzung
der Ausbildung, Abschaffung unangekündigter
Prüfungen sowie eine Abwertung des „Bücher�
wissens“. Den Professoren saß der Schrecken oh�
nehin noch in den Knochen, so dass sie kaum
wagten, die Studierenden zu kritisieren oder
schlecht zu benoten. 

Leicht zu erraten ist, dass das System der „Emp�
fehlung durch die Massen“ große Probleme mit
sich brachte, da viele Kader versuchten, ihre
„Günstlinge“ auf die Unis zu bringen und  die
Diskussionen der Massen zu manipulieren.
Schon 1973 drängten deshalb die konservative�
ren Kräfte in der Partei auf die Wiedereinführung
der Aufnahmeprüfungen, „um das Eintreten
durch die Hintertür“ zu verhindern. Die Partei�
linke pries in der Presse hingegen einen Studen�
ten als Helden, der bei einer Prüfung ein leeres
Blatt mit der Begründung abgab, dass diese Form
der Prüfung „Bücherwürmer“ bevorzugen würde,
die nicht an der kollektiven Arbeit teilnehmen.
Die Linken forderten, die Massen erneut gegen
die Kader zu mobilisieren. Nur die Einschrän�
kung der Macht der Kader würde eine gerechte
Auswahl der Studenten durch die Massen mög�
lich machen. Mao unterstützte eine „zweite Kul�
turrevolution“ jedoch nicht, da er glaubte, nur
ein Gleichgewicht zwischen beiden Parteiflügeln
könnte ein Zusammenbruch des Systems verhin�
dern.

Die neue Klasse: Eine Synthese aus der alten
und neuen Elite

Der letzte Teil des Buches beschreibt, wie nach
Maos Tod 1976 die technokratische Elite der

„roten Ingenieure“ die Macht übernimmt. Eine
der zentrale Thesen des Buches ist, dass die alte
und neue Elite zusammenfinden, als der Status
Quo von den Rebellen und den radikalen Bil�
dungsreformen der Kulturrevolution bedroht
wurde (S.125). Schon 1977 wurde der Gaokao
wiedereingeführt und die Idee der Abschaffung
der „drei Unterschiede“ aufgegeben. Die große
Mehrheit der „Arbeiter, Bauern und Soldaten�
Studierenden“ wurde wieder in die Betriebe und
Volkskommunen zurückgeschickt. Negativ
wirkte sich der neue Kurs vor allem in den Jahren
1977�1983 auf die ländliche Schulbildung aus.
Die Zahl der Schüler an den Mittelschulen sank
landesweit von über 67,7 Millionen auf 43,9
Million (S.227). „Affirmative Aktion“ für Arbei�
ter und Bauern wurde abgeschafft, da laut An�
dreas die Voraussetzung dafür die ständige
Thematisierung der Klassenherkunft der Studie�
renden war. Anfang der 80er Jahr gab die KPCh
das „class labeling“ auf. Menschen aus den unte�
ren Schichten konnten keine bevorzugte Behand�
lung mehr erwarten, aber Angehörige der alten
Elite, Intellektuelle und ihre Kinder wurden wie�
der in das System integriert. Angriffe auf die Par�
teibürokratie sollte es nicht mehr geben und
Deng Xiaoping erklärte, dass die Intellektuellen
Teil der Arbeiterklasse seien. Dank der neuen Po�
litik konnte die Parteielite ihr politisches Kapital
retten und die Bildungselite ihr kulturelles Kapi�
tal sowie durch die Auswahlsysteme in Partei und
Hochschulen dieses kulturelle Kapital auch für
ihre Kinder immer wieder neu reproduzieren. In
Folge wurde die KPCh aus einer Bauern� und Ar�
beiterpartei eine Partei von Technokraten und In�
tellektuellen, wenn man die soziale
Zusammensetzung der Mitglieder als Maßstab
nimmt. Die Führung unter Deng machte klar,
dass wer rot sein will, auch fachkundig sein muss
(S.233). In den 80er Jahren triumphierte die
Klasse der „roten Ingenieure“, die laut Andreas
eine Synthese aus der alten kulturellen und neuen
politischen Elite ist. Für symptomatisch hält An�
dreas die Zusammensetzung der Parteiführung:
2002 waren alle neun Mitglieder des Ständigen
Ausschusses des Politikbüros, des mächtigsten
Organ des Landes, Ingenieure. Darunter waren
vier Männer wie Hu Jintao Absolventen der
Qinghua�Universität. An der Qinghua kommen
in den letzten Jahren nur noch 20 Prozent der
Studierenden aus dem ländlichen China. Die
„drei Unterschiede“ sind heute größer denn je.
Noch in den späten 80er Jahren lag ein Monats�
gehalt eines Professors an der Qinghua bei 160
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Yuan, Angestellte in den Kantinen bekamen 40
Yuan. Heute bekommen die Kantinenangestell�
ten hingegen den Mindestlohn von 580 Yuan pro
Monat und Top�Wissenschaftler können ein Jah�
resgehalt bis zu 1 Million Yuan beziehen (S.256).
Der Sieg über Maos „Egalitarismus“ hat sich für
die technokratischen Eliten voll ausgezahlt. 

Wie soll die Restauration des Kapitalismus
erklärt werden

Ich bespreche hier das Buch von Andreas in einer
solchen Ausführlichkeit, da es seit Jahren der
erste ernstzunehmende Versuch von links ist, die
Restauration des Kapitalismus in China zu erklä�
ren. Andreas stützt sich dabei auf neue Materia�
len und hat über 90 Interviews mit Studierenden,
Professoren und ehemaligen Mitgliedern aller
Fraktionen der Kulturrevolution an der Qinghua
geführt. Erfrischend ist auch die Einbeziehung
Bourdieus, die stringent im gesamten Buch ver�
folgt wird. Die These, dass die Schrecken der
Kulturrevolution, sprich die Forderung der Re�
bellen und Maos nach einer radikalen Bildungs�
reform, die politischen und kulturellen Eliten des
Landes zu einer technokratischen Konterrevolu�
tion zusammenführten, ist absolut überzeugend. 
Allerdings hat der Ansatz auch seine Mängel. Wie
es in der angloamerikanischen Wissenschaft
heute üblich ist, sollen sich Bücher an ein breites
studentisches Publikum richten, um profitabel zu
sein. Theorie soll dabei nicht zu kompliziert wer�
den. Der Schwachpunkt des Buches ist vor allem
der letzte Teil, in dem Andreas versucht, die
Herrschaft der neuen Klasse an Hand von eini�
gen Statistiken zu belegen. Der Verweis auf die
soziale Herkunft der Mitglieder in der Parteifüh�
rung ist unzureichend, um eine Klasse im marxi�
stischen Sinn zu definieren. Auch die Parteilinke,
die so genannte „Vierer�Bande“, hatte die Gefahr
einer Restauration des Kapitalismus eher im Ge�
fühl und konnte die sozialen Ursprünge der
„Machthaber des kapitalistisches Weges“ nie
überzeugend erklären. Charles Bettelheim ver�
suchte, die noch existierende Warenproduktion
als Grundlage für die Verwandlung einer soziali�
stischen in eine kapitalistische Produktionsweise
zu erforschen. Wenn Arbeiter aus der Verwaltung
der Produktion ausgeschlossen würden und Effi�
zienz statt Partizipation im Vordergrund stünde,
könnte sich auch eine staatliche Fabrik in eine
kapitalistische verwandeln, da sie nach den Krite�
rien der Warenproduktion agiere. Nur permanen�
ter Klassenkampf könne eine Restauration des

Kapitalismus unter sozialistischem Schleier ver�
hindern. Andreas hat diese hochkomplexen Fra�
gen der Rolle von Eigentum und
Warenproduktion komplett ausgeklammert und
sich ganz auf das System der Selektion an den
Hochschulen konzentriert. Die Gleichsetzung
von technokratischen Eliten mit einer herrschen�
den Klasse ignoriert die Sphäre der Produktion.
Die Entstehung einer Wirtschaft mit kapitalisti�
schen Produktionsverhältnissen seit Anfang der
90er Jahre spielt in dem Buch keine Rolle. 

Die Politik von Deng konnte sich nicht nur auf
die alten und neuen Eliten stützen, sondern hatte
eine wesentlich breitere Basis in der Bevölkerung.
Die Auflösung der Volkskommune verbesserte
das Leben der großen Mehrheit der Bauern in
den 80er Jahren. Das Familienverantwortlich�
keitssystem schuf eine Kleinbauernwirtschaft, in
der das Land relativ gleich an Familien verteilt
wird. Andreas thematisiert auch nicht, dass trotz
selektiver Auswahlverfahren die Hochschulbil�
dung radikal expandiert ist. 1976 gab es in China
564.000 Studierenden an regulären Hochschulen
und 2.6 Millionen an „Universitäten“, die an Fa�
briken oder Volkskommunen angegliedert waren.
2007 waren hingegen 20 Millionen Studenten in
China eingeschrieben! Selbst wenn Studierende
aus den ländlichen Gebieten und unteren Schich�
ten nur den kleineren Teil ausmachen, so sind sie
in absoluten Zahlen stärker als zu Maos Zeiten
vertreten. Die chinesische Regierung entschied
während der Asien�Krise 1997, dass eine hohe
Jugendarbeitslosigkeit verhindert werden soll und
baute die Universitäten aus. Allein von 2000 bis
2007 nahm die Zahl der Studierenden um 7 Mil�
lionen zu. Die KPCh stützt sich zwar auf eine
technokratische Elite, sie kann sich aber Unter�
stützung in breiten Teilen der Bevölkerung si�
chern.

Interessenkonflikte und Terror

Andreas  hat sicher Recht, dass auf dem Campus
der Qinghua eine der wichtigsten Schlachten der
Kulturrevolution geschlagen wurde. Dankenswer�
terweise stellt er die Kulturrevolution nicht als
sinnloses Morden armer Irrer dar, sondern ver�
sucht, die Interessenkonflikte zwischen den ein�
zelnen Gruppen herauszuarbeiten. Terror wird
aber nur am Rande erwähnt. Andreas konnte
auch den landesweit bekannten Führer der Jing�
gangshan�Rebellen, Kuai Dafu, interviewen. Kuai
leitete unter anderem die Kampfsitzungen gegen
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die Frau von Staatspräsidenten Liu Shaoqi, Wang
Guangmei, die zu Beginn als Leiterin der vom
ZK gesandten Arbeitsgruppen versucht hatte, die
Rebellen zu unterdrücken. Wang wurde gezwun�
gen, ein traditionelles Kleid anzuziehen und ihr
wurde eine Kette aus Tischtennisbällen umge�
hängt, um ihre bürgerliche Dekadenz zu symbo�
lisieren. Aus dem Buch ist nicht ersichtlich, ob
Andreas ihn nach seiner heutigen Haltung dazu
befragt hat. Keine Details finden sich im Buch
über die Arbeitslager und Folterkeller, die Rotgar�
disten und Rebellen auf dem Campus errichte�
ten. Interessant wäre es doch zu fragen, ob die
Konflikte um politisches und kulturelles Kapital
eskalierten oder ob es andere Erklärungen für das
Ausmaß der Gewalt gibt. Es erscheint jedenfalls
nicht als notwendig, Professoren Augen auszuste�
chen, Nieren zu zertreten oder in den Selbstmord
zu treiben, um Unis für Bauern� und Arbeiter�
kinder zu öffnen. Die Aktivisten von einst haben
oft sehr unterschiedliche Erinnerungen an die
Kulturrevolution. Es scheint jedoch, als ob An�
dreas den besonders schwierigen und schmerzhaf�
ten Fragen aus dem Weg gegangen ist.

Fragen, die heute offen bleiben

Das Buch wirft viele Fragen auf, die auch für die
Gegenwart wichtig sind. Arbeitsteilung ist immer
noch eine zentrale Grundlage für Hierarchien
und Klassenbildung. Die Unterschiede zwischen
Stadt und Land sind heute in den entwickelten
kapitalistischen Ländern im Vergleich zu China
in den 60er Jahren unbedeutend gering. Dank
moderner Transport� und Kommunikationsmit�
tel ist heute in Österreich niemand mehr vom
Geschehen der Welt abgeschnitten, weil er auf
einem Dorf wohnt. Die Anzahl der Menschen,
die harte körperliche Arbeit leisten müssen,
nimmt in Mitteleuropa ab. Trotzdem spielen
Herkunft im Bildungsytem von Deutschland und
Österreich eine zentrale Rolle. Nach einer Studie
hätte Lisa Simpson (ein Mädchen aus einem bil�
dungsfernen Haushalt aus einer Kleinstadt) in
Österreich eine Chance von 6 bis 8 Prozent einen
Hochschulabschluss zu erreichen und zwar trotz
absolvierter Matura. In Deutschland wird durch
das dreigliedrige Schulsystem (Hauptschule, Re�
alschule, Gymnasium) für die meisten Kinder im
Alter von 10 Jahren vorprogramminiert, ob sie
Arbeiter im Billiglohnsektor werden oder viel�
leicht eine Chance haben, eine besser bezahlte
„geistige Arbeit“ zu verrichten. Studien zeigen,
dass auch ohne Studiengebühren Kinder aus „bil�

dungsfernen“ Haushalten deutlich benachteiligt
sind. 

Eliten müssen sich immer wieder selbst reprodu�
zieren. Um in den Worten von Andreas zu spre�
chen, gelingt es den Inhabern des kulturellen und
politischen Kapitals trotz scheinbar freien Zu�
gangs zu Universitäten, das System so einzurich�
ten, dass ihre Kinder besonders hoch aufsteigen.
Das wird von vielen Aktivisten übersehen, die
glauben, ein gebührenfreies Studium würde eine
soziale Selektion generell verhindern. Die Selek�
tion findet nur später im Laufe des Studiums
statt. Studierende aus „bildungsfernen“ Schichten
können in der Regel nur dann erfolgreich Kar�
riere machen, wenn sie extreme soziale Anpas�
sungsleistungen vollziehen und den Habitus des
Bildungsbürgertums übernehmen. Bei der Dis�
kussion dieses Artikel in der „Grundrisse“�Redak�
tion entbrannte eine Debatte, ob es heute ein
klassisches Bildungsbürgertum überhaupt noch
gibt. Mit dem Begriff meine ich einen Teil des
Bürgertums, der  auf Grund von Bildungskarrie�
ren gutbezahlte und sichere Arbeitsplätze hat
sowie sich über einen Wissenskanon aus Litera�
tur, Kunst, Musik, Geschichte, Politik usw. defi�
niert und den eigenen Standards von gutem
Geschmack und Manieren universelle Geltung
zuschreibt. Ein Argument in der Debatte war,
dass sich heute das Proletariat so verallgemeinert
habe, dass es als eigenes Milieu damit in der Ge�
sellschaft aufgelöst wurde. Die technische Ent�
wicklung (Ipod, Facebook usw.) würde den
klassischen Wissenskanon entwerten und von
einem Bildungsbürgertum könne nicht mehr ge�
sprochen werden. Ich denke hingegen, dass ge�
rade die Berufe des Lehrers und Professors noch
sehr stark vom bildungsbürgerlichen Habitus ge�
prägt sind und der Umgang mit den neuesten
technischen Entwicklungen eher delegiert wird.
Um die Frage zu beantworten, bedarf es sicher
noch weiterer Forschung.   

Wie könnte heute eine Politik aussehen, die ver�
sucht, die auf Arbeitsteilung beruhenden Hierar�
chien zu überwinden? Wohl kaum darin,
Studierende und Lehrende auf das Land zu ver�
schicken und auf dem Campus Fabriken zu
bauen. Diese Frage sollte jedoch von einer radi�
kalen Studentenbewegung gestellt werden. Die
Gesellschaften sind heute in Europa reich genug,
um allen, die es wollen, einen Studienplatz zu ge�
währleisten. In China standen die  Partei und
die Rebellen jedoch vor der Frage, welche ein bis
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zwei Prozent der Bevölkerung studieren sollen.
„Affirmative Aktion“ für Kinder aus Gruppe der
Bevölkerung, die bisher benachteiligt sind, würde
ein ständiges Thematisieren von Klassenzugehö�
rigkeit voraussetzen. Das Wort „Klasse“ wurde je�
doch vom Mainstream an der Universität fast
verbannt. Ein Problem in diesem Zusammen�
hang ist, dass das Einkommen der Eltern allein
noch nicht alles über das kulturelle und politi�
sche Kapital der Familien aussagt. Bürgerliche
Statistiken über Arbeiterkinder oder „bildungs�
ferne Schichten“ an Universitäten haben mit
einem marxistischen Klassenbegriff, der Lohnar�
beit und Ausbeutung in den Vordergrund stellt,
nicht viel gemein. Zentral an einer marxistischen
Kritik der Klassengesellschaft ist der Gedanke
von Marx aus der „Kritik des Gothaer Pro�
gramms“, das gleiche „Rechte“, die auf ungleiche
Menschen angewandt werden, neue Ungleichhei�
ten reproduzieren. 
Heute gibt es für den Zusammenhang zwischen
Klasse und Bildung bei fast allen Beteiligungen
an den Unis kein Bewusstsein. Als Folge der so�
zialen Bewegungen der 80er Jahren liegt der
Fokus auf Quoten für Frauen. Solange Studie�
rende nicht als Teil der Klasse Forderungen auf�
stellen, wirken Forderung nach einer Einführung
einer „Affirmativen Aktion“ für „bildungsferne
Schichten“ von oben aufoktroyiert. In den USA
wird seit der Bürgerrechtsbewegung der 60er
Jahre „Rasse“ ununterbrochen bei der Frage des
Hochschulzugangs thematisiert. „Affirmative Ak�
tion“ für Schwarze und andere Minderheiten
wurde nicht zuletzt von sozialen Bewegungen er�
kämpft. In den letzten Jahren mehren sich die
Stimmen, die darauf hinweisen, dass Menschen
aus den unteren Einkommensschichten nur ge�
ringe Chancen haben, an den Topuniversitäten
zu studieren. Seit einigen Jahren können Kinder
aus Elternhäusern mit einem Jahreseinkommen
von unter 60.000 Dollar in Harvard umsonst
studieren, wenn sie aufgenommen werden. Nur
1/5 der Studierenden kommen jedoch aus sol�
chen „armen“ Familien. 

Soziale Selektion findet schon im Kindergarten
und in der Schule statt. Jede Form von „Affirma�
tiver Aktion“ an den Universitäten könnte nur
einen geringen Ausgleich leisten. Kostenlose Kin�

dergärten�Plätze und ein Schulsystem, das nicht
die Kinder im zarten Alter von 10 Jahren in ver�
schiedene Schultypen einteilt, sind wichtig, wer�
den jedoch nicht ausreichen, um das soziale
Kapital dem Bildungsbürgertum zu entreißen.
Das Buch von Andreas zeigt, dass nicht nur der
Zugang zur Bildung entscheidend ist, sondern
auch die Definitionshohheit über die Frage, wel�
che Form des Wissens wissenswert ist und wie
Leistung und Qualität definiert werden. Solange
die Mächtigen und „Gebildeten“ stark genug
sind, ihr Wissen als Norm der Qualität zu defi�
nieren, gelten Menschen, die auf Grund ihrer so�
zialen Herkunft den bürgerlichen Bildungskanon
und seine adäquate sprachliche Präsentation
nicht verinnerlicht haben, als dumm. Die Arbei�
tertochter aus Simmering, die „Snoop Doggy
Dog“ kennt, aber nicht Gustav Mahler, verfügt
über keine „Allgemeinbildung“. Der Migrant aus
Nigeria, der weiß, wie man der Abschiebung ent�
kommt, nicht jedoch welchen Wein man zum
Shrimps � Risotto bestellt, fehlen die richtigen
„Manieren“. Dem bildungsbürgerlichen Habitus
positiv einen proletarischen Habitus entgegen zu
stellen, werden vor allem „linke“ Akademiker
problematisch finden, da (nicht ganz zu Unrecht)
befürchtet wird, dass die hart erkämpfte politi�
sche Korrektheit an den Universitäten in Frage
gestellt werden könnte. Was könnte dem bürger�
lichen Habitus jedoch entgegen gesetzt werden?

Wie man soziale Selektion auf Grundlage des
kulturellen Kapitals verhindern soll, ist mir un�
klar. Neben Klasse sollten auch die subtilen und
unbewussten Selektionsmechanischem immer
wieder thematisiert werden, besonders wenn es
um die Definition von „Leistung“ und „Qualität“
bei Bildung gibt. Abschließend bleibt zu sagen,
dass Bildungssyteme wichtig für die Reproduk�
tion von Eliten sind, jedoch als Teil einer Klas�
sengesellschaft wirken. Jede
Studierendenbewegung, die ihre Forderungen auf
die Uni beschränkt, wird mit dem Kopf gegen
die „Mauern“ des Campus laufen.  Dass die herr�
schende Klasse freiwillig bereit sein könnte, ihr
kulturelles Kapital und ihre Bedeutungshoheit
über Bildung aufzugeben, ist ebenso unwahr�
scheinlich wie eine wohlwollende Übergabe der
Produktionsmittel an die Produzenten.  
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Tobias ten Brink versucht sich mit seinem Buch
„Geopolitik“ an einem mehr als schwierigen
Thema. Es geht um nichts weniger, als einen
„analytischen Rahmen zur Erklärung von Geopo�
litik“ (S. 49) zu finden. Diesem komplexen Vor�
haben folgt ein ebenso umfassendes Buch, das
von der profunden Sachkenntnis des Autors
zeugt. Besonders gut gelungen ist die Darstellung
und Verbindung der vielen Ansätze, die sich
meist auf einer intermediären, analytischen
Ebene bewegen, dabei aber keiner reduktionisti�
schen Weltsicht, etwa im Sinne der einseitig öko�
nomischen Imperialismustheorien, anhängen.
Mit und Fug und Recht kann „Geopolitik“ dies�
bezüglich den Titel eines Überblicks� und Ein�
führungsbuches beanspruchen – wenn auch die
Präsentation und Methodik sicherlich alles an�
dere als voraussetzungslos ist. Vor allem geeignet
ist die deskriptive wie auch umfangreiche Dar�
stellung der verschiedenen linken Positionen für
LeserInnen, die sich bereits mit dem Thema be�
schäftigt haben. Der (gesellschafts�)theoretische
Zugang ten Brinks tritt im Aufbau des Buches
nicht umfassend bzw. explizit hervor: Anders als
die meisten Überlegungen, die sich „analytisch“
nennen, ist das Werk tatsächlich in einer relativ
„unentschiedenen“ Diskursform gehalten, die es
verschiedenen Standpunkten leichter macht, die
präsentierten Fakten und mesotheoretischen An�
sätze als solche zu akzeptieren. Gleichwohl lässt
diese Herangehensweise aber auch viel Platz für
weiter führende Diskussionen, ist aber umge�
kehrt betrachtet hinsichtlich ihres Anspruches,
auch eine umfassende „Erklärung“ zu liefern, nur
beschränkt dienlich: Es drängt sich nicht nur ge�
nerell die Frage nach dem Warum auf, auch wirkt
die eher analytische Haltung oft bodenlos, da die
theoretische Positionierung ausbleibt bzw. unge�
nügend auf metatheoretische Prämissen verweist.
Dies beeinträchtigt schlussendlich auch die Abge�
schlossenheit des Elaborats, mithin den Gesamt�
eindruck, der nach der Lektüre bleibt. In der
Folge möchte ich die inhaltlichen Schwerpunkte
des Buches vorstellen. Ich werde dabei besonderes

Gewicht auf die Darstellung der ungefähren Ge�
stalt des Analyserahmens legen – was ob der ge�
botenen Breite bereits ein längeres Unterfangen
ist –, dabei aber auch auf theoretische Probleme
hinweisen. Am Schluss werde ich mögliche Kri�
tikpunkte nochmals kurz resümieren. 

Imperialismus und Geopolitik

Am Anfang der Ausführungen werden das
Thema Imperialismus und die damit verbunde�
nen marxistischen Theorien behandelt. Dies ist
ideengeschichtlich sinnvoll, da viele frühere
Überlegungen sich bei ihrer Einordnung der dis�
kutierten Problemstellungen auf das Konzept
eines imperialistischen Kapitalismus verließen.
Ten Brink definiert Imperialismus als vornehm�
lich gewaltsame Praxis, die der Festigung und Ex�
pansion staatlicher Macht im internationalen
Rahmen dient (S. 16). Er distanziert sich mit die�
ser engeren Definition klar von früheren Vorstel�
lungen, die jenen als zentralen kausalen Faktor
(einer Stufe) des Kapitalismus betrachteten. Der
Autor bettet seine Vorstellung von Imperialismus
vielmehr ein in das weitere Konzept der Geopoli�
tik, welches für ihn nicht nur gewaltsame
Aspekte umfasst, sondern generell von „horizon�
talen“ Konkurrenzverhältnissen zwischen den
Staaten ausgeht, darüber hinaus jedoch auch
„vertikale“ Klassenverhältnisse, Geldverhältnisse
und die Besonderung des Staatlichen berücksich�
tigt (S. 17). Damit wird eine monokausale Erklä�
rungsperspektive zu Gunsten eines
vielschichtigen Erklärungshorizonts aufgegeben.
Dies wird auch raumtheoretisch argumentiert,
mit einem Plädoyer gegen „glatte Räume“ wie
Hardt/Negris „Empire“, in dem von einem uni�
lokalen Machtzentrum ausgegangen wird (S. 35).
Ten Brink arbeitet sich vor allem darstellend an
marxistischen, liberalen und neo�weberianischen
Ansätzen zum Thema ab und behandelt geson�
dert auch den Neorealismus im universitären
Diskurs der Fachrichtung Internationale Bezie�
hungen. Allen diesen Ansätzen ist gemein, dass
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sie sich gegen ein harmonisierendes Bild des In�
ternationalen wenden, welches normativ�ideali�
stische Vorstellungen einer „geglückten
Globalisierung“ – z.B. im Rahmen der interna�
tionalen Organisationen – zum Ausgangspunkt
weiterer Überlegungen macht. Der Neorealismus
tut dies als affirmative und auch machtpolitisch
missbrauchte Theorie freilich nur beschreibend
und spiegelt so eher unmittelbar den real existie�
renden Raum der Außenpolitik(en) wider, als ihn
kritisch zu erklären (S. 44). Die verschiedenen
kritischen Ansätze sind allerdings ebenfalls in ei�
nigen Hinsichten defizient. Sie betonen den Ka�
pitalexport und somit die externen Faktoren
quasi�kolonialistischer Bestrebungen in einem
analytisch nicht haltbaren Maß; die Vorstellung
des Monopolkapitalismus geistert (z. B. in Ge�
stalt der transnationalen Konzerne) immer noch
allzu stark durch die Erklärungsmuster; damit
verbunden wäre eine Überbewertung des Finanz�
kapitals, das als eigenständiger Agent erscheint;
Staatlichkeit kommt – wie in den orthodoxen
marxistischen Theorien – eine eher instrumenta�
listische Rolle zu; und letztlich meint der Autor
auch, dass Krisentendenzen nicht mehr im Sinne
des Realisierungsproblems (der produzierten
Waren) erklärt werden sollten, sondern Klassen�
verhältnissen ein größerer Wert beigemessen wer�
den sollte. En gros werden die Ansätze vor allem
für ihre Einseitigkeit kritisiert, die „ableitung�
schoreographisch“ (S. 47) komplexe Verhältnisse
vereinfacht, um sie in den eigenen Theorierah�
men zu pressen. 

Dem Abhilfe zu schaffen, ist das Ziel von „Geo�
politik“ – Tobias ten Brink plädiert für eine diffe�
renzierte Analyse des Kapitalismus bzw. seiner
Geopolitik, die empirische Faktoren bzw. meso�
theoretische Ergebnisse dementsprechend mehr
berücksichtigt und zu einem Ensemble zusam�
menführt. Am Anfang dieser – v. a. synthetischen
– Aufgabe steht die Abklärung der Basics dessen,
was eigentlich Kapitalismus ausmacht.

Grundlagen der Kapitalismusanalyse

Eine wichtige Grundbestimmung – deren tat�
sächliche Umsetzung in den weiteren Argumen�
tationen des Werks noch zur Debatte stehen wird
– ist die Unterscheidung zwischen kapitalistischer
Gesellschaft und kapitalistischer Produktions�
weise (S. 52). Während die zweite Bezeichnung
die ökonomischen Aspekte im engeren Sinn um�
fasst, ist mit „kapitalistischer Gesellschaft“ der

viel umfassendere Rahmen gemeint, der aus einer
anderen Perspektive auch als „kapitalistische To�
talität“ verstanden werden könnte – also sozio�
kulturelle, soziopsychologische und
soziopolitische Aspekte ebenso berücksichtigt.
Grundsätzlich schließt sich Tobias ten Brink bei
der Analyse der Warenproduktion Michael Hein�
richs Lesart der Kritik der Politischen Ökonomie
an (S. 53). Diese gerät jedoch in Folge mit seiner
eigenen Positionierung bezüglich der Klassen�
frage in Konflikt, so bleibt z. B. der Widerspruch
zwischen Kapital als prozessierendem Geld und
sozialem Verhältnis zwischen den Klassen einfach
unaufgelöst stehen. Die verschiedenen Abstrakti�
onsebenen treten nicht klar hervor und über�
haupt hält sich der Autor ungenügend lange mit
diesen Fragen auf. Es bleibt so etwas unklar, wie
er in der Folge die grundlegenden Strukturmerk�
male fundieren will. Auch auf dieser Ebene geht
er zuerst von „sozialen Formen“ aus, die bestim�
mend sein sollen, will diese jedoch dann nicht als
etwas Abgeleitetes gelten lassen, sondern meint,
sie könnten auch als Institutionen verstanden
werden (S.57). Wie und wieso es zu dieser
Gleichsetzung kommen mag, bleibt schleierhaft.
Warum also die politische Form nicht einfach
dasselbe wie der Staat ist und jener selbst der
Ökonomie gegenüber steht, geht hieraus eben�
falls nicht hervor – dennoch wird diese Frontstel�
lung  (richtigerweise) postuliert und teilweise
über die Rechtsform (Eigentum etc.) erklärt.
Etwas mehr Beschäftigung mit der „Ableiterei“
wäre hier mehr als nur von Vorteil gewesen, nicht
zu letzt da ten Brink offensichtlich über diese
Fragen nachgedacht hat.

Von einer dergestalt recht verwirrenden Behand�
lung der Formen geht es unvermittelt weiter zu
vier „Strukturmerkmalen“, die in der Folge der
bestimmende Analyserahmen sein werden. Zuerst
stehen hier die beiden Seiten der Sozialkonflikte,
die „vertikale“ Achse der Lohnverhältnisse und
die „horizontale“ Achse der kapitalistischen Kon�
kurrenzverhältnisse. Daneben sitzen die Geldver�
hältnisse und die Besonderung des Politischen.
Abgesehen von grundsätzlich Bekanntem zu den
ersten drei Strukturmerkmalen bietet Letzteres
eine interessante Synthese aus der an Paschukanis
angelehnten Ableitung des Staates aus der
Rechtsform und einer institutionellen Argumen�
tation: So sei der Staat nicht nur „formell“, als
Garant der Gleichheit der Marktsubjekte, von
Nöten, sondern auch „materiell“, als Agent der
rechtlichen, ökonomischen und politischen Sta�
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bilität überhaupt (S. 70ff ). So wird der Staat als
conditio sine qua non des Kapitalismus positio�
niert und mit einer Eigenlogik versehen, die jener
des Kapitals zu Gunsten der (national�)staatli�
chen Raison durchaus entgegenwirken kann. Ge�
wissermaßen liest sich dieser Abschnitt wie eine
poulantzistische Überlegung zur „Verdichtung
der Kräfteverhältnisse“, ist jedoch anders als diese
nicht (ausschließlich) auf das Kräfteverhältnis
zwischen den Klassen fixiert. Dieser interessante
Teil bleibt leider sehr kurz gehalten und hängt
letztlich ebenfalls etwas in der Luft. Als Konse�
quenz bleibt jedoch die Notwendigkeit eines
inter�nationalen Staatensystems und dies ist wie�
derum Anschlusspunkt für geopolitische Überle�
gungen.

Raum und Zeit — Kapitalismus

Der folgende Abschnitt ist Raum und Zeit ge�
widmet, setzt sich jedoch nicht – wie im vorigen
Kapitel geschehen – zuerst allgemein mit dem
Thema auseinander. Obwohl „Raumtheorie“,
verbreitet durch die „Radical Geography“, gerade
en vogue ist, bleibt der Fokus hier eher ein ange�
wandter. Ten Brink will vermitteln, dass es ein
disparates räumliches System konkurrierender ka�
pitalistischen Staaten gibt, in dem einzelne einen
bevorzugten Entwicklungsstatus haben. Die öko�
nomische Perspektive ist strikt transnational, es
wird also von der einen Weltwirtschaft unter dem
Primat der Kapitalakkumulation ausgegangen (S.
78), dem jedoch politisch ein Vielstaatensystem
gegenüber steht. Bei dieser Trennung belässt es
der Autor allerdings nicht, denn die spezifische
Dynamik der Geopolitik erschließe sich in der
Sphäre des „Inter�Gesellschaftlichen“ (ebd.).
Wichtig hierfür ist das Konzept der „ungleichen
und kombinierten Entwicklung“ (S. 81), welches
nicht nur die Ungleichheit (zeitliche Achse) der
Entwicklung, sondern auch die Interaktion ver�
schieden entwickelter Gesellschaften (räumliche
Achse) berücksichtigt. Hier wirken also die gesell�
schaftliche und inter�gesellschaftliche Ebene in�
einander. Zur Frage steht an dieser Stelle freilich
der Gesellschaftsbegriff selbst, denn rein logisch,
im Sinne der ihm inhärenten Abgeschlossenheit,
ist er so nicht mehr haltbar. Dies erkennt der
Autor zwar, akzeptiert es aber hinsichtlich des In�
ternationalen auf wissenschaftstheoretisch frag�
würdige Art und Weise: „Das Internationale ist
nicht einfach nur die größtmögliche ,Analyse�Ein�
heit‘, sondern eine ,differenzierte Totalität‘, die die
dynamischen Prozesse der Artikulation von Konkur�

renz und Kooperation zwischen Gesellschaften um�
fasst.“ (S. 85) Jene Ausführung löst nicht das Pro�
blem der Bestimmung von „Gesellschaft“ (im
Verhältnis zu „[National�]Staat“). Sie schafft mit
der althusserianischen Figur der „Artikulation“
im Gegenteil neue Fragen rund um den Nexus
„Analyse�Kritik, Totalität�strukturiertes Ganzes,
Gesellschaft�Staat“. Allerdings muss gesagt wer�
den, dass diese Fragestellungen – wie wichtig ihre
Klärung auch wäre – im weiteren Argumentati�
onsgang durch dessen vornehmlich inhaltlich�
analytische Ausrichtung wieder etwas an
Dringlichkeit einbüßen.
Als nächstes geht es vorerst um die Raumproduk�
tion im Kapitalismus. Im Rekurs auf David Har�
vey wird der Widerspruch zwischen
Raum�Zeit�Vernichtung des „maß� und ziello�
sen“ Kapitalregimes und der Notwendigkeit, die�
sen „flüssigen“ Prozess der Wertverwertung
physisch�infrastrukturell zu fixieren, benannt.
Hier kommt erneut der Nationalstaat als notwen�
diger Akteur ins Spiel, was nicht zuletzt auch des�
sen Rolle in nachholenden Modernisierungen
unterstreicht. Analog lässt sich – mit Harvey –
auch die internationale Tendenz der Kapitalakku�
mulation verstehen: Ihre expansive, transnatio�
nale Dynamik steht im Widerspruch zur
Notwendigkeit der räumlichen Fixierung, insbe�
sondere auch des fixen Kapitals. Im Kontext der
Theorie des tendenziellen Falls der Profitrate ist
dieser Widerspruch als Krisenfaktor eine interes�
sante Perspektive, weil er über die „räumlich�em�
pirische Fixierung“ des Kapitals verschiedene
Bewältigungsstrategien nach „innen“ und
„außen“ impliziert bzw. diese theoretisch fundiert
(S. 97).

Zwischenstaatlichkeit und Konkurrenz

Quasi angewandt wird diese etwas abstrakter ge�
fasste Passage nun auf die empirische Realität der
Vielstaatlichkeit. Nochmals und genauer beschäf�
tigt sich der Autor mit der Notwendigkeit des
Nationalen. Die hier lancierten ideologietheoreti�
schen Ausführungen lenken vor allem in die
Richtung einer klassenzentrierten Perspektive, die
soziale Kohäsionen (bzw. die Funktionen von na�
tionalen Ideologien) rein diesbezüglich betrachtet
(S. 101). Der hier bemühte Joachim Hirsch zeigt
sich dabei von seiner schwächeren Seite und stellt
eigentlich auch einen Bruch in der bisherigen Ar�
gumentation dar, heißt es doch mit ihm plötz�
lich, dass „das Staatensystem (…) ein struktureller
Ausdruck der kapitalistischen Klassen� und Konkur�
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renzverhältnisse“ ist (ebd.). Diese starke Klassen�
perspektive wirkt unverhofft und aufgezwungen,
wie ten Brink auch implizit zugibt, da er meint,
Harveys eher „horizontale“ machttheoretische
Positionierung mit Hirschs „vertikaler“ vermit�
teln zu müssen (S. 102) – was er allerdings nicht
wirklich tut. Er schreitet dennoch wacker voran
und verhandelt das Verhältnis von ungesteuerter
Globalisierung im Sinne der „internationalen An�
archie“ und institutioneller Verdichtung in den
internationalen Organisationen. Während dies
bei der ersten Seite rechtstheoretisch, mit der
Gleichheit der souveränen Staaten, geschieht,
wird für die Institutionen das Theorem der „Ver�
dichtung von Kräfteverhältnissen zweiter Ord�
nung“ (Ulrich Brand) bedient. Im Wesentlichen
ist dieses allerdings eine wenig kreative Weiter�
führung des poulantzistischen klassentheoreti�
schen Reduktionismus, der den Staat als
„bourgeoisen“ definieren will, aber sich des Pro�
blems seiner relativen Unabhängigkeit von Klas�
senstrategien bewusst ist. Die angeblich
strategische Rolle der Klasse (prinzipiell geht es
hier ohnehin nur um die Bourgeoisie) wirkt hier
mehr als aufgesetzt. Im Übrigen trägt dieser
kurze und wenig passende Einwurf der Klassen�
frage eben auch kaum zu den folgenden macht�
strategischen und regulationstheoretischen
Analysen auf internationaler Ebene bei, die auf�
schlussreich bleiben (S. 108ff ). Ähnliches kann
auch für die Konkurrenz gesagt werden, denn
hier entscheidet sich ten Brink wieder für einen
Rahmen, der Kapitalismus als Totalität zu fassen
versucht (S. 113). Als solchen grenzt er dessen
geopolitische Spezifika klar von vorkapitalisti�
schen Imperialismen ab, die höchstens von einer
„politischen Akkumulation“ (Robert Brenner)
zur Stabilisierung der eigenen (direkten) Herr�
schaftsverhältnisse getrieben wurden. Der kapita�
listische Imperialismus ist demgegenüber von
geopolitischer wie auch ökonomischer Konkur�
renz geprägt und die politische Seite ist nicht
mehr den unmittelbaren Herrschaftsinteressen,
sondern der „subjektlosen Gewalt“ der wettbe�
werbsgetriebenen Akkumulation des Kapitals un�
terworfen (S. 121). Dies heißt u. a. auch, dass
politisch�militärische Konfliktaustragung direkt
mit der Entwicklung der kapitalistischen Produk�
tivkräfte vermittelt ist. Zur geopolitischen und
ökonomischen Konkurrenz gesellt sich also noch
eine, auf den „militärisch�industriellen Komplex“
bezogene, Rüstungskonkurrenz (S. 134). Die
Geopolitik ist aber umgekehrt nicht einfach von
„Kapitalinteressen“ getrieben, sondern verschie�

denartig begründet. Folgende Dimensionen
wären zu berücksichtigen: eine geo�ökonomische,
auf die Weltwirtschaft bezogene; eine ideologi�
sche (hier verkürzt ungefähr im Sinne der Grams�
ci’schen Hegemoniekonzeption); eine
militärische; eine der politischen Institutionen
und Allianzen; und schließlich eine der Notwen�
digkeiten der politischen Führerschaft und Ent�
scheidungslogik. Zudem kann von einer mehr
oder weniger „harten“ bzw. „weichen“ Geopolitik
gesprochen werden, deren empirische Gestalt
vielfältig sein kann. Ihr grundlegendes Merkmal
bleibt jedoch der Fokus auf (politische) Macht,
der dem reinen Kapitalinteresse gegenübersteht.

Phasen und Periodisierungen …

Nach diesem Abriss der vielfältigen Dimensionen
der Konkurrenz bleibt also das binäre Analyse�
paar „Wirtschaft“ und „Geo�Politik“ in seiner
Grundgestalt unangetastet. Für eine rein analyti�
sche Betrachtung ist dies auch nicht unbedingt
schädlich, allerdings kann auch nicht davon ge�
sprochen werden, dass das Problem der Vermitt�
lung bisher gelöst worden wäre. Ansatzweise
bemerkt dies der Autor wohl, denn bevor er zur
eigentlichen historischen Empirie kommt, mit
welcher er sich in der Folge vor allem einteilend
beschäftigt, versucht er, nochmals allgemein das
Verhältnis von kapitalistischen Strukturmerkma�
len und historischer Empirie, mithin von (not�
wendiger) Struktur und den Möglichkeiten von
Handeln aufzugreifen (S. 137ff ). Dies geschieht
jedoch bloß mit einem Verweis auf den Bedarf
historischer Aktualisierung allgemeiner Struktur�
merkmale und einer erneuten Absage an „Ablei�
tungen“ von einer vorgegebenen Logik. Des
Widerspruchs, der hierin liegt, ist er sich trotz
der eben noch klar formulierten Strukturmerk�
male scheinbar nicht bewusst – in der diffizilen
Struktur�Handlung�Problematik ist sein Fokus
letztlich eher akteurszentriert und verbleibt auf
einer intermediären Ebene. Die diesbezüglich
erste Analyseachse zielt auf die Hegemonialität
einer Weltordnung, also ob und wie sich eine he�
gemoniale Macht durchsetzen konnte. Die Phase
von 1870�1945 ist demnach als jene des klassi�
schen Imperialismus eine der Erosion (britischer)
Hegemonie; von 1945�1989 herrschte ein „Su�
permacht�Imperialismus“ vor, der von den bei�
den Hegemonialreichen USA und UdSSR
beherrscht wurde; seit 1989 ist die Welt erneut
mit einer nichthegemonialen Phase der „neuen
Weltunordnung“ konfrontiert. Dabei wird Hege�
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monie mit Robert Cox vor allem als gefestigtes
und „berechenbares“ Herrschaftsverhältnis ver�
standen, welches im internationalen Kapitalismus
nicht notwendigerweise vorherrschend ist (S.
145). Dieser Frage im eigentlichen Zusammen�
hang des Imperialismuskonzepts folgt nun eine
spezifischere Untersuchung getreu dem binären
Analyseraster.

… sozio-ökonomischer Kräfteverhältnisse …

Mit einer methodisch an die Regulationstheorie
angelehnten Herangehensweise wird nun ver�
sucht, verschiedene Akkumulationsrhythmen
auszumachen. Die grobe Periodisierung ähnelt
dabei jener der Hegemonialphasen, mit dem Un�
terschied, dass für die Zeit zwischen den Welt�
kriegen eine eigene Phase eingeführt wird und
die letzte bereits 1973 endet. Dabei wechseln
Aufschwung (1870�1914; 1945�1973) und Krise
(1914�1945; 1973�) einander ab. Inwieweit diese
Einteilung eine sinnvolle ist, kann hier nicht
erörtert werden, allerdings steht die Vermittlung
mit der Regulationstheorie auf eher wackeligen
Beinen bzw. wird durch die im Buch stattfin�
dende Argumentation alleine kaum einsichtig.
Empirisch abgesichert präsentiert sich demgegen�
über die analoge Untersuchung der Transnationa�
lisierung, die von einer Tendenz zur
Globalisierung ausgeht, welche nur in der zwei�
ten (1914�1945) Phase absolut rückläufig war.
Gleichwohl will der Autor allzu umfassende Glo�
balisierungsthesen nicht gelten lassen, sondern
geht eher von einer Internationalisierung des
Ökonomischen aus, die auch eine „Makro�Regio�
nalisierung“ ist (S. 155), sich innerhalb der „Tria�
denstruktur“ Nordamerika�Westeuropa�Ostasien
entwickelt. Dabei wird allerdings nicht von einer
„einfachen“ Beziehung zwischen mikroökonomi�
schen Akteuren (Unternehmen) und der volks�
wirtschaftlichen Makroebene ausgegangen (S.
164): Als wiederkehrendes Motiv erscheint er�
neut das Insistieren auf eine bleibende Wichtig�
keit der Nationalstaatlichkeit. In diesem
komplexen Zusammenhang werden zahlreiche
empirische Daten geliefert und Subtheoreme ein�
geführt. Es wird allerdings vom Finanzkapital ab�
gesehen, was wohl eine der relevantesten
Auslassungen im analytisch sonst so inklusiven
Werk markiert. Dafür wird die Frage nach der
Transnationalisierung der Klassen gestellt. Ten
Brink erteilt hier den allzu vereinfachten (und
nur auf eine Klasse bezogenen) Vorstellungen
einer „transnationalen Managerklasse“ (Robert

Cox) eine Absage und verweist auf die empirische
Realität einer vielschichtigen und durchaus frag�
mentierten internationalen Landschaft der Mach�
teliten (S. 166). Ebenfalls zu bedenken gibt er
treffenderweise, dass die Vorstellung einer trans�
nationalen Bourgeoisie auch klassentheoretisch
kaum haltbar ist, da zu einem Klassenverhältnis
immer auch eine andere Seite gehört, welche je�
doch räumlich vergleichsmäßig immobil ist (S.
167) und somit nicht als international gelten
kann. Schließlich macht er auch den Unterschied
zwischen „Kapitalfraktion“ und „politischer
Klasse“ klar (S. 169). Zu guter letzt wird noch
eine Periodisierung der Währungsregime als „mo�
netärer Arm der Hegemonie“ (S. 175) vorgenom�
men. Die erste Phase in der nun bereits
vertrauten Einteilung ist hinsichtlich der Geldpo�
litik von einem Monopol des Goldstandards und
des britischen Pfunds geprägt gewesen, die zweite
von einer Oligopolkonstellation, während nach
dem zweiten Weltkrieg der US�Dollar zur hege�
monialen Währung wurde. Seit den 1970ern exi�
stiert nun erneut ein Oligopol, wobei die
konkurrierenden „Währungsräume“ bzw. die da�
hinterstehenden Nationalstaaten durchaus wei�
terhin zu umfassenden (angebotsseitigen)
geldpolitischen Eingriffen im Stande sind (S.
177).

… und geopolitischer Kräfteverhältnisse

Nach der Abarbeitung an der ökonomischen
Seite steht nun die Geopolitik im eigentlichen
Sinn im Fokus der Analyse, wobei dieser Teil
unter „Phasen der Staatlichkeit“ firmiert. Dies
beweist noch mal den großen Wert, den der
Autor auf die Rolle des Staates und der Politik
legt. Folglich werden zuerst die verschiedenen
Einflussmöglichkeiten des Staates auf die Ökono�
mie sondiert, wobei der eigendynamische „Selbst�
erhaltungstrieb“ der Staatsapparate skizziert wird
(S. 183). Richtig streicht ten Brink hier hervor,
dass „Staatsintervention“ mitnichten dem Kapita�
lismus entgegenläuft, sondern zu einem gewissen
Grad stets Teil der Ökonomie ist, die ihrerseits
umgekehrt natürlich auch auf den Staat einwirkt.
Trotzdem lässt sich der Grad des Eingreifens ten�
denziell periodisieren, wobei hier von 1870�1929
eine Ausweitung, von 1929�1973 eine Hoch�
phase „staatskapitalistischer“ Regulierung und
seit 1973 eine Phase des veränderten „marktlibe�
ralen Etatismus“ konstatiert wird. Auch beim re�
zenten, oft mit dem „Neoliberalismus“ in
Verbindung gebrachten Regulationsregime inter�
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veniert der Staat weiterhin, erodiert also nicht,
wie viele andere Positionen vermeinen. Er reorga�
nisiert sich bloß hin zu einem „schumpeteriani�
schen Wettbewerbsstaat“ (Bob Jessop), indem
sich u. a. Staatlichkeit selbst dem Wettbewerbs�
dispositiv unterwirft, Sicherheitspolitik (nach
innen und außen) mehr Gewicht bekommt und
sich nationale immer mehr hin zu supranationa�
len Regulierungssystemen entwickeln (S. 188f ).
Dies würde zu einer Art „Supra�Staatskapitalis�
mus“ führen, dessen Fähigkeit zur Herstellung
der gesellschaftlichen Integration der Autor je�
doch bezweifelt (S. 187). An diesem Punkt stellt
sich die Frage, ob eine derartige Integration (hin�
ter dem regulationistischen Konzept geistert wohl
immer noch das „Idealbild“ der fordistisch�wohl�
fahrtsstaatlichen Regulation herum) überhaupt
zum „idealen Durchschnitt“ des Kapitalismus ge�
hört bzw. nicht ein historisches Unikum darstellt,
das schlicht überholt ist. Die krisentheoretischen
Überlegungen gehen allerdings nicht so weit,
denn nach einer relativ banalen Einteilung der
Staaten gemäß ihrer Durchsetzungsstärke wird
nach Phasen der harten und weichen Geopolitik
gefragt. Hier kommt erneut die schon zuvor bei
der Hegemonialität verwendete Periodisierung
zum Einsatz. Die Zeit von 1870�1945 ist so von
harter Geopolitik einer „formellen imperialisti�
schen Expansion“ geprägt; ab 1945 und bis 1989
hätten eher weiche Formen vorgeherrscht, wäh�
rend nach dem Systemzusammenbruch die harte
Geopolitik wieder am Vormarsch wäre (S. 192).
Spätestens an diesem Punkt stellt sich die Frage,
inwiefern hier nicht Probleme, die eigentlich eher
auf der Mikroebene angesiedelt sind, durch einen
zu weit reichenden, intermediären Analyserah�
men betrachtet werden. Die historischen Ausfüh�
rungen des Autors legen dies teilweise selbst nahe
(S. 193ff ), da sie die multikausalen Beweggründe
strategischer Entscheidungen hervorstreichen.
Die „Anwendung“ des Analyserasters auf die Rü�
stungskonkurrenz und genereller auf die „Sy�
stemkonkurrenz“ zwischen Ostblock und Westen
ist innovativ, da sie von der These der Konkur�
renz zweier Weltordnungsmodelle innerhalb des
kapitalistischen Weltsystems ausgeht. Dabei ver�
tritt er (abgesehen vom ewig wiedergekauten aber
– auch immanent�klassentheoretisch – nicht rich�
tiger werdenden Theorem der ausbeutenden „Bü�
rokratenklasse“) Positionen, die in vieler Hinsicht
stark an jene von Robert Kurz in Kollaps der Mo�
dernisierung erinnern bzw. produktiv an diese an�
schließen könnten. So wird von einer
„nachholenden Modernisierung“ (S. 207), dem

„Zwang zur Akkumulation“ (S. 205) und einer
„Art Kriegswirtschaft“ (S. 206) gesprochen. Wei�
ters wird die Rüstungskonkurrenz als eine Art se�
kundäre Bewältigungsstrategie der (mangelnden)
Marktkonkurrenz (S. 208) verstanden. Als
Schranke der staatskapitalistischen nachholenden
Modernisierung im Osten wie auch des „Super�
machtsimperialismus“ auf globaler Ebene wird
schließlich die „mikrotechnologische Revolution“
(S. 209) und die mangelnde Adaptionsfähigkeit
in Zeiten der Globalisierung (S. 210) genannt.

Markliberaler Etatismus

Die letzten 50 Seiten des Buches sind nochmals
genauer der gegenwärtigen geopolitischen Situa�
tion gewidmet. Wie bereits erwähnt geht ten
Brink hier von einer Mischung harter und wei�
cher geopolitischer Durchsetzungsmodi bzw.
modi operandi aus. Der Hintergrund ist die
Rolle der letzten Weltmacht USA, die um ihre
Vorherrschaft kämpft. Ihr „hegemonistisches“,
bereits mehr auf Zwang als auf Konsens beruhen�
des Vorgehen wäre Zeichen für die Krise der US�
Hegemonie (S. 223). Dazu passt auch die
fragliche Weltsicherheitslage mit „asymmetri�
schen Kriegen“ und dem permanenten Ausnah�
mezustand des „Kriegs gegen den Terror“ (S.
227). Abgesehen von diesen recht landläufigen
Feststellungen geht Tobias ten Brink auf das Phä�
nomen der „demokratischen Kriege“ im Allge�
meinen ein (S. 230ff ) und fasst kurz einige Basics
des Völkerrechts zusammen (S. 232ff ). Hierbei
liefert er allerdings – auch schematisch – wenig
Neues. Die geopolitischen und ökonomischen
Konkurrenzverhältnisse des „marktliberalen Eta�
tismus“ werden an Hand des Machtanspruchs
der USA und hinsichtlich der Beziehungen dieser
zur EU und zu China erörtert. Dieser Teil ist
zwar informativ, geht jedoch analytisch kaum
über ähnliche Erörterungen im Mainstream des
Fachs Internationale Beziehungen hinaus.

Fazit und Kritik

Im Fazit des Werks werden schließlich drei
(Selbst�)Ansprüche an das Buch gestellt, anhand
derer auch ich es nochmals bewerten möchte. To�
bias ten Brink beansprucht geleistet zu haben: er�
stens die Untersuchung der „horizontalen“
Dimensionen der Geopolitik im Rahmen einer
breit gefassten Kapitalismusanalyse, zweitens die
Periodisierung kapitalistischer Entwicklung in
Raum und Zeit und schließlich die Pluralität der
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geopolitischen Zusammenhänge aufzuzeigen. 
Den letzten beiden Punkten wird das Buch über
weite Strecken gerecht. Periodisierungen sind
zwar, wie auch ten Brink weiß, stets relativ und
hängen von der jeweiligen Fragestellung ab; hier
könnte sicher einiges an den gewählten Umset�
zungen bemängelt werden. Dennoch konnte die
Vielschichtigkeit historischer Entwicklungen an�
gesprochen und dabei durchaus auch ein gewisser
Erkenntnisgewinn gegenüber anderen Schemata
erzielt werden. Die räumliche Dimension wurde
dabei weniger umfassend abgedeckt als die zeitli�
che, bei diesen Fragen handelt es sich jedoch
auch um eine ungleich schwierigere Thematik.
Auf jeden Fall gut gelungen ist die Darlegung der
Pluralität und Komplexität geopolitischer Zu�
sammenhänge. Hier unterscheidet sich das Werk
spürbar von den meisten anderen und wird dem
breiten analytischen Ansatz umfassend gerecht.
„Geopolitik“ liefert schlicht eine ungemein tief
gehende und vielschichtige Darstellung verschie�
dener intermediärer Ansätze, Erkenntnisse und
Perspektiven. Diese sind zwar nicht immer leicht
zugänglich, aber nichts desto weniger erhellend –
auch wenn eins mit anderen theoretischen
Schwerpunkten arbeitet. 

Der einzige gravierende Kritikpunkt bleibt also
die Frage der „theoretischen Kapitalismusana�
lyse“, des ursprünglichen Anspruchs der Erklä�
rung kapitalistischer Geopolitik, mit welcher ten
Brink seine aufschlussreiche Darstellung „hori�
zontaler“ Kräfteverhältnisse untermauert haben
will. Der Autor kann sich hier offensichtlich
nicht für einen konsistenten Zugang entscheiden,
macht einen solchen jedenfalls in seinen einfüh�
renden theoretischen Erörterungen auch nicht
deutlich genug kenntlich. Diesbezüglich wirkt

das Werk eklektisch bis unentschieden und
schwankt im Wesentlichen zwischen der Offen�
heit für eine weiter gehende gesellschaftstheoreti�
sche Metatheorie, welche den Kitt für seine oft
elaborierten Überlegungen liefern könnte, und
einer „intermediären“ Perspektive, die mit dem
vermeintlichen Anspruch, bloß Analyse zu betrei�
ben, allzu oft die Rückständigkeit der eigenen
kritischen Theorie kaschiert, welche voll ist von
klassentheoretischen und anderen wissenschafts�
theoretisch verflachenden Reduktionismen.
Deutlich wird dies insbesondere, wenn es um die
Behandlung von Gesellschaft als solcher geht.
Eine rein analytische Ausrichtung stößt hier an
ihre Grenzen und so bleibt das Verhältnis von
„Staat“, „Gesellschaft“, „kapitalistischer Gesell�
schaft“ und „kapitalistischer Produktion“ unge�
klärt – es kann nicht zwischen „Form“ und (hier
v. a. institutionellem) „Inhalt“ differenziert wer�
den. Auf dieser Basis lässt sich die „Geopolitik“
gar nicht sinnvoll erörtern. Es müsste hier das
(normative) Telos einer Kapitalismuskritik einge�
führt werden, welches die notwendige Synthese�
leistung zwischen den widersprüchlichen,
real�abstrakten Kategorien des warenproduzieren�
den Systems bewerkstelligen könnte. Ten Brinks
theoretische Einordnung steht dem entgegen:
Die neuere staatstheoretische Schule (Bob Jessop,
Joachim Hirsch, Ulrich Brand, u. a. m.), die stark
vom strikt anti�dialektischen Zugang Poulantzas
und Gramscis geprägt ist, stößt hier an ihre eige�
nen Grenzen, die wissenschaftstheoretisch mit
dem „strukturalen Marxismus“ Althussers abge�
steckt sind. Das Denken im letztlich kontingen�
ten „strukturierten Ganzen“ verbaut den Weg zur
synthetischen Erfassung der kapitalistischen Tota�
lität und der ihr immanenten (analytischen) Wi�
derspruchspaare. 
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Die Krise des Kapitals lässt die Linke merkwür�
dig kalt. Nicht viel mehr als Altbekanntes wird da
ventiliert: wir zahlen nicht, wir wollen Arbeit, der
Staat soll sozial sein. So wichtig Abwehrkämpfe
sind, eine Perspektive ergibt sich daraus nicht. Bis
dato hält der beklagenswerte Zustand der gesell�
schaftlichen Opposition – letzter Grund der
scheinbaren Alternativlosigkeit der herrschenden
Zustände – leider an. 

Kontext

Dass die gegenwärtige Krise nicht nur das Ende
eines systemischen Akkumulationszyklus dar�
stellt, sondern dieser unter den Vorzeichen einer
historisch beispiellosen Energie� und Klimakrise
eine völlig neue Zerstörungsqualität gewinnt,
die sich in massenhaftem Hunger, Zwangsmi�
gration und einer weiteren Verhärtung staatli�
chen Autoritarismus andeutet und weiter
verdeutlichen wird, bleibt zumeist ausgeblendet.
Was dabei auf dem Spiel steht, ist die Möglich�
keit und existenzielle Notwendigkeit der Eman�
zipation. Eine Gesellschaft des Kapitals, die
keine Wachstumsräume mehr aufmacht, ist he�
gemonieunfähig. Sie wird einer neuen, vermut�
lich brutalen Herrschaftsweise, mit
untergeordneten kapitalistischen Elementen,
weichen – oder aber durch soziale Bewegungen,
die eine kooperative, bedarfsorientierte und ega�
litäre Produktions� und Lebensweise entwickeln,
überwunden.

Vor diesem Hintergrund sind Debatten um eine
Solidarische Ökonomie als Alternative zum Ka�
pitalismus ebenso notwendig wie seltsam blass.
Das lesenswerte Heft des Journals für Entwick�
lungspolitik, herausgegeben vom Mattersburger
Kreis für Entwicklungspolitik, bleibt deshalb – im
größeren Problemzusammenhang gesehen –
zwiespältig. 

Solidarische Ökonomie — „was Bessres
haben wir nicht“

Um die Bedeutung der Solidarischen Ökonomie
einzuordnen, ist ein Blick auf die linke Diskurs�
landschaft von Nutzen. Momentan gibt es dort
vier perspektivisch ausgerichtete Debatten mit
einer gewissen Breitenwirkung. Sie gruppieren
sich um folgende Ansätze: bedingungsloses
Grundeinkommen, „Commons“, „Green New
Deal“ und „radikaler Keynesianismus“, Solidari�
sche Ökonomie. Die Debatten um den (illusio�
nären) Green New Deal und der (interessanteren)
Variante eines „radikalen Keynesianismus“
(Heinz Steinert) haben mit der Diskussion des
bedingungslosen Grundeinkommens gemein,
dass sie keine sozialen Kämpfe oder Experimente
anstoßen. Das teilt mit ihnen der Diskurs der
Commons. Dieser bezieht sich zwar auf eine
Vielfalt widerständig�konstruktiver Praxen, ver�
bleibt bisher jedoch zum Großteil auf einer aka�
demischen oder bewegungsintellektuellen Ebene.

Die Solidarische Ökonomie vereint im Unter�
schied dazu zwei vorteilhafte Elemente: Sie ent�
springt der popularen Praxis einer „anderen
Ökonomie“ und entwickelt sich zugleich als
weitgespanntes Diskursfeld, das von Lateiname�
rika ausstrahlt. Das neue JEP�Heft „Solidarische
Ökonomie zwischen Markt und Staat. Gesell�
schaftsveränderung oder Selbsthilfe?“ macht dies
sichtbar. So skizzieren zwei Mitarbeiter_innen
des brasilianischen Staatssekretariats für Solidari�
sche Ökonomie, Maurício Sardá de Faria und
Gabriela Cavalcanti Cunha die Herausforderun�
gen der besetzen Betriebe in Brasilien; Astrid
Hafner beschreibt die Organisationsweise und
Entwicklung des baskischen Kooperativen�Kom�
plexes Mondragón; Andreia Lemaître analysiert
die Institutionalisierung der „sozialen Ökono�
mie“ in Belgien und Manfred Moldaschl und
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Wolfgang Weber nähern sich einer Antwort auf
die Frage, ob organisationale Partizipation zur ge�
sellschaftlichen Demokratisierung beiträgt. 

Dieser Palette an Beiträgen geht ein mit Gewinn
zu lesender Überblicksartikel von Markus Auin�
ger voran, der Solidarische Ökonomie zwischen
emanzipatorischem sozialen Wandel und Selbst�
hilfe verortet. Auinger verknüpft darin die Theo�
rie der langen Wellen kapitalistischer
Akkumulation mit den Konjunkturen systemver�
ändernder Bewegungen. Er verweist in seiner
Diskussion der Chancen und Limitierungen Soli�
darischer Ökonomie auf das „Transformationsge�
setz“ von Franz Oppenheimer (1896), wonach
Genossenschaften – als ein Beispiel Solidarischer
Ökonomie – entweder in einer kapitalistischen
Umwelt reüssieren und ihren systemverändern�
den Charakter verlieren, oder aber diesen auf�
recht erhalten und aber über Selbsthilfe auf
Armutsniveau nicht hinauskommen.

Diesem Dilemma stellt Auinger ein Konzept des
Brasilianers Euclides André Mance gegenüber,
der den Aufbau solidarischer Produktionsketten,
als Schutz gegen die Konkurrenz des kapitalisti�
schen Sektors, propagiert. Die starke Vernetzung
Solidarischer Ökonomie mit Teilen von Gewerk�
schaften und Universitäten, die in Brasilien be�
steht, noch verstärkt durch das Staatssekretariat
für Solidarische Ökonomie, lässt eine solche Per�
spektive zumindest in den Bereich des Denkba�
ren rücken. Eine solche Entwicklung, so Auinger,
könnte auch ein Mittel gegen die Tendenzen
eines „Neoliberalismus von unten“ darstellen, der
im Modell der Kooperative seinen Ausdruck fin�
den kann. 

Ohne Zweifel bleibt keiner Bemühung, Auswege
aus der Herrschaft des Kapitals zu finden, erspart,
sich der Widersprüchlichkeit eines jeden solchen
Versuchs zu stellen. Das tun die Beiträge zur Soli�
darischen Ökonomie im neuen JEP�Heft ohne
Scheu. Was dabei jedoch auf der Strecke zu blei�
ben droht, ist erstens die Frage nach den notwen�
digen Elementen einer nicht�kapitalistischen
Produktionsweise und zweitens jene nach den
Ansatzpunkten, solche Elemente gegen die kapi�
talistische Umwelt zu stärken und sukzessive aus�
zuweiten.

„Die Kooperativfabriken der Arbeiter selbst sind,
innerhalb der alten Form, das erste Durchbre�
chen der alten Form, obgleich sie natürlich über�

all, in ihrer wirklichen Organisation, alle Mängel
des bestehenden Systems reproduzieren und re�
produzieren müssen. Aber der Gegensatz zwi�
schen Kapital und Arbeit ist innerhalb derselben
aufgehoben, wenn auch zuerst nur in der Form,
daß die Arbeiter als Assoziation ihr eigener Kapi�
talist sind, d. h. die Produktionsmittel zur Ver�
wertung ihrer eignen Arbeit verwenden.“ (MEW
25, S. 456) Dieser Analyse von Marx aus dem 3.
Band des Kapital  ist kaum etwas hinzuzufügen;
der Klassenantagonismus wird in der Solidari�
schen Ökonomie internalisiert. Faria und Cunha
nennen das Kind beim Namen: häufig werde die
„absolute Mehrwertproduktion“ ausgeweitet (S.
35). Die Rede von der „Selbstausbeutung“ trifft
diesen Punkt. 

Genau hierin liegt jedoch der Haken, weshalb,
wie Marx festhält, „...das Kapital notwendig zu�
gleich Kapitalist“ ist – „...und der Gedanke von
einigen Sozialisten, wir brauchten das Kapital,
aber nicht die Kapitalisten, ist durchaus falsch.
Im Begriff des Kapitals ist gesetzt, daß die ob�
jektiven Bedingungen der Arbeit – und diese
sind ihr eigenes Produkt – ihr gegenüber Per�
sönlichkeit annehmen, oder was dasselbe ist,
daß sie als Eigentum einer dem Arbeiter frem�
den Persönlichkeit gesetzt sind.“ (Grundrisse
der Kritik der politischen Ökonomie, Heft V, S.
417, Ausgabe 1974) Das Kapital jedoch existiert
zugleich und in innerem Zusammenhang mit
der allgemein gewordenen Waren� und Geld�
form: „Marktwirtschaft“ ohne kapitalistische
Produktionsweise ist nicht möglich. Unterneh�
mensintern lässt diese Produktionsweise Spiel�
räume durchaus zu; allein durch
unternehmensinterne Veränderungen ist diese
jedoch nicht außer Kraft zu setzen. Beides ist an
der Solidarischen Ökonomie zu sehen, wie das
JEP�Heft auf instruktive Weise zeigt.

Solidarische Ökonomie wird demnach ihre ei�
gentliche Bedeutung erst im Zusammenspiel
mehrerer Momente realisieren können – und
zwar von anwachsenden sozialen Auseinanderset�
zungen in den kapitalistischen Sektoren im enge�
ren Sinn und gegen die Lohnarbeit, Widerstand
gegen staatliche Einhegungen und weiteren Sozi�
alabbau, Kämpfen für den kostenlosen Zugang
zu Infrastrukturen und Ressourcen, der Populari�
sierung egalitärer Ordnungsvorstellungen und,
was entscheidend ist, der Entwicklung eines ge�
sellschaftlichen Stoffwechsels, der die Formen
von Markt, Kapital und Staat überschreitet. 
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„Die Lösung lautet immer ‚educate the poor‘. Wenn
wir Cholera kriegen, dann erklären sie uns, dass wir
unsere Hände waschen sollen, statt uns sauberes
Wasser zu geben. Wenn unsere Baracken abbrennen,
erklärt man uns die Gefahr von offenem Feuer, statt
die Stromversorgung zu verbessern. Es ist eine Form,
die Armen selber für ihre Probleme verantwortlich
zu machen. Wir wollen Häuser und Boden in den
Städten, wir wollen zur Universität gehen können,
wir wollen Wasser und Strom. Wir wollen nicht
dazu erzogen werden, wie wir unsere Armut besser
ertragen können.“ (Abahlali base Mjondo, Seite
247/48)

Die Fußballweltmeisterschaften sind vorbei, Süd�
afrika aus den Schlagzeilen der deutschsprachigen
Gazetten weitgehend verschwunden. Doch findet
sich z.B. in der Frankfurter Rundschau von
21.8.2010 ein Artikel, der über den zu diesem
Zeitpunkt seit drei Tagen andauernden Streik
von mehr als einer Million im Öffentlichen
Dienst Beschäftigter für höhere Löhne berichtet
und im Schlusssatz auch auf den in der Woche
zuvor stattgefundenen Streik von 16.000 Be�
schäftigten in der Autoindustrie verweist, der
eine zehnprozentige Lohnerhöhung als Ergebnis
nach sich zog. Dass dieser Streik in den südafri�
kanischen Werken von Daimler, BMW und VW
– wie auch von Toyota, Nissan, Ford und GM –
zum völligen Stopp der Produktion geführt hatte,
erfahren wir nicht aus dem Artikel, dafür aber,
dass die Gehaltsforderungen der Streikenden im
Öffentlichen Dienst „unvernünftig“ seien, da sich
der südafrikanische Staat in diesem Jahr bereits
jetzt vor allem wegen der Investitionen im Zu�
sammenhang mit der Fußball�WM mit 6,7 Pro�
zent des Bruttosozialproduktes neu verschulden
werden müsse. So viel zur Frage der positiven
Auswirkungen der Fußballweltmeisterschaften
auf die Bevölkerung des diesmaligen Gastgebe�
rInnenlandes.

Diese Frage war bereits im Vorfeld des Mega�
Spektakels heftig umstritten. Romin Khan, einer

der beiden Herausgeber des im April 2010 recht�
zeitig vor den Fußballweltmeisterschaften erschie�
nenen Buches „Südafrika. Die Grenzen der
Befreiung“, widmet ihr einen Beitrag, in dem
auch Achilles Mbembe, Professor für Geschichte
und Politik an der Witwatersrand�Universität in
Johannesburg, sowie Gaby Bikombo, mobiler
Straßenfriseur und Organizer einer Vereinigung
von Straßenfriseuren in Durban, ihre Erwartun�
gen und Befürchtungen artikulieren.

Gerne hätte die Rezensentin mehr über SWEAT
(Sex Worker Education and Advocacy Taskforce) er�
fahren, eine Organisation, die von Gaby Bi�
kombo am Rande erwähnt wird und für die
Legalisierung der Prostitution in Südafrika ein�
tritt, die noch heute mit dem 1957 von der
Apartheidregierung erlassenen Prostitutionsver�
bot belegt ist. Und fand dazu einen Artikel von
Rita Schäfer, der die Debatte über eine etwaige
Legalisierung der Prostitution im Vorfeld der
Fußballweltmeisterschaften zum Inhalt hat
(http://www.fairunterwegs.org/aktuell/news/arti�
cle/wm�2010�feierlaune�fuer�manche�prostitu�
tion�und�zwangsprostitution�in�suedafrika.html?
cHash=ef416b6908). Im vorliegenden Sammel�
band hat Rita Schäfer einen der beiden Beiträge
zu Frauenbewegungen in Südafrika verfasst.

Insgesamt liegt der Schwerpunkt in den Texten
des Buches auf sozialen Bewegungen und Kämp�
fen im heutigen Post�Apartheid�Staat sowie in
der Analyse des sozio�ökonomischen Kontextes,
in dem diese agieren und der durch die spätestens
seit 1996 neoliberale Ausrichtung der Politik der
an der Regierung befindliche Drei�Parteien�Alli�
anz unter Führung des ANC bestimmt wird.
Während sich das „Reconstruction and Develop�
ment Programme“ (RDP), mit dem der ANC die
ersten freien Wahlen 1994 gewann, noch den
Ausbau der sozialen Infrastruktur und die Be�
kämpfung der Armut zum Ziel setzte, verunmög�
licht der „Growth, Employment and
Redistribution Plan“ (GEAR), der 1996 unter
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Beteiligung von Vertretern der Weltbank und der
Entwicklungsbank des südlichen Afrikas hinter
verschlossenen Türen ausgehandelt wurde, die
Umsetzung dieser Zielsetzungen. Mit diesem
Programm „schrieb die neue Regierung ihr Be�
kenntnis zu restriktiver Haushaltspolitik, geringer
Unternehmensbesteuerung, Privatisierung, einem
flexiblen Arbeitsmarkt sowie exportorientiertem
Wachstum und bedingungsloser Integration in
den kapitalistischen Weltmarkt fest.“ (Dale T.
McKinley, Seite 29)

Auf der sozio�ökonomischen Ebene hat kein
wirklicher Bruch mit der Apartheid stattgefun�
den, da zwar durch Affirmative�Action�Maßnah�
men wie „Black Economic Empowerment“ eine
schwarze Elite entstanden ist, die Armut weiter
Teile der Bevölkerung sich jedoch zum Teil sogar
noch verschärft hat. Die tiefe soziale Spaltung des
Landes entlang rassifizierter Grenzen bestimmt
das Leben der SüdafrikanerInnen immer noch.
Und so sind viele Bewegungen im Kampf um
verschiedene Aspekte der Grundversorgung
(Land, Wohnen, Strom, Wasser, Gesundheitswe�
sen) entstanden. In „Südafrika. Die Grenzen der
Befreiung“ ist dem Landless People’s Movement
(LPM) – eine Vereinigung, die aus einem Treffen
verschiedener Gruppen und VertreterInnen von
Landlosen aus allen Teilen Südafrikas 2001 in
Durban hervorgegangen ist –, der Treatment Ac�
tion Campaign (TAC) und der Geschichte des
südafrikanischen Aids�Aktivismus ebenso wie
dem Anti Privatisation Forum (APF), das seine
Rolle darin sieht, Kämpfe gegen Privatisierungen
in den Communities und an den Arbeitsplätzen
zusammen zu bringen, jeweils mindestens ein ei�
gener Beitrag gewidmet.

„Es sind die Kämpfe der ‚Überflüssigen‘, die ge�
sellschaftlich als ‚Eaters and Sleepers‘ stigmatisiert
werden, wie es Ashraf Cassiem von der Kampa�
gne gegen Zwangsräumungen beschreibt. Der
Großteil muss sich heute in der informellen
Ökonomie mit unregelmäßigen und prekären
Jobs durchschlagen. Vor dem Hintergrund der
Abnahme regulärer Arbeitsverhältnisse und des
Versäumnisses, ihre Strukturen auf prekäre und
informelle Arbeitsverhältnisse auszuweiten, wer�
den diese Gruppen nicht mehr von den Gewerk�
schaften erreicht.“ (Einleitung, Seite 13)

Doch auch das Erbe des Widerstands wirkt nach
und wird von den Bewegungen kreativ weiterent�
wickelt. So schreibt Prishani Naidoo, Aktivistin

des Anti Privatisation Forum (APF): „Der Ge�
danke, der Staat solle allen SüdafrikanerInnen
einen ‚angemessenen‘ Lebensstandard garantie�
ren, wurde schon durch die Anti�Apartheid�Be�
wegung artikuliert – in Dokumenten wie der
Freedom Charter und in Kämpfen wie den Miet�
boykotten der 1980er und 1990er Jahre. Es ist
genau diese in der Befreiungsbewegung propa�
gierte Praxis des ‚Nicht�Bezahlens‘, die die heu�
tige Regierung vor eines der größten Hindernisse
bei der Einführung einer marktkonformen ‚Kul�
tur des Bezahlens‘ stellt, denn der Widerstand
gegen die Kommodifizierung der Grundversor�
gung ebbte auch nach 1994 nicht ab. Während
die ANC�Regierung einerseits versucht, die Spra�
che der historischen Kämpfe in Schlagworte vom
‚verantwortungsbewussten Bürger‘ und der ‚na�
tionalen Pflicht‘ zu transformieren, um der man�
gelnden Akzeptanz der Tauschlogik von Geld
gegen Waren / Dienstleistungen etwas entgegen
zu setzen, sehen wir in den heutigen sozialen Be�
wegungen gleichzeitig auch erneute Mobilisie�
rungen entlang der Motive und Taktiken der
vergangenen Kämpfe.“ (Prishani Naidoo, Seite
144/45)

Teil der Strategie zur Durchsetzung der Indivi�
dualisierung gegen kollektives Nicht�Bezahlen ist
die Einführung von Prepaid�Zählern sowohl bei
Wasser als auch bei Strom: „Als Antwort auf das
Abkoppeln von der kostenlosen Wasserversor�
gung, waren aus der individuellen Praxis, Wasser�
anschlüsse illegal wieder in Betrieb zu setzen,
neue Bewegungen entstanden. Als in Gegenden
wie Soweto immer mehr Haushalte von der Was�
serversorgung abgeschnitten wurden, führte die
Tatsache, dass viele BewohnerInnen sich wieder
an die Wasserversorgung anschlossen und sich bei
Versammlungen über ihre Probleme austausch�
ten, zu einer Kollektivierung dieser Widerstands�
handlung. Doch die Einführung der
Prepaid�Wasserzähler führte eher zu einem entge�
gengesetzten Effekt bei Organisationen und Be�
wegungen. Der Einsatz der Zähler beschneidet
effektvoll Widerstandsmöglichkeiten wie bei�
spielsweise die eines Zahlungsboykottes. Mit dem
Prepaid�Zähler wird der Zugang zu Wasser –
über die kostenlosen ‚lebenserhaltenden‘ sechs
Kubikmeter pro Monat hinaus – nur noch nach
Bezahlung möglich. Bei Nicht�Bezahlung gibt es
für den Wasserversorger keinerlei Notwendigkeit
mehr, mit den KundInnen zu verhandeln. Statt�
dessen wird die Versorgungsleistung bis zur Zah�
lung einfach eingestellt.“ (Prishani Naidoo, Seite
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145/46). Allerdings wird z.B. in dem 2010 fertig
gestellten Film „Im Schatten des Tafelberges“, der
die Lebensverhältnisse der BewohnerInnen von
Armenvierteln am Rande Kapstadts zum Inhalt
hat, sichtbar, dass mittlerweile widerständige Pra�
xen zur Verbreitung des Wissens über das Umge�
hen dieser Vorrichtungen entwickelt worden
sind.

Weniger erfreulich ist, dass die zutiefst gewalttä�
tige Struktur des ehemaligen Apartheidstaates
ebenfalls Spuren hinterlassen hat, was sich nicht
zuletzt in der weit verbreiteten Gewalt gegen
Frauen niederschlägt. Im Besonderen im Kampf
gegen Aids wirken sich sowohl die mangelnde
Grundversorgung mit Wasser und im Gesund�
heitswesen als auch die Gewalt gegen Frauen ver�
heerend aus. Zackie Achmat, einer der
Mitbegründer der Treatment Action Campaign
(TAC), die durch ihren Kampf um bezahlbare
Medikamente für HIV�positive Menschen welt�
weite Bekanntheit erreicht hat, erzählt im Ge�
spräch, dass 70 Prozent der Mitglieder der TAC
Frauen sind. „Arme Menschen sind besonders
von der Pandemie betroffen und hier vor allem
Frauen, die in den informellen Siedlungen leben.
Dies steht in Zusammenhang mit der hohen Ar�
beitslosigkeit, der geringen sozialen Sicherheit
und den daraus resultierenden Abhängigkeiten
von Männern, in denen sich die vom Land in die
Stadt migrierten Frauen befinden. Die Lebensbe�
dingungen der Frauen in den informellen Sied�
lungen gehören zu den wesentlichen Triebkräften
für die Ausbreitung der Pandemie. Dazu zählt
auch die häusliche und sexuelle Gewalt gegen
Frauen. Bis zu 50.000 Vergewaltigungen werden
pro Jahr bei der Polizei angezeigt, manchmal
mehr. Aber nur eine von neun Vergewaltigungen
wird überhaupt angezeigt.“ (Zackie Achmat,
Seite 117/18)

Heidi Grunebaum, Yazir Henri und Usche Merk
kritisieren in ihrem Beitrag über die Rolle der
Wahrheits� und Versöhnungskommission, Truth
and Reconciliation Commission (TRC), „norma�
tiv�juristische Menschenrechtskonzepte, die aus
individualisierenden Vorstellungen des menschli�
chen Subjekts, dessen Handlungen und seiner
Verantwortung abgeleitet sind. Dieser Aspekt,
Konflikte nicht in ihrem kollektiven Charakter
wahrzunehmen, ist für Wahrheitskommissionen
konstituierend. […] Dieser Ansatz trennt die
Frage nach den Ursachen der Konflikte von
strukturellen Dimensionen ab. […] Die Ent�

kopplung des Leids von seinen Ursachen sowie
die Abtrennung der Entbehrungen von den
damit verbundenen Profiten ermöglichte es, die
materielle Dimension von Versöhnung zu igno�
rieren. […] Aufgrund der gesellschaftlichen
Leugnung kolonialer Gewaltherrschaft und der
fehlenden Aufarbeitung der Apartheid als rassisti�
schem Kapitalismus, kam es in den letzten Jahren
zu einer Vermischung gesellschaftlicher, wirt�
schaftlicher und institutioneller Rassismen.
Damit geht die gesellschaftliche Normalisierung
des Erbes aus der Zeit der Apartheid einher, wie
die systemisch bedingte ökonomische Vormacht�
stellung der weißen Minderheit und die bittere
Armut und Marginalisierung der schwarzen Be�
völkerung.“ (Grunebaum/Henri/Merk, Seite
205/06) Und so sei schließlich Erinnerung „zu
einem Objekt geworden, einem Gegenstand,
einem Produkt, das in den Wirkungsbereich von
Museen und der ‚Heritage�Industrie‘ eingeglie�
dert wurde.“ (Seite 2010) Daran anknüpfend
stellen die AutorInnen zwei sehr unterschiedliche
Community�Initiativen vor, die der offiziellen
Umdeutung der Geschichte, dem Zur�Ware�Ver�
kommen von Erinnerung und dem silencing ent�
gegen arbeiten. Zum Einen das Direct Action
Center for Peace and Memory (DACPM), das
1998 von jungen ehemaligen Befreiungskämp�
fern gegründet wurde, von denen sich viele „nach
der Befreiung völlig völlig mittellos und ohne ge�
sellschaftliche Anerkennung und Unterstützung
wieder[fanden].“ (Seite 211) Und zum Anderen
das sehr beeindruckende Sinani�Programm für
Überlebende von Gewalt in KwaZulu�Ntatal, wo
alleine für den Zeitraum der 1980er und 1990er
Jahre 20.000 Tote und 500.000 Vertriebene zu
verzeichnen waren.

In einem weiteren Beitrag lotet Achilles Mbembe
die Frage aus, ob eine Politik der Affirmative Ac�
tion entlang rassifizierter Kriterien nicht die Ge�
fahr in sich birgt, rassistische Strukturen
festzuschreiben. Neville Alexander, der während
der Apartheid�Zeit zehn Jahre lang auf Robben
Island interniert war und heute Direktor des Pro�
ject for the Study of Alternative Education in South
Africa (PRAESA) an der Universität von Kap�
stadt ist, spricht sich für Affirmative�Action�
Maßnahmen aus, die Klassenkategorien zum
alleinigen Maßstab machen und so den Fallstrik�
ken des „Rassendiskurses“ entgehen.

Die drei letzten Texte analysieren die aufkei�
mende fremdenfeindliche Gewalt gegen afrikani�
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sche MigrantInnen im Mai 2008. Michael Neo�
cosmos, Professor für Soziologie an der Universi�
tät von Pretoria, denkt mit Frantz Fanon, dass
„die Wandlung des Nationalismus in einen
Chauvinismus […] im Auftauchen neuer Eliten
nach der Unabhängigkeit begründet [liegt], die
sich die Posten und das Kapital der abziehenden
Europäer unter den Nagel rissen. Die unteren
Klassen folgten ihrem Beispiel, indem sie sich
gegen ausländische AfrikanerInnen wandten.
Diese Beobachtung verweist darauf, wie die post�
koloniale Fremdenfeindlichkeit in einer nationa�
listischen, die Indigenität betonenden Politik
angelegt ist.“ (Michael Neocosmos, Seite 222)
Und so sieht Neocosmos die Ursachen für die
fremdenfeindlichen Pogrome in Südafrika in er�
ster Linie in verschiedenen Aspekten des staatli�
chen Diskurses. In der Vorstellung der
Sonderstellung Südafrikas werde der Rest des
Kontinents als Ort des Anderen imaginiert:
„Afrika erscheint den neuen Eliten als eine Pein�
lichkeit, es erinnert sie an das, was sie vergessen
möchten, an die armen Verwandten. Gleichzeitig
jedoch wird Afrika als Ort gesehen, an dem man,
wie etwa bei der Rohstoffförderung, sein Glück

machen kann. So bleibt der vorherrschende süd�
afrikanische Diskurs über Afrika seinem Wesen
nach neo�kolonial.“ (Michael Neocosmos, Seite
227) Diese Vorstellung korrespondiert mit der
Verknüpfung der StaatsbürgerInnenschaft mit
dem Konzept der Indigenität.

Der Ökonom Oupa Lehulere nähert sich der
Frage nach den Ursachen der fremdenfeindlichen
Gewaltausbrüche von einer anderen Seite her. Er
denkt über den Zusammenhang zwischen Orga�
nisationsgrad der ArbeiterInnenklasse und Frem�
denfeindlichkeit sowie über Möglichkeiten und
Problemstellungen gemeinsamer und/oder ge�
trennter Organisierung nach. Den Abschluss des
Buches bildet jene Erklärung der Basisbewegung
Abahlali base Mjondo von Mai 2008 unter dem
Titel: „There is only one human race“, der das
Zitat entstammt, das dieser Buchbesprechung als
Motto vorangestellt ist. 

Zuletzt noch ein kleiner praktischer Hinweis:
Nicht nur die Rezensentin fand die zweiten zwei
Drittel des Buches weitaus spannender als das
erste. Also besser weiter hinten zu lesen beginnen!
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Walden Bellos Verteidigung des Kleinbauern-
tums

Der Titel der deutschen Übersetzung „Politik des
Hungers“ täuscht etwas über den Inhalt des Bu�
ches hinweg. In Walden Bellos „The Food Wars“
geht es eigentlich weniger um Hunger, als um die
Verhältnisse in der Landwirtschaft. Nur in der
Einleitung, die sich auf die Lebensmittelpreise�
Krise (2007�2008) bezieht, wird vermerkt, dass
die Anzahl der Hungernden weltweit um ca. 125
Millionen Menschen gestiegen ist. 2007 litten
laut den Vereinten Nationen 923 Millionen
Menschen an Unterernährung. Die zentrale Aus�
sage des Buches des alternativen Nobelpreisträ�
gers und Professors für Soziologie an der
Universität der Philippinen ist schnell zusam�
mengefasst: Das Kleinbauerntum, das in erster
Linie auf Subsistenz ausgerichtet ist, würde eine
alternative Wirtschaftsform zum globalen Kapita�

lismus darstellen. Als Klasse erwiesen die Bauern
eine außerordentliche Beharrlichkeit und wären
bisher trotz aller Voraussagen von Marxisten und
Weltbank noch nicht untergegangen (21). Sie
würden sich nun sogar in Organisationen wie
dem internationalen Bauernverband „La Via
Campesina“ (http://viacampesina.org/en/) zu�
sammenschließen und als „Klasse für sich“ für
ihre Rechte kämpfen. 

In den weiteren Kapiteln wird die Landwirt�
schaftspolitik in Mexiko, auf den Philippinen, in
Afrika und China behandelt. Bello stellt die 60er
und 70er Jahre den späteren neo�liberalen Struk�
turprogrammen positiv gegenüber. Damals streb�
ten viele Regierungen in der 3.Welt eine
Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln an,
schützten die eigenen Märkte vor Exporten und
subventionierten Landwirtschaft oder auch Le�
bensmittel. Als Teil der Strategie gegen den Kom�
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munismus unterstützten die USA in Taiwan,
Südkorea, Japan moderate Bodenreformen,
damit sich Bauern keinen linken Bewegungen
anschlossen. Seit den 80er Jahren vollzog sich ein
Politikwechsel. Die Strukturprogramme der
Weltbank und des Internationalen Währungs�
fond (IWF) zwangen die nationalen Regierungen
zur Öffnung der Märkte. Diese Maßnahme hätte
die Landwirtschaft teilweise ruiniert, Flüchtlings�
ströme ausgelöst und die Nahrungssicherheit der
Bevölkerung von Importen aus dem Ausland ab�
hängig gemacht. In „Politik des Hungers“ er�
scheinen dagegen die 70er Jahre als goldene
Zeiten für Kleinbauern. Bello attestiert sogar
dem philippinischen Diktator Marcos, dass  er
wenigstens die Landwirtschaft unterstützt habe.
Mit der Kommunistischen Partei Chinas geht
Bello vergleichsweise milde ins Gericht, macht
sich aber Sorgen, dass China im Zuge des Bei�
tritts zur Welthandelsorganisation (WTO) das
Ziel der Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln
aufgeben könnte (140). „Politik des Hungers“ ist
mehr eine politische Kampfschrift, als eine fun�
dierte akademische Abhandlung. Es scheint, als
wollte Bello aus aktuellem Anlass schnell ein
Buch veröffentlichen. Das Kapitel zu China
stützt sich nicht unwesentlich auf die Reportage
„Zur Lage der chinesischen Bauern“ der Journali�
sten Chen Guidi und Wu Juntao. Die akademi�
schen Standardwerke zum Verhältnis von Partei
und Bauern werden hingegen nicht zitiert.

Abschließend beschäftigt sich Bello mit Wegen
des kleinbäuerlichen Widerstandes. Als Beispiele
nennt er Selbstmorde südkoreanischer Bauern,
den französischen Bauern Jose Bove (Interview in  
http://www.newleftreview.org/?view=2358), der
eine noch nicht eröffnete MacDonalds�Finale
zerstörte und Mitgründer von „Confédération
Paysanne“ ist, die brasilianische Landlosenbewe�
gung MTS und den Verband „La Via Campe�
sina“. Landwirtschaftliche Produktion sollte in
erster Linie von Kleinbauern, Kooperativen und
Staatsbetrieben übernommen werden. Als sinn�
volle Forderungen listet Bello auf: Ernährungs�
souveränität (Selbstversorgung und Schutz vor
Importen durch „Deglobalisierung“), Ablehnung
von international standardisierten „Junk Food“�
Produkten, ein neues Gleichgewicht zwischen
Landwirtschaft und Industrie sowie Bodenrefor�
men, die eine gleichmäßige Verteilung des Bo�
dens garantieren (181�183). Diese Vorstellungen
hätten sich im „Kampf gegen den zentralisierten
Sozialismus und den Neo�Liberalismus“ entwik�

kelt. Sicher kann es für manche Länder sinnvoll
sein, sich weniger von Lebensmittelimporten ab�
hängig zu machen. Wenn man schon reformisti�
sche Forderungen aufstellt, erscheint mir die
Abschaffung der hohen Agrarsubventionen in
den USA und der EU ein besserer Schutz der
Kleinbauern in der 3.Welt zu sein, als dass sich
jedes Land mit einer Schutzzoll�Politik einigelt.

Bellos Buch ist die bäuerliche Variante der Nost�
algie für eine Zeit vor dem Neo�Liberalismus, in
der Märkte stärker reguliert und abgeschottet
waren. Vereinfacht stellt er eine bäuerliche Pro�
duktionsweise dem Kapitalverhältnis gegenüber.
Auch Kleinbauern sind in der Regel in Märkte
und Lohnarbeitsverhältnisse eingebunden. Das
Kapitalverhältniss braucht auch nicht�commodi�
fizierte Bereiche der Gesellschaft (wie zum Bei�
spiel unbezahlte Hausarbeit), um sich
reproduzieren zu können. Bello schreibt: „Die Ei�
genschaften der kleinbäuerlichen Landwirtschaft
– die Nähe zum Boden, die organische Verbin�
dung von Familie und Hof, der Fokus auf den lo�
kalen Markt, die arbeitsintensive Produktion und
eine Haltung zur Natur, die weniger auf deren
Beherrschung als vielmehr auf die Kooperation
mit ihr abzielt – haben sich sämtlich entwickelt,
um den Bedürfnissen nach ökologischer Stabili�
tät, Gemeinschaft und guter Regierung gerecht
zu werden“ (183�184). In dieser naiven Romanti�
sierung des Dorflebens kommen persönliche Ab�
hängigkeitsverhältnisse nicht vor. Der familiäre
Kleinbetrieb ist eine traditionelle Wirtschafts�
form des Patriarchats. Da hilft es auch wenig,
wenn Bello in einem Halbsatz den Verband „La
Via Campensina“ dafür lobt, dass er Genderfra�
gen in den Mittelpunkt seines politischen Pro�
gramms gestellt habe. In China ziehen viele
Söhne und Töchter von Bauern heute die Fabrik
dem Landleben vor, weil sie unter anderem der
sozialen Kontrolle (der „organischen Verbindung
von Familie und Hof“), lokaler Heiratsvermitt�
lung und der Herrschaft der Alten entkommen
wollen. Mit ökologischer Nachhaltigkeit von
kleinbäuerlicher Wirtschaft ist es oft nicht weit
her. In einigen Dörfern, die ich in China besucht
habe, landet der gesamte Müll im Dorffluss. 

Ähnliches kann auch über Supermärkte gesagt
werden, in denen Bello nur ein Mittel zur Aus�
pressung der Bauern zum Wohle der zahlungs�
kräftigen Mittelschichten zieht. Sicher sind die
Arbeitsbedingungen in den Supermarktketten
vergleichsweise schlecht. Ohne Massentierhal�

106

grundrisse 35 | 2010



tung und die riesigen Gemüseplantagen in Süd�
europa, auf denen Migranten oft unter brutalen
Bedingungen arbeiten, ist das heutige System der
Nahrungsmittelversorgung nicht denkbar. Den�
noch gibt es kein Grund zu Nostalgie für  „Tante
Emma“�Läden. Dort müssen Kinder und Frauen
in der Regel umsonst mitarbeiten. Die Konsu�
menten, vor allen aus den unteren Schichten der
Gesellschaft in den USA, Europa und den
Schwellenländern, die durch die Supermärkte
Zugang zu billigeren Lebensmitteln haben, spie�
len in Bellos Buch keine Rolle. Billige Preise sind
nicht nur Folge der niedrigen Lohnkosten, son�
dern auch der geringen Gewinnspanne für ein
Produkt, das durch die große Anzahl der Filialen
trotzdem zu hohen Gewinnen insgesamt führt.
Natürlich müssen die sozialen und ökologischen
Folgen der heutigen „Nahrungsketten“ kritisiert
werden. Supermarktketten könnten jedoch auch
von den Arbeiter und Arbeiterinnen selbst ver�
waltet werden. Die schon vorhandene Zentrali�
sierung würde gesellschaftliche Planung leichter
machen. Die Frage, ob sich Massentierhaltung
auch ökologischer und weniger brutal für die
Tiere organisieren lässt, ist hingegen schwieriger
zu beantworten.

Bello hat sicher recht, dass Marx und andere
Theoretiker die Zählebigkeit der Kleinbauern un�
terschätzt haben. Die kommunistische Bewegung
hatte jedoch ein viel komplizierteres und ambiva�
lenteres Verhältnis zu Bauern als Bello unterstellt.
Das müsste der Herausgeber eines Readers mit
Texten von Ho Chi Minh eigentlich besser wissen.
In Ländern wie Russland, China und Vietnam
spielten die Bauern eine wichtige Rolle in den Re�
volutionen. Sicher machten die Kommunistischen
Parteien viele Fehler im Zug der Kollektivierung
der Landwirtschaft. Trotzdem muss gesagt werden,
dass das Scheitern des Versuchs, die Kleinbauern�
wirtschaft abzuschaffen, den weiteren Weg zum
Kommunismus (Abschaffung von Warenproduk�
tion und Privateigentum an Produktionsmitteln)
blockierte. In der Sowjetunion und China
herrschte nach den Hungersnöten ein Patt zwi�
schen Staat und Bauern, das zur Stagnation führte.
In vielen anderen Ländern, vor allen in Europa in
der Zwischenkriegsperiode, stellten Kleinbauern
oft das Fußvolk für reaktionäre Bewegungen unter
dem Banner von „Eigentum, Familie, Vaterland“.
Die NSDAP konnte sich z.B. Ende der 20er Jahre
an die Spitze der Landvolkbewegung in Schleswig�
Holstein stellen. Die protestantischen und agrari�
schen Regionen in Norddeutschland wurden zu

den Hochburgen der Partei, lange bevor sie an die
Macht kam. „Reichsbauernführer“ Walter Darre
verherrlichte die Kleinbauern auf eigener Scholle
als „Blutsquelle des deutschen Volkes“. In Öster�
reich formierte sich vom Land aus die rechte
Heimwehr  gegen das „rote“ Wien. Landwirt�
schaftsminister Engelbert Dollfuss errichtete
schließlich als Kanzler die austrofaschistische Dik�
tatur. Die Forderungen nach dem Schutz der hei�
mischen Märkte, Autarkie und moderater
Bodenreform wurden und werden auch von rech�
ten Bewegungen erhoben. Bellos Forderung nach
einer gleichen Verteilung des Bodens wird aller�
dings von den rechten Bauernfreunden nicht ge�
teilt. 

Heute lebt weltweit die Mehrheit der Menschheit
in Städten. Die Menschen, die während der
Preiskrise in über 30 Ländern rebellierten, waren
in erster Linie die städtischen Armen und nicht
Kleinbauern. Bei aller Kritik an den internationa�
len Agrarkonzernen, ist es fraglich, ob Kleinbau�
ern die Welt ernähren können. Laut Bello soll das
auch gar nicht das Ziel sein, sondern sie sollen
das Überleben ihrer lokalen Communities si�
chern (195). In China, wo der Boden immer
noch relativ gleich verteilt ist, können über 600
Millionen Zwergbauern das eigene Land nicht er�
nähren und Getreide muss immer wieder impor�
tiert werden. Trotzdem hat China in den letzten
30 Jahren einen großen Beitrag zur Reduzierung
des weltweiten Hungers geleistet. Laut Angaben
der Ernährungs� und Landwirtschaftsorganisa�
tion der UNO sank der Anteil von unterernähr�
ten Menschen in den Entwicklungsländern von
37 Prozent (1970) auf 16 Prozent (2005). Im
Zug der Preiskrise stieg der Anteil auf 17 Prozent
an (2007). Wie steht diese Entwicklung im Ver�
hältnis zu Bellos düsterem Bild von der Entwick�
lung der Landwirtschaft seit den 80er Jahren?

Bellos Buch ist sicher eine gute Einführung, um
die Argumente der modernen „Volkstümler“ und
Globalisierungsgegner kennenzulernen. In der
kommunistischen Bewegung gab es die extreme
Haltung, den Bauern als einem „Sack voll Kartof�
feln“ jede eigenständige politische Rolle abzu�
sprechen. Außerdem hat sich die Kollektivierung
der Landwirtschaft im Rahmen einer zentralisti�
schen Planwirtschaft in vielen Ländern nicht als
effiziert oder emanzipatorisch erwiesen. Aus die�
ser Erfahrung sollte allerdings nicht der Umkehr�
schluss gezogen werden, dass Kleinbauerntum
und Landleben zu verherrlichen.   
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